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Eine Vision

Greift eine Vision nicht in erster Linie die Voraussetzung und die
Folge ihrer eigenen Entstehung auf und spiegelt so zunächst den Grund
ihrer Existenz, ihres Scheiterns, ihrer Integration oder ihrer
Auflösung im Rahmen eines diskursiven Prozesses wider, dessen
Hauptleistung doch ausdrücklich darin bestehen muß, der
Wirklichkeitsgestaltung nennenswerte Verbesserungen und
Qualifizierungen abzugewinnen?

Im Sinne dieser wohl urdemokratischen Behauptung wird sich die
vorangegangene Frage und damit der Charakter jeder Vision doch als
schlußendlich rhetorisches Werkzeug auf dem unumgänglichen Pfad der
Wirklichkeitsbewältigung herauskristallisieren.

Geben wir der Mühe, den im antiken Griechenland entstandenen
Gepflogenheiten alle Ehre zu erweisen, doch eine Chance und behalten
dabei geflissentlich im wachen Blick, daß uns der Schierlingsbecher
aus der gleichen Zeit besser erspart bleibt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


18. Oktober 2019
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ATOM/229: Halbwertzeit - unabsehbar ... (BBU)


Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gemeinsame Pressemitteilung vom 17. Oktober 2019

- Bundesumweltministerium zu Brennelementexporten

- "Lösung auf nationaler Ebene" für Exportstopp für Brennelemente

- Brennelementefabrik Lingen in 2018 nur zu 40-45% ausgelastet

- Atomkraftgegner: "Zeit des Zauderns ist vorbei - Exportstopp
jetzt!"

- 26. Oktober: Überregionale Anti-Atom-Demo in Lingen



In einer schriftlichen Antwort auf einen Fragenkatalog der regionalen
Anti-Atomkraft-Initiativen aus dem Emsland und Münsterland hat das
Bundesumweltministerium (BMU) bestätigt, dass die regierungsinternen
Gespräche zu dem im Koalitionsvertrag vereinbarten Exportstopp für
Brennelemente aus Lingen "noch nicht abgeschlossen" seien. Weiter heißt
es: "Das BMU wird sich mit den betroffenen Ressorts um eine Lösung auf
nationaler Ebene bemühen, die naturgemäß konform mit den
europarechtlichen Vorgaben sein muss." Zuvor hatte die EU-Kommission der
Bundesregierung laut BMU keinerlei eigene Vorgaben für einen nationalen
Exportstopp gemacht.

Zugleich teilte das BMU mit, dass in 2018 in der Brennelementefabrik
Lingen nur 363 t Uran im Rahmen der Trockenkonversion sowie 259 t Uran
in neuen Brennelementen verarbeitet wurden. Das entspricht einer
Auslastung der Atomanlage von nur rund 45 % bzw. 40 %. Die seit der
Reaktorkatastrophe Fukushima zu beobachtende Auftragsflaute hält in
Lingen demnach weiter an. Zudem war die zum französischen EDF-Konzern
gehörende Brennelementefabrik Lingen im Dezember 2018 und Januar 2019
durch einen Brand im nuklearen Anlagenteil außer Betrieb.

Zuletzt hatte die Brennelementefabrik Lingen im Juli 2019 mit insgesamt
sechs Transporten ausgerechnet die belgischen Altreaktoren Doel 1 und 2
bei Antwerpen mit frischen Brennelementen beliefert, obwohl der
Europäische Gerichtshof - genau wie das BMU - die Laufzeitverlängerung
für die beiden Reaktoren ohne grenzüberschreitende
Umweltverträglichkeitsprüfung als unrechtmäßig beurteilt hatte. EDF ist
Miteigentümerin der AKW in Doel und Tihange.

Wie just gestern (16.10.2019) bekannt wurde, soll EDF auf Wunsch der
französischen Regierung in Frankreich sechs neue Atomreaktoren bauen,
obwohl die AKW-Baustellen in Flamanville (Normandie) und Olkiluoto
(Finnland) zu extrem kostspieligen Bauskandalen geführt haben. EDF
bleibt damit in Frankreich, aber auch in Lingen, der verlängerte Arm der
französischen Atompolitik.

"Die Zeit des Zauderns muss nun vorbei sein. Lange hat das
Bundesumweltministerium versucht, den fälligen Exportstopp vor sich
herzuschieben. Wenn selbst die EU keine eigenen Bedenken hat und die
Brennelemene sehr häufig aus wirtschaftlichen Gründen an internationale
Skandalreaktoren gehen, dann muss das BMU jetzt mit einem Exportstopp
dringend Ernst machen. Dafür gehen wir am 26. Oktober in Lingen mit
einer überregionalen Demonstration erneut auf die Straße," erklärte
Alexander Vent vom regionalen Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im
Emsland.

26. Oktober, 12 Uhr: "Atom und Kohle die rote Karte zeigen"

Die Anti-Atom-Demo in Lingen beginnt am Samstag, 26. Oktober, um 12 Uhr
am Bahnhof und führt von dort durch die Innenstadt. Unter dem Motto
"Atom und Kohle die rote Karte zeigen" stehen die Forderung nach einer
sofortigen Stilllegung des AKW und der Brennelementefabrik in Lingen
sowie der Urananreicherungsanlage im benachbarten Gronau zusammen mit
einer kohlefreien Energiewende im Vordergrund. Es sind bereits
Sonderbusse aus Aachen und dem Wendland angekündigt. Auch werden
AtomkraftgegnerInnen aus den Niederlanden und Belgien erwartet.




Weitere Informationen:

www.atomstadt-lingen.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 17. Oktober 2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2019 
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WALD/406: Hambacher Forst - enttäuschte Erwartungen ... (Michael Zobel)


Wald statt Kohle - 66 Monate Waldspaziergang - Baumpflanzaktion und
mehr... 

von Michael Zobel, 15. Oktober 2019



Liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, Mitmenschen...

Guten Tag zusammen,

drei Tage nach dem 66. monatlichen Sonntags-Spaziergang im Hambacher Wald,
zwei Tage nach der bewegenden Pflanz-Aktion.

893 große und kleine Menschen waren dabei, viele in rot, mit Spaten,
Schaufeln, Wasserkanistern, Gießkannen... und haben mit diesem
Waldspaziergang ein unübersehbares kraftvolles und zukunftsweisendes
Zeichen gesetzt.

Es gibt ein phantastisches Video zur Aktion, DANKE Michael(goove)!

https://www.facebook.com/goove.de/videos/481423912454583

Ganz großer Dank an alle Helfer und Unterstützer...

- die Baumschule, die Familien aus Morschenich und die anderen Spender von
Bäumen und Setzlingen

- Buirer für Buir, ausgeco2hlt, Ecosia, Marina, Floh und alle Menschen, die
beim Waldspaziergang und teilweise schon seit Wochen mit der Vorbereitung
der Aktion beschäftigt waren...

- Alle Dörfer bleiben [1] und Menschenrecht vor Bergrecht [2], Fridays for
Future und alle anderen Initiativen, zusammen haben wir ein kraftvolles
Zeichen gesetzt und wir werden Euch weiterhin nach Kräften unterstützen

- Pierre und sein Küchenteam, bekanntlich gilt "ohne Mampf kein Kampf"...

- Gerd Schinkel, Kurt und Josie, die Dudelsack-Spieler und all die anderen
Musikanten

- die Menschen im Wald, die seit mehr als sieben Jahren durch ihre
Anwesenheit, ihren persönlichen Einsatz und durch ihre Beharrlichkeit ganz
wesentlich dazu beigetragen haben, dass immer noch ein Teil dieses
wunderbaren Waldes gerettet werden kann

- die Fotografen, Filmemacher und PressevertreterInnen, die die Bilder der
gnadenlosen Zerstörung durch RWE in die Welt tragen

- Todde und alle Mutigen, die mit ihren aufrüttelnden Wortbeiträgen den Tag
bereichert haben

Es gibt so viele beeindruckende Bilder im Netz, eine Auswahl ist zu finden
auf:

https://de-de.facebook.com/BuirerFuerBuir ein wenig
herunterscrollen...

https://twitter.com/HambiBleibt

https://twitter.com/hashtag/pflanzenstattbaggern?src=hash

Die Presse hat sich leider sehr zurück gehalten. Ich weiß nicht, was wir
noch hätten machen müssen/können, um die überaus positiven Bilder vom
Sonntag in die Öffentlichkeit zu bringen...

Wenigstens in der Dürener und der Jülicher Ausgabe der Aachener Nachrichten
gab es einen längeren Bericht [3].

Wegen vieler Nachfragen: Ich habe nicht gesagt, dass ich die Zustände rund
um die Tagebaue mit der Lage in Syrien oder zum Ende des zweiten
Weltkrieges gleichsetze. Sondern: Die Bilder der Zerstörung in Orten wie
Manheim und Immerath erinnern an Bilder, die wir ansonsten nur aus
Kriegsgebieten kennen...

Wir machen weiter, wir lassen nicht locker, wir werden gemeinsam diesen
unmenschlichen Konzern und seine Maschinerie stoppen.

Ein paar Termine für die kommenden Wochen:


	10. November, Dorfspaziergang in Keyenberg und Kuckum

	14. November, Die Rote Linie, Filmvorführung im Schulzentrum Solingen, 19 Uhr

	17. November, Die Rote Linie, Filmvorführung in Kleve, 11.30 Uhr

	21. November, In unser aller Namen, der Film zum Hambi von Daggi Diebels und Tom Meffert, Premiere im Apollo Aachen, 20.15 Uhr

	8. Dezember, Waldspaziergang Hambacher Wald

	Mittwoch, 11. Dezember, um 18:00 Uhr, Die Rote Linie, Filmvorführung asta Bonn



mehr zu allen kommenden Veranstaltungen auf meiner Webseite:

www.naturfuehrung.com

Das für heute, es bleibt viel zu tun bis zum Kohleausstieg, wir sehen uns
im Wald, in den Dörfern, auf den Straßen,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen


Verweise:

[1] https://www.alle-doerfer-bleiben.de/

[2] https://menschenrecht-vor-bergrecht.de/ 

[3] https://www.aachener-nachrichten.de/lokales/dueren/merzenich/900-menschen-bei-baumpflanzaktion-im-hambi_aid-46471175?utm_source=facebook&utm_medium=instant-message

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Oktober 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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WALD/405: Hambacher Forst - Bäume pflanzen gegen die Bagger ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 15.10.2019

"Pflanzen statt Baggern" - 893 Menschen setzen ein Zeichen für den
Erhalt des Hambacher Waldes

Pressemitteilung der beteiligten Organisationen und Initiativen zu der
Aktion "Pflanzen statt Baggern" im Hambacher Wald



Am 13. Oktober haben im Rahmen des inzwischen 66. Waldspazierganges mit
Michael Zobel und Eva Töller 893 Menschen gegenüber RWE und der
Landesregierung NRW klar zum Ausdruck gebracht, dass sie das zerstörerische
Verhalten von RWE keinesfalls dulden und den Schutz des Waldes selber in
die Hand nehmen. Ausgerüstet mit Spaten und Gießkannen machten sie sich auf
den Weg, um schützende Gewächse und neue Bäume im und am Wald zu pflanzen.

Greenpeace hatte mittels einer Studie nachgewiesen, dass zwischen Tagebau
und Waldrand eine Pufferzone von mindestens 500 Meter liegen müsse, damit
der Wald nicht geschädigt wird. Die RWE-Bagger nähern sich unaufhörlich dem
Waldrand. An manchen Stellen sind nur noch 50m Abstand bis zur
Tagebaukante, wo es vor einem Jahr noch 600m waren. Doch jeder Meter ist
ein Meter zu viel und bedroht das bereits angeschlagene Ökosystem des
Waldes. RWE widerspricht damit allen schönen Worten der Landesregierung,
der Kohlekommission und des Konzerns selbst, dass der Erhalt des Waldes
"wünschenswert" sei. Und die Politik versagt angesichts der Klimakrise.

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge: "Der Hambacher Wald ist nach
wie vor akut bedroht. Die Bagger kommen immer näher, den Bäumen wird im
wahrsten Sinne des Wortes das Wasser abgegraben. Alle Beteuerungen der
Politik und von RWE, den Hambacher Wald zu erhalten, sind das Papier nicht
wert, auf dem sie geschrieben werden, solange keine wirklichen
Rettungsmassnahmen und ein Stopp der Bagger sichtbar sind. Deshalb nehmen
wir einmal mehr das Handeln selber in die Hand. Heute zeigen wir, was der
Wald braucht, heute fordern wir die Verantwortlichen nochmals auf, endlich
glaubwürdig zu handeln.

Milan Schwarze, ausgecohlt: "Mit der Baumpflanzaktion haben wir heute
gezeigt, wie wir Schritte in eine klimagerechte Welt machen können. Wir
müssen die Zerstörung stoppen und Alternativen pflanzen, Baum für Baum, Tat
für Tat. Zu sehen, dass weltweit immer mehr Menschen ihre Zukunft selbst in
die Hand nehmen, macht Mut."

Birgit Cichy, Menschenrecht vor Bergrecht: "Wir kennen das Gefühl in
ständiger Angst leben zu müssen nur all zu gut! Der Braunkohletagebau von
RWE bedroht unsere Dörfer genau so wie er den Hambacher Wald bedroht. Mit
unserer Baumpatenschaft wollen wir daher ein Zeichen setzen, dass sowohl
der Hambacher Wald als auch die Dörfer am Tagebau Garzweiler II erhalten
bleiben müssen."

Andreas Büttgen, Initiative Buirer für Buir: "Der Wald ist für die Buirer
zugleich Schutz vor der Zerstörung ihres Umfeldes und ein Symbol für eine
gute und klimafreundliche Zukunft. Wir lassen nicht zu, dass RWE dieses
Symbol durch das Festhalten am veralteten Geschäftsmodell noch zerstört.
RWE verlöre weiter an Reputation und die Landesregierung NRW an
Glaubwürdigkeit."

Warum wir Bäume pflanzen:


	Sie wirken kühlend für das Mikroklima

	Sie schützen den Wald vor dem Austrocknen

	Sie sind überlebenswichtig im Angesicht der Klimakrise

	Sie speichern das für den Tagebau abgepumpte Wasser

	Sie stehen für die Zukunft einer zerstörten Region

	Sie stehen für einen schnellstmöglichen Kohleausstieg



 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/649: Klimakampf und Kohlefront - Regierung schuldet Stellungnahme ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 17. Oktober 2019

GRÜNE LIGA: Brandenburg muss Braunkohlenplan Welzow-Süd endlich
ändern



Cottbus/Potsdam, 17.10.2019. Der Umweltverband GRÜNE LIGA erwartet von der
neuen Landesregierung in Brandenburg verbindliche Schritte zur Verhinderung
neuer Tagebaue. Ob diese bei den gestrigen Koalitionsgesprächen vereinbart
wurden, ist den bisher erschienenen Presseberichten nicht zu entnehmen.

René Schuster, Braunkohle-Experte des Verbandes: "Das Bekenntnis zur
Verhinderung neuer Tagebaue taugt nur so viel, wie die Koalition auch
eigene rechtsverbindliche Entscheidungen dazu trifft. Ob das gestern
erreichte Ergebnis mehr Sicherheit für die Tagebaubetroffenen bringt, kann
erst anhand des konkreten Vertragstextes beurteilt werden. Das
Sondierungspapier war in keiner Weise ausreichend. Für die Rettung des
Ortes Proschim darf das Land nicht von anderen erwarten, sondern muss den
von der Landesregierung 2014 erlassenen Braunkohlenplan entsprechend
ändern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17.10.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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MELDUNG/108: Dichtkunst aus dem hohen Norden - neue Werke der Buchreihe Samica (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 17.10.2019

Dichtkunst aus dem hohen Norden

Sprach- und Literaturwissenschaftler der Universitäten Freiburg und
Bielefeld stellen zwei neue Werke der Buchreihe Samica vor



Samische Lyrik von Joik bis Rap: Forscherinnen und Forscher der
Universitäten Freiburg und Bielefeld haben eine Sammlung nordischer Poesie
aus allen überlieferten Epochen der samischen Literatur aus Norwegen,
Schweden, Finnland und Russland zusammengestellt. Die Anthologie "Worte
verschwinden / fliegen / zum blauen Licht" wird am 17. Oktober 2019 auf
der Frankfurter Buchmesse im Beisein samischer Dichterinnen und Dichter
aus Norwegen vorgestellt. "Mit 484 Seiten handelt es sich um eine der
ersten so umfassenden Sammlungen samischer Lyrik überhaupt", sagt
Skandinavist Privatdozent (PD) Dr. Michael Rießler von der Universität
Freiburg, der das Werk in Zusammenarbeit mit der
Literaturwissenschaftlerin Johanna Domokos von der Universität Bielefeld
und der Übersetzerin Christine Schlosser aus Berlin verfasst hat. Es wurde
mit 22.000 Euro von NORLA, Norwegian Literature Abroad, gefördert und
erscheint in der Buchreihe Samica.

Alle Gedichte sind parallel auf Deutsch und in der jeweiligen
Originalfassung gesetzt. "Unter den lyrischen Texten sind sowohl Gedichte
als auch mündlich überlieferte Texte wie Joiks und andere Lieder", sagt
Rießler. Zudem gibt es ein ausführliches Nachwort über die samische
Literaturgeschichte, Kurzbiographien aller Dichter und ein Verzeichnis der
in den Texten vorkommenden Ortsnamen und Fremdwörter. Ebenfalls neu in der
Buchreihe Samica erschienen und von der Universität Freiburg herausgegeben
ist das Buch "Johan Turi - Ein Bühnenstück mit einem Joik von
Áilloš". Es handelt sich dabei um die deutsche Übersetzung von
Harald Gaskis und Gunnar H. Gjengsets Drama über das Leben des ersten
samischsprachigen Schriftstellers. Das Buch erscheint gleichzeitig mit der
Aufführung des Stückes durch das Samische Nationaltheater Beaivváš
als Teil der Kunstausstellung HOUSE OF NORWAY in Frankfurt am Main.

Samica ist eine mehrsprachige und fächerübergreifende Buchreihe mit
Beiträgen zu den Sprachen, Literaturen und Kulturen in Sápmi, dem
Siedlungsgebiet der Saami zwischen Finnland, Norwegen, Schweden und
Russland. Die Reihe richtet sich gleichermaßen an ein wissenschaftliches
und nicht-wissenschaftliches Publikum und will ein breites Spektrum
abdecken - von Forschungsergebnissen über Lehrmaterialien bis zu
literarischen Texten im Original sowie in der Übersetzung. Finanziell wird
die Reihe vor allem von den nordeuropäischen Staaten unterstützt.


Weitere Informationen zur Buchreihe und Forschung:

http://saami.uni-freiburg.de/samica

www.skandinavistik.uni-freiburg.de/forschung/forschungsprojekte/saami

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 17.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1453: Frankfurt - ACHT VISIONEN III & IV, Zukunft. Arbeit. Literatur, 27.11.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im November 2019

Mi 27.11.,19.30 h

ACHT VISIONEN III & IV 

Zukunft. Arbeit. Literatur. 

Mit Isabelle Lehn und Jochen Schmidt

Das Literaturhaus Frankfurt im Museum für Kommunikation



Aufregende Literatur war schon immer ihrer Zeit voraus

Es könnte düster und dystopisch werden. Oder doch eine lichte Utopie?
Wir wissen es noch nicht. Das Literaturhaus Frankfurt und das Museum
für Kommunikation haben acht Autorinnen und Autoren eingeladen, einen
literarischen Blick in die digitale Zukunft zu werfen - die Zukunft
der Arbeit im digitalen Transformationsprozess. Isabelle Lehn und
Jochen Schmidt führen die Reihe ACHT VISIONEN fort und präsentieren
ihre Auftragsarbeiten zum Dialog zwischen Gegenwart und Zukunft,
zwischen Realität und Fiktion, zwischen Kommunikation und Literatur.
Isabelle Lehn schreibt Prosa, Essays und Erzählungen und forscht als
Philologin zu literarischen Schreibprozessen. Jochen Schmidt ist
Autor und Kolumnist, schreibt Reiseführer und Blogtexte, ist
Mitbegründer der Lesebühne Chaussee der Enthusiasten und kickt bei
der deutschen Autorennationalmannschaft.

ACHT VISIONEN ist ein Projekt des Literaturhauses Frankfurt mit dem
Museum für Kommunikation in Zusammenarbeit mit hr2-kultur. Gefördert
von "experimente#digital", der Kulturinitiative der Aventis
Foundation, sowie dem Kulturamt Frankfurt am Main. In Kooperation mit
dem Jungen Literaturhaus bietet das Projekt Schulklassen die
Möglichkeit, die Autoren im Rahmen einer Vormittagsveranstaltung zu
befragen.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im November 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1452: Frankfurt - Gelebtes Leben, Denker der Freiheit im Porträt, John Rawls, 19.11.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im November 2019

Di 19.11., 19.30 h

Gelebtes Leben:

Denker der Freiheit im Porträt

John Rawls 

Mit Linda Teuteberg und Otfried Höffe

Moderation: Rainer Hank (F.A.Z.)



Eine Gesprächsreihe über Freiheitsdenken: John Rawls

Die Veranstaltung in der Reihe "Gelebtes Leben. Denker der Freiheit
im Porträt" widmet sich Leben und Werk des amerikanischen Philosophen
John Rawls (1921 - 2002). Vielen gilt er als der wichtigste Vertreter
des Liberalismus im 20. Jahrhundert. Seine 1971 erschienene "Theorie
der Gerechtigkeit" wurde weltweit eine Million Mal verkauft. Zentral
ist die Frage, ob und wenn ja wieviel Ungleichheit eine Gesellschaft
tolerieren darf. Eine Frage, die in der Ideengeschichte des
Liberalismus sträflich vernachlässigt wurde. Linda Teuteberg MdB,
seit Frühjahr 2019 Generalsekretärin der Freien Demokraten, und der
Tübinger Philosoph Otfried Höffe, einer der maßgeblichen Rawls-
Experten in Deutschland, werden sich John Rawls im Gespräch kritisch
nähern. Der Frankfurter Publizist Rainer Hank (F.A.Z.) kuratiert und
moderiert die Reihe.

"Gelebtes Leben" ist eine Gastveranstaltung der
Karl-Hermann-Flach-Stiftung und der Friedrich-Naumann-Stiftung für
die Freiheit.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im November 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/726: Frankfurt - Im Branchendrehkreuz: Verlag Antje Kunstmann, 31.10.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Do 31.10., 19.30 h 

Im Branchendrehkreuz: Verlag Antje Kunstmann

Ein Abend mit Antje Kunstmann, Kristof Magnusson, Hauck & Bauer

Moderation: Andreas Platthaus (F.A.Z.)



Ideen, Ideale, Idealisten - der Münchner Verlag im

Selbstporträt

In Deutschland gibt es mehr als 1.800 Verlage. Traditionsreiche
Publikumsverlage, kreative Nischenverlage, renommierte
Wissenschaftsverlage. Die Reihe "Im Branchendrehkreuz" präsentiert
die kulturelle Vielfalt dieser Verlagslandschaft. An diesem Abend den
in München ansässigen Verlag Antje Kunstmann. Alle kennen Bücher, die
dort verlegt wurden. Axel Hacke, Barbara Gowdy, Rafael Chirbes, F.W.
Bernstein, Michael Sowa, Jesmyn Ward oder Außenverteidiger Philipp
Lahm. Ein Verlag, der das populäre Sachbuch, das Hörbuch, den Roman
und die Essayistik, aber immer auch das Komische in Wort und Bild
pflegt.

Gemeinsam mit der Verlagsgründerin Antje Kunstmann sprechen der Autor
Kristof Magnusson sowie das Zeichner-Duo Hauck & Bauer mit F.A.Z.-
Literaturchef Andreas Platthaus über gute Seiten und gar nicht so
schlechte Zeiten für das gut gemachte Programm.

Außerdem erleben wir die Künstler Magnusson und Hauck & Bauer in
kurzweiligen Lesebeiträgen.

Die Reihe "Im Branchendrehkreuz" wird von der Dr. Marschner Stiftung
gefördert.

Eintritt 5 / 3 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/725: Kassel - "Highlights im Bücherdschungel" am 31. Oktober 2019


Stadt Kassel

Stoltenberg präsentiert "Highlights im Bücherdschungel"



Jedes Jahr füllen Massen von Buch-Neuerscheinungen die Regale. Um
einen Überblick zu ermöglichen, stellt Annemarie Stoltenberg am
Donnerstag, 31. Oktober, ab 19.30 Uhr in der Stadtbibliothek im
Victoria-Haus die "Highlights im Bücherdschungel" vor.

Die studierte Literaturwissenschaftlerin, Autorin und Redakteurin des
NDR macht dies auf eine Art, die einen lebendigen Einblick in das
jeweilige Buch und persönliche Erlebnisse verbindet. Der Börsenverein
des deutschen Buchhandels - Landesverbände Hessen, Rheinland-Pfalz,
Saarland - und die Stadtbibliothek Kassel laden gemeinsam zu der etwa
zweistündigen Veranstaltung ein. Der Eintritt beträgt zehn Euro, für
Buchhändlerinnen und Buchhändler sind es fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 17. Oktober 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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NAHOST/247: Syrien - Amnesty wirft türkischen Streitkräften und verbündeten Milizen Kriegsverbrechen vor


Amnesty International - Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Syrien: Amnesty wirft türkischen Streitkräften und verbündeten Milizen
Kriegsverbrechen vor



BERLIN - Amnesty International sammelte zwischen dem 12. und 16. Oktober
2019 Zeugenaussagen von 17 Personen, darunter Ärzte und Rettungspersonal,
vertriebene Zivilisten, Journalisten und lokale und internationale
humanitäre Helfer. Zudem wurde Videomaterial analysiert und verifiziert
sowie medizinische Berichte und andere Unterlagen eingesehen.

Die gesammelten Informationen liefern Beweise für wahllose Angriffe der
türkischen Streitkräfte und verbündeter syrischer Kämpfer in Wohngebieten;
darunter Angriffe auf ein Haus, eine Bäckerei und eine Schule. Enthüllt
werden auch grausame Details der kaltblütigen Erschießung einer prominenten
syrisch-kurdischen Politikerin, Hevrin Khalaf, durch Mitglieder von Ahrar
Al-Sharqiya, die Teil der Syrian National Army (SNA) sind. Bei der SNA
handelt es sich um eine Koalition syrischer bewaffneter Gruppen, die von
der Türkei ausgerüstet und unterstützt wird.

"Die türkische Militäroffensive im Nordosten Syriens hat verheerende
Auswirkungen auf das Leben der syrischen Zivilbevölkerung, die wieder
einmal gezwungen wurde, aus ihren Häusern zu fliehen, und die in ständiger
Angst vor wahllosen Bombardements, Entführungen und Tötungen lebt. Die
türkischen Streitkräfte und ihre Verbündeten haben kalte Missachtung für
das Leben der Zivilbevölkerung gezeigt und illegale tödliche Angriffe in
Wohngebieten gestartet, bei denen Zivilisten getötet und verletzt wurden",
sagte Kumi Naidoo, internationaler Generalsekretär von Amnesty
International.


Sie finden detaillierte Informationen und Zeugenaussagen in der
ausführlichen englischen Pressemitteilung unter:

https://www.amnesty.de/allgemein/pressemitteilung/syrien-syrien-amnesty-wirft-tuerkischen-streitkraeften-und-verbuendeten

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/1036: Seebrücke - Erstes Arbeitstreffen des Bündnisses "Städte Sicherer Häfen" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

SEEBRÜCKE: Erstes Arbeitstreffen des Bündnisses "Städte 
Sicherer Häfen"

Pressemitteilung von Seebruecke.org, 2. Oktober 2019



26 Kommunen bekräftigen ihr Angebot der "zusätzlichen Aufnahme aus
humanitären Notlagen im Mittelmeerraum" - Bundesregierung soll
Möglichkeiten der Aufnahme durch Kommunen schaffen.

Zu einem ersten Arbeitstreffen des Bündnisses "Städte Sicherer Häfen"
kamen am 1. Oktober in Rottenburg am Neckar insgesamt 26 deutsche
Kommunen zusammen. Dabei waren Vertreter*innen aus Berlin, Minden,
Krefeld, Köln, Bielefeld, Rottenburg, Potsdam, Erlangen, Greifswald,
Bamberg, Trier, Karlsruhe, Darmstadt, Flensburg, Marburg, Saarbrücken,
Bochum, Konstanz, Ulm, Tuttlingen, Freiburg, München, Hamm, Schwäbisch
Hall und Würzburg.

Die SEEBRÜCKE war an der Entstehung dieses kommunalen Bündnisses
maßgeblich beteiligt und nahm an dem Treffen teil. Insgesamt haben
sich dank des Engagements der SEEBRÜCKE inzwischen mehr als 100 Städte
und Kommunen zu "Sicheren Häfen" erklärt, von denen 28 auch formell in
dem Bündnis mitarbeiten.

"Die so genannte 'Maltaeinigung' wird das Sterben im Mittelmeer und
die Kriminalisierung der Seenotrettung nicht beenden. Wenn die Staaten
humanitär versagen, dann muss die Veränderung von unten, von den
Kommunen kommen. Daher begrüßen wir das Engagement der Städte", sagt
Anna-Lena Blanke von der SEEBRÜCKE.

"Die Situation im und am Mittelmeer ist weiterhin dramatisch. Allein
am vergangenen Wochenende sind über 40 Menschen im Mittelmeer
ertrunken, in diesem Jahr schon fast 1000. Jeder Tag des Wartens
kostet Menschenleben. Wir fordern insbesondere, dass die Menschen, die
in den libyschen Folter-Lagern festgehalten werden, sofort evakuiert
werden", so Blanke weiter.

Das Arbeitstreffen in Rottenburg verabschiedete ein 4-Punkte-Papier
[1], in dem auch die Erwartung an die Bundesregierung formuliert wird,
den Kommunen "Möglichkeiten aufzuzeigen, ihr Angebot umzusetzen".
Außerdem wird "auskömmliche finanzielle und organisatorische
Unterstützung" gefordert.

"Viele Kommunen wollen aus Seenot gerettete Menschen oder Menschen aus
den Lagern direkt aufnehmen. Dafür brauchen sie aber die Zustimmung
des Bundesinnenministers, die in der Regel verweigert wird. Das muss
sich ändern, damit die kommunale Aufnahmebereitschaft nicht länger an
der Blockadehaltung Seehofers scheitert", kommentiert Anna-Lena
Blanke.

Die SEEBRÜCKE ist eine breite zivilgesellschaftliche Bewegung, die
sich für die zivile Seenotrettung, für sichere Fluchtwege und für die
dauerhafte Aufnahme von geflüchteten Menschen in Deutschland einsetzt.


Weitere Infos: 

https://seebruecke.org


Anmerkung:

[1] https://seebruecke.org/wp-content/uploads/2019/10/4-Punkte-Papier_B%C3%BCndnis_St%C3%A4dte_Sicherer_H%C3%A4fen.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSICHTEN/8775: Und morgen, den 19. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.10.2019 bis zum 20.10.2019 +++
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Grau und lange Regenfälle

bricht der Herbst sich weiter Bahn,

rinnt und sprudelt wie die Quelle,

wann, Jean, und wie kommt er an?
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BUNTE NATUR/465: Roteichel-Saatgut - Kinder sammeln für die Wälder von Morgen (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 11. Oktober 2019

Kinder sammeln für die Wälder von Morgen

Roteichel-Saatguternte ein voller Erfolg



(Osterholz - Scharmbeck / Harsefeld) Über 120 Kinder der Grundschule
und der Kindertagesstätte Heilshorn beteiligten sich Anfang Oktober an
der Roteichel-Sammelaktion in der Revierförsterei Heidhof. Die
Niedersächsischen Landesforsten gewannen dank der fleißigen jungen
Helfer 248 Kilogramm Roteichen-Saatgut.

Die Aktion fand im Rahmen der bereits bestehenden bewährten
pädagogischen Zusammenarbeit zwischen dem Waldpädagogikzentrum Elbe -
Weser (WPZ), der Grundschule und der Kindertagesstätte (KITA)
Heilshorn statt. Florian Offermanns, Leiter des WPZ, hatte sich an
die KITA und die Schule gewandt, um besonders hochwertiges
Roteichen-Saatgut in einem ausgewählten Saatgutbestand vom Waldboden
auflesen zu lassen.




[image: Foto: © Niedersächsische Landesforsten]

Eichel und Blatt der Amerikanischen Roteiche

Foto: © Niedersächsische Landesforsten



Die Kinder, ihre Lehrer und ihre Erzieher zeigten großen Einsatz.
"Allen großen und kleinen Sammlern danken wir für ihre Unterstützung.
Dank der Hilfe können wir mit dem heute gesammelten Saatgut fünf
Hektar neuen Roteichenwald aufforsten - ein Gebiet so groß wie sieben
Fußballfelder", sagte Florian Offermanns. "Für die Kinder war es eine
gute Möglichkeit, aktiv etwas sinnvolles für den Erhalt der Wälder und
die Entstehung neuer klimaangepasster Wälder zu leisten. Für die
Landesforsten war es eine große Hilfe, denn wir sind auf die Mithilfe
von Sammlern angewiesen." betont der Förster. Allerdings können nur
solche Eicheln verwendet werden, die in ausgewiesenen Saatgutwäldern
gesammelt werden. "Eine Eiche braucht mehr als 100 Jahre, um zu einem
stattlichen Baum heranzuwachsen. Da ist es wichtig, nur Saatgut von
Eichen zu verwenden, von denen wir wissen, dass sie gut und gesund
wachsen." erklärt Offermanns.




[image: Kinderhände mit Eicheln - Foto: © Niedersächsische Landesforsten]

Die Kinder der Grundschule und der Kindertagesstätte zeigen die
gesammelten Eicheln. Seht her, das haben wir bereits gesammelt.

Foto: © Niedersächsische Landesforsten



Das Saatgut wurde noch am Vormittag gewogen, die Säcke verplombt, die
Begleitpapiere ausgestellt und zur Forstsaatgutberatungsstelle der
Landesforsten nach Oerrel bei Munster abtransportiert. Damit wird
sichergestellt, dass nur Saatgut aus zugelassenen Erntebeständen in
die Weiterverarbeitung gelangt.

Hintergrund: 

Aus einem Kilogramm Rot-Eicheln können im Durchschnitt 100 Sämlinge
gezogen werden. Um ein möglichst hohes Erfolgsergebnis
sicherzustellen, übernehmen Profis die weitere Verarbeitung und die
Anzucht. Dazu wurden die Eicheln direkt zur
Forstsaatgut-Beratungsstelle Oerrel der Landesforsten bei Munster
gebracht. Mitarbeiter der Saatgut-Beratungsstelle reinigen die Eicheln
und bereiten sie auf, bevor sie später an Forstbaumschulen verteilt
werden. Waldbesitzer, die Eicheln für eine Freisaat benötigen, können
bei der Saatgutstelle Eicheln beziehen und daraus neu Wälder
begründen. Die Baumschulen säen die Eicheln in speziellen Pflanzbeeten
ein und gewährleisten unter optimalen Bedingungen den maximalen
Anwuchserfolg. Nach zwei Jahren kehren die jungen Eichenpflanzen
wieder zurück in die Niedersächsischen Wälder.

Die Wälder in Niedersachsen sind durch den Sturm "Friederike" und die
Borkenkäfer-Massenvermehrung besonders stark geschädigt worden.
Vielerorts sind Freiflächen entstanden, die Forstleute in den
kommenden Jahren wieder aufforsten müssen.

 * 

Quelle:

Presseinformation - 11.10.2019

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten Nord-Ost-Niedersachsen

Niedersächsisches Forstamt Sellhorn

Sellhorn 1, 29646 Bispingen

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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AKTION/547: Borken - Nachtwächterführung an Halloween, 31. Oktober 2019


Stadt Borken

Nachtwächterführung an Halloween für Kinder

Spezieller Rundgang für Kinder (und Erwachsene) mit dem Nachtwächter
durch Borken an Halloween am 31. Oktober 2019. Anmeldung erforderlich!



Am Donnerstag, den 31. Oktober 2019 bietet die Tourist-Info der Stadt
Borken eine Nachtwächterführung an. Kinder und Erwachsene begeben sich
an diesem Abend mit der Nachtwächterin auf einen Rundgang durch
Borkens dunkle Gassen und Hinterhöfe. Gekleidet im mittelalterlichen
Gewand und mit Hellebarde und Rufhorn ausgestattet, geht sie mit ihrer
Laterne voran und lässt den Ruf "Hört ihr Leut' und lasst Euch sagen,
unsere Glock' hat neun geschlagen..." erschallen.

Bei diesem Rundgang mit kleinen Laternen wird den Kindern
Wissenswertes über unsere Stadt vermittelt. Sie hören spannende
Geschichten über die "Kattenborg" und die "Missgunst".

Aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl ist eine vorherige Anmeldung
bei der Tourist-Info Borken (02861 / 939-252, tourist-info@borken.de)
erforderlich. Der Teilnehmerbeitrag beträgt 5,00 Euro für Erwachsene.
Kinder unter 14 Jahre dürfen kostenlos teilnehmen. Der Rundgang
beginnt um 18:00 Uhr vor dem Alten Rathaus am Marktplatz in Borken und
dauert ca. 1,5 Stunden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 10. Oktober 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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HÖRFUNK/495: Deutschlandfunk Kultur - Gedichte über die Jahreszeiten, 20.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Herbst steht auf der Leiter und malt die Blätter an ...

Gedichte über die Jahreszeiten

Von Karin Hahn

Mit Gedichten von Heinrich Heine, Eduard Mörike, Mascha Kaléko, Peter Hacks, Theodor
Storm, Wilhelm Busch, Jutta Richter und Arne Rautenberg

Deutschlandfunk Kultur 2019

(Ursendung)

Kakadu für Frühaufsteher - Erzählung

Sonntag, 20. Oktober 2019, 7.30 - 8.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Jahr für Jahr wechseln sie sich in ihrem ganz eigenen Rhythmus ab, die
Jahreszeiten. Und jede hat so ihre ganz eigene Gefühlslage, ihren
besonderen Klang und ihre spezielle Farbmischung. Keine Lyrikerin,
kein Lyriker, ob Heinrich Heine, Eduard Mörike, Mascha Kaléko, Peter
Hacks, Theodor Storm, Wilhelm Busch, Jutta Richter oder Arne
Rautenberg, haben es sich nehmen lassen, über Frühling, Sommer, Herbst
und Winter zu dichten, mal melancholisch, mal fröhlich und oft sehr
nachdenklich.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LESUNG - KINDER-UNI/211: KinderUniHannover - Wie halten die Nieren unser Blut sauber?, 29.10.2019


Medizinische Hochschule Hannover - 17.10.2019

Wie halten die Nieren unser Blut sauber?

KinderUniHannover (KUH) startet in der MHH ins Wintersemester 2019/2020 /
Die Teilnahme ist kostenlos, eine Anmeldung nicht erforderlich



"Wie halten die Nieren unser Blut sauber?" Mit dieser Frage startet die
KinderUniHannover (KUH) ins Wintersemester 2019/2020. Die erste Vorlesung
der hochschulübergreifenden Veranstaltungsreihe für Kinder im Alter von
acht bis zwölf Jahren findet in der Medizinischen Hochschule Hannover
(MHH) statt

am Dienstag, 29. Oktober 2019, von 17.15 Uhr bis 18 Uhr

im Hörsaal F, Klinisches Lehrgebäude J1, Carl-Neuberg-Straße 1,
in 30625 Hannover.

Einlass ist ab 16.30 Uhr. Die Plätze im Hörsaal sind ausschließlich für
Kinder reserviert, Eltern werden gebeten, vor dem Hörsaal zu warten.
Die Teilnahme ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Professor Dr. Lars Pape, stellvertretender Direktor der MHH-Klinik für
Pädiatrische Nieren-, Leber- und Stoffwechselerkrankungen, erklärt den
Kindern die Funktion der Nieren, dem Klärwerk unseres Körpers. Täglich
spülen die Nieren mehr als 250-mal unser gesamtes Blut, damit Stoffe, die
wir nicht brauchen, unseren Körper wieder verlassen können. Die Nieren
sorgen auch dafür, dass die Menge an Flüssigkeit in unserem Körper stimmt
und dass der Blutdruck normal ist. Wie sehen die Nieren aus und wie
funktioniert diese körpereigene Reinigung? In der Vorlesung erklärt
Professor Pape auch den Aufbau und die Funktion der Nieren mithilfe des
Ultraschalls und zeigt, wie man seine Nieren selbst testen kann.

Bitte kommen Sie mit öffentlichen Verkehrsmitteln zur MHH: Fahren Sie mit
der Stadtbahnlinie 4 Richtung Roderbruch bis zur Haltestelle "Medizinische
Hochschule", folgen Sie dann der Beschilderung "KinderUniHannover".


Weitere Informationen gibt es im Internet unter

www.kinderuni-hannover.de oder

in der MHH bei Bettina Dunker, Telefon (0511) 532-6778,

dunker.bettina@mh-hannover.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover - 17.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MUSEUM/876: Hanau - Schaurig schöne Masken zu Halloween gestalten mit der ganzen Familie am 27.10.2019


Stadt Hanau

Schaurig schöne Masken zu Halloween gestalten 

Familien-Masken-Werkstatt im Museum Großauheim am Sonntag, 27. Oktober



Kurz vor Halloween lädt das Museum Großauheim am Sonntag, 27. Oktober
von 15 Uhr bis 16.30 Uhr zur Familien-Masken-Werkstatt ein: Familien
mit Kindern ab vier Jahren sind im Rahmen des Kinderkult(o)urprogramms
herzlich eingeladen gruselige oder schaurig schöne Masken farbenfroh
zu gestalten. Die historischen Maskenformen aus der Spielzeugstadt
Sonneberg bieten für jeden Geschmack etwas: vom brummigen Bären über
den grimmigen Teufel oder den einäugigen Piraten. Jedes Kind darf sich
eine Maske aussuchen und diese nach Lust und Laune mit Farben und
Bastelmaterialien individuell verzieren. Dabei entstehen einzigartige
Tier- und Charaktergesichter, die garantiert einzigartig sind.

Die Kosten inklusive Maskenrohling betragen für Kinder fünf Euro und
für Erwachsene sechs Euro. Familien zahlen zehn Euro. Maximal 25
Personen können teilnehmen.

Teilnahmebedingung ist die telefonische oder schriftliche Anmeldung
bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon 06181 - 295-1799 oder per
E-Mail an museen@hanau.de.

Die Masken-Werkstatt kann auch als zweistündiger Kindergeburtstag zu
einem Wunschtermin gebucht werden! Alle Informationen sowie weitere
Geburtstagsangebote und Kinderkult(o)ur-Termine finden sich im
Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim Pfortenwingert 4, 63457 Hanau, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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THEATER/1444: Hamburg - Filles & Soie. Schatten- und Marionettentheater, 2. + 3.11.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Filles & Soie (Mädels & Seide)

Schatten- und Marionettentheater 

Von und mit Séverine Coulon

Sa 2. November, 16:00, + So 3. November 2019, 11:30 / 16:00



Eine Frau steht in einer großen Kiste, nur ihr Kopf guckt raus. Sie
lächelt verführerisch, fröhlich und traurig zugleich. In der
Geschichte, die sie mit Schatten und mehr erzählt, werden alte
Bekannte aus ihrer Kindheit lebendig. Ihr trefft z.B. Schneewittchen
und die kleine Meerjungfrau. Mit Humor und Leichtigkeit zeigt Séverine
Euch, dass wir nicht unbedingt so sein wollen, wie wir sollen.
Verschieden ist schön!

Fünfundvierzig Minuten voller Poesie und Emotionen.

Eine Veranstaltung im Rahmen des »Internationalen Musik- und
Theaterfestivals KinderKinder«

VVK: ab 1. August auf www.kinderkinder.de,

Karten: Erw. 9 € / Kind 7 €

Ort: Fundus Theater

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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FÜHRUNG/1000: Wertheim - Rundgang durch die Ausstellung "Fritz Bach" am 5.11.2019


Stadt Wertheim

Führung durch die Ausstellung "Fritz Bach"



Wertheim. Das Grafschaftsmuseum zeigt aktuell die Sonderausstellung
"Fritz Bach (1890 - 1972) - Der (Un)bekannte. Neuentdeckung eines
scheinbar bekannten Wertheimer Malers". Dazu findet die nächste
öffentliche Führung am Dienstag, 5. November, um 18 Uhr statt.

Der Wertheimer Maler Philipp Friedrich Bach stammt aus einer alten
Handwerker-Familie. Er blieb, die Studienzeit und wenige Reisen
ausgenommen, zeitlebens in Wertheim. Er malte viele Ansichten der
Wertheimer Altstadt und der näheren Umgebung. Auch als Porträtmaler
von Kindern und Honoratioren der Stadt machte er sich einen Namen. Die
Ausstellung zeigt Gemälde und Skizzen aus dem Museumsbestand sowie
zahlreiche Leihgaben aus Privatbesitz.

Die Führung mit der Kuratorin der Ausstellung, Constanze Neuendorf,
dauert etwa eine Stunde. Da die Teilnehmerzahl auf 15 Personen
begrenzt ist, bittet das Museum um Anmeldung unter Telefon
09342/301-511. Eintritt und Führungsgebühr kosten 4,50 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 17. Oktober 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFF/761: 20. Museumsnacht Köln, 2.11.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 9.10.2019

Kunst, Film und Performances

KHM und die 20. Museumsnacht Köln 

in Aula, Glasmoog, Innenhof

Samstag, 2. November, 19-2 Uhr, Filzengraben 2, 50676 Köln

Mit Eintritt



Zur jährlichen fulminanten Tour de Force der Kunst- und Kulturszene
mit mehr als 200 Veranstaltungen an über 45 Orten präsentiert die KHM
erneut ein facettenreiches Programm mit Werken von Studierenden.
Gezeigt werden u.a. Sound- und Videoarbeiten,
Mixed-Media-Installationen, Fotografien, Performances und
Künstlerpublikationen sowie in einer mehrstündigen Nonstop-Filmnacht
ausgewählte Kurzfilme, darunter Animations- und Experimentalfilme,
Dokumentar- und Spielfilme.

Informationen und Tickets unter: https://www.museumsnacht-koeln.de

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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TREFF/760: Mönchengladbach - Kurs "Moderne Malerei - Techniken und Komposition" ab 9.11.2019


Stadt Mönchengladbach

Moderne Malerei - Techniken und Komposition



Dieser Kurs unter Leitung von Ora Avital ab Samstag, 9. November,
jeweils 15 bis 18 Uhr, im Museum Abteiberg, vermittelt sowohl die
Grundlagen mit dem Umgang von Öl- und Acrylfarben, als auch von
Bildkomposition und Farbgestaltung. Hierbei kann sowohl gegenständlich
als auch abstrakt oder experimentell gearbeitet werden. Parallel dazu
werden Bildbeispiele aus der Sammlung des Museums herangezogen um die
unterschiedlichen Maltechniken einzelner Künstler zu besprechen und um
die Malerei in ihrer vielfältigen Erscheinungsform kennenzulernen.

Kosten: 65 Euro

Anmeldungen sind ab sofort über die Homepage des Museums im Menü
praktische Kurse" möglich

www.museum-abteiberg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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GEGENWIND/829: Eckernförde - zweitgrößter Marinestandpunkt nach Wilhelmshaven


Gegenwind Nr. 373 - Oktober 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

KRIEG & FRIEDEN

Eckernförde - zweitgrößter Marinestandort nach Wilhelmshaven


von Georg Fr. Gerchen



AKK, die Ministerin für Krieg, Aufrüstung und Militärpropaganda
forderte im Bundestag weitere Milliarden Euro für das Militär,
zusätzlich zu den Steigerungen im aktuellen Haushaltsentwurf. Die
Bundeswehr wächst und an den Wachstums-Schwerpunkten kann man leicht
die Planungen für die künftigen Kriege ablesen. Dieser Standort hier
in Jagel ist in den letzten Jahren stark gewachsen. Mehr als 1400
Militärbedienstete und zivile Arbeitskräfte sind jetzt hier und Jagel
ist unter anderem Schwerpunkt der Drohnen-Kriegsführung, der
Ausbildung von Wohnen-Piloten, der Ausspähung aus der Luft und der
Ausbildung am Atomwaffenträger Tornado.


Nur 22,5 km Luftlinie von hier - dort hinter den Hüttener Bergen
- liegt ein anderer Schwerpunkt der Aufrüstung, der Marinestützpunkt
Eckernförde Eckernförde soll in den nächsten Jahren zum größten
Marinestandort in Schleswig-Holstein (und zum zweitgrößten in
Deutschland) ausgebaut werden. Der Inspekteur der Marine, Vizeadmiral
Andreas Krause stellte am 25. Juni 2019 in einer Rede beim Kieler
Seapower Symposium fest, dass kein Gebiet Europas so stark
militarisiert sei wie der Ostseeraum, und dass die immer schneller
voranschreitende technologische Entwicklung Reaktionen erfordert. In
der schrägen Logik der Militärs sind passende Reaktionen eine
verstärkte Aufrüstung, und dieses ist auch am Beispiel Eckernförde
ablesbar.

In Eckernförde stationiert sind das 1. U-Boot Geschwader, das
Seebataillion, das Kommando Spezialkräfte Marine, und die
Wehrtechnische Dienststelle 71. Mehr als 300 Millionen EUR werden in
den kommenden fünf Jahren investiert, in Hafenanlagen, Gebäude und
Übungsstätten. Mehr als 4000 Kriegerinnen und Krieger sind dann da
stationiert.

Vor allem durch die Vergrößerung des Seebataillons wächst der
Stützpunkt kontinuierlich. "Bei der Aufstellung vor fünf Jahren hatten
wir knapp 800 Soldaten. Bald werden es mehr als 1.400 sein. (...) Das
Seebataillon ist eigentlich in allen Einsätzen der Bundeswehr
vertreten, auch in Afghanistan, in Mali, im Libanon", sagt
Fregattenkapitän Axel Meißel, Kommandeur des Verbandes. Die Einheit
vereint Minentaucher, Boardingsoldaten, Marineinfanteristen und
Aufklärer.

Bordeinsatzkompanien bestehen aus spezialisierten
Marineinfanterist/Innen, die sich aus Hubschraubern abseilen,
Kampfboote fahren und Handelsschiffe taktisch durchsuchen. Auf den
neuen Fregatten der Klasse 125 werden sie ständig mitfahren.

Die Küsteneinsatzkompanien sind mit gepanzerten Fahrzeugen und
schwerer Bewaffnung, mit Flugkörpern und Mörsern ausgerüstet, sie
sollen Hafenanlagen, Schiffe, Boote und Transporte von Land aus
absichern.

Die Minentaucher sind mit hightech-Material ausgerüstet. Sie bedienen
auch Unterwasserdrohnen und üben permanent offensive Einsätze zur
Unterstützung von amphibischen Militäraktionen.

Vielen nicht bekannt ist die mit Flugdrohnen, Unterwasserdrohnen und
mit moderner Elektronik ausgestattete Aufklärungskompanie. Sie ist
Teil der elektronischen Kriegsführung. Zu dieser Einheit gehören auch
die Scharfschützen, die in allen Marineeinheiten eingesetzt werden,
aber auch in Afghanistan und anderen Landeinsätzen der Bundeswehr mit
dabei sind.

Das Seebataillon ist mehr als andere Einheiten in Ausbildungs- und
Einsatzmöglichkeiten international vernetzt. Besonders schwerwiegend
für die Militarisierung des Ostseeraumes ist die enge Kooperation mit
den nicht-NATO-Staaten Schweden und Finnland, z. B. bei der intensiven
Ausbildung an den zukünftig in Eckernförde stationierten neuen
schnellen Kampfbooten des Seebataillons. Dieses geschieht auch dicht
an der russischen Grenze. Zusammen mit der niederländischen Marine
nutzt das in die niederländischen Marine voll integrierte deutsche
Seebataillon das große amphibische Transport- und Landungsschiff
"Karel Doormann", und ist so in der Lage, auch außerhalb Europas
militärische Landungen mit schwerem Material von See aus
durchzuführen.

Dann ist in Eckernförde das Kommando Spezialkräfte Marine stationiert,
das sich mit derzeit über 500 Dienstposten innerhalb weniger Jahre
verdoppelt hat. Diese Einheit wird auch weiter wachsen. Über die
Einsätze dieser Truppe wird (wie beim KSK) in der Öffentlichkeit wenig
bekannt. Ausgebildet für den Kampf als Fallschirmspringer,
Kampfschwimmer, Einzelkämpfer wird diese Eliteeinheit direkt durch das
Einsatzführungskommando der Bundeswehr geführt. Auch diese Einheit ist
an den meisten internationalen Militäreinsätzen beteiligt.

Von der militärkritischen Öffentlichkeit meist unterschätzt wird die
Tätigkeit einer Einheit unter dem verharmlosenden Namen
"Wehrtechnische Dienststelle für Schiffe und Marinewaffen, maritime
Technologie und Forschung (WTD 71)" in Eckernförde Die WTD 71 ist die
zentrale wissenschaftlich-technische Institution für die Ausstattung
der Marine mit neuartigen Waffensystemen für den Kriegsgebrauch unter,
auf und über dem Wasser. Hier sind besonders die aktuellen Erprobungen
zur Unterwasserortung von Drohnen und U-Booten und Fernlenkwaffen zu
nennen: die Erprobungen von Laser-Waffen auf deutschen Kriegsschiffen,
im Bereich Sensortechnik werden die Stealth-Eigenschaften der
Kriegsschiffe entwickelt, in Schwedeneck wird das neue TRS 4D - Radar
erprobt. Das Forschungsschiff "Planet" ist in Eckernförde stationiert.
Die WTD 71 ist eine Schnittstelle von Rüstungsindustrie, dem
Excellenz-Center COE CSW in Kiel, dem Bundeswehrplanungsamt und der
praktischen Anwendung in der Marine. Noch in diesem Jahr sollen die
Dienstposten auf ca. 700 aufwachsen, gleichzeitig wird in die
Infrastruktur investiert, in Messplätze, den Schiffspark und
Forschungsprojekte an zivilen Universitäten. Durch die sehr intensive
internationale Vernetzung wird die deutsche Position in der
NATO-Marinetechnologie gestärkt. Das gilt besonders für die Ostsee als
dem maritimen Aufmarschgebiet gegen Russland, die kleineren
Anrainerstaaten können einen solchen Aufwand aus finanziellen Gründen
nicht betreiben.

So, nun zuletzt kommen wir zu eher traditionellen Einheiten der Marine
in Eckernförde. Das 1. U-Boot Geschwader ist mit sechs hochmodernen
Booten der Klasse 212 ausgerüstet. Eine teure Weiterentwicklung 212 CD
wird zusammen mit Norwegen in Auftrag gegeben, zwei Boote davon sind
für die deutsche Marine. Ich will euch nicht mit technischen Details
langweilen, doch gegen wen richtet sich eine Möglichkeit der
Landziel-Angriffe im getauchten Zustand? Auch mit Norwegen zusammen
wird der dafür notwendige neue, mit heutigen Mitteln kaum zu ortende
See-Landzielflugkörper NSM entwickelt. Dann gehören zum 1.
U-Bootgeschwader auch die drei Spezialschiffe für elektronische
Spionage, verharmlosend als "Flottendienstboote" bezeichnet.
Vollgestopft mit Elektronik sind sie Teil einer aggressiven Variante
der elektronischen Kriegsführung.

Es ist leicht zu erkennen, dass eine solche Aufrüstung genau wie hier
in Jagel zur ernsthaften Bedrohung für das friedliche Zusammenleben
der Menschen rund um die Ostsee darstellt, genau wie bei der Luftwaffe
hier in Jagel wird in Eckernförde an der Vorbereitung eines Krieges
gearbeitet. Jagel wie auch Eckernförde sind Beispiele der gefährlichen
Aufrüstung in Europa. Wir wollen: Frieden schaffen ohne Waffen!

Georg Fr. Gerchen DFG-VK Gruppe Husum/Westküste
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Rechtsextreme Massenproteste in der Ukraine:

Selenskyj akzeptiert "Steinmeier-Formel"

Von Clara Weiss

18. Oktober 2019



Am 1. Oktober unterzeichnete der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj
ein Dokument, laut dem sich die Ukraine an die "Steinmeier-Formel" halten
und in der Ostukraine Wahlen durchführen werde. Der derzeitige deutsche
Bundespräsident und ehemalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier hat die
nach ihm benannte Formel 2016 entwickelt. Zuvor hatte er eine wichtige
Rolle bei dem rechtsextremen Putsch in Kiew im Februar 2014 gespielt, der
von Deutschland und den USA unterstützt wurde.

Im darauf folgende Bürgerkrieg in der Ostukraine wurden mindestens 13.000
Menschen getötet, bis zu 30.000 weitere verwundet und Millionen Menschen
vertrieben.

Die Steinmeier-Formel beinhaltet eine Reihe von Vorschlägen zur Umsetzung
des Minsker Abkommens von 2015. Die Formel ist äußerst vage und unklar,
ihre einzige konkrete Vorgabe ist, dass im Donbass Wahlen stattfinden
müssen. Das könnte dazu führen, dass die ostukrainischen Gebiete Donezk und
Lugansk, die momentan von pro-russischen Separatisten regiert werden, einen
halbautonomen Status erhalten. Steinmeier selbst hat mehrfach betont, dass
nahezu alle Aspekte seiner "Formel" in weiteren Verhandlungen geklärt
werden sollen. Laut Umfragen wissen zwei Drittel der Ukrainer nicht, was
sie von dieser Formel halten sollen. 23 Prozent lehnen sie ab, nur 18
Prozent unterstützen sie.

Die Bedingungen der Wahl werden vom sogenannten Normandie-Format
festgelegt, das aus Deutschland, Frankreich und Russland besteht. Die USA
sind darin nicht vertreten.

Am 3. und am 14. Oktober protestierten auf dem Kiewer Unabhängigkeitsplatz
tausende rechtsextreme Nationalisten gegen Selenskyjs Regierung, die
bereits maßgeblich an dem Putsch von 2014 und am Bürgerkrieg beteiligt
waren. Vertreter der ehemaligen Poroschenko-Regierung schlossen sich den
Kundgebungen an. Die Steinmeier-Formel wurde als "Zugeständnis" an und
"Kapitulation" vor Russland beschimpft.

Der ehemalige Präsident Poroschenko unterstützte offen die Demonstrationen
und erklärte: "Wir erklären uns solidarisch mit dem derzeitigen Vorgehen
und den Forderungen der Veteranen. Wir werden nicht zulassen, dass der
ukrainische Staat ruiniert wird."

Selenskyj sah sich gezwungen, seine Entscheidung für die Formel in einer
14-stündigen Pressekonferenz zu verteidigen. Er betonte, die Wahl im
Donbass werde erst nach einem Abzug der russischen Truppen stattfinden.
Russland bestreitet jedoch weiterhin, dass es überhaupt Truppen in der
Ukraine stationiert hat.

Der Kreml bezeichnete es als "Schritt in die richtige Richtung", dass Kiew
die Steinmeier-Formel übernimmt. Moskau blieb jedoch auffällig
zurückhaltend, was die Verhandlungen betrifft. Die russische Presse
berichtete nur sehr begrenzt darüber und es gab kaum offizielle
Erklärungen. Nach fünf Jahren Wirtschaftskrieg und militärischer
Einkesselung durch die imperialistischen Mächte ist Russlands
wirtschaftliche und politische Stellung dramatisch geschwächt, was
Selenskyj zweifellos auszunutzen versucht.

Kurz vor Selenskyjs Entscheidung fand ein Gefangenenaustausch zwischen
Russland und der Ukraine statt, der von Berlin und Paris eindringlich
unterstützt wurde. Die Entscheidung fiel zudem vor dem Hintergrund einer
dramatischen Verschärfung der politischen Krise in Washington, in der die
CIA und die Demokraten ein Telefonat zwischen Trump und Selenskyj im Juli
als Grundlage für eine Amtsenthebungsuntersuchung benutzen.

Die Übernahme der Steinmeier-Formel ist Teil von Kiews Manövern zwischen
dem US-Imperialismus auf der einen Seite und Berlin und Paris auf der
anderen. Vor allem seit 2014 ist die Ukraine stark von der militärischen
Unterstützung der USA abhängig geworden und hat sich zu einem Bollwerk der
Aufrüstung Washingtons gegen Russland entwickelt. Gleichzeitig pflegt die
Ukraine umfangreiche Wirtschaftsbeziehungen mit der EU und vor allem mit
Deutschland. Eine Quelle aus Selenskyjs Umfeld erklärte gegenüber dem
Magazin Foreign Policy, der ukrainische Präsident betrachte die
Übernahme der Steinmeier-Formel als politisches Zugeständnis an Frankreich
und Deutschland.

Die Vertreter des deutschen und des französischen Imperialismus inszenieren
sich gerne als "Friedensstifter" in der Ukraine. In Wirklichkeit ist jedoch
nichts Harmloses an ihrer immer stärkeren Einmischung in die
Angelegenheiten des Landes.

Berlins Engagement steht in der Tradition der Versuche des deutschen
Imperialismus, diese Region zu kontrollieren. Dies wiederum ist Teil seiner
Bestrebungen, die Vormachtstellung in Europa zu erlangen. Deutschland hat
in beiden Weltkriegen die Ukraine und Osteuropa besetzt. Während des
Zweiten Weltkriegs ermordeten die Nazis zusammen mit ukrainischen
faschistischen Kräften bis zu sieben Millionen Menschen in der Ukraine,
darunter etwa eine Million Juden.

Nach dem Putsch im Februar 2014 ließ sich der damalige Bundesaußenminister
Frank-Walter Steinmeier zusammen mit dem ukrainischen Neofaschisten Oleg
Tjagnybok von der Partei Swoboda fotografieren. Als Bundespräsident hielt
er im September eine Rede in Polen zum 80. Jahrestag des Beginns des
Zweiten Weltkriegs 1939, in der er den Holocaust nicht einmal erwähnte.

Wenn Berlin jetzt auf eine Beilegung des Konflikts in der Ostukraine unter
eigener Regie drängt, so hängt dies zum einen mit den wirtschaftlichen
Interessen der deutschen Bourgeoisie zusammen, deren Geschäfte unter dem
anhalten Krieg leiden. Zum anderen hängt es mit dem zunehmenden Konflikt
mit dem US-Imperialismus zusammen.

Seit dem Putsch im Februar 2014 hat die deutsche Bourgeoisie ihr Engagement
in der ukrainischen Wirtschaft und Politik stark ausgeweitet. Laut der
Bundesregierung ist die Zahl der Beschäftigten der Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und der KfW-Bank (beides Werkzeuge der
Bundesregierung) in Kiew seit 2014 um das Siebenfache angestiegen. Im Jahr
2016 gründete Deutschland eine eigene Niederlassung der
Auslandshandelskammer, um die Interessen deutscher Unternehmen in Kiew zu
repräsentieren.

Etwa 1.000 deutsche Firmen sind mittlerweile in der Ukraine aktiv. Dennoch
beklagten sich Wirtschaftsvertreter und Politiker, dass ihr
wirtschaftlicher Erfolg nicht so groß war, wie sie unter Poroschenko
erwartet hatten. Anfang des Jahres kündigte Volkswagen die Verlegung einer
Fabrik von der Ukraine in die Slowakei an, während die ukrainische
Autoindustrie nahezu vollständig zusammenbrach.

Der Handelskrieg zwischen der EU und den USA und die Wirtschaftskrise in
Europa haben die Bedeutung der osteuropäischen Märkte für Deutschland
gesteigert. Der Wert des Handels mit Osteuropa hat vor kurzem den des
Handels sowohl mit China als auch den USA übertroffen. Mehrere deutsche
Politik-Kommentatoren haben betont, dass Deutschland seine Interessen in
der Region verteidigen müsse, um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
Handelskriegs und der Brexit-Krise auszugleichen.

Neben diesen wirtschaftlichen Interessen steht die Ukraine auch im
Mittelpunkt des wachsenden Konflikts zwischen den imperialistischen Mächten
um die Strategie gegenüber Russland. Deutschland hat zwar eine zentrale
Rolle bei der Aufrüstung der EU und der Nato gegen Russland gespielt, doch
Teile der deutschen Bourgeoisie sind beunruhigt über die
Wirtschaftssanktionen, die ihre engen Geschäftsbeziehungen mit Russland
beeinträchtigt haben. Vor allem die Sanktionen der USA haben nicht nur
russische Unternehmen, sondern auch ihre internationalen und vor allem ihre
deutschen Partner getroffen.

Deutschland treibt außerdem den Bau der Pipeline Nord Stream 2 voran, die
verstärkt direkte Gaslieferungen von Russland nach Deutschland ermöglichen
würde. Die USA, die Ukraine und die meisten osteuropäischen Staaten lehnen
das Projekt entschieden ab. Die Trump-Regierung hat den beteiligten
Unternehmen mehrfach mit Sanktionen gedroht.

Auch Frankreich, dessen Beziehungen zu den USA sich ebenfalls deutlich
verschlechtert haben, hat bei Selenskyjs jüngsten Entscheidungen eine
wichtige Rolle gespielt. Die Financial Times schrieb, Macrons
Eintreten für den russisch-ukrainischen Gefangenenaustausch im August sei
Teil seiner Versuche gewesen "die Beziehungen Europas zu Russland zu
stärken, um Moskau zur Zusammenarbeit bei anderen internationalen Krisen zu
gewinnen, vor allem bei dem gefährlichen Streit um die nuklearen Ambitionen
des Iran". In dieser Frage sind Frankreich und Deutschland mit den USA
aneinandergeraten.

Die Selenskyj-Regierung versucht diese Spaltungen zwischen den
imperialistischen Mächten auszunutzen, um die Verhandlungsposition der
Ukraine zu verbessern. Obwohl Selenskyj an Deutschland und Frankreich
appelliert, über die Ostukraine zu verhandeln, hat er seine Kritik an
Merkel und Macron verschärft. In dem Telefonat mit Trump am 25. Juli hatte
er Merkel und Macron bereits vorgeworfen, sie würden nicht genug für die
Ukraine tun. Letzte Woche fügte er hinzu, er habe mit Merkel und Macron
ausführlich über Nord Stream 2 gesprochen, könne ihren Auffassungen zu dem
Projekt aber nicht zustimmen.

Daneben treiben Selenskyj auch innenpolitische Erwägungen an. Seine
Regierung hat gerade das bisher umfassendste Privatisierungsprogramm seit
der Wiedereinführung des Kapitalismus in den 1990er Jahren angekündigt.
Deshalb will er freie Hand haben, um diese Eskalation des Kriegs der
ukrainischen Oligarchie gegen die Arbeiterklasse umzusetzen. Die geplanten
Werksschließungen könnten zur Entlassung von zehntausenden Arbeitern
führen, während bereits ein Großteil der Bevölkerung in bitterer Armut
lebt.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

China 70 Jahre nach der Revolution

Weltmacht neuen Typs?

Von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  



Vor 70 Jahren verkündete Mao Zedong die Gründung der Volksrepublik
China. In den folgenden Jahrzehnten präsentierte sich die chinesische
KP als Vorkämpfer antiimperialistischer Bewegungen des Südens. Bevor
Nixon und Mao sich 1972 in Peking trafen, war der US-Imperialismus für
die KPCh ein Papiertiger. Danach avancierte die einstmals verbündete
Sowjetunion zu einem "Sozialimperialisten".

1980 wurde in der Nachbarschaft Hongkongs, damals noch eine britische
Kronkolonie, die Sonderwirtschaftszone Shenzhen geschaffen. Sie wurde
zum Vorbild weiterer solcher Zonen, die zusammen den Kern eines
exportorientierten Wachstumsmodells wurden. Für andere Länder des
Südens erwies sich dieses Modell, das sie angesichts eskalierender
Auslandsschulden und unter dem Druck von IWF und Weltbank übernahmen,
als Weg in neue Abhängigkeiten. Die Volksrepublik hingegen legte seit
den 90er Jahren einen Aufschwung hin, der die Wirtschaftswunder im
Westen nach 1945 weit in den Schatten stellte.

Damit wurde China eine Wirtschaftsmacht, deren Führung nicht nur von
der US-Regierung Großmachtstreben und neokoloniale Praktiken
vorgeworfen werden. Eine verspätete Retourkutsche für Maos vollmundige
Erklärungen, die USA seien ein Papiertiger? Oder entspricht die
Volksrepublik, deren Wirtschaft nicht nur von ausländischen
Investoren, sondern auch von riesigen Staatskonzernen dominiert wird,
besser dem Bild eines Sozialimperialismus, dass Mao von der
Sowjetunion gezeichnet hat?

Oder ist es an der Zeit, die großen Worte zurückzustellen, einen Blick
auf die Geschichte und wirtschaftliche Kennzahlen zu werfen? Dabei
werden Widersprüche in der Entwicklung von Politik und Wirtschaft
deutlich, die nicht so recht in bestehende Interpretationsmuster
passen.


Im Schatten Moskaus

Die Sowjetunion war zunächst Verbündeter und Schutzmacht der VR China.
Nach deren Gründung wurden Taiwan, Südkorea und Japan zum Vorposten
des Imperialismus gegen die chinesisch-sowjetische Herausforderung
aufgebaut. Anders als nach der russischen Revolution 1917 gab es in
China aber keine ausländische Intervention. Mit dem Rückzug der
Kuomintang nach Taiwan war auch der Bürgerkrieg beendet. Doch schon
bevor das chinesisch-sowjetische Bündnis Anfang der 60er Jahre am
Widerstand Moskaus gegen die Entwicklung chinesischer Atomwaffen
zerbrach, verfolgte die KP Chinas einen von Moskau unabhängigen Kurs.

Die Sowjetunion wähnte sich nach der Zwangskollektivierung der
Landwirtschaft, die angeblich eine Verschärfung des Klassenkampfs
notwendig machte, in der Übergangsphase vom Sozialismus zum
Kommunismus. Klassenkämpfe gehörten aus dieser Sicht der Vergangenheit
an. Im Gegensatz dazu sprach die KP Chinas offen über fortbestehende
Klassengegensätze, Widersprüche im Volk und - in der Sowjetunion ein
absolutes Tabu - Probleme der Bürokratisierung. Von der
Hundert-Blumen-Bewegung über den Großen Sprung nach vorn bis zur
Kulturrevolution wurden Massen gegen kapitalistische und bürokratische
Tendenzen innerhalb der KP mobilisiert - aber nur als Hilfstruppen
Maos gegen parteiinterne Rivalen. Die Ersetzung der Parteidiktatur
durch eine Arbeiter-und-Bauern-Demokratie stand, trotz formeller
Bekenntnisse zu einer Demokratie neuen Typs, nie zur Debatte. Daran
hat sich bis heute nichts geändert.

Dafür setzen sich die von Mao und Deng Xiaoping repräsentierten
Gegensätze zwischen einer am Staat bzw. einer mehr am Markt
orientierten Wirtschaft bis heute fort. Allerdings in radikal anderer
Form: Zur Diskussion steht nicht mehr das Verhältnis von staatlicher
Planung und kleiner Bauernwirtschaft, sondern zwischen
Staatskonzernen, privaten chinesischen und ausländischen Konzernen.
Fraktionelle Auseinandersetzungen in der Partei drehen sich heute
weniger um Widersprüche im Volk als um Interessenunterschiede zwischen
verschiedenen Kapitalfraktionen.


Im Schatten Washingtons

Bis zur Peking-Reise Nixons waren die USA ein erklärter Gegner der
Volksrepublik. Danach verlor Taiwan, das die USA bis dahin als
völkerrechtliche Vertretung Chinas betrachtet hatten, seinen Sitz im
UN-Sicherheitsrat an die Volksrepublik. Dengs Wende zur
Weltmarktintegration machte China dann auch wirtschaftlich für
amerikanische und andere westliche Konzerne interessant. Billige
Arbeitskraft gab es auch in anderen Ländern des Südens, ihnen mangelte
es aber oft an der Qualifikation, und eine funktionierende
Infrastruktur war vielfach ebenfalls nicht vorhanden. Beides - ein
Erbe staatlicher Planwirtschaft - konnte die Volksrepublik westlichen
Konzernen bieten.

So wurde China zum weltweit größten Standort industrieller Fertigung.
Während anderswo die Deindustrialisierung voranschritt, nicht nur als
Folge von Standortverlagerungen, sondern auch der Automatisierung,
entstand in China die größte industrielle Arbeiterklasse in der
Geschichte der Industriewirtschaft.

Unter dem Schlagwort Chimerica wurde Mitte der 2000er Jahre
sogar eine transpazifische Symbiose angedeutet: China liefert billige
Waren, nutzt einen Teil der Exporterlöse zum Kauf amerikanischer
Staats- und anderer Papiere und finanziert damit das Defizit in der
US-Leistungsbilanz. Es bestünde keine Gefahr, dass China die dabei
aufgehäuften Dollarreserven als Waffe in einem Währungskrieg nutze,
weil die damit verbundene Entwertung dieser Reserven das chinesische
Finanzsystem in eine Krise stürzen würde.

Tatsächlich war es das amerikanische Finanzsystem, das wenige Jahre
später zusammenbrach, eine Weltwirtschaftskrise auslöste und nur durch
massive Staatsinterventionen wiederbelebt werden konnte. Von
Chimerica war danach nicht mehr die Rede. Stattdessen wurde
China zum Sündenbock erklärt: Massive Ersparnisse in China, so hieß es
nun, hätten das globale Kreditangebot übermäßig ausgeweitet und das
Zinsniveau soweit gesenkt, dass Geld nicht nur in solide, sondern
zunehmend auch in spekulative Projekte gesteckt wurde. Deshalb sei es
erst zu Finanzblasen und dann zum Börsenkrach und zur allgemeinen
Wirtschaftskrise gekommen.

Diese Theorie verschwand jedoch schnell wieder aus der öffentlichen
Debatte. Vielleicht stand die Behauptung, zu viel Ersparnis könne zu
Wirtschaftskrisen führen, allzu sehr im Widerspruch zu den üblichen
Aufrufen zum Sparen. Dafür wirft das Weiße Haus China nun Manipulation
des Welthandels und militärische Aggression vor. Liberale Kritiker
verweisen zudem auf die Umweltzerstörung und, manchmal, auf die
Missachtung von Arbeiterrechten.

Zu Chinas Exporten tragen in nicht unerheblichem Maße ausländische
Firmen bei. Der Aufbau entsprechender Produktionskapazitäten hat den
Bestand ausländischer Direktinvestitionen in China bis 2016 auf 1,3
Billionen US-Dollar anwachsen lassen. Damit liegt die Volksrepublik
aber nur auf Platz 9 der internationalen Rangliste, noch hinter
Hongkong, das mit 1,8 Billionen Dollar auf Platz 3 kommt. Davor kommen
Deutschland (2,1 Billionen Dollar) und die USA (5,6 Billionen Dollar).

Bei Auslandinvestitionen von Firmen aus China und Hongkong im selben
Jahr war die Rangfolge umgekehrt: Chinesische Firmen lagen mit
Investitionen von 217 Mrd. Dollar auf Platz 3, Firmen aus Hongkong mit
einem Wert von 71 Mrd. Dollar auf Platz 7. Mit 311 Mrd. Dollar lagen
auch hier die USA auf dem ersten Platz.

Das Besondere an China - gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP)
immerhin die zweitgrößte Ökonomie der Welt - ist nicht der absolute
Bestand an Direktinvestitionen, sondern dass es das einzige Land mit
mittlerem Pro-Kopf-Einkommen (18.000 Dollar Jahreseinkommen 2018) ist,
das es unter die Top 10 geschafft hat. Erst auf Rang 18 der
Direktinvestitionsliste findet sich ein weiteres Land dieser
Einkommensgruppe: Mexiko, mit einem durchschnittlichen Jahreseinkommen
von 20.000 Dollar. (Zum Vergleich: In Deutschland lag das
durchschnittliche Jahreseinkommen 2018 bei 53.000 Dollar, in den USA
bei 63.000 Dollar.)


Die Rolle Hongkongs

Bemerkenswert ist außerdem die Entwicklung Hongkongs, das seit 1997
eine Sonderverwaltungszone innerhalb der Volksrepublik ist. Nach der
Weltmarktöffnung Chinas wurden vorher in Hongkong befindliche
Produktionsstätten vollständig in die entstehenden
Sonderwirtschaftszonen, später auch in andere Gebiete des Landes
verlagert. Die hohe Konzentration von Direktinvestitionen macht
Hongkong zu einem Angelpunkt ausländischer Kontrolle von
Produktionsprozessen in der Volksrepublik. Diese Rolle als
Kontrollzentrum internationaler Produktionsketten, Finanz- und
Handelsdrehscheibe bei einer vergleichsweise geringen Bevölkerungszahl
verschafft Hongkong ein Pro-Kopf-Einkommen von 64.000 Dollar, mehr als
das Dreifache vom Wert der Volksrepublik.

Bei den Militärausgaben lag China 2018 mit 250 Mrd. Dollar auf Platz 2
der internationalen Rangliste, hinter den USA mit 650 Mrd. Die
NATO-Staaten zusammen bringen es auf 1.036 Mrd. Dollar. Pro Kopf gab
die US-Regierung 2018 1985 Dollar aus, in China waren es 180 Dollar.
In Sachen soziale Ungleichheit liegt China mit einem
Gini-Koeffizienten von 39 Prozent etwa gleichauf mit den USA (42
Prozent) aber deutlich hinter Hongkong mit 54 Prozent. (100 Prozent
ist der höchste Wert und die stärkste Ungleichheit.) Der
Energieverbrauch pro Kopf der Bevölkerung betrug 2013 in China 94
Gigajoule, in den USA 290 Gigajoule.

Was China von den USA, aber auch anderen westlichen Ländern
unterscheidet, sind also vor allem die trotz beispiellosen Wachstums
in den letzten drei Jahrzehnten drastischen Unterschiede bei
Einkommen, Energieverbrauch und Militärausgaben pro Kopf der
Bevölkerung. Zusammen mit Chinas absoluter Einwohnerzahl (1,4
Milliarden gegenüber 328 Millionen in den USA und 513 Millionen in den
27 Mitgliedsländern der EU) macht das internationale Vergleiche
schwierig.

Anders als in allen anderen kapitalistischen Ländern, in denen ein
erheblicher Teil des BIP durch öffentliche Haushalte fließt, aber doch
in privaten Kassen landet, gibt es in China einen riesigen Sektor
staatlicher Betriebe. Diese operieren zwar wie private Unternehmen am
Markt, sind aber in viel höherem Maße staatlicher Kontrolle
zugänglich. Kapitalisten müssen solche Staatsbetriebe ein Dorn im Auge
sein.

Sozialisten sollten darüber nachdenken, wie die Kontrolle im
Ein-Partei-Staat demokratisiert und in den Dienst sozialer Gleichheit
und den Übergang zu ökologisch durchhaltbaren Produktionsmethoden
gestellt werden kann.

 * 
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VORWÄRTS/1513: "Kapitalismus heisst Krieg"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr.31/32 vom 4. Oktober 2019

"Kapitalismus heisst Krieg"

von Florian Sieber



In Basel traf sich die Schweizerische Friedensbewegung (SFB), um
ihr 70. Jubiläum zu begehen. Auf dem Podium wurde über die
Herausforderungen der Friedensbewegung in diesen kriegerischen Zeiten
gesprochen. Vorgestellt wurde auch das neue Buch der SFB. Der
vorwärts war für euch mit dabei.


Die USA zündeln noch weiter am Pulverfass zu dem sie den
persischen Golf gemacht haben. Gleichzeitig beteiligen sie und andere
Nato-Verbündete sich an den desaströsen Blockaden, mit denen die
Saudis den Jemen aushungern. Und in der Ukraine orchestriert die EU
einen ganz eigenen Stellvertreterkonflikt gegen Russland: Global
stehen die Zeichen auf Krieg und Aufrüstung. In diesen kriegerischen
Zeiten traf sich die Schweizerische Friedensbewegung in Basel, um ihr
70. Jubiläum vor vollem Saal zu begehen.

Angereist waren die Teilnehmenden aus der ganzen Schweiz und zum Teil
auch aus dem Ausland. "Es war eine tolle Bereicherung, Genoss*innen
aus anderen europäischen Ländern dabei zu haben und natürlich die
Unterstützung der schweizerischen Friedensfreund*innen zu sehen",
erklärt Seyhan Karakuyu, Vorstandsmitglied der Schweizerischen
Friedensbewegung und Präsidentin der Kommunistischen Jugend Schweiz im
Gespräch gegenüber dem vorwärts. Über die Angereisten freut
sich Karakuyu. Solidarität sei die eine Sache - und auch sehr wichtig
- man wolle aber auch Erfahrungen austauschen. Denn auch wenn überall
unterschiedliche Bedingungen den Kampf für den Frieden prägen, heissen
die Schrecken, die in den Krieg führen, überall gleich: Kapitalismus
und Imperialismus.


Ein internationaler Kampf

Dass viele Leute von der anderen Seite der Grenze angereist sind, hat
auch damit zu tun, dass das Regionaltreffen des Weltfriedensrats - der
Dachverband bei dem die SFB Mitglied ist - erstmals in Basel
stattfand. Der internationalistische Einschlag ist bei der
Jubiläumsveranstaltung insbesondere auf dem Podium zu sehen. Neben
Karakuyu nahmen Hermann Kopp von der deutschen Marx-Engels-Stiftung,
Dr. Patrice Salzenstein von der französischen Friedensbewegung,
Magdalena Küng von der GSoA und Felipe Ferrera von der portugiesischen
Friedensbewegung teil. Die Moderation übernahm der Journalist Andreas
Zumach. Bei der lebhaften Diskussion - es musste überzogen werden,
damit alle Diskussionsfreudigen zu Wort kommen konnten - ging es um
die Klimakrise, nukleare Abschreckung (besonders die Frage nuklearer
Aufrüstung in der Bundesrepublik Deutschland gab zu diskutieren), das
Verhältnis EU-Nato und als Hauptthema um die Kriegsgefahr im Iran.
Laut Karakuyu sei diese akut, ein möglicher Ausbruch eines weiteren
Krieges am persischen Golf eine drohende Katastrophe. Die
KJ-Präsidentin sieht aber auch optimistisch in die Zukunft: "Der
Kapitalismus kann der Krise nicht ausweichen. Und mit ihr entstehen
überall Widerstandspunkte. Es erheben sich überall auf der Welt
soziale Bewegungen." Diese Bewegungen seien auch für die
Friedensbewegung eine Hoffnung.


Aufbrechende Widersprüche

Ein Beispiel: Die Klimabewegung, die in Karakuyus Beitrag eine
Hauptrolle spielt. Hier sei es wichtig die Kämpfe für den Frieden und
jene gegen den ökologischen Kollaps zu verbinden. Es genüge nicht die
Fragen und Konflikte, die die Friedens- und die Umweltbewegungen
umtreiben, isoliert zu betrachten. Man müsse festhalten: "Die
Friedensbewegung ist grün, war immer grün."

Für die Kommunistin Karakuyu ist aber auch selbstverständlich, dass
der Kampf für den Frieden nicht von der Klassenfrage abgekoppelt
werden kann. "Die Friedensbewegung besteht seit 1944. Sie hat eine
realistische Perspektive und so eine Dynamik, die mit dem Klassenkampf
verbunden werden kann." Dieser Kampf für die Befreiung der
Arbeiter*innenklasse sei der einzige, der die Erreichung von
Gleichheit, Freiheit und damit auch Frieden ermögliche. Auf das Podium
folgte die Vorstellung von Plakaten aus der Geschichte der
Friedensbewegung, sowie ein Grusswort des Exekutivsekretärs des
Weltfriedensrates Iraklis Zafkaridis.

Das Ende des Abends wurde mit einer Vernissage - es wurde das neue
Buch der Schweizer Friedensbewegung "Frieden, Gerechtigkeit,
Menschenwürde" vorgestellt, das zum siebzigjährigen Bestehen der
Organisation aufgelegt wurde -, einem Apero und musikalischem Programm
begangen.


Kämpfe verbinden

Auffallend war die hohe Dichte von PdA-Mitgliedern an der
Veranstaltung. Neben altgedienten Parteikadern waren auch Mitglieder
der Parteijugend vor Ort. In den Pausen diskutierten die Teilnehmenden
angeregt und deckten sich beim Stand der SFB-Zeitung Unsere
Welt mit Lesematerial ein. Am Stand des vorwärts, der vor
Ort Ausgaben der Zeitung verteilte, war etwas weniger los. Wohl auch
weil viele Veranstaltungsteilnehmenden nach eigenem Bekunden bereits
zu unseren Abonent*innen gehören. Für Karakuyu ist das nicht
überraschend: "Kommunistische Parteien waren schon bei der Gründung
des Weltfriedensrates prägend und auch heute sind noch viele
Genoss*innen in der Friedensbewegung organisiert."

Auch hier spielt für die KJ-Präsidentin die Verbindung von Kämpfen
eine zentrale Rolle: "Der Frieden ist unter dem Kapitalismus nicht
möglich. Während die Friedensbewegungen seit Jahrzenten in gemischten
Fronten für Frieden kämpfen, haben die imperialistischen
Verteilungskriege verschiedene Dimensionen erreicht." Es sei klar:
"Kapitalismus heisst Krieg, Sozialismus heisst Frieden."

 * 
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DOKUMENTATION/1684: ZDF - Terra X "Wildes Wetter – auf den Spuren der Klimaforschung", am 20.10.2019 (ZDF)


Terra X: Wildes Wetter – auf den Spuren der Klimaforschung

Sonntag, 20. Oktober 2019, 19.30 Uhr

Inhalt:

– Sendetum, Stab, Inhalt



Sonntag, 20. Oktober 2019, 19.30 Uhr
Terra X: Wildes Wetter – auf den Spuren der Klimaforschung
Dokumentation

Autor und Regie: Luise Wagner
Kamera und Schnitt: Luxart, Jonas Sichert
Kameraassistent: Maike Simon
Produktionsleitung: Sabine Eisner, c/o Gruppe 5 Filmproduktion
Produktionskoordination: Marcel Kalwa
Produzent: Alexander Hesse
Redaktion: Friedericke Haedecke, Judith Beyermann
Länge: 43'30''


Inhalt

Die gesellschaftliche Debatte rund ums Klima ist überhitzt und oft überlagert von Einzelinteressen. Die ZDF-Dokureihe "Terra X" zeigt die Daten, Fakten und Zahlen hinter dem, was aktuell diskutiert wird. Denn die Klimaforschung in all ihren Facetten ist eine Wissenschaft, deren Erkenntnisse helfen, die globalen Wetterphänomene besser zu verstehen.

Neue Wege in der Forschung geht die deutsche Klimawissenschaftlerin Prof. Friederike Otto in Oxford. Sie sucht nach den Verantwortlichen für Hitzewellen und Hochwasser. Ihr Institut hat eine bahnbrechende Methode entwickelt, mit der sie in kurzer Zeit berechnen kann, wie viel Klimawandel in einem konkreten Wetterereignis steckt – und wer daran schuld ist. In der Dokumentation erklärt die Direktorin des Environmental Change Institute, wie Wetterphänomene entstehen und wie die Verursacher dafür in Zukunft möglicherweise haftbar gemacht werden können.

Einen anderen Forschungsansatz verfolgt die größte Arktis-Expedition aller Zeiten. Im September 2019 nimmt der deutsche Eisbrecher "Polarstern" seine Reise auf. Ein Jahr lang soll das Schiff eingefroren durch das Nordpolarmeer driften. Expeditionsleiter Prof. Markus Rex und sein Team wollen den Einfluss der Arktis auf das globale Wetter besser verstehen. Dort befindet sich quasi das Epizentrum der globalen Erwärmung. Etwa 600 Menschen aus 19 Nationen sind an dem Projekt beteiligt. Sie alle hoffen auf einen Durchbruch im Verständnis des arktischen Klimasystems.

Es sind ganz unterschiedliche Bereiche, die an der Forschung zum Klimawandel beteiligt sind. So ist auch in der Kommunikationswissenschaft das politisch relevante Thema angekommen. Prof. Michael Brüggemann untersucht, wie in den Medien über den Klimawandel berichtet wird. Welche Szenarien überfordern die Menschen? Und wie könnte ein Umdenken funktionieren?

Mit Erklär-Grafiken, anschaulichen Experimenten und Experteninterviews fügt "Terra X" die aktuelle Forschungssituation zu einem Gesamtbild zusammen – ganz ohne Alarmismus. Denn es geht nicht um Panikmache, sondern um die Vorbereitung auf die Veränderungen, die auf den Planeten und seine Bewohner zukommen werden.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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DOKUMENTATION/1683: ZDF - plan b mit neuen Folgen, 19.10.-16.11.2019 (ZDF)


plan b

Knast ohne Gitter – Neue Wege im Strafvollzug

Samstag, 19. Oktober 2019, 17.35 Uhr

Inhalt:

– "plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

– Sendetermine und Stab

– plan b: Knast ohne Gitter – Neue Wege im Strafvollzug

– plan b: Neustart statt Ruhestand – Erfülltes Arbeiten im Alter

– plan b: Schätze im Schutt – Alte Rohstoffe neu genutzt

– plan b: Lasst die Städte leben! – Wie Citys attraktiver werden

– plan b: Stadt ohne Smog – Neue Ideen für saubere Luft

– Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer



"plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

"plan b" bietet seit dem 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. "plan b" ist eine Dokumentationsreihe mit Reportage-Elementen, die das jeweilige Thema anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten aufbereitet und dabei den europäischen Aspekt immer mit einbezieht. "plan b" wirft einen lösungsorientierten Blick auf aktuelle Probleme und zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie diese in den Griff zu bekommen sind. "plan b" ist die erste Dokumentationsreihe im deutschen Fernsehen, die diesen konstruktiven Ansatz verfolgt. 
 *

Samstag, 19. Oktober 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Knast ohne Gitter – Neue Wege im Strafvollzug
Film von Jasmin Lakatos

Produktion: Berlin Producers
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 26. Oktober 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Neustart statt Ruhestand – Erfülltes Arbeiten im Alter
Film von Denise Dismer

Produktion: Spiegel TV
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 2. November 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Schätze im Schutt – Alte Rohstoffe neu genutzt
Film von Andrea Ernst

Produktion: Langbein und Partner
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 9. November 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Lasst die Städte leben! – Wie Citys attraktiver werden
Film von Arne Sinnwell

Produktion: Autentic GmbH
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 16. November 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Stadt ohne Smog – Neue Ideen für saubere Luft
Film von Stefanie Fleischmann

Produktion: Berlin Producers Media GmbH
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

plan b: Knast ohne Gitter – Neue Wege im Strafvollzug

Die Gefängnisse platzen aus allen Nähten, und das ist teuer. Bis zu 130 Euro kostet jeder Gefangene den Steuerzahler, Tag für Tag. "plan b" sucht Alternativen zum regulären Strafvollzug.

Viele Häftlinge sitzen wegen kleinerer Delikte ein, zum Beispiel, weil sie ohne Fahrkarte Bus gefahren sind und ihre Geldstrafe nicht bezahlt haben. Wie kann Strafe auch ohne Gefängnisse funktionieren?

Der 22-jährige Sedin ist kein Kleinkrimineller. Organisierte Bandenkriminalität, Einbruch, Diebstahl, Hausfriedensbruch: Die Liste seiner Delikte ist lang. Zweimal war er schon in regulärer Haft, doch dieses Mal ist alles anders: Er verbüßt seine Strafe im Seehaus in Leonberg, einer Modelleinrichtung für junge Straftäter, lebt in einer Wohngemeinschaft mit anderen Jugendlichen und pädagogisch ausgebildeten Hauseltern. Die Regeln sind streng: Frühsport um 6.00 Uhr, acht Stunden arbeiten, Bäder und Klos werden selbst geputzt. Das funktionierende Gruppenleben tut Sedin gut. "Die letzten Male, wo ich entlassen wurde, da habe ich immer gesagt: Jetzt lasse ich mich nicht erwischen. Dieses Mal habe ich die Einstellung: Ich mache nichts mehr."

Um erwachsene Straftäter kümmert sich der Verein PräventSozial in Stuttgart, unter anderem mit dem Programm "Schwitzen statt sitzen". Detlef Börstler ist einer der Teilnehmer. Mehrmals wurde er beim Schwarzfahren erwischt, seine Geldstrafe hat er nicht bezahlt. Mithilfe des Vereins wandelte er seine Strafe in 16 Stunden gemeinnützige Arbeit um – Arbeit, die ihm gutgetan hat. Statt einsam in der Zelle zu sitzen, knüpfte er sogar neue Kontakte.

Eine weitere Alternative zur Haft ist die elektronische Fußfessel. In Deutschland tragen manche Täter nach dem Ende einer Gefängnisstrafe Fußfesseln, damit sie weiter überwacht werden können. In Österreich dagegen sind sie eine Straf-Alternative, um Gefängnishaft zu vermeiden. Karl Peinhart leitet die Überwachungszentrale in Wien und sieht die Vorteile: "Die Leute werden gar nicht erst rausgerissen aus ihrem sozialen Gefüge."

Bei dem elektronisch überwachten Hausarrest müssen sich Verurteilte an einen strengen Tagesablauf halten, jede Minute ihres Alltags wird genau festgelegt. Das ist oftmals eine enorme psychische Belastung für die Straftäter. Die meisten halten dennoch durch, sind froh, dass ihnen eine Haftstrafe erspart bleibt. Und der österreichische Staat spart jede Menge Geld: Die Überwachung der Fußfesselträger ist viel günstiger als die Unterbringung von Straftätern im Gefängnis.

 * 

plan b: Neustart statt Ruhestand – Erfülltes Arbeiten im Alter

Die Deutschen werden älter und bleiben länger gesund: 65-Jährige sind heute so fit wie 55-Jährige vor 50 Jahren. Sie können länger arbeiten und sollten es auch, um das Sozialsystem zu stützen.

Doch das ist nur möglich, wenn die Arbeitsbedingungen an die Bedürfnisse älterer Menschen angepasst werden. "plan b" zeigt Ideen, wie das Arbeitsleben so umgestaltet werden kann, dass sowohl ältere Arbeitnehmer als auch Unternehmen davon profitieren.

Gerade wer Freude an der Arbeit hat, bleibt gern länger im Beruf. Und manche satteln noch einmal komplett um: Andrea Rosemann kündigt mit Ende 50 ihre sichere Stelle und gründet ein Mode-Label. Wie viele ältere Gründer bekommt auch sie keinen Kredit von der Bank. Deshalb will die Jungunternehmerin eine Crowdfunding-Kampagne starten, um die Kollektion der nächsten Saison zu finanzieren. In die Zukunft blickt Andrea Rosemann optimistisch, sie will ihr Unternehmen auch noch mit Ende 60 führen. "Wenn Plan A nicht funktioniert, dann funktioniert Plan B. Und ansonsten gibt es noch ganz viele weitere Buchstaben im Alphabet."

In Norwegen ist ein später Berufswechsel längst Normalität. Lkw-Fahrer Rolf Sørum startet als 64-jähriger Rentner eine neue Karriere als Busfahrer. Genau das Richtige für ihn: "Ich arbeite gern. Ich habe eben Hummeln im Hintern. Und ich finde es schön, unter Menschen zu sein." Der norwegische Staat erkannte vor einigen Jahren, dass immer mehr ältere Menschen im Arbeitsleben gehalten werden müssen, um den demografischen Wandel abzufedern. Mit einer großen Reform wurde das Rentensystem umgestaltet: Jetzt lohnt es sich für Senioren finanziell, wenn sie lange berufstätig bleiben. Und Unternehmen bemühen sich, die Arbeitsbedingungen an die Bedürfnisse älterer Arbeitnehmer anzupassen.

In anderen europäischen Ländern gibt es weniger Unterstützung von offiziellen Stellen, dennoch sind immer mehr Ältere erwerbstätig. Die einen wollen die Rente aufbessern, andere haben Spaß an der Arbeit und wünschen sich soziale Kontakte. In Österreich hilft ein junges Start-up Senioren bei der Arbeitssuche. Der 71-jährige Techniker Richard Zlabinger hat so seinen Traumjob bei einer jungen Firma gefunden, die Exoskelette herstellt. "Ich bin ein Dinosaurier – eine aussterbende Rasse, aber dank meiner neuen Beschäftigung bin ich wieder am Ball. Das finde ich gut", sagt er.

 * 

plan b: Schätze im Schutt – Alte Rohstoffe neu genutzt

Die Bauindustrie boomt. Doch sie verschlingt riesige Mengen an Rohstoffen. Muss das so sein? Liegen doch in den Städten viele Rohstoffschätze, die nur neu entdeckt werden müssten.

Über die Hälfte aller Abfälle kommt hierzulande aus dem Bausektor. Das meiste landet geschreddert im Straßenbau. Doch es gibt Umdenker, die aus altem Bauschutt neue Häuser machen. "plan b" begleitet sie bei der Rohstoffernte in der Stadt.

"Wir müssen Metalle, Glas, Steine, Fliesen, Ziegel und Keramik nur in einen neuen Kreislauf bringen", erklärt Nils Nolting, der Architekt des Recyclinghauses-Hannover. "Es war ein Abenteuer. Wir haben am Anfang nicht gewusst, wie viel wir tatsächlich aus alten Gebäuden nehmen können." Eine vierköpfige Familie sollte am Ende in dem neuen Haus Platz finden: Massivholz bildet den Rohbau, alte Gehwegplatten werden zum Estrich, ein rosa-schimmernder Terrazzo entsteht mit Ziegelsplitt, und die Fenster stammen aus einem ehemaligen Jugendzentrum. "Wir haben nicht nur viele Baustoffe recycelt, wir haben auch Bauteile neu überarbeitet und völlig anders wieder eingesetzt", blickt Nolting zurück. Die neuen Mieter sind begeistert: "Es ist so modern und hell geworden."

Alten Baustoffen zu neuem Leben verhelfen – das macht auch Tom van Soest in den Niederlanden. Aus Abbruchhäusern holt er Betonreste, Ziegelbrüche, Dachpfannen, Mörtelreste, Bodenplatten und Fliesen. Er probiert, zerkleinert, mischt und mixt. "Es hat lange gedauert, bis ich die richtige Mischung hatte", erklärt der Designer im Rückblick. "Ich wollte stabile neue Steine herstellen." Inzwischen verarbeitet die Amsterdamer Firma tausend Tonnen Abfall pro Jahr zu neuen, bunten Klinker-, Fassaden- und Bausteinen.

Auf der Jagd nach wertvollen Materialien ist auch Brigitte Kranner. Auf den großen Wertstoffhöfen in der Nähe von Wien inspiziert sie alte Kabel, aussortierte Heizungen oder Aluminiumfenster und kann in wenigen Sekunden abschätzen, welchen Wert sie haben. "Das ist reines Kupfer", erklärt sie, während sie das hellrosa leuchtende Metall aus einem dunklen Kunststoffkabel schält. "Das wird zu hundert Prozent recycelt, einfach eingeschmolzen und wieder zu perfektem Kupferdraht – mit exakt der gleichen Qualität wie Kupfer, das aus Erz gewonnen wird. So schonen wir das Klima, wenn wir nicht in den Ländern des Südens abbauen müssen."

 * 

plan b: Lasst die Städte leben! – Wie Citys attraktiver werden

Wer vermisst sie nicht: nette Läden im Stadtzentrum? Doch viele geben auf wegen der Konkurrenz von Online-Handel und Shoppingcentern. Lebendige Citys statt toter Innenstädte, das wär's!

In ganz Europa erobern sich Menschen ihre Stadtzentren zurück – unterstützt von engagierten Bürgermeistern, visionären Stadtplanerinnen oder ideenreichen Bürgern. Schöne Plätze laden zum Verweilen ein. Ein buntes Angebot an Geschäften lockt Kunden in die City.

Ein buntes Treiben in der Stadt – nirgendwo in Deutschland wird dafür so konsequent umgebaut wie in Kiel. Oberbürgermeister Ulf Kämpfer will seine Vision in die Tat umsetzen: "Ich glaube, dass eine Stadt ein emotionales Zentrum braucht. Wenn man Freunden oder der Verwandtschaft Kiel zeigen will, fährt man mit denen sicher nicht ins Einkaufszentrum auf die grüne Wiese." Das Herzstück: der Kleine Kiel-Kanal, der der Stadt am Wasser mehr Flair und Lebenslust einhauchen soll. Auch wenn der Umbau noch nicht fertig ist, zeigt er bereits Wirkung: Der alte Bootshafen ist zu einem beliebten Treffpunkt geworden, über 50 neue Geschäfte und mehrere Hotels werden bald in der Innenstadt eröffnen, und Hunderte neue Mieter leben dort bereits.

Von einer eigenen Boutique mitten in Paris hat Alexandra Delaporte immer geträumt. Doch die hohen Mieten in City-Lage haben sie abgeschreckt. Das Risiko war zu groß. Jetzt aber bekommt die Französin unerwartet ihre große Chance. Vier Wochen lang darf sie ausprobieren, ob ihr Ladenkonzept aufgeht – für eine kleine Miete im "Testeur de Commerce", einem sogenannten Testladen der Stadt. Wenn es klappt, wird aus der Probe ihr eigenes, dauerhaftes Geschäft. Eine zusätzliche Attraktivität für das Stadtviertel – und eine Win-win-Situation für Alexandra und für Paris.

Die Dänen Jan Gehl und Camilla van Deurs sind so etwas wie Stars unter den Stadtplanern. Ihre Devise: Der Mensch gehört auf die Straße. Raus aus den Häusern, raus aus den Autos. Fahrradfahrer und Fußgänger haben in Kopenhagen oberste Priorität, der Platz für Autos wird verknappt. Kleine Ruheinseln, kostenlose Hafenbäder, grüne Flanierstraßen, breite Radwege – in jedem Stadtviertel wird genau das angelegt, was die Menschen dort brauchen. "Die Stadt um Radfahrer und Fußgänger herum zu bauen, ist unendlich viel billiger, als sie um Autos herum zu bauen", das ist das Credo der beiden Architekten. Und so haben Jan Gehl und Camilla van Deurs Kopenhagen zu einer der lebenswertesten Städte der Welt gemacht.

 * 

plan b: Stadt ohne Smog – Neue Ideen für saubere Luft

Smog, Feinstaub und Stickoxide belasten die Städte, das Klima – und unsere Gesundheit. "plan b" zeigt innovative Methoden, die wieder besser durchatmen lassen.

In der EU sterben jährlich 400 000 Menschen an den Folgen von Schadstoffen in der Luft. In den Städten ist die Luft am schlechtesten, zugleich leben dort die meisten Menschen. Die Luftqualität gerade dort zu messen und zu verbessern, ist also dringend nötig.

Wenn Larry Couchy in Paris mit dem Fahrrad zur Arbeit fährt, vermeidet er Straßen mit hoher Belastung. Das geht, weil die App "Plume Air Report" ihm die Luftqualität anzeigt. Larry Couchy arbeitet für das Unternehmen und ist sicher: "Indem wir den Kontakt mit belasteter Luft vermeiden, können wir ein gesünderes Leben führen." Gleichzeitig soll die App die Menschen im Alltag für das Thema Luftverschmutzung sensibilisieren, damit sie sich stärker für politische und gesellschaftliche Maßnahmen zur Verbesserung der Luft einsetzen.

Kohlenstoffdioxid ist Klimakiller Nummer eins. Jan Wurzbacher und Christoph Gebald haben eine Technologie entwickelt, mit der man der Luft CO2 entziehen kann, um es für industrielle Zwecke zu recyceln oder sogar ganz aus der Atmosphäre zu entfernen. Rund 900 Tonnen CO2 saugt ihre Anlage jährlich aus der Luft. Die Menge entspricht den Emissionen, die rund 200 Autos im Jahr ausstoßen. Die Vision der Gründer: "Wir wollen ein Prozent der globalen CO2-Emissionen aus der Erdatmosphäre holen." Um die Kohlendioxidkonzentration in der Atmosphäre zu senken, soll ein Teil des Gases ganz verschwinden. Auch dafür haben die beiden bereits Ideen entwickelt: In einer Pilotanlage auf Island speichern sie das CO2 schon in der Erde.

Ein Hauptgrund für die dreckige Luft in unseren Städten sind Autoabgase. In Norwegen ist man schon weiter: Hier ist jedes fünfte verkaufte Auto bereits ein Elektroauto, getankt wird mit Ökostrom. Die norwegische Regierung verfolgt das Ziel, dass ab 2025 keine Autos mehr mit Verbrennungsmotoren verkauft werden. Die Hauptstadt Oslo geht noch weiter: Die Innenstadt erlaubt in vielen Bereichen keine Autos mehr. Weniger Autos bedeuten neben sauberer Luft auch neue Möglichkeiten der Raumgestaltung: 750 Parkplätze in der Innenstadt sind verschwunden, hier sind Sitzmöglichkeiten, Spielplätze und Grünflächen entstanden.

 * 

"Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"
Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

"plan b" bietet ab 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. Bedeutet das vor allem: Es werden weniger die Probleme, als vielmehr die Lösungsansätze dargestellt?

In der nachrichtlichen Berichterstattung und in etablierten Dokumentationsformaten werden Probleme meist ausführlich und in Gänze dargestellt. Wir wollen in unserem neuen Format das jeweilige Problem dagegen kurz umreißen und dafür zeigen, dass es bereits viele verschiedene Möglichkeiten gibt, diese in den Griff zu bekommen. Insofern wollen wir einen etwas anderen, lösungsorientierten Blick auf die Themen werfen. "plan b" ist das erste Dokumentationsformat im deutschen Fernsehen, das diesen konstruktiven Ansatz in einem Doku-Format verfolgt.

Ist dieser "plan b" für alle Themenfelder denkbar?

Alles, was das Leben und die Gesellschaft an Themen bereithält, kann auch für "plan b" interessant sein. Wir müssen schauen, ob es beim jeweiligen Thema Lösungsansätze auf verschiedenen Ebenen gibt. Wir werden zum Beispiel das Thema "Wohnen in der City" unter der Fragestellung aufgreifen: Wie lassen sich bezahlbare Mieten in Innenstadtlagen ermöglichen? In großen Städten wie München, Berlin oder Frankfurt, aber auch in vielen ausländischen Metropolen ist es ja bereits ein Riesenproblem, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf unserer Suche nach Lösungsansätzen haben wir festgestellt, dass es zum Beispiel in Zürich, einer der teuersten Städte Europas, auch bezahlbare Mieten gibt. Statt zum Beispiel 60 bis 70 Euro, nur 15 Euro. Wir zeigen, wie das geht und sich finanziert. Und wir beleuchten, wie in Deutschland einige Städte, die ihre Grundstücke nicht zur Haushaltkonsolidierung verscherbelt haben, nun über die Grundstückspreise Einfluss auf die Bau- und am Ende auch auf die Mietkosten nehmen.

Und wie werden die Themen für das neue Format aufbereitet?

"plan b" ist ein Dokumentationsformat mit Reportage-Ansätzen. Wir erzählen die jeweilige Geschichte anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten. Und wir wollen dabei den europäischen Aspekt immer mit einbeziehen und in Erfahrung bringen, wie im Ausland mit den jeweiligen Problemen verfahren wird. Die Herausforderung ist dabei: Für die 30-Doku-Minuten eine Dramaturgie mit verschiedenen Geschichten zu entwickeln, die sich abwechseln. Denn das ist beim konstruktiven Journalismus auch zu bedenken: Lösungsansätze und alternative Entwicklungen leuchten dem Zuschauer oft schnell ein – da gilt es eine Spannungslinie für die verschiedenen Themen zu entwickeln.

"plan b" ist auch ein Synergieprojekt mit der ARTE-Reportagereihe "Re:" Gibt es dennoch unterschiedliche Handschriften?

Ja, die gibt es. Dennoch wollen wir schauen, wie wir die Format-Ansätze gut zusammenführen. ARTE setzt mehr auf die Reportage, bei "plan b" ist es eher eine Dokumentation mit Reportage-Ansätzen, mit einer Geschichte, die wir anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten erzählen. Wir arbeiten eng mit "Re:" zusammen und liefern auch Stücke für den ARTE-Sendeplatz.

In einem Satz: Was erwartet die Zuschauer bei "plan b"?

Wer "plan b" einschaltet, sieht: "Die Welt ist voller Ideen!"

Mit Christian Dezer sprach Thomas Hagedorn.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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Terra Xpress: Das Recycling-Märchen und die starken Kinder
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Inhalt

"Terra Xpress" will wissen: Wie sieht es wirklich mit Recycling und Müllentsorgung aus?

Die Faktenlage ist ernüchternd: Rund sechs Millionen Tonnen Kunststoffabfälle fallen jährlich in Deutschland an. Ein Großteil davon wird verbrannt und manches landet statt im Recyclingwerk auf Müllkippen im Ausland oder im Meer. Das Problem: Wenn unprofessionell entsorgt wird, können giftige Kunststoffreste über das Wasser, den Boden und die Luft zu uns Menschen zurückkommen. Welche Folgen hat das für uns und unsere Gesundheit – und was muss sich ändern?

Die erste Etappe der Spurensuche führt "Terra Xpress" an die deutsch-polnische Grenze. Als in Polen eine Mülldeponie unter anderem mit deutschem Plastikmüll brennt, geraten auch Kinder und Erzieher eines Kindergartens in Deutschland in Atemnot. Der Rauch ist unerträglich, eine Gefährdung nicht auszuschließen. Eltern, Erzieher und Einwohner sind verunsichert. Was steckt dahinter?

In Nordrhein-Westfalen bestätigt der Betreiber einer Müllsortieranlage, dass ein nicht geringer Teil des von Verbrauchern im Gelben Sack gesammelten Plastikmülls zwar offiziell als recycelt verbucht wird. Das heißt aber noch lange nicht, dass daraus wieder Kunststoffe werden.

Immer wieder wird Plastikmüll unbemerkt von der Bevölkerung ins Ausland geschafft, oder er dient Industriebetrieben als sogenannter Ersatzbrennstoff. Doch wenn bei der Verbrennung einheitliche Vorschriften für Filteranlagen fehlen, können gefährliche Stoffe aus dem Altplastik in die Luft gelangen. Anwohner, die neben Industrieanlagen leben, die Plastikmüll verbrennen, sind alarmiert, wie "Terra Xpress" bei Bürgerinitiativen erfährt.

Weiter führt die Spurensuche zu einer Klinik für Zahnmedizin in Gießen. Schon seit einiger Zeit werden hier Kinder mit einem beunruhigenden Krankheitsbild, den sogenannten Kreidezähnen, behandelt. Hierbei sind die Zähne der Kinder porös und weich. Liegt die Ursache dafür in einem speziellen Zusatzstoff von Kunststoffprodukten? "Wir wissen viel zu wenig. Wir bräuchten viel mehr Forschung auf dem Gebiet, um die wirklichen Ursachen für die Kreidezähne festzustellen", so der leitende Zahnarzt. Doch eine systematische Forschung zu den Ursachen der Krankheit werde nicht finanziert. In Deutschland wird beispielsweise der Zusatzstoff Bisphenol A weiter in Produkten wie Plastikspielzeugen, Lebensmittelbehältern und als Beschichtung bei Kassenbons eingesetzt. In anderen Ländern gibt es strengere Vorschriften für Plastikzusatzstoffe. So hat Frankreich Bisphenol A für Lebensmittelverpackungen bereits verboten.

Auch der Frankfurter Biologe Professor Dr. Jörg Oehlmann fordert einen ehrlicheren Umgang mit Plastik und seinen Zusatzstoffen. Er erklärt Lena Ganschow, wie und weshalb Zusatzstoffe im Plastik Lebewesen verändern können.

Die letzte Etappe der Suche führt "Terra Xpress" in einen kleinen Ort in Oberbayern, der das "Recycling-Märchen" nicht länger hinnehmen will. Im Ort Riegsee lebt die elfjährige Vanessa. Sie ist entsetzt über die vielen Gelben Säcken, die jede Woche anfallen, und sorgt sich um die Umwelt. Kurzerhand ruft sie mit anderen Bürgern zu einem Plastikfasten auf. Viele machen mit und reduzieren den Verbrauch von Plastikprodukten und Verpackungen. Das Umdenken macht auch vor den Grenzen der Gemeinde nicht halt, sondern zieht weitere Kreise. Und es zeigt, ein bewusster Umgang mit Plastik ist möglich und fängt im Kleinen an.

 * 

"Ich vermeide Plastik, indem ich weniger Süßigkeiten esse"
Interview mit Vanessa Bosse

Welche Erfolge hattest du bisher mit deinem Projekt?

In dem Verein "Das macht Schule", der Schulen, Lehrer und Schüler in Hamburg bei Projektarbeiten unterstützt, wurde das Projekt kopiert, damit es genauso oder ähnlich auch andere Schulen machen können. Außerdem konnte ich vor kurzem für andere Kinder im Kinderkanal KiKA über das Thema Plastik berichten.

Weshalb willst du weitermachen und was sind deine Pläne?

Ich will weitermachen, weil das Klima und das Plastikproblem wichtiger sind, als zum Beispiel der Brexit. Wenn die Welt überhitzt, dann gibt es uns nicht mehr und wir brauchen uns auch keine Gedanken mehr über den Brexit zu machen. Schaffen wir es noch, dass die Welt nicht überhitzt, dann überleben die Menschen und die Erde.

Wie vermeidest du Plastik im Alltag?

Ich vermeide Plastik, wo es geht, zum Beispiel mit selbstgemachtem Spülmittel, mit Haarseife statt Shampoo, mit Holzstiften und Baumwoll-Klamotten oder wenn ich weniger Süßigkeiten esse.

Hast du einen Rat an Eltern und Kinder?

Ich habe ein Plastikmüllvermeidungsheft gemacht, in dem es viele Tipps für das alltägliche Leben gibt, zum Beispiel "Geh mit dem Korb oder einer Tragetasche zum Einkaufen und kaufe Wurst und Käse nicht abgepackt, sondern frisch von der Theke."

 * 

"Es steht so viel auf dem Spiel"
Interview mit Moderatorin Lena Ganschow

"Terra Xpress" widmet erstmals eine ganze Sendung dem Thema Plastik. Was hat Sie bei den Dreharbeiten dafür besonders bewegt?

Der Frust der Menschen, die sich seit Jahren, teilweise sogar seit Jahrzehnten mit dem Thema Plastik beschäftigen. Ob es nun um die Zusammensetzung geht oder die Verwertung, immer wieder wurde uns gesagt, dass es so mit den Kunststoffen in Deutschland nicht weitergehen darf. Mein Eindruck: Oft fehlt es in Politik und Industrie am Willen, grundsätzlich etwas zu ändern. Dabei steht so viel auf dem Spiel – sowohl für unsere Umwelt, als auch für uns und unsere Kinder. Das beunruhigt mich.

Immer wieder geht es beim Thema Plastik um Verpackungen. Sind sie der Kern des Problems?

So pauschal sicher nein. Verpackungen können durchaus vernünftig sein, wenn sie zum Beispiel über Inhaltsstoffe informieren, die Produkte schützen oder verhindern, dass diese verderben. Wir können nicht auf das Drumherum verzichten und im Gegenzug dann aber mehr Ware wegschmeißen, weil sie kaputt ist oder ungenießbar. Dennoch kann es sich lohnen, über die Art der Verpackung nachzudenken, über die Zusammensetzung jedes Produkts, auch und vor allem dann, wenn diese – aus welchen Gründen auch immer – (noch) aus Plastik sein muss. Einen Kunststoffmix zu recyceln ist zum Beispiel sehr aufwendig bis unmöglich. Wenn Dinge dagegen sortenrein sind, können sie im besten Fall immer und immer wieder verwendet werden. Das spart neues Plastik.

Wie gehen Sie selbst im Alltag mit Plastik um?

Es kommt ganz darauf an. Ich fahre zum Beispiel viel Fahrrad und Bahn. Dennoch würde ich jetzt weder meinen Helm wegwerfen, noch die Sitzbezüge in den Wagen der Bahn herausreißen wollen, nur weil sie aus Kunststoff sind. Dann doch lieber so lange nutzen, wie es geht und irgendwann nachhaltig neu kaufen, wenn es ansteht. Aber dort, wo Kunststoff kurzlebig und verschwenderisch eingesetzt wird, ärgere ich mich darüber. Deshalb versuche ich, Wegwerfplastik zu vermeiden.

Zum Beispiel?

Ich habe das große Glück, dass der Wochenmarkt bei mir direkt vor der Haustür ist, und so kann ich Obst und Gemüse bequem lose einkaufen. Dabei helfen mir wiederverwendbare Obstnetze und Stoffeinkaufsbeutel. Ansonsten setze ich auf Mehrweg, habe unterwegs meinen eigenen To-Go-Becher und Leitungswasser in einer Edelstahlflasche dabei. Und mein "Eis auf die Hand" bestelle nur noch in der Waffel und nicht im Wegwerfbecher. Doch nicht immer ist es einfach, Plastik zu umgehen.

Wie meinen Sie das?

Plastik ist oft verführerisch, weil es bei vielen Produkten die bequemste und kurzgedacht die billigste Variante ist – für uns Kunden, den Handel und die Hersteller. So kommt es wohl auch, dass in den vergangenen Jahren aller Einsicht und Besserungsabsichten zum Trotz sowohl die Kunststoffproduktion als auch der Kunststoffverbrauch gestiegen sind. Umso bemerkenswerter, wenn es dennoch klappt, Kunststoff zu vermeiden. Auch das zeigen wir in der Sendung und erzählen die Geschichte eines Mädchens, das ein ganzes Dorf zum Plastik-Fasten und damit zum Umdenken bringt.

 * 

Über "Terra Xpress"

Seit über acht Jahren präsentiert das ZDF-Wissensmagazin "Terra Xpress" jeden Sonntag um 18.30 Uhr Erlebnisse und Ereignisse, die die Zuschauer staunen lassen. Die Sendung zeigt Menschen in außergewöhnlichen Lebenssituationen, vor allem dann, wenn sie zu Helden des Alltags werden und besondere Herausforderungen annehmen.

Das "Wissenserlebnis"-Konzept findet bei den Zuschauern Gefallen. Die Zuschauerzahlen sind über die Jahre stetig gewachsen. Inzwischen erreicht "Terra Xpress" konstant zweistellige Marktanteile und in der Spitze über drei Millionen Zuschauer.

"Terra Xpress" hat sich mit spannenden Beiträgen aus der direkten Erlebniswelt der Menschen zu einem der erfolgreichsten Wissensmagazine in der deutschen Fernsehlandschaft entwickelt.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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MELDUNG/434: ARD-alpha - "RESPEKT - Demokratische Grundwerte für alle!", 20.10.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 16. Oktober 2019

"RESPEKT - Demokratische Grundwerte für alle!"

Deutschrap - Erfolgreich gegen Diskriminierung

Sonntag, 20.10.2019, 19.30 - 20.00 Uhr, ARD-alpha



Seit 5. März 2018 bietet ARD-alpha mit neuen Sendungen und einem neuen
Programmschema mehr Orientierung, mehr Vielfalt und viel Raum für
Neues. Dazu gehört das neue, multimediale Format "RESPEKT", das seit
11. März immer sonntags um 19.30 Uhr auf dem Sendeplatz von
"alpha-Demokratie" 30-minütige TV-Reportagen rund um die Themen
Demokratie und Werteorientierung präsentiert. Auf der Website
www.br.de/respekt sind Online-Videos und weitere Materialien abrufbar.

"RESPEKT" will dazu beitragen, Demokratie, Grund- und Menschenrechte
nicht nur als abstrakte Begriffe zu verstehen, sondern als Werte des
gemeinschaftlichen Lebens.

Die Online-Videos und TV-Reportagen überprüfen Vorurteile und
Klischees wie Fremdenfeindlichkeit, Islamfeindlichkeit, Homophobie
oder Sexismus. Die Presenter Sabine Pusch, Rainer Maria Jilg und der
aus Syrien stammende Schauspieler Ramo Ali treffen Menschen, die sich
für Weltoffenheit und Toleranz einsetzen. Mit Ironie und in lockerem
Ton zeigen sie, wie Grundwerte und Menschenrechte im Alltag gelebt
werden können - und warum wir alle von einem solidarischen Miteinander
profitieren. Umfragen mit Passanten ergänzen den Blick auf das
jeweilige Thema. Eine "Zahlen- und Fakten"-Rubrik hilft dabei, die
unterschiedlichen Standpunkte zu beurteilen und sich eine fundierte
Meinung zu bilden.

Das Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung München
(ISB) erstellt derzeit begleitende Unterrichtsmaterialien, die online
verfügbar sein werden. Die einzelnen Filme sind zeitunabhängig auch in
der neuen Mediathek des Bayerischen Rundfunks abrufbar.


Deutschrap - erfolgreich gegen Diskriminierung?


Autor: Malcolm Ohanwe, Hanna Resch
Moderation: Malcolm Ohanwe
Sonntag, 20.10.2019, 19:30 bis 20:00 Uhr 

Malcolm Ohanwe ist Journalist, hauptsächlich schreibt er über Musik.
Und er kämpft gegen Diskriminierung. Seine Waffe ist die Feder. Als er
sich für diesen Weg entschied, gab er einen anderen Karriereplan auf:
Deutschrapper werden. Auch Deutschrap wird oft als Waffe gegen
Diskriminierung gesehen. Aber ist das tatsächlich so? Kann Deutschrap
gegen Diskriminierung helfen? Diese Fragen hat Malcolm anderen
Rapper*innen gestellt.

Die Eltern des Münchner Rappers Xay sind Uiguren, das ist eine
muslimische Minderheit in China. Von ihm erfährt Malcolm, wie ihm die
Musik zu einer neuen Identität verhalf.

Aisha Vibes wohnt in Berlin. Die schwarze Rapperin ist bereits
etabliert. ihre Videos erreichen über eine Million Aufrufe. Sie
erzählt Malcolm davon, wie es ist, gleich zwei Minderheiten
anzugehören: Als Frau im Rap und als Schwarze in Deutschland. Wie kann
Rap die gegenseitige Wahrnehmung von Weißen und PoCs verändern?

Die queerfeministische Kurdin Ebow hat ähnliche Erfahrungen gemacht.
Auch sie will mit Rap ihre Erfahrungen verarbeiten und Diskriminierung
bekämpfen.

Der Bonner Sugar MMFK ist in Deutschland geboren und zur Schule
gegangen. Seine Eltern waren kurz vor seine Geburt aus Angola nach
Deutschland geflohen. Er hat Deutschland nie verlassen. Nun droht ihm
die Abschiebung.

Am Ende seiner Recherchereise zieht Malcolm sein Fazit: "Rap hilft der
Demokratie, weil wir gezwungen sind uns mit anderen Lebenswelten zu
beschäftigen."

Ganze Sendung in der Mediathek ansehen

https://www.br.de/mediathek/video/sendungen/respekt/deutschrap-diskriminierung-rapper-100.html


Erste Sendung in ARD-alpha vom 11. März 2018:

"Judenhass - alte neue Vorurteile und was wir dagegen tun können"
Was ist Antisemitismus? 

In sozialen Netzwerken, im Klassenzimmer und bei
Präsidentschaftswahlen - Hetze gegen Juden ist wieder Alltag: Auf
Facebook werden antisemitische Klischee-Comics massenhaft geteilt,
auch Hakenkreuz-Schmierereien erleben ein Comeback. Der Film zeigt,
wie aus dem alten Antisemitismus ein neuer Judenhass geworden ist. So
wurde unter anderem das Feindbild vom "allmächtigen Juden" ersetzt und
erweitert hin zum Feindbild Israel, sagt Antisemitismus-Forscher
Wolfgang Benz. Auch der Nahost-Konflikt trägt in Deutschland zur
Wiederkehr des Judenhasses bei. Rechtspopulisten und Rechtsextremisten
bilden eine Allianz mit Verschwörungstheoretikern und Israelfeinden,
die sich auch vermehrt unter Jugendlichen mit Migrationshintergrund
finden.

In der Reportage erzählt eine jüdische Ärztin von den Anfeindungen,
die sie jeden Tag erlebt. Mitarbeiter der jüdischen Gemeinde in
München berichten, wie sie sich immer wieder für die Regierungspolitik
Israels rechtfertigen müssen, obwohl sie deutsche Staatsbürger sind.
Außerdem untersucht der Film, wie alter Antisemitismus und neuer
Judenhass argumentieren und zeigt, dass es auch Gegenbewegungen gibt.
Beispielsweise die interreligiöse Gruppe "Religionauten": Hier treffen
sich Christen, Juden und Muslime, besprechen die vielen
Gemeinsamkeiten ihrer Religionen und arbeiten so an einem
demokratischen Miteinander im Alltag.


Weitere Folgen:

Populismus

Wut, Hass, Populismus - was passiert mit einer Demokratie, wenn
gesellschaftliche Normen und Werte aus politischem Kalkül gezielt
missachtet werden? 

https://www.br.de/extra/respekt/populismus-meinungsmache-afd100.html

Zivilcourage - hat jeder das Zeug dazu? 

Zivilcourage zeigt sich, wo Menschen gegen Unrecht aufstehen und
einschreiten, wenn etwas für sie nicht in Ordnung ist. Aber nicht
allzu viele Menschen haben Zivilcourage, wenn's darauf ankommt. Lässt
sich das ändern?

https://www.br.de/mediathek/video/sendungen/respekt/zivilcourage-mut-demokratie-102.html

Vorurteile, Bürokratie und das Recht auf einen Neubeginn

Sie sind geflohen vor Krieg und Armut, auf der Suche nach einem
menschenwürdigen Leben. Der Film hinterfragt gängige Vorurteile gegen
Geflüchtete und zeigt die Chancen für ein friedliches
Miteinander.

https://www.br.de/mediathek/video/sendungen/respekt/fluechtlinge-asyl-integration-104.html

Islamfeindlichkeit - Berechtigte Angst vor fremder Kultur?

Niemand darf wegen seines Glaubens benachteiligt oder bevorzugt
werden. Vorurteile gegenüber Menschen muslimischen Glaubens stehen
dazu in Widerspruch. Wie gehen Muslime damit um? Wie erreichen wir ein
friedliches Miteinander? 

https://www.br.de/mediathek/video/sendungen/respekt/islamfeindlichkeit-islam-muslime-100.html

Redaktion: Anja Schäfer

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1991: Deutschlandfunk Kultur - "Elf Wochen und ein Tag", 21.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Elf Wochen und ein Tag

Von Thomas Fritz

Regie: Beatrix Ackers

Deutschlandradio Kultur 2012/56'30

Kriminalhörspiel

Montag, 21. Oktober 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Holger Sauerland war in den 90er-Jahren Major der Luftwaffe im
Aufklärungsgeschwader 51 und flog einen ECR-Tornado. Jetzt bietet der
Pilot und Fluglehrer Rundflüge mit einer Cessna an. An einem Sonntag
bucht Milla Pavlovic einen solchen Flug. Es sei ein
Geburtstagsgeschenk von Freunden, behauptet sie und legt bei der
Anmeldung ihren serbischen Pass vor. Nach der Landung entführt sie
Sauerland. Mit der Geisel und ihren zwei Helfern fährt sie nach
Varvarin, einer Kleinstadt südöstlich von Belgrad. Die Polizei, von
Sauerlands Frau informiert, schaltet das Bundeskriminalamt ein.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/3029: Deutschlandfunk - Rendez-vouz chez Offenbach, 21.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rendez-vouz chez Offenbach

Kammermusik zum 200. Geburtstag des Kölner Komponisten

Evgeny Sviridov, Violine

Davit Melkonyan, Violoncello

Tobias Koch, Hammerflügel

Musik-Panorama

Montag, 21. Oktober 2019, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



"Yes, we Cancan" schallt es in Köln derzeit von vielen Bühnen zu Ehren
Jacques Offenbachs, der vor 200 Jahren in der Rheinmetropole zur Welt
kam und dort aufgewachsen ist. Evgeny Sviridov, Davit Melkonyan und
Tobias Koch feierten den Komponisten beim Kölner Fest für Alte Musik
und präsentierten übermütige Klänge, farbig-feines Spiel, Familie,
Freunde und Förderer Offenbachs. Ein Fest der Ausgelassenheit und ein
Prosit auf alte Verbindungen zwischen Köln und Paris, Klüngel und
große Weltbühne!

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/3028: Deutschlandfunk Kultur - Das Eliot Quartet, 21.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Eliot Quartet

Ein Debüt mit Streichquartetten von Beethoven und Szymanowski

Einstand

Montag, 21. Oktober 2019, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Sie kommen aus Moskau, Vancouver, Mendelejewo und Leipzig. Sie
studieren in Deutschland und zusammen sind sie seit 2014 das Eliot
Quartet. Ihre Lust auf Kammermusik ist unüberhörbar. Bei nationalen
und internationalen Wettbewerben hat das Eliot Quartet schon einige
Preise gewonnen, doch das sagt nur wenig über ihr bedingungsloses
Musizieren, wenn sie Werke von Wolfgang Amadeus Mozart oder Joseph
Haydn, Arvo Pärt oder Thomas Adés aufführen. Mit dem Preis des
Deutschen Musikwettbewerbs 2018 ergab sich für das Eliot Quartett die
Möglichkeit einer ersten, eigenen CD, für die sie Quartette von Karol
Szymanowski und Ludwig van Beethoven ausgewählt haben. Die späten
Streichquartette Beethovens waren übrigens die Inspirationsquelle der
großen Spätdichtung "Four Quartets" des US-amerikanischen Dramatikers
T.S.Eliot. Nach ihm hat sich das Quartett benannt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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TALK/1685: Deutschlandfunk - Gespräch mit dem Arzt und Fluchthelfer Burkhart Veigel, 20.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Arzt und Fluchthelfer Burkhart Veigel im Gespräch mit Joachim
Scholl

Zwischentöne - Musik und Fragen zur Person

Sonntag, 20. Oktober 2019, 13.30 - 15.00 Uhr, Deutschlandfunk



Hunderten von Menschen hat er zur Freiheit verholfen: Burkhart Veigel
war einer der erfolgreichsten bundesdeutschen Fluchthelfer nach dem
Mauerbau. Nach dem 13. August 1961 war für den damals 23-jährigen
Berliner Studenten Burkhart Veigel schnell klar: Diese Mauer werde ich
nie akzeptieren! In den folgenden Jahren schmuggelte er mehr als 600
Menschen über die DDR-Grenze in den Westen, mit wagemutigen Tricks und
Methoden. Mehrfach versuchte die Stasi, ihn zu entführen. Burkhart
Veigel beschrieb diese Zeit später in mehreren Büchern, zuletzt in dem
Roman "Frei". Ab 1976 arbeitete er als Orthopäde und Sportmediziner in
Stuttgart. 2012 ehrte ihn die Bundesrepublik mit dem
Bundesverdienstkreuz.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1961: Hanau - Bildbearbeitung mit "Photoshop Elements", 6 Termine ab 7. November 2019


Stadt Hanau

Bildbearbeitung mit Photoshop Elements

Neuer Kurs des Seniorenbüros startet am 7. November



Einen Einsteigerkurs "Bildbearbeitung mit Photoshop Elements 19"
bietet das Hanauer Seniorenbüro an. Der Kurs beginnt am Donnerstag, 7.
November, und umfasst sechs Einheiten mit jeweils zwei Stunden. Der
Unterricht findet, abgesehen vom ersten Unterrichtstag, der 30 Minuten
länger dauert, immer von 14 bis 16 Uhr im Seniorenbüro, Zimmer 106, in
der Steinheimer Straße 1 statt. Kursleiterin ist Gabriele Völler.

Für die Teilnahme an diesem Kurs sind PC-Grundkenntnisse notwendig.
Darauf aufbauend lernen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer das
Programm "Photoshop Elements 19" mit seinen vielfältigen Möglichkeiten
kennen. Der Kurs vermittelt die Handhabung der Grundfunktionen aller
Werkzeuge zur Schnellkorrektur, zum Retuschieren, Schneiden,
Verbessern usw. von Bildern sowie Funktionen zur Ergänzung mit Texten
und Gestaltung der Bilder. Das Gelernte kann auch in anderen
Bildbearbeitungsprogrammen angewendet werden.

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt. In der Teilnahmegebühr von 35 Euro
sind auch die Kursunterlagen enthalten. Anmeldung nimmt ab sofort Inge
Gach unter der Telefonnummer 06181/66 820 - 41 entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 10. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KINDER/496: Zähnekriegen macht nicht krank (idw)


Stiftung Kindergesundheit - 16.10.2019

Zähnekriegen macht nicht krank!

Stiftung Kindergesundheit informiert über weit verbreitete Irrtümer über
das Zahnen



Diese Erfahrung machen alle jungen Eltern: Wenn Kinder ihre ersten Zähne
bekommen, leiden sie auch häufig unter Fieber, Durchfall, Ohrenschmerzen
oder Erkältungen. Da liegt die Vermutung nahe, dass sie durch das Zahnen
krank geworden sind. Doch wie stark ein zahnendes Kind auch quengelt: Der
Durchbruch der Zähne ist keine Krankheit, sondern ein normaler,
natürlicher Vorgang, der zu Kindheit gehört wie Wachsen und Laufenlernen,
betont die Stiftung Kindergesundheit in einer aktuellen Stellungnahme.

"Dass das Zahnen die Kinder krank macht, ist ein Aberglaube, der sich
allerdings seit Jahrhunderten hartnäckig hält. Früher wurden fast alle
Krankheiten bei Babys entweder auf das Zahnen oder auf Würmer
zurückgeführt", erläutert Kinder- und Jugendarzt Prof. Dr. Berthold
Koletzko, Vorsitzender der Stiftung Kindergesundheit. "Auch heute wird das
Zahnen oft noch für eine Krankheit gehalten, vor allem von Eltern, die
diese kritische Zeit zum ersten Mal beobachten. Tatsache ist aber: Die
'Zahnkrämpfe', die früher häufig als Todesursache bei Säuglingen angesehen
wurden, waren meist auf Infektionskrankheiten zurückzuführen. Zwischen dem
sechsten und achten Monat, genau dann, wenn das Baby zu Zahnen beginnt,
lassen die von der Mutter mitgegebenen Abwehrkräfte - der so genannte
Nestschutz - nach. Das Kind wird anfälliger für Infektionen. Auch die
Umstellung von Muttermilch auf Flaschenmilch oder festere Nahrung, die
meistens in diese Zeit fällt, kann den Organismus des Babys belasten. Das
kann auch schon mal die Körpertemperatur ansteigen lassen."

Manchmal kommt ein Zahn auch allein

Es vergehen von der Geburt an gerechnet durchschnittlich sieben Monate und
drei Tage, bis ein Baby seinen Eltern zum ersten Mal die Zähne zeigt: in
aller Regel beginnend mit den unteren Schneidezähnen. Und es dauert dann
oft noch einen weiteren Monat, bis das Kind einen weiteren Zahn zulegt.

Danach geht es aber Zahn auf Zahn: Nachdem auch die oberen Schneidezähne
erschienen sind, kommen (mit etwa 12 Monaten) die ersten Milchbackenzähne
dazu, mit 16 bis 20 Monaten die Eckzähne und mit 20 bis 24 Monaten die
zweiten Backenzähne: Die zart schimmernde Perlenkette der 20 Milchzähne
ist damit komplett.

Normalerweise wachsen die mit Spannung erwarteten Milchzähne ohne
Verletzung der Schleimhaut und völlig unblutig durch das Zahnfleisch,
betont die Stiftung Kindergesundheit. Der Zahndurchbruch kann aber auch
mit Begleiterscheinungen verbunden sein, die für eine Menge Stress in der
Familie sorgen: Das Baby wird unruhig, gereizt, weinerlich und misslaunig.
Die Schleimhaut im Mund kann sich röten oder bläulich verfärben.
Gelegentlich sieht man über einem durchtretenden Zahn auch einen
flüssigkeitsgefüllten Raum. Die Spannung im Zahnfleisch ist mitunter
schmerzhaft. Die Kinder sabbern mehr und reiben am gereizten Zahnfleisch.
Die Temperatur geht leicht in die Höhe.

Erhöhte Temperatur beschleunigt aber die Stoffwechselvorgänge im Körper -
und löst so das Durchbrechen der Zähne oft erst aus. Das erweckt den
Anschein, als sei das Zahnen die Ursache für das Fieber. Es ist jedoch
eher umgekehrt.

Über tausend Studien über den ersten Zahn

Was haben das vermeintliche "Zahnfieber" und die anderen beunruhigenden
Symptome wirklich mit dem Zahnen zu tun? Diese Frage hat vor kurzem eine
Gruppe von brasilianischen Medizinern an der Universität Santa Catarina in
Florianópolis in einer groß angelegten Metaanalyse wissenschaftlicher
Studien untersucht. Die Kinderärzte und Zahnärzte sichteten für ihre
Studie insgesamt 1.179 Publikationen zum Thema Zahnen (Massignan C. et al
(2016): "Signs and symptoms of primary tooth eruption: a meta-analysis",
Pediatrics 137:e20153501).

Die Studien ergaben tatsächlich eine Reihe von Beschwerden, berichtet die
Stiftung Kindergesundheit: 70,5 Prozent aller Babys zeigten beim ersten
Zahndurchbruch Symptome oder Auffälligkeiten. Am häufigsten waren Rötungen
des Zahnfleisches, Unruhe und vermehrter Speichelfluss. Als ebenfalls
häufige Begleitsymptome waren Durchfall, Appetitlosigkeit,
Schlafstörungen, Schnupfen, vereinzelt auch Veränderungen der Haut im
Gesicht sowie Erbrechen. Wenn mehrere Zähne gleichzeitig durchbrachen,
wurden mehr Beschwerden berichtet.

Der wichtigste Gegenstand der Untersuchung war jedoch die Frage nach dem
vermeintlichen "Zahnfieber" und seinen Folgen. Das beruhigende Ergebnis:
Der Zahndurchbruch führte zwar tatsächlich häufiger zu einer leichten
Temperaturerhöhung, jedoch nur selten zu Fieber über 38 Grad Celsius (im
Po gemessen).

Professor Berthold Koletzko: "Das stimmt mit den Erfahrungen der meisten
Kinder- und Jugendärzte überein: Zähnekriegen ist keine Krankheit und
verursacht auch keine Krankheiten. Wenn Kinder beim Zahnen höheres Fieber,
schwerwiegendere Befunde oder Beschwerden haben, sollte man nicht
vorschnell das Zahnen dafür verantwortlich machen, sondern an andere
krankmachende Ursachen denken und das Kind dem Kinder- und Jugendarzt
vorstellen".

Schon zu früheren Zeiten war das Zahnen immer ein wichtiges Ereignis, dem
man außergewöhnlich große Beachtung schenkte. Die Vorstellung, dass das
Zahnen eine große Gefahr für das Kind darstelle, reicht bis weit in die
Frühzeit der Medizin zurück.

Mancher Aberglaube hält sich bis heute

Auch auf die Behandlung von Zahnungsbeschwerden hatten abergläubische
Vorstellungen einen großen Einfluss, von denen sich manche bis heute
erhalten haben. In vielen Gegenden wurde das zahnende Kind "besprochen" -
ein Brauch, der bei Warzen auch heute noch weit verbreitet ist. In Bayern
nagelte man die Kieferknochen eines geschlachteten Hasen rechts und links
an das Bett des zahnenden Kindes. In Franken rieben Hebammen das
Zahnfleisch des Säuglings mit Weihwasser ein, um ihm das Zahnen zu
erleichtern, in Thüringen ließ man zahnende Kinder von einem Hund
belecken.

Viele Jahrhunderte lang galt das Tragen eines Amuletts als ein probates
Mittel gegen Zahnungsbeschwerden von Babys. Besonders weit verbreitet war
der Gebrauch von Korallenketten, aber auch von Glasperlen, Gold- und
Silberketten, Samtbändern mit einem eigenähten Magnet, Bernsteinketten
oder Ketten aus Malachit. Es entstand sogar eine Wissenschaft namens
"Lithotherapie" (gr. "lithos" = Stein), deren Verfahren selbst in
pharmazeutischen Lehrbüchern abgehandelt wurden.

Besonders dem Bernstein sprach man ein bedeutendes Heilvermögen zu und man
glaubte schon einer Ansteckung vorzubeugen, wenn man ihn bloß im Mund
hielt. Man nahm an, dass ein Halsband aus Bernstein seinen Träger vor
Hexerei und schlechten Wünschen schützt. So wurde der Bernstein ein
besonders beliebtes Amulett gegen das schwere Zahnen der Kinder.

Bernstein - ein gefährliches Zahnungsmittel

Auch heute bieten Drogerien, Apotheken und Internethändler Halskettchen
aus echtem oder gefälschtem Bernstein an, die Babys angeblich das Zahnen
erleichtern sollen. Beweise für diese Wirkung gibt es nicht, wohl aber für
die Gefährlichkeit des modischen Baby-Schmucks: Der Glaube, dass eine
Kette aus Bernstein das Zahnen erleichtert, ist wissenschaftlich unhaltbar
und sogar gefährlich, betont die Stiftung Kindergesundheit. Die Ketten
können das Kind beim Spielen und auch beim Schlafen verletzen und sogar
strangulieren, wenn sie sich irgendwo verhaken. Derartige Strangulationen
stellen in den USA die häufigste gewaltsame Todesursache bei Kindern unter
einem Jahr dar. Ihre Häufigkeit hat in den letzten Jahren deutlich
zugenommen.

Gefahr droht aber auch, wenn die Kette reißt: Es besteht die Gefahr, dass
das Kind Steine in den Mund nimmt und verschluckt oder dass es sie in Nase
und Ohren steckt. "Eltern sollten daher auf diese überflüssigen und
gefährlichen 'Heilmittel' verzichten", empfiehlt Professor Berthold
Koletzko.

Wenn das Zahnen dem Baby Beschwerden macht, tut es ihm gut, auf etwas
herumkauen zu können. Mit Wasser gefüllte und gekühlte Beißringe (nicht
aus dem Tiefkühlfach!) eignen sich dazu besonders gut. Auch andere
Spielsachen zum Herumkauen sollten glatt sein und keine Kanten haben,
damit es keine Verletzungen des Zahnfleisches gibt. Oft hilft es auch, die
Zahnleiste des Babys mit dem Finger zu massieren. Flüssige Zahnungsmittel
aus der Apotheke enthalten betäubende Substanzen sowie entzündungshemmende
und schmerzlindernde Wirkstoffe, meistens allerdings auch Alkohol.

Tägliches Putzen beugt Karies vor

Mit essbaren Zahnungsmitteln sollten Eltern eher vorsichtig sein, sagt die
Stiftung Kindergesundheit: Aus den oft zum Kauen empfohlenen Karotten oder
harten Brotrinden können leicht kleine Stücke abbrechen und in den
falschen Hals geraten - es droht Erstickungsgefahr.

"Die ersten Zähne bedeuten übrigens nicht, dass das Kind nun abgestillt
werden muss", betont Professor Berthold Koletzko. Während des Trinkens
kann das Baby nicht in die Brust beißen, solange ihm der Gegenbiss fehlt.
Die unteren Zähne sind beim Saugen aber durch die Zunge des Kindes
verdeckt".

Und noch etwas Wichtiges: Auch Milchzähne brauchen Pflege! Die allmähliche
und spielerische Gewöhnung an das tägliche Zähneputzen, das anfangs mit
einem Läppchen aus Mull oder einer weichen Säuglingszahnbürste erfolgen
kann, ist eine wichtige Präventionsmaßnahmen zur langfristigen Vermeidung
von Karies und ihren Folgen. Dabei ist im ersten Lebensjahr Zahnpasta
nicht erforderlich, die in diesem Alter noch nicht ausgespuckt werden kann
und regelmäßig verschluckt würde. Deshalb soll die zur Kariesvorbeugung
nützliche Zufuhr des Spurenelementes Fluorid auch nicht mit Zahnpasta
erfolgen, weil dadurch der kleine Körper regelmäßig viel zu hohe
Fluoridmengen mit möglichen nachteiligen Wirkungen aufnimmt. Vorbeugend
wirksam und sicher ist die genau dosierte Fluroidzufuhr mit einer
Tablette, die Kinder- und Jugendärzte verschreiben.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Kindergesundheit - 16.10.2019
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NOTFALL/344: Ein Hosengürtel genügt - wie man Unfallopfer vor dem Verblutungstod rettet (DGG)


Deutsche Gesellschaft für Gefäßchirurgie und Gefäßmedizin e.V. (DGG) - 16. Oktober 2019

Nach Terroranschlag, Explosion, Unfall

Ein Hosengürtel genügt - wie man Unfallopfer vor dem Verblutungstod rettet

Blutung abbinden kann Leben retten - Abbinden sollte in Erste-Hilfe-Kursen gelehrt werden



Mannheim - Mindestens ein Drittel aller Unfallopfer stirbt durch
Verbluten. Dabei ist es für unbeteiligte Zeugen einfach, eine
lebensbedrohliche Blutung an Armen oder Beinen zu stoppen - das
Abbinden mit einem Hosengürtel eine Handbreit über der Wunde kann
Leben retten. Experten der Deutschen Gesellschaft für Gefäßchirurgie
und Gefäßmedizin e.V. (DGG) fordern daher, Blutungsstillung in
Erste-Hilfe-Kurse aufzunehmen.

Ob in Würzburg, München und Ansbach im Jahr 2016 oder in Hamburg in
2017 - bei all diesen Anschlägen gab es Opfer, die einer ungestillten
Blutung erlagen. "Die unkontrollierte, lebensbedrohliche Blutung ist
nach wie vor die Haupttodesursache bei schwerverletzten Patienten
sowohl im zivilen als auch im militärischen Umfeld", sagt Dr. med.
Daniel Hinck, Stellvertretender Klinikdirektor Klinik II am
Bundeswehrkrankenhaus Hamburg. "Dies gilt für kriegerische
Auseinandersetzungen, aber auch etwa für Unfälle im Straßenverkehr",
fügt der Gefäßchirurg und Oberfeldarzt hinzu.

Bisher liegen noch nicht genügend Untersuchungen vor, um die Zahl der
Menschen zuverlässig beziffern zu können, die durch adäquate
medizinische Versorgung - etwa durch das Abbinden der Verletzung - vor
dem Verblutungstod gerettet werden könnten. "Wir gehen aber davon aus,
dass eine unkontrollierte Blutung in 50 Prozent der Fälle die Ursache
für den Tod eines Soldaten ist", berichtet Hinck. Für
schwerstverletzte Unfallopfer in der Zivilbevölkerung wird diese Quote
bei 33 bis 56 Prozent angesetzt.

Abbinde-Systeme für alle professionellen Rettungskräfte

Um die Versorgung von Gefäßverletzungen zu verbessern, hat die DGG
2013 die Kommission für Katastrophenmedizin und Gefäßtraumatologie
gegründet. Sie widmet sich zusammen mit anderen medizinischen
Gesellschaften unter anderem der bundesweiten Verbreitung von
Abbinde-Systemen, sogenannten Tourniquets. "Ziel ist, die Tourniquets
in der Ersten Hilfe und in der Laienrettung zu etablieren. Im
deutschen Rettungswesen, bei polizeidienstlichen Kräften und im
deutschen Militär sind diese schon fast flächendeckend verbreitet,
auch bei der Deutschen Bahn und Bundespolizei", erläutert Hinck.

Nur wenige Minuten Zeit: Oberhalb der Wunde abbinden, bis es schmerzt

Unabhängig davon kann jeder Bürger, der Zeuge eines Unfalls wird,
einen Verblutungstod an Armen oder Beinen verhindern - auch wenn kein
Tourniquet zur Stelle ist. "Man muss sich einfach nur ein Herz fassen
und einen Gürtel oder ein Stück Laken eine Handbreit oberhalb der
Blutung so fest zu ziehen, bis die Blutung stoppt", erklärt
Gefäßchirurg Hinck. Angst, bei dem Abbinde-Manöver etwa Nerven des
Unfallopfers zu verletzen, braucht der Hilfeleistende nicht zu haben.
"Die Befürchtung ist unbegründet", versichert Hinck. Was aber sehr
wohl zählt, ist Zeit. "Es bleiben mitunter nur Minuten, um einen
Verblutungstod zu verhindern", betont Hinck.

Der DGG-Experte plädiert deshalb dafür, das Abbinden von Blutungen mit
Tourniquets regulär in allen Erste-Hilfe-Kursen zu schulen. "Wer den
Führerschein macht, sollte nicht nur die stabile Seitenlage kennen,
sondern auch wissen, wie man eine lebensbedrohliche Blutung an Armen
und Beinen stillt", so Hinck. "Darüber hinaus gehört ein Tourniquet in
jeden Erste-Hilfe-Kasten im Kofferraum", ergänzt Professor Dr. med.
Dittmar Böckler, Präsident der DGG.

 * 
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ORTHOPÄDIE/402: Verletzungen des Sprunggelenks immer ärztlich abklären lassen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - 16.10.2019

Verletzungen des Sprunggelenks immer ärztlich abklären lassen

Folgeschäden wie Arthrose vermeiden


Deutscher Kongress für Orthopädie und Unfallchirurgie (DKOU) 

vom 22. bis 25. Oktober 2019 in Berlin, Messegelände Süd



Umknicken, Stolpern, Stürzen: Verletzungen des Sprunggelenks gehören zu
den häufigsten am Bewegungsapparat. Was nicht jeder weiß: Werden sie nicht
oder unzureichend behandelt, können sie schwerwiegende Folgen nach sich
ziehen. Dazu gehören etwa eine dauerhafte Instabilität des Gelenks mit
häufigem Umknicken sowie eine schmerzhafte Arthrose, die schlimmstenfalls
bereits in jungen Jahren auftritt. Deshalb sollte jede
Sprunggelenkverletzung von Orthopäden und Unfallchirurgen abgeklärt und
leitliniengerecht versorgt werden.

Dies beinhaltet auch Maßnahmen, um erneute Verletzungen zu vermeiden, etwa
das Tragen von Hilfsmitteln wie Einlagen, Tapes und Orthesen, oder das
Training der Koordinationsfähigkeit und Balance.

Das Sprunggelenk ist essentiell für alle Lauf- und Sprungbewegungen.
Gleichzeitig ist es besonders verletzungsgefährdet: "Bereits wenige Grad
Abweichung von der normalen Gelenkstellung können ausreichen, um eine
Verletzung auszulösen. Risikosituationen sind insbesondere
Sprunglandungen, schnelle Richtungswechsel und das Laufen auf unebenem
Gelände", sagt Professor Dr. med. Benita Kuni, Fachärztin für Orthopädie
und Unfallchirurgie am Ortho-Zentrum Karlsruhe. So berichten in Umfragen
70 Prozent der Allgemeinbevölkerung, im Laufe ihres Lebens mindestens eine
Sprunggelenkverletzung erlitten zu haben. In der Mehrzahl kommt es hier
durch das typische Umknick-Trauma zu einer Zerrung. Brüche des oberen
Sprunggelenks sind bei Erwachsenen die häufigsten Frakturen am
Unterschenkel.

"Jede Verletzung des Sprunggelenks gehört in kompetente fachärztliche
Hände", betont die Expertin. "Das Ausmaß der Verletzung sollte immer
minutiös untersucht werden." Je nach Schweregrad können auch Röntgen und
weitere bildgebende Verfahren nötig werden. Der Sprunggelenkkomplex sollte
zur Ausheilung einer Kapsel-Bandverletzung ausreichend lange mit einer
geschnürten Orthese stabilisiert werden. Nach einer Fraktur, aber auch bei
einer weiterbestehenden Gelenkinstabilität, besteht das Risiko, einen
vorauseilenden, also frühzeitigen Gelenkverschleiß zu entwickeln. Zu den
ersten Symptomen gehören Beschwerden, etwa beim Treppensteigen oder beim
Gehen auf unebenem Grund.

Auch wenn es nicht immer möglich ist, das Gelenk vollständig und
anatomisch korrekt wiederherzustellen, sollte doch alles getan werden, um
Folgeschäden möglichst gering zu halten. Dazu gehört auch, die
Risikofaktoren für eine Verletzungsanfälligkeit des Sprunggelenks zu
minimieren: Übergewicht abbauen, neuromuskuläres Training sowie die
Korrektur von Gelenkfehlstellungen und Instabilitäten durch Einlagen,
Orthesen, Eigenübungen und Physiotherapie. "Dabei sollten, soweit möglich,
zunächst immer alle konservativen Möglichkeiten der Therapie ausgeschöpft
werden", sagt Dr. med. Thomas Möller, DKOU-Kongresspräsident des
Berufsverbandes für Orthopädie und Unfallchirurgie (BVOU) aus Speyer.

"Eine enge Vernetzung zwischen den Notfallambulanzen, den Hausärzten und
den niedergelassenen Fachärzten für Orthopädie und Unfallchirurgie ist
wesentlich, um sowohl die umfassende Erstversorgung als auch eine
angemessene Anschlussbehandlung sicherzustellen", resümiert Kuni. "Die
Überprüfung des Heilungsverlaufs und der Akzeptanz einer
Hilfsmittelversorgung sollte engmaschig erfolgen, um das bestmögliche
Ergebnis zu erzielen."


Quellen:

S2e-Leitlinie 012/003: Sprunggelenkfraktur

https://www.awmf.org/uploads/tx_szleitlinien/012-003l_S2e_Sprunggelenkfraktur_2016-02.pdf

Leitlinie Frische Außenbandruptur am Oberen Sprunggelenk

https://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/012-022.html

DGUV Broschüre Stolperstürze:

https://www.dguv.de/de/mediencenter/pm/pressearchiv/2017/quartal_1/details_1_141889.jsp

Delahunt E, et al.: Clinical assessment of acute lateral ankle sprain
injuries (ROAST): 2019 consensus statement and recommendations of the
International Ankle Consortium. Br J Sports Med. 2018

Oct;52(20):1304-1310. doi: 10.1136/bjsports-2017-098885. Epub 2018 Jun 9.

Gribble PA, et al.: 2016 consensus statement of the International Ankle
Consortium: prevalence, impact and long-term consequences of lateral ankle
sprains. Br J Sports Med. 2016 Dec;50(24):1493-1495. 

doi: 10.1136/bjsports-2016-096188. Epub 2016 Jun 3.

Leumann A, Valderrabano V, Pagenstert G: Akute Instabilität des oberen
Sprunggelenks. In: Ruchholtz S, Wirtz D, Hrsg. Orthopädie und
Unfallchirurgie essentials. 3., vollständig überarbeitete und erweiterte
Auflage. Stuttgart: Thieme; 2019. 

doi:10.1055/b-006-160191.

Zettl R: Frakturen des Sprunggelenks. In: Ruchholtz S, Wirtz D, Hrsg.
Orthopädie und Unfallchirurgie essentials. 3., vollständig überarbeitete
und erweiterte Auflage. Stuttgart: Thieme; 2019. 

doi:10.1055/b-006-160191.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1739

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - 16.10.2019
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BILDUNG/1172: Ernährungsmedizin - Ärztekammer Bremen verabschiedet erweiterte Weiterbildungsordnung (DGEM)


Deutsche Gesellschaft für Ernährungsmedizin e.V. (DGEM) - 16. Oktober 2019

Zusatzweiterbildung zum Ernährungsmediziner:

Erste Landesärztekammer verabschiedet erweiterte Weiterbildungsordnung



Berlin - Eine aktuelle Auswertung von Krankenhaus- und
Pflegeheim-Daten zur Ernährungssituation in deutschen Einrichtungen
zeigt: In deutschen Krankenhäusern besteht ein deutliches Defizit an
ernährungsmedizinischer Fachkompetenz; es fehlt an
Ernährungsmedizinern (1). In medizinischen Ausbildungscurricula von
Studierenden und Fachärzten werden ernährungsmedizinische Themen
bisher nur unzureichend abgedeckt. Die Ärztekammer Bremen hat nun als
erste Landesärztekammer die Zusatzweiterbildung Ernährungsmedizin in
die Weiterbildungsordnung des Landes übernommen. Die Deutsche
Gesellschaft für Ernährungsmedizin e.V. (DGEM), der Berufsverband der
Deutschen Ernährungsmediziner e.V. (BDEM) und die Deutsche Akademie
für Ernährungsmedizin e.V. (DAEM), die sich seit vielen Jahren
gemeinsam für die bundesweite Etablierung der Zusatzweiterbildung zum
Ernährungsmediziner einsetzen, begrüßen diesen Schritt.

2018 hat die Bundesärztekammer die neue (Muster-)Weiterbildungsordnung
(MWBO) einstimmig verabschiedet. In diesem Zuge wurde die
Zusatzweiterbildung "Ernährungsmedizin" neu aufgenommen. Der
Empfehlung der Bundesärztekammer, die Zusatzausbildung in die
Weiterbildungsordnungen der Länder zu übernehmen, ist nun die erste
Landesärztekammer gefolgt: Die Delegiertenversammlung der Ärztekammer
Bremen verabschiedete am 9. September 2019 die neue, ergänzte
Weiterbildungsordnung für Ärztinnen und Ärzte im Lande Bremen. Die
Weiterbildungsordnung wird zum 1. Juli 2020 in Kraft treten.

"Als ernährungsmedizinische Organisationen begrüßen wir diesen Schritt
sehr und hoffen, dass die anderen Landesärztekammern bald nachziehen",
so Priv.-Doz. Dr. med. Frank Jochum, Präsident der DGEM, Professor Dr.
med. Gerd Bönner, Präsident der DAEM, und Professor Dr. med. Johannes
Georg Wechsler, Präsident des BDEM. Für die ernährungsmedizinische
Versorgung in Deutschland stellt die Zusatzweiterbildung zum
Ernährungsmediziner einen wichtigen Schritt dar: "Sie wertet nicht nur
die interdisziplinäre Fachrichtung der Ernährungsmedizin auf, sondern
trägt auch dazu bei, mehr Ärzte für die Ernährungsmedizin zu gewinnen
und ernährungsmedizinisches Wissen in der Breite besser zu verankern.
Das kommt ganz unmittelbar den Patienten zugute", sind sich die
Experten einig.

Zum Ernährungsmediziner können sich Ärzte und Ärztinnen weiterbilden,
die bereits über eine Facharztanerkennung in einem Gebiet der
unmittelbaren Patientenversorgung wie der Neurologie, Chirurgie,
Kinder- und Jugendmedizin oder internistischen Medizin verfügen. Die
Zusatzweiterbildung umfasst 100 Stunden Kurs-Weiterbildung zu
ernährungsmedizinischen Themen sowie 120 Stunden Fallseminare unter
Supervision. Inhalte der Zusatzweiterbildung sind Grundlagen der
Ernährungsmedizin - wie der Nutzen und das Risiko von häufigen und
alternativen Kostformen -, die ernährungsmedizinische Prävention - zum
Beispiel die Möglichkeiten und Grenzen eben dieser Prävention - und
die ernährungsmedizinische Therapie - wie die Ernährung des kritisch
Kranken in der Intensivmedizin.


Quellen:

(1) Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (2019): 14. DGE-Ernährungsbericht. Vorveröffentlichung Kapitel 2.

(2) Ärztekammer Bremen (2019): Weiterbildungsordnung für Ärztinnen und Ärzte im Lande Bremen. https://www.aekhb.de/data/mediapool/ae_wb_neue_wbo_2019.pdf

 * 

Über die Deutsche Gesellschaft für Ernährungsmedizin e.V.
(DGEM):

Die Deutsche Gesellschaft für Ernährungsmedizin e.V. (DGEM) ist eine
multidisziplinäre Vereinigung aller Berufsgruppen, die sich mit
Ernährungsmedizin befassen. Die Fachgesellschaft hat sich zur Aufgabe
gemacht, die wissenschaftlichen und praktischen Belange auf dem Gebiet
der Ernährungsmedizin und Stoffwechselforschung zu fördern. Durch die
Veranstaltung von Kursen, Symposien und Kongressen werden zum einen
interdisziplinäre Beziehungen zu anderen in- und ausländischen
Institutionen, die auf diesem Gebiet arbeiten, hergestellt und
vertieft, zum andern werden die Grundlagenforschung und die angewandte
Forschung gefördert und die daraus gewonnenen Kenntnisse und
Erfahrungen nutzbar gemacht. Ein weiteres Anliegen der Gesellschaft
ist die Förderung der Aus- und Weiterbildung in der Ernährungsmedizin
und Stoffwechselforschung.

Über den Bundesverband Deutscher Ernährungsmediziner e.V.
(BDEM):

Der Bundesverband Deutscher Ernährungsmediziner (BDEM) ist ein
Zusammenschluss von Ernährungsmedizinern zur Wahrung, Förderung und
Vertretung der berufspolitischen und sonstigen Belange. Eine
vorrangige Aufgabe des Bundesverbandes ist es, die berufliche
Fort- und Weiterbildung der Ernährungsmediziner zu fördern und die
Mitglieder in der Erfüllung ihrer ärztlichen und wissenschaftlichen
Aufgaben zu beraten, zu unterstützen und selbst tätig zu werden.

Über die Deutsche Akademie für Ernährungsmedizin e.V.
(DAEM):

Die Deutsche Akademie für Ernährungsmedizin e.V. (DAEM) ist ein
unabhängiger gemeinnütziger wissenschaftlicher Verein mit Sitz in
Freiburg, der sich in erster Linie zum Ziel gesetzt hat, durch
angewandte Ernährungswissenschaft und ärztliche Fortbildung die
Ernährungsmedizin in der praktischen Medizin zu implementieren. Die
DAEM wird sich durch zahlreiche Kursangebote besonders in der
Weiterbildung Ernährungsmedizin engagieren. Zugleich fördert die DAEM
die Umsetzung der Ernährungsmedizin in der Klinik und betreut seit
über 20 Jahren bundesweit zertifizierten Lehrkliniken für
Ernährungsmedizin.

 * 

Quelle:
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UMWELT/352: Projekt - Kliniken in Nordrhein-Westfalen wollen Ausstoß von klimaschädlichem CO2 reduzieren (KGNW)


Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e.V. - 16. Oktober 2019

NRW-Kliniken wollen Ausstoß von klimaschädlichem CO2 reduzieren: 

Projekt KLIK green qualifiziert Klimamanager in Krankenhäusern



Düsseldorf - Ein durchschnittlich großes Krankenhaus verbraucht pro
Bett und Jahr so viel CO2 wie vier Einfamilienhäuser. Das Projekt KLIK
green hat sich deshalb zum Ziel gesetzt, dass bundesweit 250 Kliniken
über die Projektlaufzeit von drei Jahren die Emission von gemeinsam
100.000 Tonnen des klimaschädlichen CO2 vermeiden.

"Das Projekt KLIK green zeigt, dass wirtschaftliche Effizienz und
Klimaschutz durchaus Hand in Hand gehen können. Deshalb beteiligen wir
uns aktiv an diesem Projekt und qualifizieren Mitarbeiter in unseren
Mitgliedshäusern zu Klimamanagern. Wir wollen Einsparpotenziale beim
Energie- und Ressourcenverbrauch in den Krankenhäusern nutzen, um
einerseits eine deutliche Kostenreduktion zu erzielen und andererseits
durch eine nachhaltige Verminderung der CO2-Emissionen einen positiven
Beitrag zum Klimaschutz zu leisten," erklärt Matthias Blum,
Geschäftsführer der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e. V.
(KGNW).

Aus NRW haben sich bereits 40 Krankenhäuser für das
Klimaschutz-Projekt angemeldet. Die KGNW führt KLIK green gemeinsam
mit dem BUND Berlin e. V. und dem Universitätsklinikum Jena durch. Das
Projekt wird vom Bundesumweltministerium gefördert und Schirmherr ist
Dr. Eckart von Hirschhausen.

Die Kick-Off Veranstaltung am 17.10.2019 in Berlin bietet
interessierten Kliniken die Gelegenheit sich umfassend zu informieren:
An Thementischen werden unterschiedliche Fragestellungen rund um das
Projekt erläutert, so präsentieren Klimamanager aus dem
Vorgängerprojekt KLIK ihre Ergebnisse, Fördermittelgeber referieren
über Fördermöglichkeiten von Investitionen und ausgesuchte Unternehmen
zeigen Lösungsmöglichkeiten im Rahmen von Klimaschutzprojekten.

Im bereits abgeschlossenen Projekt KLIK-Klimamanager für Kliniken
(2014 - 2016) profitierten 50 Gesundheitseinrichtungen von der
Teilnahme und vermieden nicht nur mehr als 30.000 Tonnen CO2. Sie
generierten auch finanzielle Puffer in Höhe von neun Millionen Euro.
Klimaschutz im Krankenhaus nutzt Chancen, die sich auch wirtschaftlich
lohnen und die Kernkompetenz der Patientenversorgung stärken.

 * 

Quelle:

Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e. V.

Pressemitteilung vom 16. Oktober 2019

Referat für Politik, PR und Presse

Humboldtstr. 31, 40237 Düsseldorf

E-Mail: presse@kgnw.de

Internet: www.kgnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





POLITIK/1983: Chance für Marktmacht - Bertelsmann deckt den Tisch für Klinikkonzerne (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 37 vom 13. September 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Chance für Marktmacht

Bertelsmann deckt den Tisch für Klinikkonzerne

von Männe Grüß



Wem würde die Schließung von Krankenhäusern nutzen, welches Interesse
verfolgt die Bertelsmann-Stiftung? Im April meldeten die "Deutschen
Wirtschaftsnachrichten": "Der Medizinkonzern Fresenius sieht die sich
abzeichnenden Schwierigkeiten für kleine, selbstständige Krankenhäuser
als Chance für einen Ausbau seiner Marktmacht." Die Schließung von
kleinen Krankenhäusern nutzt den großen Playern in der deutschen
Gesundheitswirtschaft wie Fresenius oder Helios, um im Rahmen einer
Zentralisierung ihre Monopolstellung weiter auszubauen. Was könnte
diesen Gesundheitskonzernen Besseres passieren, als dass der ohnehin
verstärkte Konkurrenzdruck auf kleinere Krankenhäuser durch direkte
staatsmonopolistische Interventionen in Form von
Krankenhausschließungen verstärkt wird?

Verstärkt werden könnte die Monopolisierung durch die einsetzende
Rezession, die vor allem die zentralen Kommandohöhen der
Monopolbourgeoisie - die Finanzoligarchie - immer stärker treibt bei
der Suche nach Anlagesphären mit Aussichten auf steigende
Profitraten - die Automobil- oder Stahlindustrie wird es
wahrscheinlich nicht sein. Dass neben Wohnungen vor allem (wenn auch
nicht nur) der Gesundheitsbereich ein vielversprechender
Investitionsbereich ist, zeigen die sprunghaft angestiegenen
Investitionen sogenannter Private-Equity-Gesellschaften (PEG - besser
bekannt unter dem Spitznamen "Heuschrecken") in den deutschen
Gesundheitsmarkt. So übernahmen PEGs aus Europa (auch Deutschland) und
den USA seit 2013 130 Unternehmen im Gesundheitsbereich - zwei Drittel
(also über 80) davon aber allein zwischen 2017 und dem ersten Halbjahr
2018, wie die Hans-Böckler-Stiftung berichtete. Der Anteil der
Krankenhäuser macht dabei gegenüber einer Vielzahl von Facharztpraxen
zwar numerisch nur einen kleinen Anteil aus (rund 10 Prozent) - aber
die Zahl der Beschäftigten zeigt mit über 20 000 bei den
Krankenhäusern, um welche Wirtschaftskraft es sich dabei handelt. Nur
in der Altenpflege sind die PEG-Investitionen durch Übernahmen noch
größer (hier fast 37000 Beschäftigte).

Für diese PEGs sind Schließungen von kleinen Krankenhäusern und damit
das Wachsen großer spezialisierter Krankenhäuser aufgrund ihrer
höheren Rentabilität wie ein gedeckter Tisch. Und wenn die
Bertelsmann-Stiftung den Tisch deckt, dann hat sie ihre Gründe:
Brigitte Mohn, im Vorstand der Stiftung für Gesundheit zuständig,
sitzt auch im Aufsichtsrat der Rhön Klinikum AG - einer der großen
Klinikkonzerne, der ein direktes Interesse an Krankenhausschließungen
hat.

Welche Perspektive hat der Kampf für ein Gesundheitswesen im Interesse
der arbeitenden Menschen? Der ver.di-Sekretär Michael Quetting aus dem
Saarland, der dort den Kampf der Beschäftigten der Uniklinik für
Entlastung betreut, schreibt: "ver.di sieht in der flächendeckenden
und bedarfsgerechten stationären Versorgung eine staatliche
Pflichtaufgabe im Rahmen der gesellschaftlichen Daseinsvorsorge.
Unverzichtbar ist eine gesellschaftliche Planung und Steuerung, um
nach dem umfassenden Versagen der Marktkräfte in den Krankenhäusern
nicht die Zerstörung des im Grundgesetz verankerten Sozialstaats
hinnehmen zu müssen.

Die Gewerkschaft ver.di sieht in der Schaffung eines Verbundklinikums
einen ersten Schritt auf dem Weg, eine völlig verfahrene und
gescheiterte Gesundheitspolitik wieder auf den richtigen Weg zu
bringen. Innerhalb dieses Verbundes wird es eine gestufte Versorgung
geben. Dazu muss die DRG-Finanzierung (die Fallpauschalen) abgeschafft
werden. Wir brauchen eine Selbstkostenfinanzierung, die es auch auf
dem Land Krankenhäusern möglich macht, mit einer Grundversorgung im
stationären Bereich und Öffnung für ambulante Versorgung zu
gewährleisten ohne sinnlose Behandlungen durchzuführen, um
wirtschaftlich zu überleben."

Das wären Schritte im Kampf gegen die Monopole und ihren Zugriff auf
unsere Gesundheit. Ein profitorientiertes Gesundheitswesen im
staatsmonopolistischen Kapitalismus ist mit den Interessen der
Allgemeinheit nicht vereinbar - dieses allgemeine Interesse vertreten
die Werktätigen, wenn sie für ein demokratisches Gesundheitswesen
kämpfen. In den Krankenhäusern zeigt sich besonders deutlich: Nur
gesellschaftliches Eigentum und geplante Wirtschaft können eine Lösung
sein.


Männe Grüß leitet die Kommission Kommunalpolitik beim Parteivorstand der DKP.
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STANDPUNKT/008: Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin zum "Sterbefasten" (idw)


Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. - 16.10.2019

DGP zum "Sterbefasten": 

Achtung des Patientenwillen hört nicht beim freiwilligen Verzicht auf Essen und Trinken auf

Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin veröffentlicht Positionspapier
zum freiwilligen Verzicht auf Essen und Trinken (FVET) - Expertengremium:
FVET ist nicht als Suizid zu bewerten - Medizinische Begleitung des FVET
stellt keine strafbare Handlung dar - Entschluss aus freiem Willen ist zu
respektieren - Aufklärung zu Folgesymptomen und Behandlung wichtig -
Herausforderung und Belastung für An- und Zugehörige und für Team



"Wenn ein schwerstkranker Mensch aus freiem Entschluss nicht mehr essen
und trinken will, um sein Sterben zu beschleunigen, dann ist das zu
respektieren." betont Prof. Dr. Lukas Radbruch, Präsident der Deutschen
Gesellschaft für Palliativmedizin (DGP). Es sei keine strafbare Handlung,
die selbstbestimmte Entscheidung eines unerträglich leidenden
Palliativpatienten medizinisch zu begleiten, heißt es in einem aktuellen
Positionspapier des Vorstandes der Fachgesellschaft gemeinsam mit weiteren
Expertinnen und Experten. Vielmehr würde es den Straftatbestand der
Körperverletzung erfüllen, einen Menschen gegen seinen Willen zu ernähren.

Dennoch kann die Begleitung eines Entschlusses zum "Sterbefasten" bzw.
freiwilligen Verzicht auf Essen und Trinken (FVET) "komplexe und
herausfordernde Probleme im Umgang mit dem schwerstkranken Menschen,
seinen Angehörigen oder auch dem Team der Hospiz- und Palliativversorgung
zur Folge haben." erläutert DGP-Vizepräsident Dr. Bernd-Oliver Maier,
Chefarzt für Interdisziplinäre Onkologie und Palliativmedizin. Die
Entscheidung ist für die unmittelbar Beteiligten oft sehr schwer
auszuhalten, deshalb sollten neben dem Betroffenen die An- und Zugehörigen
wie auch das Behandlungsteam während der Begleitung im Gespräch gehalten
und umfassend unterstützt werden. Wesentlich sei, auf Anfrage
Informationen zum FVET, zum zeitlichen Verlauf, zu möglichen
Folgesymptomen, Komplikationen und deren Behandlungsoptionen zur Verfügung
zu stellen - ohne Einfluss auf die Entscheidung nehmen zu wollen, welche
ausschließlich der Patient trifft.

Das im Deutschen Ärzteblatt erstveröffentlichte Positionspapier befasst
sich ausschließlich mit der freiwilligen Entscheidung von Patienten mit
lebensbedrohlichen oder lebenslimitierenden Erkrankungen, welche auf diese
Weise den Sterbeprozess einleiten wollen. Einige verzichten auf Nahrung,
andere zusätzlich komplett auf Flüssigkeit, manche nehmen noch geringe
Trinkmengen zu sich - auch über Art und Umfang des Verzichts entscheidet
allein die Patientin oder der Patient.

FVET ist kein neues Phänomen und begegnet insbesondere Begleitern in
stationären Pflegeeinrichtungen häufig. Vor allem die Diskussion um
Sterbehilfe hat auch dazu geführt, dass um die Bewertung von FVET gerungen
wurde. Das DGP-Positionspapier kommt zu dem Schluss: "Freiwilliger
Verzicht auf Essen und Trinken ist nicht als Suizid zu bewerten."

Wesentlich ist die Klärung, ob und in welchem Umfang weiterhin Essen und
Trinken angeboten werden sollen, um den Betroffenen die Möglichkeit zu
geben, ihren Entschluss jederzeit revidieren zu können. Fallkonferenzen
oder ethische Fallbesprechungen können für eine sensible und reflektierte
Kommunikation z.B. bei Unsicherheiten bzgl des Fortsetzens des FVET oder
zum weiteren Vorgehen im Team sinnvoll sein. Die kürzlich erschienene
"Erweiterte S3-Leitlinie Palliativmedizin für Patienten mit einer nicht
heilbaren Krebserkrankung" gibt Empfehlungen zu Medikamenten und anderen
Maßnahmen zur Symptomkontrolle am Lebensende in Abwägung von Indikation,
Nutzen und Belastung.

"Ein lebensbedrohlich erkrankter Mensch, der auf Essen und Trinken
verzichtet, um das Sterben zu beschleunigen, sucht in der Regel nach einem
Ausweg aus einer Situation, in der er Angst vor Leiden und vor dem Verlust
seiner Würde und Autonomie hat." betont DGP-Vizepräsident Urs Münch,
Psychologischer Psychotherapeut und Psychoonkologe: "Als Gesellschaft
sollten wir Rahmenbedingungen für alle zugänglich machen, damit Leid
gelindert, Autonomie gewährt und Menschen in Würde sterben können. Die
Charta zur Betreuung von schwerst kranken und sterbenden Menschen ist der
Auftrag an die gesamte Gesellschaft, diese Bedingungen zu schaffen und zu
kommunizieren."


Weitere Informationen

Positionspapier der Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin zum freiwilligen Verzicht auf Essen und Trinken, Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin, Oktober 2019

https://www.dgpalliativmedizin.de/phocadownload/stellungnahmen/DGP_Positionspapier_Freiwilliger_Verzicht_auf_Essen_und_Trinken%20.pdf

Erweiterte S3-Leitlinie Palliativmedizin für Patienten mit einer nicht-heilbaren Krebserkrankung, Langversion 2.0, August 2019, Leitlinienprogramm Onkologie

https://www.leitlinienprogramm-onkologie.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Leitlinien/Palliativmedizin/Version_2/LL_Palliativmedizin_2.0_Langversion.pdf

Charta zur Betreuung schwerstkranker und sterbender Menschen in Deutschland, Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin, Deutscher Hospiz- und PalliativVerband, Bundesärztekammer (Träger und
Hrsg.)

https://www.charta-zur-betreuung-sterbender.de/files/dokumente/RZ_151124_charta_Einzelseiten_online.pdf

Richter-Kuhlmann, Eva: Thema Ärztliche Sterbebegleitung, Kontroverse Sterbefasten, Deutsches Ärzteblatt, Jg. 116, Heft 41, 11. Oktober 2019

https://www.aerzteblatt.de/pdf.asp?id=210310

Radbruch, Lukas, Münch, Urs, Maier, Bernd-Oliver: Thema Palliativmedizin: Umgang mit Sterbewünschen, Deutsches Ärzteblatt, Jg. 116, Heft 41, 11. Oktober 2019

https://www.aerzteblatt.de/pdf.asp?id=210345


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1908
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DIABETES/2082: Psychosoziale Betreuung von Menschen mit Diabetes verbessern (DDG)


Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) - 16. Oktober 2019

Psychosoziale Betreuung von Menschen mit Diabetes verbessern

DDG Experten fordern Integration psychosozialer Angebote für Eltern, Kinder und Erwachsene



Berlin - Für Eltern mit an Diabetes erkrankten Kindern gibt es nicht
genug psychosoziale Hilfen. Der starke Druck durch die
Herausforderungen des alltäglichen Krankheitsmanagements kann bei
Vätern und Müttern Betroffener vermehrt zu psychischen Erkrankungen
wie Angststörungen und Depressionen führen. Um ihre Belastungen
insgesamt zu reduzieren, müssen die psychosozialen
Behandlungsmöglichkeiten und Strukturen während der ambulanten
Langzeitbehandlung gezielt verbessert werden, fordern Experten der
Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) anlässlich der Tagung
"Psychosoziale Versorgung von Menschen mit Diabetes" am 17. Oktober
2019 in Berlin. Die Situation von Kindern mit Diabetes steht
exemplarisch für die von Erwachsenen. Mit welchen konkreten Maßnahmen
die Diabetestherapie verbessert werden kann, ist ebenfalls Thema des
Zukunftstages Diabetologie.

Menschen mit Diabetes haben ein erhöhtes Risiko, eine psychische
Störung zu entwickeln. Diabetes erfordert - mehr noch als bei den
meisten anderen chronischen Erkrankungen - ein hohes Maß an
Eigenverantwortung im Umgang mit der Therapie. Selbstmanagement ist
gefordert. Um dieses zu erlernen, braucht es Unterstützung. Wenn
Kinder und Jugendliche an Typ-1-Diabetes erkranken, ist es eine der
vorrangigen Aufgaben der Eltern, nicht nur darauf zu achten, dass die
Insulintherapie jeden Tag aufs Neue optimal angepasst wird, sondern
ihr Kind auch auf eine lebenslange eigenverantwortliche Therapie
vorzubereiten. "Eltern von Kindern mit Diabetes müssen liebevoll und
zugleich sehr konsequent sein. Dieser autoritativ genannte
Erziehungsstil lebt von viel emotionaler Wärme, klaren Regeln,
Kommunikationsbereitschaft und einer starken Führung", erläutert
Professor Dr. rer. nat. Karin Lange, Leiterin der Forschungs- und
Lehreinheit Medizinische Psychologie an der Medizinischen Hochschule
Hannover.

Die Diagnose Diabetes Typ 1 bei einem Kind ist für alle Familien ein
Einschnitt in der Lebensplanung. Auch wenn sie in spezialisierten
pädiatrischen Diabeteszentren mit den Herausforderungen der Behandlung
vertraut gemacht werden und Schulungen erhalten, so ist der Bereich
der psychologischen und sozialen Beratung von Familien unzureichend.
"Trotz eines insgesamt hohen Qualitätsniveaus in der Versorgung von
Menschen mit Diabetes - und das gilt genauso für Menschen mit Diabetes
Typ 2 - gibt es erhebliche Defizite vor allem in der ambulanten
psychosozialen Versorgung", kritisiert Professor Dr. med. Andreas Neu,
Oberarzt an der Klinik für Kinder- und Jugendmedizin am
Universitätsklinikum Tübingen und Vizepräsident der Deutschen Diabetes
Gesellschaft (DDG).

Nach der Entlassung aus der Kinderklinik schließt sich eine ambulante
Langzeitbetreuung an. Zahlreiche Mütter reduzieren dann ihre
Berufstätigkeit oder geben sie ganz auf, um sich intensiv um das Kind
kümmern zu können. Das wiederum hat Auswirkungen auf die ökonomische
Situation der Familie und kann zu weiteren psychischen Belastungen
führen. Dies zeigte eine Untersuchung aus dem Jahr 2018 (die
sogenannte AMBA-Studie, veröffentlich in der Fachzeitschrift
Diabetologie und Stoffwechsel, 2019). Deutlich wurde auch, dass sich
Eltern in dieser Langzeitbetreuung mehr psychologische und soziale
Beratung wünschen. "Die Belastung für Eltern ist immens und die sich
mit zunehmendem Alter des Kinder aneinanderreihenden weiteren
'Probleme', sei es durch Kitas oder Schulen, die eine diabetesgerechte
Versorgung nicht zu leisten imstande sind, können ihnen leicht über
den Kopf wachsen", betont Lange. Eine Mischung aus Schuldgefühlen und
Überlastung führe nicht selten dazu, dass Mütter oder Väter selbst
krank werden. "Die Rate an Angststörungen und Depressionen steigt.
Besonders betroffen sind dabei Alleinerziehende, Patchworkfamilien und
sozioökonomisch benachteiligte Familien", weiß die Expertin.

Eltern mit an Diabetes erkrankten Kindern brauchen mehr psychosoziale
Unterstützung. Dazu gehörten beispielsweise Finanzierungskonzepte in
der Gesundheitsversorgung, die grundlegende Maßnahmen psychosozialer
Versorgung ermöglichen, fordern die Experten. Erstens muss es für
Eltern innerhalb der ambulanten Langzeitbetreuung die Möglichkeit
geben, sich kurzfristig mit Diabetesberatern, Psychologen oder
Sozialarbeitern zu besprechen, wobei auch telemedizinische Angebote
eine wichtige Rolle spielen können. Zweitens muss für Mütter und Väter
eine niedrigschwellige psychologische Unterstützung angeboten werden.
Drittens sollte gesetzlich geregelt werden, wie die Versorgung von
Kindern und Jugendlichen mit Diabetes in KITAS und Schulen
qualifiziert sichergestellt werden kann.

"Die psychosozialen Determinanten sind wichtige Einflussfaktoren auf
den Stoffwechsel. Aus diesem Grund werden diese Aspekte auch
ausdrücklich in den Behandlungsleitlinien genannt", erläutert Neu.
Eine bedarfsgerechte multiprofessionelle Versorgung von jungen (und
alten) Menschen mit Diabetes und ihren Angehörigen ist nur dann
erfolgreich, wenn die Defizite im psychosozialen Bereich schnell
behoben werden. "Durch neue Diabetestechnologien, Schulungen und
moderne Insuline hat sich die gesundheitliche Prognose von Kindern und
Jugendlichen mit Typ-1-Diabetes verbessert. Diese Erfolge setzen wir
aufs Spiel, wenn wir die psychosoziale Unterstützung der Familien
nicht ausbauen", bilanziert Lange.

"Die Situation von Kindern mit Diabetes steht exemplarisch für die von
Erwachsenen, die ebenfalls von Typ-1- oder auch Typ-2-Diabetes
betroffen sind. Auch sie müssen ihre anspruchsvolle Therapie jeden Tag
mit beruflichen und persönlichen Herausforderungen im Alltag
verbinden", ergänzt Professor Dr. Dipl.-Psych. Bernhard Kulzer vom
Diabetes-Zentrum Bad Mergentheim und 1. Vorsitzender und Sprecher der
AG Diabetes und Psychologie der DDG. Und dies gelinge bei Weitem nicht
immer und allen, sodass auch sie auf schnelle, niedrigschwellige
psychosoziale Hilfen angewiesen seien. Diabetesschwerpunktpraxen wären
dazu prinzipiell in Kooperation mit entsprechenden Fachkräften in der
Lage, jedoch fehlen Möglichkeiten zur Finanzierung dieses Teils einer
effektiven sprechenden psychosozialen Versorgung zur Prävention
kostenintensiver Folgeerkrankungen und erhöhter Mortalität.

Auf der Pressekonferenz zum Zukunftstag Diabetologie am 17. Oktober
2019 (Programm: Zukunftstag Diabetologie) diskutieren die Expertinnen
und Experten, welche Herausforderungen die Diabetestherapie an die
ganze Familie stellt, wie sich die psychischen und sozialen
Belastungen zeigen und welche Maßnahmen ergriffen werden müssen, um
die psychosoziale Versorgung insgesamt zu verbessern. Teilnehmen wird
unter anderem eine Mutter eines Kindes mit Typ-1-Diabetes und von
ihren Erfahrungen berichten.
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INFEKTION/1828: Hunde- und Katzenfutter mit Rohfleisch ist ein Risikofaktor für Mensch und Tier (idw)


Universität Zürich - 16.10.2019

Futter mit Rohfleisch ist ein Gesundheitsrisiko



In jedem zweiten Hundefutter aus rohem Fleisch finden sich multiresistente
Bakterien. Das zeigt eine Untersuchung der Universität Zürich an
Rohfutter-Proben, sogenannten "Barf"-Menus. Die resistenten Bakterien im
Rohfutter können sich auf die Heimtiere übertragen - und damit auch auf
den Menschen.

Antibiotika gelten auch heute noch als "Wunderwaffe" gegen Bakterien. Doch
diese Waffen werden zunehmend stumpf: Durch die massive und zum Teil
falsche Anwendung von Antibiotika haben sich resistente Bakterien
entwickelt. So können Keime sogenannte Extended Spectrum Beta-Lactamasen
(ESBL) produzieren - ein Enzym, das gewisse Antibiotika wirkungslos macht.
Besonders bedenklich ist es, dass sich die Resistenzen gegen
Breitspektrum-Antibiotika richten, die bei einer Vielzahl von Bakterien
wirken und auch oft eingesetzt werden.

"Die Situation mit den multiresistenten Bakterien geriet in den letzten
Jahren immer mehr ausser Kontrolle", erklärt Roger Stephan, Professor am
Institut für Lebensmittelsicherheit der Vetsuisse-Fakultät der Universität
Zürich. "Gegen die Zunahme der Verbreitung ESBL-bildender Keime sind
dringend Gegenmassnahmen erforderlich." Dazu brauche es aber ein
vertieftes Verständnis über die Aus- und Verbreitungswege von
multiresistenten Bakterien, die dann auch in der Darmflora von Mensch und
Tier vorkommen können.

Hunde und Katzen tragen ESBL-bildende Keime in sich

In einer Studie der Vetsuisse-Fakultät der UZH zu klinisch relevanten
Bakterienstämmen bei Hunden und Katzen wurden verschiedenste
ESBL-bildende Keime gefunden. "Uns hat aufgeschreckt, dass diese Keime bei
Hunden und Katzen so häufig nachgewiesen werden können", sagt Stephan.
"Als einen möglichen Übertragungsweg vermuteten wir die Verfütterung von
rohem Fleisch."

Heute werden fleischfressenden Haustieren, vor allem Hunden, zunehmend
Portionen aus rohem Fleisch, Schlachtnebenprodukten, Knochen und Zutaten
wie Gemüse und Obst verfüttert. Genannt wird dieser Futtermix "Barf"
(Biologically Appropriate Raw Food). Dieser neue Trend der
Rohfleischfütterung rückte somit in den Fokus einer weiteren Studie. Die
Forschenden untersuchten dabei 51 Rohfutter-Proben von verschiedenen
Anbietern in der Schweiz auf die Gesamtkeimzahl, auf normale und
antibiotikaresistente Enterobakterien sowie auf Salmonellen.

Rohfutter als Risikofaktor für Mensch und Tier

Bei 73 Prozent der Futterproben wurde der Richtwert für Enterobakterien
überschritten. Bei 61 Prozent der Proben wurden ESBL-bildende Bakterien
gefunden. Zweimal wurden Salmonellen, zweimal Escherichia coli mit dem
Colistin-Resistenzgen mcr-1 entdeckt. Letzteres ist ein übertragbarer
Resistenzmechanismus gegen das Reserveantibiotikum Colistin, der vor
kurzer Zeit erstmals in China nachgewiesen wurde.

Erschreckender Befund

"Dass wir bei über 60 Prozent der Proben ESBL-bildende Bakterien gefunden
haben, ist wirklich erschreckend", erklärt Magdalena Nüesch-Inderbinen,
Erstautorin der Studie. "Darunter waren auch einige Escherichia
coli-Typen, die bei Menschen und Tieren Infektionen auslösen können." "Barfen"
ist deshalb auch aus Sicht der Forschenden ein bedeutender Risikofaktor
für die Übertragung von antibiotikaresistenten Bakterien. Zum einen
kommen Tierbesitzer bei der Zubereitung des Futters mit den
multiresistenten Bakterien in Berührung. Zum anderen haben die Haustiere
engen Kontakt zu Menschen, wodurch das Risiko einer Übertragung vom Tier
auf den Menschen steigt.

"Wir raten daher allen Hunde- und Katzenbesitzern, die ihre Tiere mit
"Barf" ernähren wollen, vorsichtig mit dem Futter umzugehen und strikte
Hygiene bei der Fütterung einzuhalten", sagt Nüesch-Inderbinen. "Die
Tierhalter sollten sich des Risikos bewusst sein, dass ihr Tier vielleicht
multiresistente Bakterien in sich trägt und diese verbreiten kann."


Originalpublikation:
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PFLEGE/787: Detailliertes Konzept zur langfristigen Entlastung der Pflegebedürftigen vorgelegt (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 16. Oktober 2019

Pflegereform: DAK-Konzept deckelt Eigenanteile bis 2045

- Neue Finanzarchitektur entlastet Pflegebedürftige langfristig

- Steigender Steuerzuschuss für gesamtgesellschaftliche Aufgaben

- Report der DAK-Gesundheit zeigt Reformbedarf nach 25 Jahren Pflegeversicherung



25 Jahre nach Einführung der Pflegeversicherung fordert die
DAK-Gesundheit eine grundlegende Sozialreform. In ihrem "Pflegereport
2019" legt die Krankenkasse ein detailliertes Konzept zur
langfristigen Entlastung der Pflegebedürftigen vor. Durch eine neue
Finanzarchitektur mit steigenden Steuerzuschüssen könnten die
Eigenanteile der Versicherten bis zum Jahr 2045 gedeckelt werden. Das
Ziel ist eine faire Lastenverteilung zwischen Beitragszahlern,
Steuerzahlern und Pflegebedürftigen. Erste konkrete Modellrechnungen
halten eine Eigenbeteiligung von im Bundesdurchschnitt rund 450 Euro
monatlich mit dynamischer Entwicklung für möglich. Im Gegenzug wird
eine stufenweise Steuerfinanzierung bis 25 Prozent der
Leistungsausgaben vorgeschlagen. Laut DAK-Pflegereport unterstützt
auch die Mehrheit der Bevölkerung eine Begrenzung der Eigenanteile und
eine Finanzierung aus Steuermitteln. Fast 80 Prozent der Befragten
befürchten den Verlust sämtlicher Ersparnisse, wenn sie im Heim
gepflegt werden müssen.

"Aktuell verfehlt die Pflegeversicherung ihren Gründungsgedanken, die
Menschen im Pflegefall vor einem Armutsrisiko zu bewahren und die
Kosten der Pflege fair zwischen Beitragszahlern, Steuerzahlern und
Pflegebedürftigen zu verteilen", sagt Andreas Storm, Vorstandschef der
DAK-Gesundheit. "Ordnungspolitisch brauchen wir für die kommenden 25
Jahre eine völlig neue Finanzstatik in der Pflege." Erforderlich sei
eine grundlegende Reform mit einer Mischfinanzierung aus
Beitragseinnahmen und Steuerzuschüssen. "Wie das Kindergeld ist auch
das Pflegegeld eine Sozialleistung mit gesamtgesellschaftlichem
Charakter, der eine Steuerfinanzierung rechtfertigt", betont Storm.

Im Reformkonzept der DAK-Gesundheit ist ein sogenannter
Sockel-Spitze-Tausch Herzstück einer neuen Pflegeversicherung. Anders
als bisher erhielten Pflegebedürftige mehr finanzielle Sicherheit,
indem ihre Eigenanteile gedeckelt würden. Hierfür hat der Bremer
Professor für Gesundheitsökonomie Heinz Rothgang für die Krankenkasse
erstmals konkrete Modellrechnungen bis zum Jahr 2045 erstellt. Hierbei
wird mit einem Sockelbetrag der Eigenbeteiligung von im bundesweiten
Durchschnitt 450 Euro im Monat gestartet. Die Eigenanteile würden dann
entsprechend der Lohnentwicklung dynamisch steigen. "Im Vergleich zu
anderen Szenarien würden die finanziellen Belastungen der
Pflegebedürftigen in absoluter Höhe geringer ausfallen", sagt
Rothgang. "Das Modell mit einem durchschnittlichen Sockelbetrag von
450 Euro ist daher eher geeignet, Sozialhilfeabhängigkeit zu
vermeiden." Ohne Reformen gäbe es nach Rothgangs Berechnungen für die
Pflegebedürftigen doppelt bis dreifach so hohe Eigenanteile wie heute.
DAK-Vorstandschef Storm betont: "Durch unser Modell explodieren weder
Eigenanteile noch Beitragssätze."

Die Eigenanteile, die Pflegebedürftige für die Pflege im Heim zahlen
müssen, sind je nach Bundesland sehr unterschiedlich. Sie lagen im
ersten Quartal 2019 zwischen 274 Euro in Thüringen und 925 Euro in
Baden-Württemberg. Der Bundesschnitt betrug 662 Euro. Um
Pflegebedürftige unabhängig von ihrem Wohnort zu entlasten, schlägt
die DAK-Gesundheit zunächst unterschiedlich gedeckelte Eigenanteile je
Bundesland vor, um schrittweise bis zum Jahr 2045 einen einheitlichen
Wert zu erreichen. Um eine Lösung für die unterschiedlichen
Belastungen in den 16 Bundesländern zu entwickeln, plädiert Andreas
Storm zur Umsetzung der Pflegereform für eine gemeinsame Kommission
von Bund und Ländern.

Die Realisierung der Pflegereform ist aus Sicht der DAK-Gesundheit
durch eine langsam steigende Steuerfinanzierung möglich. Nach dem
Vorschlag der Krankenkasse könnte im Jahr 2021 mit der schrittweisen
Einführung eines Steuerzuschusses in Höhe von zunächst einer Milliarde
Euro begonnen werden. Bis zum Jahr 2025 soll der Zuschuss schrittweise
auf fünf Milliarden Euro steigen, was dann zehn Prozent der
Jahresausgaben in der Pflegeversicherung entspräche. In kleinen
Schritten ist dann eine stufenweise Erhöhung geplant, die im Jahr 2045
bis zu 25 Prozent der Leistungsausgaben abdeckt. Nach heutigem Stand
entspräche dies einer Summe von rund 18,3 Milliarden Euro.

Eine Begrenzung der Eigenanteile und die Finanzierung der Mehrkosten
aus Steuermitteln würden auch von der Mehrheit der Bevölkerung
unterstützt. Das zeigt der aktuelle DAK-Pflegereport 2019 "25 Jahre
Pflegeversicherung: Kosten der Pflege - Bilanz und Reformbedarf". Nach
einer repräsentativen und aktuellen Bevölkerungsumfrage durch das
Institut für Demoskopie in Allensbach gibt es dringenden Reformbedarf.
Obwohl drei Viertel der Befragten die Pflegeversicherung für sinnvoll
halten, haben viele Menschen finanzielle Ängste. Fast 80 Prozent der
Befragten befürchten, dass sie trotz Pflegeversicherung bei einer
Pflege im Heim sämtliche Ersparnisse verlieren würden. Vier von zehn
Befragten sehen eine "sehr starke Belastung" durch Pflegekosten. "Es
öffnet sich ein politisches Opportunitätsfenster für eine dringend
erforderliche Struktur- und Finanzierungsreform der
Pflegeversicherung, die auch von der Bevölkerung erwartet wird", sagt
Pflegeexperte Professor Thomas Klie von der Evangelischen Hochschule
Freiburg als Autor des DAK-Pflegereports. "Die Pflegeversicherung kann
ihr Versprechen, das Armutsrisiko bei Pflegebedürftigkeit zu
begrenzen, in der Zukunft nicht mehr einlösen. Die nächste
Bundesregierung kann und darf dem Thema nicht ausweichen."

Laut DAK-Pflegereport rechnet fast die Hälfte der Befragten in Zukunft
mit deutlich steigenden Pflegebeiträgen. Allerdings wären nur 24
Prozent von ihnen bereit, künftig selbst höhere Beiträge für die
Pflegeversicherung zu zahlen. Dreiviertel der Befragten sprechen sich
für Reformmodelle aus, bei denen die Eigenanteile für die Pflege im
Heim begrenzt werden. 58 Prozent sind der Meinung, dass die Mehrkosten
für die Pflegeversicherung aus Steuermitteln finanziert werden
sollten. Fast jeder Zweite kann sich auch eine Vollversicherung
vorstellen.

Rund 3,7 Millionen Menschen in Deutschland sind pflegebedürftig. Etwa
ein Viertel davon wird stationär im Pflegeheim betreut. Die Ausgaben
der Pflegeversicherung sind zwischen 2015 und 2018 von 29 auf 41
Milliarden Euro gestiegen.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 16. Oktober 2019

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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MELDUNG/217: "Aut idem"-Importregelung bei Arzneimitteln gilt nicht für Verbandmittel (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 17. Oktober 2019

BVMed stellt klar: 

"Aut idem"-Importregelung bei Arzneimitteln gilt nicht für Verbandmittel



Berlin | Die "Aut idem"-Importregelung im Arzneimittelbereich, nach
der der Apotheker ein verordnetes Arzneimittel gegen ein anderes,
wirkstoffgleiches Arzneimittel austauschen darf, gilt nicht für
Verbandmittel. Darauf weist der Bundesverband Medizintechnologie,
BVMed, in seinem neuen "MedTech ambulant"-Newsletter zur Verordnung
von Verbandmitteln hin. "Das bedeutet, dass der Arzt unter Angabe der
PZN-Nummer zur Erreichung des Therapieziels ein konkretes Produkt
verordnen darf. So stellt er sicher, dass der Patient das Produkt
bekommt, wofür sich der Verordner entschieden hat, da bei einer
PZN-genauen Verordnung weder eine Substitutionspflicht, noch eine
Pflicht der abgebenden Stelle besteht, auf Importe oder
Parallelanbieter umzustellen", heißt es in dem BVMed-Newsletter, der
unter 
 www.bvmed.de/medtech-ambulant 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/publikationen/medtech-ambulant) 

abgerufen werden kann.

Sowohl die Regelungen im Arzneimittel-Versorgungsgesetz GSAV als auch
die Vereinbarungen des Rahmenvertrags beziehen sich ausschließlich auf
Arzneimittel. Die im § 31 SGB V geregelten Produkte wie
Verbandmittel, Blutzuckerteststreifen oder bilanzierte Diäten zur
enteralen Ernährung fallen nicht hierunter, stellt der BVMed klar.
Eine gesetzliche Vorgabe zur Abgabe von Verbandmitteln nach
Importquote besteht daher nicht.

Die BVMed-Experten befürchten negative Auswirkungen auf die
Patientenversorgung und die Patientensicherheit, falls
Leistungserbringer künftig zunehmend mit Importen versorgen. So
bestehe die Gefahr, dass die notwendigen Rahmenbedingungen wie
Lagerungsbedingungen, Lieferkontinuität, Versorgungssicherheit,
Beratung und Schulung oder Rückruf-Management nicht mehr gewährleistet
werden können.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 85/19

https://www.bvmed.de/bvmed-stellt-klar-aut-idem-importregelung-bei-arzneimitteln-gilt-nicht-fuer-verbandmittel

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 85/19 vom 17. Oktober 2019

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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LABEL/5148: Sony Music Press Relations Newsletter - KW42/2019 - Teil 2 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW42/2019

München, 18. Oktober 2019



Draußen vom Walde kommt er her - Robbie Williams veröffentlicht
am 22. November sein Weihnachts-Doppelalbum "The Christmas
Present"

Für Robbie-Williams-Fans ist in diesem Jahr bereits am 22. November
Bescherung: An diesem Tag veröffentlicht der britische Superstar mit
"The Christmas Present" das erste Weihnachtsalbum seiner Karriere.
Der Longplayer wird als CD (Standard und Deluxe-Version) sowie Vinyl
erscheinen und zwei Tonträger enthalten: "Christmas Past" und
"Christmas Future". Beide enthalten eine Mischung aus
Eigenkompositionen und Coverversionen von Weihnachtssongs.

"Christmas Past" enthält unter anderem den winterlichen Klassiker
"Winter Wonderland", "Santa Baby" im Duett mit Helene Fischer, "Let
It Snow! Let It Snow! Let It Snow!", Slades "Merry Xmas Everybody"
featuring Jamie Cullum und "It's A Wonderful Life", ein Duett mit
Robbies Vater Peter Conway. Auf "Christmas Future" gibt es die
Neu-Kompositionen "Time For Change", "Home", "Fairytales" mit Rod
Stewart und "Bad Sharon" mit dem britischen Box-Superstar Tyson Fury,
dazu Coverversionen von "Christmas (Baby Please Come Home)" mit der
kanadischen Rocklegende Bryan Adams und "I Believe In Father
Christmas".

"Ich bin mehr als begeistert, mein erstes Weihnachts-Album
ankündigen zu können", sagt Robbie Williams. "Ich habe in
meiner Karriere schon viel gemacht, aber mit dieser Veröffentlichung
wird für mich ein Traum wahr. Es hat sehr großen Spaß gemacht, das
Album zu machen und kann es nicht erwarten, dass ihr es alle zu hören
bekommt".

Tracklisting Deluxe-Album:

Disc 1: "Christmas Past"

"Winter Wonderland"*

"Merry Xmas Everybody featuring Jamie Cullum"*

"Let It Snow! Let It Snow! Let It Snow!"*

"The Christmas Song (Chestnuts roasting on an open fire)"*

"Coco's Christmas Lullaby"

"Rudolph"

"Yeah! It's Christmas"

"It's A Wonderful Life" (featuring Poppa Pete)

"Let's Not Go Shopping"

"Santa Baby" (featuring Helene Fischer)*

"Best Christmas Ever"

"One Last Christmas"

"Coco's Christmas Lullaby Reprise"

Disc 2: "Christmas Future

"Time For A Change"

"Idlewild"

"Darkest Night"

"Fairytales" (featuring Rod Stewart)

"Christmas (Baby Please Come Home)" (featuring Bryan Adams)*

"Bad Sharon featuring Tyson Fury"

"Happy Birthday Jesus Christ"

"New Year's Day"

"Snowflakes"

"Home"

"Soul Transmission"

Bonus Tracks:

"I Believe in Father Christmas"*

"Not Christmas"

"Merry Kissmas"

"It Takes Two" (featuring Rod Stewart)*

*Coverversionen


Kommende Alben-Veröffentlichungen

18.10. Tim Bendzko - Filter

18.10. James Arthur - You

18.10. Jimmy Eat World - Surviving

25.10. Conchita Wurst - Truth Over Magnitude

25.10. Matthias Reim - MR20

25.10. Bruce Springsteen - Western Stars - Songs From The Film

25.10. Old Dominion - Old Dominion

25.10. Apache 207 - Platte

25.10. Labrinth - Imagination And The Misfit Kid

25.10. King Princess - Cheap Queen

25.10. Pentatonix - The Best Of Pentatonix Christmas

25.10. Marco Mengoni - Atlantico / On Tour

25.10. Rex Orange County - Pony

01.11. Jeff Lynne's ELO - From Out Of Nowhere

01.11. Miranda Lambert - Wildcard

08.11. Taylor Hawkins & The Cottail Riders - Get The Money

08.11. Johannes Oerding - Konturen

08.11. Luke Combs - What You See is What You Get

08.11. The Script - Sunsets & Full Moons

15.11. Gianna Nannini - La differenza

15.11. Silbermond - Schritte

15.11. Seer - Analog

15.11. Céline Dion - Courage

22.11. Leonard Cohen - Thanks For The Dance

22.11. Robbie Williams - The Christmas Present

29.11. EAV - 1000 Jahre EAV Live - Der Abschied

17.01.2020 Estikay - Blueberry Boyz

31.01.2020 Loco Escrito - Estoy Bien

28.02.2020 Mia. - Limbo

28.02.2020 Majan - Oh Boi


On Tour

Enno Bunger

18.10. Hamburg - Große Freiheit

19.10. Berlin - Festsaal Kreuzberg

21.10. Würzburg - Cairo

22.10. Frankfurt - Mousonturm

23.10. Stuttgart - Wizemann

24.10. Heidelberg - Halle 02

26.10. Freiburg - Jazzhaus

28.10. Erfurt - Franz Mehlhose

29.10. Bremen - Schlachthof

30.10. Köln - Gloria

01.11. Osnabrück - Rosenhof

02.11. Magdeburg - Moritzhof

03.11. Rostock - Helgas Stadtpalast

27.12. Leer - Theater a.d. Blinke

Nik P.

19.10. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

02.11. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

16.11. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

23.11. Frankfurt - Festhalle

Tom Walker

(Support: Declan J Donovan)

20.10. München - Muffathalle

26.10. Hamburg - Docks

Annett Louisan

21.10. Dresden - Konzertsaal im Kulturpalast

23.10. Erfurt - Messe

25.10. Magdeburg - Stadthalle

26.10. Braunschweig - Staatstheater Braunschweig

28.10. München - Philharmonie im Gasteig

29.10. Nürnberg - Meistersingerhalle

03.11. Frankfurt am Main - Jahrhunderthalle Frankfurt

04.11. Chemnitz - Stadthalle

05.11. Leipzig - Gewandhaus

06.11. Kassel - Kongress-Palais Kassel

08.11. Wilhelmshaven - Stadthalle Wilhelmshaven

09.11. Münster - Münsterland Halle

11.11. Berlin - Tempodrom

12.11. Rostock - Stadthalle Rostock

13.11. Bremen - Metropol-Theater Bremen

15.11. Kiel - Sparkassen-Arena-Kiel

17.11. Köln - Palladium

18.11. Saarbrücken - Saarlandhalle

19.11. Zürich - Kaufleuten Restaurants

21.11. Hannover - Kuppelsaal

22.11. Bochum - Jahrhunderthalle

Ela.

(Support von Sarah Connor)

25.10. Erfurt - Messe

26.10. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

27.10. Bremen - ÖVB-Arena

29.10. Hamburg - Barclaycard-Arena

30.10. Hannover - TUI-Arena

31.10. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

02.11. Köln - Lanxess-Arena

03.11. Stuttgart - Porsche-Arena

05.11. Mannheim SAP-Arena

06.11. Zürich - Hallenstadion Zürich

08.11. Leipzig - Leipzig-Arena

09.11. München - Olympiahalle München

10.11. Frankfurt am Main - Festhalle Frankfurt

12.11. Wien - Wiener Stadthalle / Halle

Ina Regen

08.11. Frankfurt - Batschkapp

09.11. Bielefeld - Lokschuppen

14.11. Regensburg - Audimax

15.11. Köln - E-Werk

16.11. Neckarsulm - Audi-Forum

21.11. Dresden - Alter Schlachthof

22.11. Erfurt - Thüringenhalle

23.11. Berlin - Columbiahalle

29.11. Koblenz - Rhein-Mosel-Halle

30.11. Karlsruhe - Tollhaus

07.12. Erlangen - Heinrich-Lades-Halle

08.12. Lübeck - MUK

12.12. Hannover - Capitol

13.12. Saarbrücken - Saarlandhalle

14.12. Rheine - Stadthalle

15.12. Bremen - Aladin

19.12. Freiburg - Konzerthaus

20.12. Stuttgart - Theaterhaus

21.12. Oberhausen - Turbinenhalle

Till Brönner

14.11. Jena - Volkshaus

21.11. Mannheim - Rosengarten

22.11. Hannover - Kuppelsaal

23.11. Dortmund - Konzerthaus

24.11. Berlin - Verti-Music-Hall

26.11. Stuttgart - Liederhalle

27.11. Bielefeld - Rudolf-Oetker-Halle

29.11. Bremen - Glocke

01.12. Wuppertal - Historische Stadthalle

02.12. Hamburg - Laeiszhalle

03.12. Lübeck - MUK

Amon Amarth

15.11. München - Zenith

16.11. Ludwigsburg - MHP-Arena

03.12. Frankfurt - Jahrhunderthalle

04.12. Berlin - Velodrom

13.12. Hamburg - Sporthalle

14.12. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Bonaparte

19.11. Leipzig - Täubchenthal

20.11. Dresden - Beatpol

21.11. Frankfurt - Batschkapp

22.11. München - Technikum

25.11. Erlangen - E-Werk

26.11. Stuttgart - Wagenhallen

28.11. Köln - Gloria

29.11. Hamburg - Übel & Gefährlich

30.11. Berlin - Festsaal Kreuzberg

OMD

25.11. Rostock - Stadthalle

26.11. Dresden - Kulturpalast

28.11. Leipzig - Haus Auensee

29.11. Berlin - Tempodrom

30.11. Hamburg - Große Freiheit

02.12. Saarbrücken - Saarlandhalle

03.12. Stuttgart - Liederhalle

05.12. Düsseldorf - Mitsubishi-Electric-Halle

06.12. Frankfurt - Jahrhunderthalle

Alle Farben

05.12. Hamburg - Sporthalle

06.12. Offenbach - Stadthalle

07.12. Ludwigsburg - MHP-Arena

12.12. Köln - Palladium

13.12. Berlin - Verti-Music-Hall

14.12. München - Zenith

Ozzy Osbourne

(auf unbestimmte Zeit verschoben)

Céline Dion

17.06.2020 München - Olympiahalle

19.06.2020 Mannheim - SAP-Arena

21.06.2020 Köln - Lanxess-Arena

22.06.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

22.07.2020 Berlin - Waldbühne

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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LABEL/5147: Warner Music Medien Newsletter KW 42 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 42

Hamburg, 17. Oktober 2019



Er ist zweifellos einer der prägendsten UK-Rapper unserer Zeit und
das nun ganz offiziell. Denn Stormzy prangt seit Kurzem vom Cover der
internationalen Sonderausgabe des renommierten TIME Magazine als
"Next Generation Leader"! Damit ist er einer von zehn ausgewählten,
richtungsweisenden Persönlichkeiten und zugleich der Einzige, dem die
Ehre des Titelbildes zuteil wird. Die Zeitschrift enthält zudem ein
bemerkenswertes Interview [1] mit Stormzy. Darin fühlt Reni
Enno-Lodge dem Süd-Londoner auf den Zahn und findet heraus, was
diesen antreibt. Nach dem überragenden Erfolg seiner Single "Vossi
Bop", gefolgt von "Crown" und "Sounds Of The Skeng", veröffentlichte
Stormzy zuletzt seine aktuelle Single "Wiley Flow" [2] und ist
außerdem als Feature auf dem Ed-Sheeran-Track "Take Me Back To
London" zu hören.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

WILHELMINE

Die aus Berlin-Kreuzberg stammende, aufstrebende
Deutschpop-Künstlerin Wilhelmine spricht alles an, was sie denkt.
Ihre Songs spiegeln diese Freiheit sowie Erfahrungen mit Sucht,
Ressentiment und Verliebtsein.

Davon handelt auch ihre Ende vergangener Woche erschienene
Debüt-Single "Meine Liebe" [3] in der Wilhelmine ihre Hörer einlädt,
ein Stück ihres bisherigen Weges mit ihr zu gehen und singt: "Ich
verlieb mich viel zu gern / Um mich dafür zu erklären / Wie es ist
für mich / Mit einer Frau an meiner Hand / Warum ist meine Liebe
deiner Rede wert?"

Zu federnden Pop-Klängen, warmer Instrumentierung und jubilierenden
Bläsern liefert Wilhelmine auf "Meine Liebe" ein euphorisierendes
Statement. Ende Oktober supportet sie Benne auf Tour.


MONET192

Vielleicht ist es seine Bereitschaft, im Deutschrap-Genre neue Wege
zu gehen, die der Schweizer Rap-Hoffnung Monet192 kürzlich eine
Nominierung bei den diesjährigen MTV Europe Music Awards (EMAs) in
Sevilla als "Best Swiss Act" bescherte.

Und als hätte er dies geahnt, enthüllte er Ende vergangener Woche
prompt das äußerst ästhetische Musikvideo zu seiner neuen Single "The
New". Die Single trumpft mit prägnanten Beat- und Flow-Switches
mitten im Song auf sowie mit außergewöhnlich harten 808-Drums, die
für einen Atlanta-Trap-Einschlag sorgen.

Das von Robert Wunsch kreierte Musikvideo [4] zu "The New" ist ohne
Zweifel ein weiteres, aufsehenerregendes Highlight. Im Mittelpunkt
dessen stehen Monet192 und eine Zwangsjacke.


FOALS 

Das Medienecho auf den bereits erschienenen und für einen Mercury
Prize nominierten ersten Teil des ehrgeizigen Foals-Doppelalbums
"Everything Not Saved Will Be Lost" war überwältigend. The Guardian
und NME bezeichneten den Longplayer als das bisher beste Album der
Band, DIY als ein "definitives Statement".

Diesen Freitag vervollständigen Foals dieses künstlerische Statement
mit "Everything Not Saved Will Be Lost - Part 2", inklusive der
bereits veröffentlichten Singles "Black Bull" und "The Runner" [5].

"Teil zwei ist härter, die Gitarren sind noch stärker betont und
es gibt einige große Riffs", erklärte Frontmann Yannis
Philippakis in einem Interview mit dem NME. "Es ist eine
Rock-Platte, die definitiv die Erzählung von 'Part 1' fortsetzt."


ELECTRIC GUEST

Diesen Freitag veröffentlicht das gefeierte US-Pop-Duo Electric Guest
sein insgesamt drittes Studioalbum und gleichzeitiges
Atlantic-Debütalbum "KIN", inklusive der bereits erschienenen Singles
"Dollar", "More" und "Play With Me" [6].

"KIN" (dt. 'Sippe') ist für Electric Guest nicht einfach nur eine
weitere Sammlung an Songs. Es ist eine überfällige
Identitätserklärung und eine Rückbesinnung aufs Wesentliche: "Ich
glaube, es fiel uns diesmal leichter, weil uns wieder einfiel, wie
man Spaß hat", so das Duo zum Entstehungsprozess des Albums.

Im November sind Electric Guest live in Deutschland zu erleben:
26.11. Hamburg, Molotow | 27.11. Berlin, Musik & Frieden (Blue Room)
| 29.11. Erlangen, Puls Festival | 30.11. München, Puls Festival.


NICKLAS SAHL

Der dänische Singer/Songwriter Nicklas Sahl hat aktuell einen Lauf
und ist bei den Anfang November in Sevilla stattfindenden MTV EMAs
als "Best Danish Act" nominiert. Indes verspricht auch seine neueste
Single "Four Walls" [7], ein waschechter Hit zu werden.

"Musik war schon immer meine oberste Priorität", sagt der
22-jährige Überflieger und setzt alles auf eine Karte. Sein
Erfolgsrezept lautet "Popmusik mit einem Hauch nordischer
Melancholie und Experimentierfreude", vermengt mit sanften
Elektropop-Einflüssen und klassischem Songwriting.

Im November begleitet er LEA auf ihrer "Zwischen meinen Zeilen"-Tour,
im Februar 2020 dann Tina Dico auf ihrer "Fastland"-Tour und im Mai
startet Nicklas Sahl schließlich hierzulande auf erste eigene
Headliner-Tour.


JOJO

Mit nur 13 Jahren begann die mehrfach Gold- und Platin-prämierte
US-Singer/Songwriterin JoJo Rekorde zu brechen: Ihre R&B-Debütsingle
"Leave (Get Out)" erreichte Platz #1 der Billboard-Popcharts (D: #9),
wodurch sie bis heute die jüngste Künstlerin ist, die diese
Platzierung erreichte.

In Folge ihrer drei US-Top-10-Alben "JoJo" (D: Gold), "The High Road"
und "Mad Love", schlägt JoJo mit 28 Jahren nun ein neues Kapitel auf.
"Joanna" [8] nennt sich ihre neue Single, auf der sich JoJo Zeit zur
Reflexion nimmt.

Doch nicht zu lange, denn bereits am 25.10. erscheint die von Doc
McKinney (The Weeknd, Santigold) und Lido (Halsey, Chance The Rapper)
produzierte Folgesingle "Sabotage (feat. CHIKA)", in der es darum
geht, in Beziehungen für sich selbst geradezustehen.


PLESTED

"Das ist mit Sicherheit mein liebstes Lied, das ich je geschrieben
habe", so der aufstrebende UK-Singer/Songwriter Plested, der vor
Kurzem seine neue Single "The Least Thing I Could Do" [9]
veröffentlichte.

Und die dringt ebenso tief ins Gehör wie auch in die Herzen seiner
Fans vor: "Ich dachte an meine Mutter und wie viel wir alle für
die Menschen Opfern, die wir lieben", fügt er hinzu.

Im vergangenen Jahr legte Plested sein acht Tracks starkes
Debütprojekt "First & Foremost" vor, mit Hits wie "Your Name",
"Ribcage" und "Easier Said Than Done". In Kürze bricht er zu einer
Reihe von europäischen Headline-Dates auf und performt auch
hierzulande live: 28.10. Hamburg, Mojo Jazz Café | 29.10. Berlin,
Maze | 30.10. Köln, Studio 672.


MÅNS ZELMERLÖW

Vor drei Jahren moderierte der schwedische Singer/Songwriter Måns
Zelmerlöw den Eurovision Song Contest in Stockholm und performte dort
die Hit-Single "Fire In The Rain" aus seinem 2016er Album
"Chameleon".

Am morgigen Freitag veröffentlicht er nun mit "Time" sein insgesamt
achtes Album, gemeinsam mit der neuen Single "One". "Time" ist eine
chronologische Reise der vergangenen Jahre: "Ich wollte schon
immer ein Album machen, das eine Geschichte von Anfang bis Ende
erzählt", freut sich Måns Zelmerlöw.

"One" ist zugleich einer seiner Lieblingssongs auf dem Album: "Es
geht um ein Paar, das sich ständig streitet. Sie möchten dadurch ein
tieferes Verständnis füreinander entwickeln und letztlich ihre
Beziehung stärken", kommentiert er.


TRACK OF THE WEEK • AB6IX - "Blind For Love"

Vor Kurzem überraschten die K-Pop-Newcomer AB6IX ihre Fans mit ihrem
Debütalbum "6IXSense" und enthüllten gleichzeitig daraus die
Lead-Single "Blind For Love". Produziert von Bandmitglied Lee Dae
Hwi, erinnert der Track mit seinen farbenfrohen Deep-House-Vibes an
die #1-Single "Breathe" ihrer im Mai veröffentlichten Debüt-EP
"B:Complete". "Blind For Love" dreht sich darum, alles für seine
Liebsten zu geben. Und auch im offiziellen Video [10] geben die fünf
Jungs alles und tanzen sich entlang spektakulärer Choreographien
durch verschiedene Welten. "6IXSENSE" erscheint nur wenige Wochen
nachdem AB6IX in Lizzos Billboard-#1-Single "Truth Hurts" zu hören
waren und chartete bereits in acht Ländern auf Platz #1 der
iTunes-Albumcharts.


WARNER MUSIC ON STAGE - WILDER WOODS

Als Frontmann und Mitbegründer der Grammy-nominierten Band
NEEDTOBREATHE veröffentlichte Bear Rineheart seit 2006 ganze sechs
Studioalben. Anfang August startete er alias Wilder Woods sein
Solo-Projekt und enthüllte sein selbstbetiteltes Debütalbum.

Getragen von Vocals, die einen wie angewurzelt stehenbleiben lassen,
gleichen seine facettenreichen Songs darauf einem Manifest - ein
Album, in dem sich alles um Verständnis, Vergebung und Eigenliebe
dreht.

Hier [11] gibt es das Video zur Lead-Single "Supply & Demand" zu
sehen, das sich nahtlos in die Serie von Wilder-Woods-Visuals mit
wiederkehrenden Charakteren und einem durchgehenden Erzählstrang
reiht.

In Kürze bringt Wilder Woods sein Solodebüt live nach Deutschland:

20.10. Hamburg, Häkken (Klubhaus St. Pauli)

21.10. Köln, Helios 37



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=870877886b1518f463de1ef2d1b217e0ed612e513ed24c642a69e282e0eff7d657e7c29affed5888a8712385746e5227

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=5adb2cad6ad0b7f213e27484ac36ffb65e7c6567422c731d41c0220b1fe8827681ed95b904d82e29d4bb190f81db324b

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=5adb2cad6ad0b7f20eee7e12310e6b82140c8737e9c8d9d51242682ce3ce1f182065ecd52b4870f0273a4742fe191bb4

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=5adb2cad6ad0b7f2ebbe58e4de1f47f1857d1a3fec5f26f62737d1b9eead71bf4eb4fffbda888819e187d60e8afab77c

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=5adb2cad6ad0b7f226397fd2e7797675351728d87597a54def58727893ee28a58002f6ec5f1635dceee119f2a5fba0d5

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=5adb2cad6ad0b7f21d804f9712ba181b9c3ec22526289fea47b916323ca36bac93c4fc0601f1ce3581df17470cc164b4

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=5adb2cad6ad0b7f2c88d98ef99c2792430125f72d11db33acbca12357e2c4a06f052308fa0812acd45a2d73e91db28a8

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=5adb2cad6ad0b7f22a6d0e929c4af00d362285f6a0fbb5aa9b324bf70678dca41bf67df4c3a8234d306d1aedc1d6579a

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=5adb2cad6ad0b7f29c8227fdc77973cd371e38339e874e34b6167bb1a0e05df164ade6b9f90656e62dd8fdc0b037f565

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=5adb2cad6ad0b7f26b23f9c53612f6eba55ed027fbb9e06683414e713903d06ebecfffe2eb8cd011168ae88d7418cd16

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=1a0cf47f5f796fca86994566521005e47d485f6faec168223a9250ddf42cb7cdf8d89128ae83efd36a7f32449489e5f5

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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JAZZ/2212: Mönchengladbach - "The Art of Swing & More" am 19. Dezember 2019


Stadt Mönchengladbach

Jazz am Abteiberg: "The Art of Swing & More" 



Der Gewölbekeller des Haus Erholung auf dem Abteiberg in
Mönchengladbach hat eine bewegte Geschichte als Kleinkunstbühne,
Konzertsaal, Partyzone - und Jazzkeller. Dort präsentiert der Jazzclub
jetzt die neue Konzertreihe "Jazz am Abteiberg" mit hochklassigen
Bands und Musikern.

Der letzte Jazz am Abteiberg für 2019 ist dem Swing, Latin-Jazz und
Rhythm & Blues gewidmet. "The Art of Swing & More" heißt das Programm
des Ali Claudi Trio, das am Donnerstag, den 19. Dezember, 20 Uhr im
Keller des Haus Erholung zu hören ist.

Ali Claudi (Gitarre und Gesang) gilt als einer der profiliertesten
Gitarristen der Szene und ist seit rund 50 Jahren auf Festivals, in
Clubs, im Rundfunk und im Fernsehen zu hören. Er verfügt über ein
immenses Repertoire, dem er mit seinen Kollegen Hans-Günther Adam
(Piano) und Christian Schröder (Drums) immer wieder überraschende
harmonische und rhythmische Dimensionen hinzufügt.

Alle Konzerte der Reihe finden im Gewölbekeller des Haus Erholung,
Johann-Peter-Boelling-Platz, 41061 Mönchengladbach (Nebeneingang am
Parkplatz) statt.

Eintrittskarten kosten 12 Euro. Kartenreservierungen für alle Konzert
nimmt der Jazzclub Mönchengladbach unter der E-Mail: 
jazzclub-mg@online.de entgegen.

Die Konzertreihe "Jazz am Abteiberg" wird unterstützt vom Kulturbüro
der Stadt Mönchengladbach, der Marketing Gesellschaft Mönchengladbach,
der Stadtsparkasse Mönchengladbach und der NEW.

Ali Claudi Trio, "The Art of Swing & more"

Ali Claudi (Gitarre), Hans-Günther Adam (Piano), Christian Schöder
(Drums)

Termin: 19.12.2019, 20.00 Uhr

Tickets: 12 Euro pro Konzert

Ort: Haus Erholung, Gewölbekeller,

Johann-Peter-Boelling-Platz, 41061 Mönchengladbach

Kartenreservierungen: jazzclub-mg@online.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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JAZZ/2211: Kiel - Sultans of Swing "Swinging Christmas" am 15. Dezember 2019


Stadt Kiel

Die "JazzLaterne" im Kieler Theater "Die Komödianten"

Sultans of Swing "Swinging Christmas"



Jeden 3. oder 4. Sonntag im Monat verwandelt sich das Theater Die
Komödianten in einen Jazzclub. Auf der Bühne leuchtet die Laterne und
ab 17 Uhr spielt dort jeden Monat eine andere Band Jazz, Blues oder
Swing vom Feinsten.

Doc Koehler's Sultans Of Swing sind seit 1996 als Band aktiv und
zählen mittlerweile zu den erfolgreichsten Formationen
Norddeutschlands. Vier Bläser und eine Rhythmusgruppe: Trotzdem
klingen die Sultans oft wie eine ganze Bigband. Keine Frage, die Musik
von Count Basie, Duke Ellington, Frank Sinatra oder Glenn Miller
erlebt zurzeit ein bemerkenswertes Revival - und das über alle
Altersgrenzen hinweg. Konzertant und tanzbar, zwischen Carnegie Hall
und Lindy Hop. Als Gast ist diesmal die bezaubernde Sängerin Caprice
Sturm mit dabei.

Termin: 15. Dezember um 17 Uhr

Eintritt: 16 Euro

Kartenreservierung: Tel: 0431 / 55 34 01

Online: www.komoedianten.com, theater@komoediantentheater.de

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Oktober 2019

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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VORTRAG/105: Köln - Antye Greie. soundings #019, 7.11.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 9.10.2019

Soundperformance + Vortrag

soundings #019: AGF

Moderation: Prof. Anke Eckardt.

Donnerstag, 7. November, 20 Uhr, Aula, Filzengraben 2, 50676 Köln



Die deutsche Künstlerin Antye Greie (AGF) ist eine akustische Ninja
und Produzentin von elektronischer Musik. AGFs 20jähriger Output in
elektronischer Computermusik, Medienkunst, Klangkuration und
accelerationistischem Feminismus findet Ausdruck in exzentrischen
Klangskulpturen, zersetzter Sprache, in den hörbaren Tiefen des
anti-rhythmischen Post-Internet. Abstrakte Videokunst und radikale
Ökologie schaffen eine neuartige Umgebung.

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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AUSLAND/9196: Aus aller Welt - 18.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Energieminister Rick Perry räumt seinen Posten

US-Präsident Donald Trump verliert ein weiteres Kabinettsmitglied.
Der amerikanische Energieminister Rick Perry will sein Amt zum Ende
des Jahres abgeben. Bei einer Veranstaltung in Texas bestätigte Trump
den Rückzug Perrys, erwähnte aber keine konkreten Gründe. Perry
spielte möglicherweise eine Rolle in der Ukraine-Affäre um Präsident
Trump und soll dem Repräsentantenhaus hierzu Auskunft geben. Der
frühere Gouverneur von Texas ist seit März 2017 Energieminister und
gilt als enger Vertrauter von Trump.

18. Oktober 2019
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JUSTIZ/9196: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gewalt gegen Geldautomaten löste Nebel aus

In Schmallenberg im Hochsauerlandkreis haben Unbekannte am
Freitagmorgen versucht, den Geldautomaten einer Bank aufzubrechen.
Die Täter erbeuteten kein Geld und flüchteten. Grund war offenbar
eine durch den Einbruchsalarm angeschaltete Vernebelungsanlage, die
ihnen die Sicht nahm. Die Fahndung, bei der auch ein Hubschrauber
eingesetzt wurde, verlief bislang ohne Erfolg.

18. Oktober 2019
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MILITÄR/9193: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Anschlag auf Moschee in Ostafghanistan

Bei einer Explosion während des Freitagsgebets in einer Moschee in
dem Dorf Dschau Dara im Osten Afghanistans sind mehr als 60 Menschen
getötet und weitere 40 verletzt worden. Der Anschlag ereignete sich
einem Bericht der Agentur AFP zufolge im Distrikt Haska Mina in der
Provinz Nangarhar an der Grenze zu Pakistan. Die Taliban verurteilten
die Tat.

18. Oktober 2019
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POLITIK/9195: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Linke wählt im November neue Fraktionsspitze

Die Linken im Bundestag werden am 12. November eine Nachfolgerin für
die Fraktionsvorsitzende Sahra Wagenknecht wählen, die aus
gesundheitlichen Gründen nicht wieder antritt. Das berichtete die
Agentur AFP unter Berufung auf einen Sprecher der Fraktion. Dietmar
Bartsch hat bereits seine erneute Kandidatur angekündigt. Die
Nachfolge von Wagenknecht ist bislang noch offen.

18. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9193: Tragisches und Kurioses - 18.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



17jährige von umstürzenden Baum verletzt

Während eines heftigen Sturms wurde eine junge Frau in der
nordrhein-westfälischen Gemeinde Voerde von einem umstürzenden Baum
getroffen und lebensgefährlich verletzt. Das Unglück geschah laut
Behördenangaben am Freitagmittag auf dem Gelände eines Bauernhofs.
Die Feuerwehr mußte die unter Ästen eingeklemmte 17jährige befreien.
Ein Rettungshubschrauber brachte sie in eine Klinik.

18. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8278: Aus Forschung und Technik - 18.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Astronautinnen wechseln Batterien an der ISS-Außenhülle aus

Während eines mehrstündigen Außeneinsatzes haben die
NASA-Astronautinnen Christina Koch und Jessica Meir eine fehlerhafte
Batterieladeeinheit an den Sonnensegeln ausgetauscht, die die
Internationale Raumstation ISS mit Energie versorgen. Für Meir war es
der erste Ausstieg in den freien Raum. Ihre Kollegin Koch verließ die
Orbitalstation bereits zum dritten Mal.

18. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8292: Aus aller Welt - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Brasilien und Venezuela in Uno-Menschenrechtsrat gewählt

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat am Donnerstag zwei
neue Mitglieder des Uno-Menschenrechtsrats gewählt. Zur Auswahl
standen aus den Regionen Lateinamerika und Karibik die Länder
Brasilien, Venezuela und Costa Rica. Auf Brasilien entfielen 153
Stimmen, auf Venezuela 105 und auf Costa Rica 96. Letzteres Land
hatte seine Kandidatur erst Anfang Oktober mit der Absicht
bekanntgegeben, eine dreijährige Mitgliedschaft Venezuelas im
Menschenrechtsrat zu verhindern. Der Versuch scheiterte vor allem an
der Unterstützung der Blockfreienbewegung für die sozialistische
Republik. Venezuelas Außenminister Jorge Arreaza freute sich über die
Nominierung seines Landes mit den Worten, er würde diese Wahl sogar
als historisch bezeichnen, denn sie hätten sich einer massiven
Kampagne der USA und ihrer Vasallen ausgesetzt gesehen. Der
Menschenrechtsrat steht laut Eigendarstellung zu den universellen
Grundsätzen von Souveränität, territorialer Integrität und
Selbstbestimmung, der Gleichheit der Staaten sowie der
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der Staaten. Das
Gremium verurteilt einseitige extraterritoriale Zwangsmaßnahmen
gegenüber Venezuela auch, weil diese Auswirkungen auf die
Wirtschaftskrise in dem südamerikanischen Land haben und die
humanitäre Situation des venezolanischen Volkes verschärfen. Die
Regierung von Präsident Nicolás Maduro in Caracas wird von mehr als
zwei Dritteln der Völkergemeinschaft anerkannt. Weniger als ein
Drittel der Staaten wollen Maduros Gegenspieler, den selbsternannten
Übergangspräsidenten Juan Guaidó an die Macht bringen. Dieser soll
die Bolivarische Revolution in Venezuela rückgängig machen.

18. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8247: Medizin und Gesundheitswesen - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Transplantationsmediziner fordern Widerspruchslösung

Es bleibt dabei. Die Zahl der in Deutschland gespendeten Organe deckt
nicht den Bedarf, den die Deutsche Transplantationsgesellschaft (DTG)
ausgemacht hat. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, fordert die
Fachgesellschaft daher - auch das bleibt beim alten - eine Änderung
der Einwilligung beim Spenden. Abhilfe soll die sogenannte
Widerspruchslösung schaffen, nach der jeder Bundesbürger, der nicht
ausdrücklich erklärt, als Organspender nicht zur Verfügung stehen zu
wollen, als potentieller Spender gilt. Schließlich zeigten die vom
Europarat veröffentlichten Zahlen, so DTG-Präsident Bernhard Banas,
daß die europäischen Länder mit einer Widerspruchsregelung wesentlich
mehr Organspenden haben als Länder mit einer Zustimmungsregelung.
Wohl noch in diesem Jahr wird der Bundestag über eine Neuregelung der 
Organspende abstimmen.

18. Oktober 2019
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JUSTIZ/8280: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Langzeithäftlinge haben Anspruch auf begleiteten Ausgang

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Entscheidungen vom 17. und 18.
Oktober die Rehabilitationsoptionen von langjährigen Strafgefangenen
gestärkt. Drei Gefangene hatten nach sieben, zwölf bzw. vierzehn Jahren
Haft Vollzugslockerung in Form von begleiteten Ausgängen beantragt.
Die zunächst zuständigen Justizvollzugsanstalten hatten dies den
Häftlingen verwehrt, ebenso die Gerichte der unteren Instanzen. Sie
argumentierten, den Betroffenen stünden nur dann beaufsichtigte
Ausgänge zu, wenn ohne diese ihre sogenannte Lebenstüchtigkeit für
die Zeit nach der Entlassung eingeschränkt sein könnte. Die
Karlsruher Richter betonten demgegenüber den hohen Stellenwert des
Grundrechts Gefangener auf Resozialisierung. Der Staat hat den
Strafvollzug so auszurichten, daß den Strafgefangenen ein künftig
straffreies Leben möglich wird. Dies gilt insbesondere mit Blick auf
die schädlichen Auswirkungen eines langjährigen Freiheitsentzuges.
Die jeweiligen Landgerichte werden sich von daher erneut mit den
Beschwerden der drei Gefangenen befassen müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8202: Sprache, Kunst und Medium - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Pons-Verlag entscheidet: 2019 kein "Jugendwort des Jahres"

Seit 2008 hatte der Münchner Wörterbuch-Verlag Langenscheidt sein
jährlich überarbeitetes "Lexikon der Jugendsprache" mit einer Wahl zum
Jugendwort beworben. In diesem Jahr soll der Wettbewerb offenbar
ausfallen. Ob es sich um das endgültige Aus handelt, scheint aber noch
nicht festzustehen.

Die Entscheidung ist laut SWR aktuell nach der Zusammenlegung von
Langenscheidt mit dem Pons Verlag gefallen, der zur Stuttgarter
Klett-Verlagsgruppe zählt und ebenfalls Lexika und Wörterbücher
herausgibt.

Pons-Chef Erhard Schmidt hatte Kritik an der Form des
Langenscheidt-Wettbewerbs geäußert. Sehr wahrscheinlich geht es um
eine Neuordnung der Geschäftsbereiche.
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MILITÄR/8269: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Tornadomannschaften üben den Atomkrieg

Im Falle eines Atomkriegs der NATO sollen Tornados der Bundeswehr die
auf dem US-Luftwaffenstützpunkt Büchel in der Eifel lagernden
Atombomben beim Gegner abwerfen. Das Szenario muß geübt werden,
insbesondere der Transport der Nuklearwaffen aus ihren Bunkern zu den
Jagdbombern und die anschließende Montage. Mehrere NATO-Länder,
darunter Deutschland, haben dazu in dieser Woche das regelmäßig
stattfindende Manöver "Steadfast Noon" begonnen. Die Bundeswehr ist
daran mit dem taktischen Luftwaffengeschwader 33 beteiligt. Bei der
NATO heißt dies "nukleare Teilhabe". Die deutschen Jagdbomber steigen
bei der Übung ohne Bestückung mit den US-Atomwaffen vom Typ B61 auf.
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POLITIK/8283: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Grundgesetzänderung macht Weg für Grundsteuerreform frei

Der Bundestag hat am Freitag mit der erforderlichen
Zweitdrittelmehrheit das Grundgesetz geändert, damit Länder wie
Bayern eigene Regelungen zur Grundsteuerhebung treffen können. Das
Bundesverfassungsgericht hatte die veralteten Maßstäbe für die
Bewertung von Grundstücken und Immobilien bei der
Grundsteuerfestlegung in Frage gestellt und bis Ende des Jahres vom
Gesetzgeber eine Reform gefordert. Diese soll erstmals 2025 greifen.
Bis dahin müssen die rund 35 Millionen Grundstücke in Deutschland neu
erfaßt werden. In die Bewertung fließen unter anderem Mietenhöhe und
Baujahr der Gebäude ein. Die Bewertung erfolgt bundesweit
einheitlich. Den konkreten Hebesatz legen die Kommunen fest, für die
die Grundsteuer von insgesamt mehr als 14 Milliarden Euro eine der
wichtigsten Einkommensquellen darstellt. Hausbesitzer können die
Grundsteuer auf die Nebenkosten zur Miete umlegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8252: Tragisches und Kurioses - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Prags Straßenkunstszene muß Einschränkungen hinnehmen

Fast sieben Millionen Touristen statten Tschechiens Hauptstadt Prag
jährlich einen Besuch ab. Das lockt auch Straßenkünstler aus aller
Herren Länder in hellen Scharen an. Neben Musikern sorgen auch
Solodarsteller und kleine Theatergruppen, bei denen riesige
Tierkostüme im Trend liegen, für Unterhaltung.

Nachdem die Stadtverwaltung vor einigen Jahren alle Beschränkungen für
derlei Darbietungen aufgehoben hatte, sahen die Verantwortlichen
mittlerweile aber die zahlreichen Bären- und Affen- und anderen
Tierkostüme mit Unbehagen. Die Unesco-Welterbestadt sei für ihren
historischen Kern berühmt, da würden die Kostüme nicht ins Bild
passen.

Nun wurde eine Verordnung erlassen, wonach Tierkostüme nicht mehr
erlaubt sind und andere Verkleidungen die Konturen eines erwachsenen
Menschen nicht überschreiten dürfen. Auch den Seifenblasenartisten,
die die Zuschauer mit riesigen Schaumgebilden in Erstaunen versetzten,
wurde ein Riegel vorgeschoben. Die geplatzten Blasen würden glitschige
Schmiere auf dem Pflaster hinterlassen, die den Fußgängern gefährlich
werden können.

Auch seien keinerlei Darbietungen mehr auf den Friedhöfen und
Kinderspielplätzen erlaubt, so die Freie Presse.
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SOZIALES/8281: Arbeit, Soziales und Familie - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Rahmentarifvertrag für die Gebäudereinigungsbranche

Die IG Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) hat sich in der Nacht auf Freitag
mit dem Bundesinnungsverband des Handwerks auf einen
Rahmentarifvertrag für die rund 650.000 Beschäftigten der
Gebäudereinigungsbranche verständigt. Die Verhandlungen gingen über
mehrere Monate und waren zuletzt von Warnstreiks begleitet. Die
Arbeitgeber und die Tarifkommission der IG BAU müssen der
Vereinbarung noch zustimmen. Die konkreten Arbeitslöhne werden mit
einem Lohntarifvertrag festgelegt werden. Der Rahmentarifvertrag
sieht unter anderem höhere Zuschläge für Überstunden sowie die Arbeit
nachts und an Sonn- und Feiertagen vor. Außerdem haben die
Branchenbeschäftigten Anrecht auf längeren Urlaub auf Vollzeitbasis,
und zwar unabhängig davon, wie lange jemand in der Branche tätig ist.
Künftig sollen auch Teilzeitkräfte Zuschläge für Mehrarbeit erhalten,
wie es das Bundesarbeitsgericht verlangt. Teilzeitkräfte, die über
fünf Monate kontinuierlich mindestens 15 Prozent länger gearbeitet
haben, als im Arbeitsvertrag vorgesehen, haben ein Anrecht auf dessen
Anpassung an die tatsächliche Wochenstundenzahl. Industriereiniger
erhalten einen Sonderzuschlag auf ihren Stundenlohn.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8258: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Rasend schnelle Silberameisen

Bekanntlich wirken Ameisen etwas träge, wenn die Temperaturen zu
niedrig sind. Bei hohen Temperaturen hingegen nehmen sie so richtig
Fahrt auf. Da erstaunt es nicht wirklich, daß die Silberameise
Cataglyphis bombycina aus der Sahara die schnellste Ameise der Welt
ist. Zu diesem Ergebnis gelangten afp zufolge die Forscher Harald
Wolf und Sarah Pfeffer von der Universität Ulm. Wie sie berichteten,
kann das winzige Tier Geschwindigkeiten von bis zu 0,855 Metern pro
Sekunde erreichen. Das entspricht etwa das 108fache der Länge seines
Körpers. Dabei zeigte sich, daß die Silberameise bei steigenden
Temperaturen immer schneller wird. Bei Temperaturbedingungen um zehn
Grad im Labor hingegen reduzierte sich ihre Geschwindigkeit hingegen
auf 0,057 Meter pro Sekunde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8269: Märkte und Finanzen - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



China meldet unerwartet niedriges Wirtschaftswachstum im 3. Quartal

Das Statistikamt in Peking meldet für das dritte Quartal 2019 ein
Wirtschaftswachstum der Volksrepublik China von 6,0 Prozent gegenüber
dem Vorjahreszeitraum. Das ist der niedrigste Wert in fast drei
Dekaden. Im ersten Quartal wurde noch ein Wachstum von 6,4 Prozent
gemessen. Die Regierung rechnet für das gesamte Jahr 2019 mit einem
Wachstum zwischen 6,0 und 6,5 Prozent. In dem niedrigen Wachstum
erkennen Experten die Folgen des Wirtschaftskrieges, den die
US-Führung gegen China angezettelt hat. Außerdem wirken sich die
Verunsicherung von Investoren, der Kampf gegen Staatsverschuldung,
die Konsumzurückhaltung der Bevölkerung und die geringere Nachfrage im
Ausland negativ aus. Das verringerte Wirtschaftswachstum Chinas
dämpft auch die Konjunktur Deutschlands, denn dessen
größter Handelspartner ist die Volksrepublik.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8281: Aus Forschung und Technik - 18.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Bau der Sonnensonde Solar Orbiter so gut wie abgeschlossen

Es geht los. Nachdem die Sonnensonde "Solar Orbiter" jahrelang
geplant und gebaut wurde, wird sie jetzt erst einmal auf die Reise
nach Cape Canaveral geschickt, von wo sie im Februar 2020 ihre
mindestens zehn Jahre dauernde Mission zur Erforschung der Sonne
antreten soll. Die Sonde ist laut dpa im Auftrag der Europäischen
Weltraumorganisation Esa gebaut worden und enthält insgesamt zehn
Meßgeräte, die aus Großbritannien, Spanien, Belgien, Frankreich,
Deutschland, der Schweiz, Italien und den USA beigesteuert wurden.
Neben Grundlagenforschung besteht ihre Aufgabe in der Erforschung des
Sonnenwindes und wie er sich in Abhängigkeit von bestimmten
Ereignissen auf der Sonnenoberfläche verändert. Schließlich kann ein
starker Sonnenwind Satelliten beschädigen, was eine rechtzeitige
Abschaltung vorbeugen würde.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/604: Verhalten der Mutter beeinflusst Oxytocin-Entwicklung beim Säugling (idw)


Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 17.10.2019

Verhalten der Mutter beeinflusst Oxytocin-Entwicklung beim Säugling



Ergebnisse aus einer epigenetischen Studie des MPI für Kognitions- und
Neurowissenschaften und der University of Virginia deuten darauf hin, dass
ein höheres mütterliches Fürsorgeverhalten das Oxytocin-System bei Babys
hochreguliert.

Oxytocin gilt als das "Bindungshormon" bei Säugetieren und Menschen, denn
es stärkt Vertrauen und fördert soziale Bindungen. Es ist ein Hormon der
Nähe, welches schon ganz früh in der menschlichen Entwicklung von
entscheidender Bedeutung ist: Seine Produktion wird angekurbelt bei
Blickkontakt, Empathie oder angenehmen Berührungen. Kathleen Krol und
Jessica Connelly von der University of Virginia sowie Tobias Grossmann vom
Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften haben nun die
Frage geklärt, ob das Verhalten der Mutter die Entwicklung des
Oxytocin-Systems beim Säugling entscheidend beeinflussen kann. Ihre
Ergebnisse deuten darauf hin, dass ein höheres mütterliches
Fürsorgeverhalten das Oxytocin-System bei Babys hochreguliert. Kinder sind
somit auf diese frühen, grundlegenden Interaktionen angewiesen, die ihnen
letztendlich erleichtern, sich mit anderen zu verbinden und zu beschäftigen.

Die menschliche Kindheit markiert eine der dynamischsten und formbarsten
Phasen der Entwicklung nach der Geburt und einen Punkt, an dem viele
Systeme im kindlichen Körper untereinander abgestimmt werden. Welche Rolle
das Hormon Oxytocin dabei spielt, war bislang unklar. "Bekannt ist sein
Potenzial, frühe soziale Wahrnehmungs- und Kognitionsprozesse zu
unterstützen und Entwicklungspfade für die Entstehung komplexer sozialer
Verhaltensweisen zu beeinflussen.", sagt Tobias Grossmann. "Wir haben
untersucht, ob das mütterliche Verhalten die Entwicklung des
Oxytocin-Systems im Säuglingsalter entscheidend beeinflussen könnte.
Fortschritte in der Molekularbiologie ermöglichen es seit kurzem, das
Zusammenspiel von Natur und Säuglingspflege mit epigenetischen Mitteln genau
zu erforschen. Das haben wir in unserer Studie genutzt, indem wir modernste
molekulare und statistische Methoden mit klassischen Methoden der
Verhaltenspsychologie kombiniert haben."

So beobachteten die Wissenschaftler eine Freispiel-Interaktion zwischen
Müttern und ihren fünf Monate alten Kindern. "Beim fünf-monatigen Besuch
und etwa ein Jahr später, als das Kind 18 Monate alt war, haben wir sowohl
bei der Mutter als auch beim Säugling Speichel gesammelt. Um die
Variabilität innerhalb des Oxytocin-Systems zu untersuchen, haben wir uns
das Oxytocin-Rezeptorgen genauer angeschaut. Der Oxytocin-Rezeptor ist
unerlässlich, damit das Hormon Oxytocin seine Wirkung entfalten kann.",
erklärt Kathleen Krol. Sie hat die Studie gemeinsam mit Tobias Grossmann
am Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften in Leipzig
durchgeführt und arbeitet nun in Connellys Labor an der Universität von
Virginia als Postdoktorandin.

"Wir fanden heraus, dass die epigenetischen Veränderungen in der DNA der
Säuglinge durch die Qualität des mütterlichen Engagements vorhergesagt
wurden. Haben sich Mütter in der Spiel-Interaktion mit ihren Kindern
besonders eingesetzt und gekümmert, zeigte sich dies ein Jahr später an
einer stärkeren Reduktion der DNA-Methylierung des Oxytocin-Rezeptorgens.
Ein höheres mütterliches Engagement hat also das Potenzial, das
Oxytocin-System bei menschlichen Nachkommen hochzuregulieren.", erklärt die
Wissenschaftlerin. "Auf der anderen Seite fanden wir heraus, dass dieser
Prozess, in dem das Oxytocin-Rezeptorgen eine entscheidende Rolle spielt,
auch das Temperament von Säuglingen widerspiegeln kann, welches uns von
den Eltern berichtet wurde. 18 Monate alte Kinder mit höheren Graden der
Methylierung und vermutlich herunterregulierten Oxytocin-Rezeptoren waren
daher temperamentvoller und weniger ausgeglichen."

Die Ergebnisse dieser Studie sind ein eindrucksvolles Beispiel dafür, dass
wir nicht nur an unsere Gene gebunden sind, sondern vielmehr das Ergebnis
eines zarten Wechselspiels zwischen unseren Bauplänen und Erfahrungen. Die
frühe soziale Interaktion mit unseren Betreuern, Väter ausdrücklich
inbegriffen, kann unsere biologische und psychologische Entwicklung durch
epigenetische Veränderungen des Oxytozinsystems beeinflussen. Diese und
ähnliche Ergebnisse unterstreichen die Bedeutung der Elternschaft für die
Förderung generationenübergreifender Gesundheit.


Originalpublikation:

https://advances.sciencemag.org/content/5/10/eaay0680

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2155

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften, 17.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2019 
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ZOOLOGIE/1670: Die schnellste Ameise der Welt - Wüstenflitzer haben kurze Beine, aber eine perfekte Koordination (idw)


Universität Ulm - 17.10.2019

Die schnellste Ameise der Welt - Wüstenflitzer haben kurze Beine, aber
eine perfekte Koordination



Silberameisen gelten als schnellste Ameisen der Welt - obwohl ihre Beine
verhältnismäßig kurz sind. Daher haben Forschende der Universität Ulm den
besonderen Laufstil dieses "Wüstenflitzers" auf einer Ameisen-Rennstrecke
ergründet. Veröffentlicht wurde diese Entdeckung jüngst im "Journal of
Experimental Biology".
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Die Silberameise gilt als schnellste Ameise der Welt

Bild: © Prof. Harald Wolf / Uni Ulm



Sie geht auf Nahrungssuche, wenn andere Siesta halten: Die saharische
Silberameise macht vor allem in der Mittagshitze der Sahara und in den
Wüsten der arabischen Halbinsel Beute. In dieser lebensfeindlichen
Umgebung kommen ihr ihre exzellente Navigationsfähigkeit und ihr großes
Lauftalent zugute. Das Insekt gilt sogar als schnellste Ameise der Welt:
Mit Geschwindigkeiten von bis zu einem knappen Meter pro Sekunde flitzen
sie über den oft mehr als 60 Grad Celsius heißen Sand und lassen ihre
deutlich langbeinigeren Verwandten "Cataglyphis fortis" weit hinter sich.
Im "Journal of Experimental Biology" ergründen Ulmer Forschende um
Professor Harald Wolf und Dr. Sarah Pfeffer das Geheimnis der
Silberameisen.

Um als Ameise in der Mittagshitze der Sahara zu überleben, sind besondere
Fähigkeiten nötig: Die Insekten müssen oft lange Strecken zurücklegen,
wenn sie die raren Nahrungsquellen - dabei handelt es sich meist um in der
Hitze verendete Insekten - aufspüren wollen. Zudem brauchen sie einen
ausgeprägten Orientierungssinn, um nach dem Beutezug zurück ins Schatten
spendende Nest zu finden. Als wahre Wüstenflitzer und schnellste
Ameisenart der Welt hat sich die saharische Silberameise (Cataglyphis
bombycina) herausgestellt: Obwohl es ihr gedrungener Körperbau nicht
vermuten lässt, erreicht sie deutlich höhere Geschwindigkeiten als
verwandte, größere Wüstenameisenarten. Mittels Videoaufzeichnungen haben
Ulmer Forschende um den Leiter des Instituts für Neurobiologie, Professor
Harald Wolf, den Laufstil der Silberameisen unter verschiedenen
Bedingungen analysiert.

In der tunesischen Wüste mussten die Biologinnen und Biologen zunächst
einmal ihren eigenen Spürsinn unter Beweis stellen. "Wir haben nach
grabenden Silberameisen Ausschau gehalten oder sind jagenden Tieren zurück
zum Nest gefolgt", erinnert sich die Erstautorin Dr. Sarah Pfeffer. War
der Eingang zur Ameisen-Behausung erst einmal gefunden, brachten die
Forschenden einen mit Sand ausgelegten Aluminiumsteg an und lockten die
Ameisen mit Mehlwürmern. Nun brauchten sie lediglich eine Videokamera zu
montieren, um die Bewegungen der Silberameisen unter verschiedenen
Bedingungen aufzuzeichnen. Dabei maßen die Forschenden in der heißen
Wüstensonne Spitzengeschwindigkeiten von bis zu 0,855 Meter pro Sekunde (m
s-1). Somit legen die Silberameisen pro Sekunde 108 Mal ihre eigene
Körperlänge zurück! Im auf bis zu zehn Grad heruntergekühlten Labor an der
Universität Ulm waren es nur noch 0,057 m s-1.
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Rennstrecke für Silberameisen in der Wüste

Bild: © Dr. Sarah Pfeffer / Uni Ulm



Mit dieser exzellenten Laufleistung sichern sich die Insekten einen Platz
unter den schnellsten Tieren der Welt - neben einer australischen
Sandlaufkäferart und einer in Kalifornien vorkommenden Milbe. Die
Wüstenameisenart "Cataglyphis fortis, die nur etwa 50 Körperlängen pro
Sekunde schafft, kann hier nicht mithalten. Dabei hatten die Forschenden
um Wolf und Pfeffer eine erhebliche Beinlängendifferenz festgestellt - mit
4,3 bis 6,8 mm sind die Gliedmaße der Silberameise um fast 20 Prozent
kürzer als bei der langbeinigen Verwandtschaft. "Diesen offensichtlichen
Nachteil müssen die Silberameisen durch einen besonderen Laufstil
wettmachen", mutmaßen die Forschenden. Und tatsächlich stellten sie in der
Videoanalyse fest, dass diese Ameisenart bis zu 47 Schritte in der Sekunde
macht und ihre Beine mit einer Geschwindigkeit von bis zu 1400 mm s-1 in
der Sekunde schwingt. Sie verfallen in eine Art Galopp, wobei sich
zeitweise alle Beine gleichzeitig in der Luft befinden. Wenn die
Silberameisen anziehen, können sie ihre Schrittlänge sogar vervielfachen.
"Insgesamt zeigen die Silberameisen eine annähernd perfekte Koordination:
Die drei zusammengehörigen Beine arbeiten beinahe synchron, wodurch die
Körpermasse gleichmäßig verteilt wird. Jedes Bein berührt den Boden nur 7
Millisekunden lang", resümiert Dr. Sarah Pfeffer.

Dieser besondere Laufstil mag sich durch den Lebensraum der Silberameisen
erklären: Sie bewegen sich auf Sanddünen und müssen das Risiko minimieren,
einzusinken. Hierfür scheinen die schnellen, jedoch perfekt koordinierten
Bewegungen von Vorteil zu sein. Die verwandte Ameisenart Cataglyphis
fortis lebt hingegen in der Salztonebene auf einem "festgebackenen",
völlig ebenen Untergrund und musste ihren Laufstil wohl deutlich weniger
anpassen. Die Ulmer Forschenden wollen die Wüstenflitzer in jedem Fall
weiter ergründen - und dabei vor allem die Muskelkontraktion der
schnellsten Ameise der Welt in den Blick nehmen.

Bei ihren Forschungsarbeiten in der nordafrikanischen Wüste und im Labor
sind die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von der Universität Ulm
unterstützt worden.


Originalpublikation:

Pfeffer, S. E., Wahl, V. L., Wittlinger, M. and Wolf, H. (2019)

High-speed locomotion in the Saharan silver ant, Cataglyphis bombycina.

J. Exp. Biol. 222, jeb198705.

doi:10.1242/jeb.213660
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FORSCHUNG/574: "Rauchmelder" in Pflanzen steuert auch das Wachstum von Wurzelhaaren (idw)


Technische Universität München - 17.10.2019

"Rauchmelder" in Pflanzen steuert auch das Wachstum von Wurzelhaaren: Wie
den Wurzeln Haare wachsen



Pflanzenwurzeln können vieles: Sie wachsen in die Länge, um an Wasser zu
kommen, sie können sich biegen, um Steinen auszuweichen und sie bilden
feine Wurzelhaare aus, um mehr Nährstoffe aus dem Boden aufnehmen zu
können. Ein Forschungsteam mit maßgeblicher Beteiligung der Technischen
Universität München (TUM) hat nun die Funktionsweise eines wichtigen
Regulators dieser Maschinerie aufgeklärt.

Vernichtet ein Waldbrand größere Pflanzen wittern sogenannte Brandkeimer
ihre Chance: Ihre Samen besitzen ein Rezeptorprotein, das bestimmte
Moleküle "riechen" kann, die beim Verbrennen von Pflanzenmaterial
entstehen. Das KAI2 genannte Rezeptorprotein setzt eine Signalkaskade in
Gang, die zum Keimen des Samens führt.

Ein von Caroline Gutjahr, Professorin für Pflanzengenetik an der TUM
School of Life Sciences Weihenstephan, angeführtes Forschungsteam fand nun
heraus, dass es auch bei der Regulierung des Wachstums von Wurzeln eine
wichtige Rolle spielt.

Wurzelhaare vergrößern die Oberfläche

Um eine möglichst große Oberfläche zu bekommen, über die Wasser und
Nährstoffe aufgenommen werden können, bildet die Wurzel einer Pflanze
feine Wurzelhaare aus. José Antonio Villaécija-Aguilar, Doktorand im Team
von Caroline Gutjahr, fand nun heraus, dass KAI2 sowohl für die Bildung
dieser Wurzelhaare nötig ist, als auch das Wachstum der Wurzeln nach unten
reguliert.

"Und das gilt wahrscheinlich nicht nur für die Ackerschmalwand
(Arabidopsis), die fast überall auf der Welt vorkommt und deshalb auch von
uns als Modellpflanze genutzt wird", sagt Caroline Gutjahr, "sondern
möglicherweise auch für viele andere Pflanzen, beispielsweise für
Getreide."

Pflanzenrauch-Moleküle lassen Wurzelhaare sprießen

Zur Prüfung ihrer Hypothese setzte das Forschungsteam, junge
Arabidopsis-Pflanzen den im Rauch vorkommenden Molekülen aus. Und
tatsächlich nahm das Wachstum der Wurzelhaare deutlich zu.

"Dieses Ergebnis ist auch im Licht der Evolution interessant", sagt
Caroline Gutjahr. "Wahrscheinlich war KAI2 zunächst in allen Pflanzen
dafür zuständig, in Reaktion auf ein bisher noch unbekanntes
Pflanzenhormon bestimmte Entwicklungsprozesse, wie zum Beispiel die
Entwicklung der Wurzelhaare zu steuern. Während der Evolution der
Brandkeimer, hat KAI2 dann wahrscheinlich die Zusatzfunktion der
Rauchwahrnehmung entwickelt."

Nutzen für die Pflanzenzucht

Die Erkenntnisse tragen nicht nur zu einem grundlegenderen Verständnis
bei, wie Pflanzen funktionieren, sondern könnten auch für eine zukünftige,
nachhaltige Landwirtschaft wichtig sein.

"Wenn wir jetzt besser verstehen, welche molekulare Mechanismen bei der
Entwicklung von Wurzeln und Wurzelhaaren eine Rolle spielen, können wir
Pflanzen züchten, die Nährstoffe und Wasser besser aus dem Boden aufnehmen
können", sagt Caroline Gutjahr. "Das kann Nutzpflanzen beispielsweise über
längere Trockenperioden retten, wie sie zukünftig möglicherweise häufiger
auftreten werden."


Weitere Informationen:

Die dieser Publikation zugrundeliegenden Arbeiten wurden gefördert durch
die deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen des Emmy
Noether-Programms (AG Gutjahr) und des SFB 924 (AG Dawid) und den britischen
Biotechnology and Biological Sciences Research Council (BBSRC) (AG
Bennett). Beteiligt waren neben der Arbeitsgruppe der Professur für
Pflanzengenetik Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Professur für
Lebensmittelchemie und molekulare Sensorik der TUM (AG Dawid), sowie des
Center for Plant Science (AG Bennett) der Universität Leeds (UK).

Originalpublikation:

SMAX1/SMXL2 regulate root and root hair development downstream of
KAI2-mediated signalling in Arabidopsis

José Antonio Villaécija-Aguilar, Maxime Hamon-Josse, Samy Carbonnel,
Annika Kretschmar, Christian Schmidt, Corinna Dawid, Tom Bennett, Caroline
Gutjahr

PLOS Genetics 15(8): e1008327

DOI: 10.1371/journal.pgen.1008327

https://doi.org/10.1371/journal.pgen.1008327
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MELDUNG/378: Hangenberg-Krise - Schuld waren die Vulkane (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 17.10.2019

Hangenberg-Krise: Schuld waren die Vulkane



Frankfurt, 17.10.2019. Senckenberg-Wissenschaftler Peter Königshof hat
gemeinsam mit einem internationalen Team in Vietnam ein globales
Aussterbeereignis an der Devon-Karbon-Grenze untersucht. Im Zuge dieses
Ereignisses vor 359 Millionen Jahren starben 20 Prozent aller wirbellosen
und 50 Prozent aller meeresbewohnenden Wirbeltiere aus. In der kürzlich im
Fachjournal "Global und Planetary Change" veröffentlichten Studie nennen
die Autor*innen vulkanische Aktivität als Hauptursache der sogenannten
"Hangenberg-Krise".

Die großen Artensterben sind die einschneidendsten Ereignisse in der
Geschichte des Lebens - heute erzählen Gesteine und Fossilien von diesen
dramatischen Episoden der Erdgeschichte. "So ist es auch bei der
sogenannten 'Hangenberg-Krise'", erläutert Dr. Peter Königshof vom
Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseum in Frankfurt und fährt
fort: "Rund um den Globus finden wir schwarze Schiefer und Sandsteine die
in den Zusammenhang zu diesem großen Massenaussterben vor etwa 359
Millionen Jahren gebracht werden."

Während bei den Forschenden Einigkeit darüber herrscht, dass die schwarzen
Gesteine auf einen sehr sauerstoffarmen Ozean hinweisen und die Sandsteine
mit wiederkehrenden, globalen Meeresspiegelschwankungen zusammenhängen,
ist die eigentliche Ursache für das Aussterbeereignis nach wie vor unklar.
"Während der beiden, aufeinanderfolgenden Aussterbeereignisse -
Kellwasser-Event und Hangenberg-Krise - starben 50 bis 75 Prozent aller
Arten aus - wir haben nach Antworten gesucht, was das Massensterben
ausgelöst haben könnte", so der Frankfurter Geologe.

Königshof und ein internationales Team haben hierfür einen geologischen
Aufschluss im nordöstlichen Vietnam unter die Lupe genommen. Die
Wissenschaftler*innen unterzogen den Gesteinen eine vollständig
geochemische Analyse und fanden dabei unter anderem signifikante
Quecksilberanreicherungen. "Dies deutet auf einen ausgeprägten globalen
Vulkanismus in dieser Epoche hin. Von anderen Aussterbeereignissen wissen
wir, dass solcher Megavulkanismus - durch die rasante Vermehrung von
Primärproduzenten - zu Sauerstoffmangel, als auch zu einer Versauerung
durch die Reduzierung des pH-Wertes in den Weltmeeren führen kann, was
wiederum zum massenhaften Aussterben der Meeresbewohner führt. Wir gehen
davon aus, dass auch die 'Hangenberg-Krise' so ausgelöst wurde", fasst
Königshof die Ergebnisse zusammen. Neuere Daten von aktueller
Feldforschung in der Mongolei und China bestätigen diese Hypothese.


Originalpublikation:

Olivia Paschall, Sarah K. Carmichael, Peter Königshof, Johnny A. Waters,
Phuong H. Ta, Toshifumi Komatsu, Allison Dombrowski (2019):

The Devonian-Carboniferous boundary in Vietnam: Sustained ocean anoxia with a
volcanic trigger for the Hangenberg Crisis?,

Global and Planetary Change, Volume 175, 2019, Pages 64-81,

https://doi.org/10.1016/j.gloplacha.2019.01.021.
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VULKANISMUS/094: Was unter dem Yellowstone-Vulkan passiert (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 17.10.2019

Was unter dem Yellowstone-Vulkan passiert

Eine Studie aus dem Deutschen GeoForschungsZentrum gibt Aufschluss über
die Vorgänge tief im Erdinneren. GFZ-Forscher Bernhard Steinberger und
Kollegen aus den USA nutzen Modellierung, um den Ursprung des Supervulkans
im Westen der USA besser zu verstehen.



Der Yellowstone-Nationalpark in den USA ist mit seinen Geysiren und heißen
Quellen eine große Attraktion für Touristen. Inbesondere in
nachrichtenarmen Zeiten richtet sich der mediale Fokus aber gerne auf den
Supervulkan Yellowstone, der das letzte Mal vor rund 630.000 Jahren
ausgebrochen ist. Spätestens dann wird die Frage nach den zugrunde
liegenden geologischen Strukturen gestellt. Eine aktuelle Studie von
Bernhard Steinberger vom Deutschen GeoForschungsZentrum und Kollegen in
den USA hilft, die Vorgänge im Erdinneren besser zu verstehen. Die Arbeit
erscheint demnächst im Fachjournal "Geochemistry, Geophysics, Geosystems"
der American Geophysical Union. Sie beruht auf der Modellierung des
Erdmantels.




[image: Bild: © Steinberger et al.]

Das sagen die Daten: Kraterreste (Kreise) und der Plume (links) sowie
ein vertikaler Schnitt (Tomografie) rechts.

Bild: © Steinberger et al.



Demnach liegt unter dem Yellowstone-Vulkan ein so genannter Mantel Plume:
eine schlot-ähnliche Struktur, die tausende Kilometer tief an die Grenze
von Erdkern und Erdmantel reicht. Der Ursprung des Plumes liegt unter der
"Baja California", mehr als tausend Kilometer südwestlich des
Nationalparks. Auswertungen von Erdbebenwellen hatten bereits so etwas
vermuten lassen, aber die Vorstellung eines solchen "Mantel Plumes" passte
nicht zu der Bewegung der Lithosphärenplatten.

Klar ist, dass es sich beim Yellowstone um einen so genannten
Intraplattenvulkan handelt. Die meisten Vulkane auf der Welt befinden sich
an den Grenzen von Kontinentalplatten, entweder da, wo Material aus dem
Erdinneren emporquillt wie am mittelatlantischen Rücken, oder da, wo eine
Kontinentalplatte unter die andere abtaucht und schmilzt, wie es entlang
der gesamten südamerikanischen Westküste der Fall ist. Im Gegensatz zum
Plattenrand-Vulkanismus geht der Intraplattenvulkanismus auf "Hotspots"
unter der Erdkruste zurück. Das kann man sich vorstellen wie einen
Schweißbrenner, der von unten die Gesteinsplatte aufschmilzt - dort, wo
quasi ein Loch durchgebrannt wird, erwächst ein Vulkan. Auf diese Weise
entstand beispielsweise Hawaii.




[image: Bild: © Steinberger et al.]

Das sagt das Modell: Der "Mantel Plume" mit seinem Knick ist vor
allem in tieferen Regionen gut abgebildet.

Bild: © Steinberger et al.



Die seismischen Daten für Yellowstone lieferten allerdings lange Zeit kein
klares Bild. Das hat sich durch neue Daten und verfeinerte Messmethoden
geändert, wodurch der tiefere Teil des Plumes in einer tomographischen
Aufnahme abgebildet werden konnte. Es blieben jedoch Lücken im oberen
Mantel. Die Daten waren hier nicht so eindeutig. Diese Lücken füllt die
Studie aus dem GFZ nun mit einem Modellierungsergebnis, das den Mantel
Plume konsistent mit den Beobachtungsdaten abbildet. Demnach gibt es
Bewegungen des zähplastischen Gesteins im unteren Erdmantel, die sich
relativ zur Oberfläche nach Südsüdwesten ziehen. Wie die Rauchfahne eines
Dampfers zieht sich der Plume dadurch von der Baja California nach
Nordnordosten zum Yellowstone Vulkan. Bernhard Steinberger: "Unsere
Studie trägt zu einem besseren Verständnis des Intraplattenvulkanismus bei
und stützt die Hypothese eines tiefen Mantel Plumes. Für die
Risikoabschätzung des Yellowstone Vulkans hat das aber keinerlei
Auswirkungen."


Originalpublikation:

B. Steinberger, P.L. Nelson, S.P. Grand, W. Wang, 2019:

"Yellowstone plume conduit tilt caused by large-scale mantle flow".

Geochemistry, Geophysics, Geosystems;

DOI: 10.1029/2019GC008490

(accepted and peer-reviewed version, not printed yet)
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FORSCHUNG/496: Kleine Teilchen führen zu helleren Wolken in den Tropen (idw)


Universität Wien - 16.10.2019

Kleine Teilchen führen zu helleren Wolken in den Tropen

Neue Erkenntnisse zu Prozessen, die Wolkeneigenschaften verändern, könnten
Klimamodelle verbessern



Hellere Wolken beeinflussen unser Klima. Sie reflektieren mehr
Sonnenenergie und das wiederum kühlt die Atmosphäre. Aufsteigende
tropische Luftmassen transportieren Gase in die obere Atmosphäre, die dort
winzige Partikel bilden und einen Prozess ins Rollen bringen, der letzten
Endes Wolken aufhellen kann. Diesen Vorgang hat ein internationales
Forschungsteam mit Beteiligung von AerosolphysikerInnen um Bernadett
Weinzierl von der Universität Wien untersucht und publiziert dazu aktuell
in der Fachzeitschrift "Nature". Mit den neuen Daten könnten künftig
Klimamodelle verbessert werden.

Die WissenschafterInnen u.a. von CIRES (Cooperative Institute for Research
In Environmental Sciences), der University of Colorado, der NOAA (US
National Oceanic and Atmospheric Administration), der NASA und der
Universität Wien untersuchten die Partikelneubildung in den Tropen über
dem Pazifik und Atlantik. Ihre Modellrechnungen ergeben ein globales Band
an Partikelneubildung, welches 40 Prozent der Erdoberfläche abdeckt.

Die WissenschaftlerInnen fanden heraus, dass hochreichende Wolken in den
Tropen Gase in hohe Höhen transportieren. Dort entsteht aus diesen Gasen
eine Vielzahl von sehr kleinen Aerosolpartikeln - dieser Prozess wird
Gas-zu-Partikel-Konversion genannt. "Unsere Messungen zeigen, dass diese
winzigen Partikel überleben, mit der Zeit anwachsen und schlussendlich
groß genug werden, um als Wolkenkondensationskeime zu dienen", erklärt
Agnieszka Kupc von der Universität Wien.

Bei diesem Vorgang sinkt die Luft außerhalb der Wolken Richtung Boden ab.
Die neu gebildeten Partikel wachsen dabei an, da Gase auf den Partikeln
kondensieren sowie Partikel zusammenkleben und dabei weniger, aber größere
Partikel bilden. Einige dieser Partikel werden groß genug, um die
Eigenschaften der Wolken in der unteren Troposphäre zu verändern. An Orten
mit sauberer Luft, wo nur sehr wenig Partikel aus anderen Quellen
existieren, ist der Effekt der Partikelneubildung größer.

In ihrer Studie zeigen die WissenschaftlerInnen, dass diese Partikel die
Wolken in den Tropen aufhellen. "Das ist sehr wichtig, denn hellere Wolken
reflektieren mehr Sonnenenergie zurück in den Weltraum und das wiederum
beeinflusst den kühlenden Beitrag dieser Wolken auf das Klima", so
Bernadett Weinzierl.

In 26 Tagen um die Welt

Die MitarbeiterInnen der Gruppe Aerosolphysik und Umweltphysik an der
Universität Wien waren Teil des internationalen und fachübergreifenden
Forschungsteams, das herausfand, wo und wie diese winzigen Partikel
entstehen. "Zusammen mit Kollegen der Harvard University, von NASA, NOAA
und weiteren US-Institutionen nahmen wir an der 'Atmospheric Tomography
Mission' (ATom) teil - eine der umfassendsten Flugzeugmesskampagnen, bei
der die Atmosphäre von der Arktis bis zur Antarktis im Pazifik und
Atlantik in einem Zeitraum von drei Jahren untersucht wurde", beschreibt
die Aerosolphysikerin Weinzierl.

Die ForscherInnen flogen mit einem NASA-Forschungsflugzeug insgesamt vier
Mal (in allen vier Jahreszeiten) über den Atlantik und Pazifik von Pol zu
Pol. Dabei erhoben sie Daten innerhalb einer jeweils 26-tägigen Messphase.
"Wir flogen zwischen knapp über dem Meeresspiegel und einer Höhe von rund
12 Kilometern kontinuierlich hinauf und hinunter, wobei wir in allen Höhen
Partikel und Gase gemessen haben", berichtet Agnieszka Kupc.

"Das Flugzeug war mit modernsten Messinstrumenten ausgestattet - sozusagen
ein fliegendes Labor. Das ermöglichte uns einen einzigartigen Datensatz zu
sammeln, der vielen WissenschaftlerInnen erlaubt, Aerosolpartikel und Gase
zu charakterisieren und ihre Verteilung in der Atmosphäre zu untersuchen",
so Doktorand Maximilian Dollner.

Bessere Klimamodelle

"Das Verständnis, wie sich diese winzigen Partikel in den Tropen bilden
und zu den Wolkeneigenschaften beitragen, hilft uns, Wolken besser in
Klimamodellen darzustellen und die Klimamodelle weiterzuentwickeln", sagt
die Hauptautorin Christina Williamson von der NOAA Chemical Sciences
Division. Der Einfluss von Aerosolen auf Wolken und die Strahlungsbilanz
ist immer noch eine der größten Unsicherheiten in Klimamodellen. "Unsere
Forschung ist ein wichtiger Schritt hin zu einer besseren Darstellung von
Aerosolen und Wolken in Klimamodellen und so auch zu einem besseren
Verständnis der Aerosol-Wolken-Klima-Wechselwirkungen", schließt Bernadett
Weinzierl.


Publikation in Nature:

A large source of cloud condensation nuclei from new particle formation in
the tropics:

Christina J. Williamson et. al.

DOI: 10.1038/s41586-019-1638-9

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1638-9
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WETTER/274: Extreme Wetterereignisse - Forscher entwickeln europäische Frühwarnplattform (idw)


Universität Paderborn - 17.10.2019

Besser reagieren auf extreme Wetterereignisse: Forscher entwickeln
europäische Frühwarnplattform



Lange Trockenperioden, Waldbrände, Starkregen und Überschwemmungen im
Sommer, Schneemassen im Winter: Immer wieder leiden verschiedene Regionen
Deutschlands und Europas unter extremen Klima- und Wetterereignissen - und
diese könnten laut Klimaforschern und Meteorologen künftig zunehmen. Im
Forschungsprojekt "ANYWHERE" entwickeln Wissenschaftler der Universität
Paderborn mit einem internationalen Kollegenteam eine gesamteuropäische
Plattform, die präziser auf Extremwetterlagen vorbereiten soll. Die
Europäische Union fördert das noch bis Dezember laufende dreijährige
Projekt mit rund 12 Millionen Euro. Beteiligt sind 31 Einrichtungen aus
zwölf europäischen Ländern.


Eine Plattform mit Frühwarntools für verschiedene Nutzer

"In unserem Forschungsprojekt entwickeln wir eine europaweite
Frühwarnplattform, das "ANYWHERE Multi-Hazard Early Warning System". Damit
lassen sich Klima- und Wettersituationen, die Todesfälle und massive
wirtschaftliche wie infrastrukturelle Schäden nach sich ziehen können,
früher als bislang vorab identifizieren", erklärt Matthias Habdank vom
Lehrstuhl "Computeranwendung und Integration in Konstruktion und Planung"
von Prof. Dr.-Ing. Rainer Koch. Er betreut das Projekt mit seinen Kollegen
Dr.-Ing. Jens Pottebaum und Philipp Scholle vom Lehrstuhl für
Produktentstehung unter der Leitung von Prof. Dr.-Ing. Iris Gräßler.

Die ANYWHERE-Plattform wird derzeit an sechs ausgewählten Standorten in
Spanien, Italien, Frankreich, der Schweiz, Norwegen und Finnland getestet.
Sie soll Behörden, Katastrophenschutzorganisationen, Unternehmen und
Bürgern künftig gebündelt eine Reihe modernster Frühwarntools zur
Verfügung stellen. Mit diesen Anwendungen lassen sich der Zeitpunkt eines
extremen Wetterereignisses, potentiell betroffene Orte und mögliche
Auswirkungen schneller als bisher antizipieren und Schutzmaßnahmen können
optimiert werden. "Unsere Plattform richtet sich bewusst an verschiedene
Nutzer. Sie soll die öffentliche Gefahrenabwehr unterstützen, aber auch
dem Selbstschutz von Unternehmen und Bürgern dienen", betont Jens
Pottebaum. Auf Korsika erproben die Wissenschaftler beispielsweise
Frühwarntools, mit denen sich Waldbrände prognostizieren lassen. So kann
die Bevölkerung schnell gewarnt werden und die Feuerwehr gezielt ihre
Einsätze planen.

Hilfe im Katastrophenfall

ANYWHERE stellt nicht nur Frühwarntools zur Verfügung, die vor einem
extremen Wettereignis warnen. Die Plattform bietet auch Hilfeanwendungen
für den Katastrophenfall, mit denen rascher als bislang reagiert und
Rettungsaktionen besser koordiniert werden können. "Für Behörden,
Feuerwehr und Co. sind konkrete Sofortmaßnahmen interessant, der Bürger
fragt sich, wie er sich selbst schützen kann und der Unternehmer, wie er
sich so vorbereiten kann, dass sein Geschäft nicht einbricht und
Arbeitsplätze gefährdet werden. Unsere Anwendungen sollen allen helfen",
so Matthias Habdank. Im italienischen Genua etwa testen die
Wissenschaftler ein Tool, das sich bei Hochwasser einsetzen lässt. Mit der
Anwendung können Katastrophenschutzbehörden die Eltern von Schülern
informieren, dass ihre Kinder in Sicherheit sind und so verhindern, dass
sich die Erwachsenen selbst in Gefahr bringen. In Katalonien wird eine
Anwendung erprobt, mit der LKW-Fahrer eines Nahrungsmittellogistikers bei
starkem Schneefall Routen planen können. Das Tool erfasst die aktuellen
Straßenbedingungen und mögliche Staus. So gelangt das Fahrzeug
schnellstmöglich an sein Ziel, das Unternehmen kann sein Geschäft
aufrechterhalten und die Bevölkerung bekommt die benötigten Lieferungen.

Bereits existierende Frühwarn- und Hilfetools werden integriert

Bei ANYWHERE arbeiten Ingenieure, Informatiker, Meteorologen,
Naturwissenschaftler, Geologen, Juristen und Experten anderer Fachgebiete
aus ganz Europa zusammen. So können bereits existierende Frühwarn- und
Hilfetools in die Plattform integriert und weiterentwickelt werden.
Daneben speist sich ANYWHERE aus europaweiten Daten: "Unsere Plattform
bezieht ihre Daten aus verschiedenen Quellen. Mittelfristige Wetterdaten
kommen beispielsweise vom Europäischen Zentrum für mittelfristige
Wettervorhersage (ECMWF) und lokale Wetterdaten teils von örtlichen
Sensoren", erläutert Jens Pottebaum. "Wir verwenden ein offenes
Schnittstellenkonzept und aktuelle Standards. So konnten bereits 300
Systeme Dritter - wie Systeme von Wetterdiensten - und damit
verschiedenste Vorhersage- und Auswirkungsalgorithmen integriert werden",
ergänzt Philipp Scholle. Alle Tools der ANYWHERE-Plattform werden an die
lokalen Anforderungen von Behörden und öffentlichen wie privaten
Betreibern kritischer Infrastrukturen angepasst.

Den Selbstschutz fördern

Die ANYWHERE-Plattform integriert nicht nur Daten und Anwendungen Dritter.
Sie kann auch selbst in bereits bestehende Frühwarnsysteme eingebettet
werden und stellt ihre Daten und Algorithmen anderen Anwendungen zur
Verfügung. Begleitend zur Frühwarnplattform entwickeln die Paderborner
Wissenschaftler außerdem eine Wissensplattform, den "Common Information
Space" (CIS). "Es geht uns nicht nur darum, Frühwarn- und Hilfetools für
Extremwetterlagen zu bündeln und weiterzuentwickeln. Es sollen auch
Handlungsempfehlungen entstehen, die zeigen, wie sich die Tools
bestmöglich nutzen lassen, und wir wollen die Entwicklung weiterer
Anwendungen fördern - vor allem zum Selbstschutz der Bürger", betont
Matthias Habdank. Der CIS bietet Entwicklern daher Werkzeuge und
Guidelines, mit denen sich weitere Frühwarn- und Hilfetools programmieren
lassen.

Um möglichst viele Menschen zu erreichen, sind Sprache und Form der
Frühwarnplattform flexibel anpassbar. "Prinzipiell ist alles möglich, was
web- oder cloudbasiert ist", erklärt Jens Pottebaum. "In den Lagezentren
von Behörden wird die Plattform beispielsweise als PC-Software verwendet,
bei unseren lokalen Fallstudien kommen teilweise Apps zum Einsatz." Einige
der Plattform-Tools arbeiten außerdem mit Warnmeldungen, die etwa über
Twitter und den Kurznachrichtendienst Telegram verschickt werden können.

Nach Projektende werden einige der Frühwarn- und Hilfetools für Behörden,
Unternehmen und Bürger kostenfrei verfügbar sein - jeweils angepasst an
regionale Gegebenheiten und Anforderungen. Der Common Information Space
ist dann ebenfalls frei zugänglich. Einige Ergebnisse von ANYWHERE werden
außerdem in neuen Forschungsprojekten genutzt, um an einem internationalen
Standard zur Nutzung von Social Media in der Gefahrenabwehr zu arbeiten
(siehe dazu: www.isotc292online.org/projects/iso-22329).


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 17.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/1827: Wer an Europa spart, spart an der Zukunft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Oktober 2019

Wer an Europa spart, spart an der Zukunft



Zu den Verhandlungen über den Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) beim
EU-Ratsgipfel erklären Anja Hajduk, Stellvertretende
Fraktionsvorsitzende, und Franziska Brantner, Sprecherin für
Europapolitik:

Merkels Rabatt-Forderung ist völlig fehl am Platz. Gerade von einer
deutschen Bundesregierung und einer deutschen Bundeskanzlerin würde
man erwarten, dass sie die Bedeutung Europas besser kennt und sich mit
voller Kraft dafür einsetzt, dass die EU stark und handlungsfähig
bleibt, anstatt kleinlich auf Rabatten zu bestehen. In politischen
Sonntagsreden wird regelmäßig gefordert, dass die EU bei der
Digitalisierung und Entwicklung von Künstlicher Intelligenz, bei
internationalen Handelskriegen, beim Klimaschutz, in der Außenpolitik
und bei der Sicherung des Friedens ihr Gewicht in die Waagschale
wirft. Und es stimmt, dass wir bei diesen Themen nur erfolgreich sein
werden, wenn die EU mit einer Stimme spricht. Doch wenn es darum geht,
die EU dafür auch mit den notwendigen finanziellen Mitteln
auszustatten, knausert die Regierung. Sie vermittelt durch ihre
Rabatt-Debatte lieber die Chimäre des überbordenden EU-Haushalts, das
ist verantwortungslos und enttäuschend. Die EU verfügt in Wirklichkeit
pro Jahr gerade einmal über doppelt so viel Mittel wie das Land
Nordrhein-Westfalen.

Die Bundesregierung sollte daher bei den Verhandlungen über den
Mehrjährigen Finanzrahmen mit mehr Ehrgeiz und Motivation auch die
anderen EU-Mitglieder anspornen. Deutschland profitiert wie kein
anderes Land von der EU, unser Wohlstand und unser Frieden sind
untrennbar mit der EU verbunden, und das sollte der Regierung mehr
wert sein. Strategische Weitsicht und proeuropäische Vision sucht man
allerdings bei der Bundesregierung vergeblich. Den Aufbruch für
Europa, den die Regierung zu Beginn ihrer Amtszeit großspurig
verkündet hat, hat sie selbst begraben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/3173: Demokratiefördergesetz jetzt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Oktober 2019

Demokratiefördergesetz jetzt!



Zu den aktuellen Umstrukturierungen beim Bundesprogramm "Demokratie
leben!", die in einem heute veröffentlichten Offenen Brief von
zivilgesellschaftlichen Initiativen kritisiert werden, erklären Monika
Lazar, Sprecherin für Strategien gegen Rechtsextremismus, und Ekin
Deligöz, Mitglied im Haushaltsausschuss:

Die Förderung der demokratischen Zivilgesellschaft durch den Bund muss
finanziell ausgebaut und endlich verstetigt werden. Wir fordern seit
Jahren eine bundesgesetzliche Grundlage für eine solide
Strukturförderung. Seit Jahren verspricht Bundesfamilienministerin
Giffey ein solches Demokratiefördergesetz - ohne Resultat. Offenkundig
war sie bislang der Blockade der Union nicht gewachsen.

Die Koalition muss jetzt sehr rasch klären, ob sie ein
Demokratiefördergesetz will. Die Bundesfamilienministerin kann nicht
jedes Mal, wenn es eng wird, auf diese Initiative verweisen,
wohlwissend, wie unrealistisch eine Koalitionseinigung ist. Unabhängig
davon muss die Koalition jetzt aber auf die erheblichen Verwerfungen
reagieren, die mit der Umgestaltung des Programms "Demokratie leben!"
entstanden sind. Wir werden auch deshalb eine Erhöhung des
Bundesprogramms im laufenden Haushaltsverfahren um 20 Millionen Euro
gegenüber dem Vorjahresansatz beantragen.

Der schreckliche Anschlag von Halle hat einmal mehr gezeigt, wie
unverzichtbar die Expertise bewährter zivilgesellschaftlicher Träger,
Projekte und Netzwerke in Beratung, Prävention und Opferhilfe ist.
Mehr denn je werden ihre Leistungen heutzutage angefragt, deshalb
brauchen sie mehr Unterstützung und Absicherung. Stattdessen führt die
geplante Umstrukturierung des Bundesprogramms "Demokratie leben!"
jedoch dazu, dass viele Träger von Modellprojekten zum Jahresende ihre
Arbeit einstellen oder zumindest massiv einschränken müssen. Die
Kürzungen für Selbstorganisationen der von Rassismus betroffenen
Personen, insbesondere für Migrantenorganisationen sowie Roma- und
Sinti-Projekte, sind sehr einschneidend. Das ist unverständlich und
inakzeptabel.

Von "Demokratie leben!" geförderte Projekte setzen sich proaktiv gegen
Rassismus und für eine plurale Demokratie ein. In Zeiten wie diesen
darf die Bundesregierung diesen Projekten keine Steine in den Weg
legen oder sie ewig in der Schwebe lassen, sondern muss sie stärken
und finanziell vermehrt fördern. Staat und Gesellschaft müssen
proaktiv Rassismus und Diskriminierung im Alltag und in den
Institutionen entgegenwirken - gerade in Zeiten, in denen rechte
Einstellungen bis in die Mitte der Gesellschaft reichen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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EUROPA/984: EU-Haushalt auf Zukunft ausrichten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. Oktober 2019

EU-Haushalt auf Zukunft ausrichten



Zum heutigen Europäischen Rat können Sie den europapolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Florian Hahn, wie folgt zitieren:

"Der EU-Haushalt für die Jahre 2021 bis 2027 muss auf die Zukunft
ausgerichtet werden, ohne traditionelle Aufgaben in Frage zu stellen
und ohne einzelne Mitgliedstaaten wie Deutschland finanziell zu
überfordern.

Zum nächsten Europäischen Rat im Dezember müssen endlich konkrete
Zahlen auf den Tisch, damit spätestens im Frühjahr 2020 der
Finanziellen Rahmen vereinbart werden kann. Ansonsten drohen die
EU-Programme der neuen Finanzperiode ab 2021 nicht rechtzeitig an den
Start gehen zu können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/983: Brexit-Deal mit Erleichterung aufgenommen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Oktober 2019

Brexit-Deal mit Erleichterung aufgenommen



Zur Einigung der Unterhändler auf ein neues Brexit-Abkommen können
Sie die stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Katja Leikert, mit folgenden Worten zitieren:

"Wir sind erleichtert, dass nach langen und zähen Verhandlungen quasi
in letzter Minute ein Durchbruch gelungen ist. Ohne die Einigkeit der
EU-27 wäre diese Lösung unmöglich gewesen. Die Europäische Union hat
sich als geduldiger und verlässlicher, aber auch als robuster
Verhandlungspartner erwiesen. Daher zuallerst mein Dank an die
EU-Unterhändler.

Natürlich müssen wir abwarten, wie die EU-Staats- und Regierungschefs
in Brüssel das Abkommen bewerten und wie das britische Unterhaus sich
am Samstag dazu stellt. Wir können nur hoffen, dass Premierminister
Johnson diese Einigung den Abgeordneten schmackhaft machen kann. Er
hat den Mund immer sehr voll genommen. Er muss jetzt liefern.

Wenn alles gut läuft, haben wir nun eine Chance, einen ungeregelten
Brexit abzuwenden. Und auch eine weitere Verschiebung des
Austrittsdatums scheint nicht nötig zu werden.

Der Vereinbarung zufolge wird Nordirland zu wesentlichen Teilen im
EU-Wirtschaftsraum verbleiben. Damit hätten wir unser Hauptziel
erreicht, nämlich eine harte Grenze zwischen der britischen Provinz
und der Republik Irland zu verhindern.

Bei der Umsetzung müssen wir besonders darauf achten, dass unser
Binnenmarkt intakt bleibt, dass also keine Waren aus Drittstaaten
über Umwege unkontrolliert auf unseren Markt kommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/712: Masernimpfung ist auch Zeichen der Verantwortung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. Oktober 2019

Masernimpfung ist auch Zeichen der Verantwortung



Am heutigen Freitag berät der Deutsche Bundestag in erster Lesung die
Einführung einer Impfpflicht gegen Masern. Dazu können Sie die
gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Karin Maag, wie folgt zitieren:

"Wir brauchen Impfschutz oder eine bestehende Immunität bei Kindern
und Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen betreut werden oder
arbeiten. Neben dem individuellen Schutz geht es dabei vor allem auch
um die Verantwortung gegenüber den Menschen in unserer Gesellschaft,
die aus gesundheitlichen Gründen nicht geimpft werden können. Denn
hohe Impfquoten schützen auch diese Menschen durch die sogenannte
Herdenimmunität.

Masern gehören zu den ansteckendsten Viruserkrankungen überhaupt,
können schwere Nebenwirkungen haben und zum Tod führen - in
Deutschland und weltweit. Es existiert keine spezifische Behandlung
gegen Masern, weshalb der präventive Schutz durch Impfungen so
wichtig ist. Es stehen sichere und wirkungsvolle Impfstoffe zur
Verfügung, für die langfristige Nebenwirkungen so gut wie
ausgeschlossen werden können.

Seit Jahren schaffen wir es nicht, die notwendigen Impfquoten zu
erreichen, um Masern erfolgreich zu eliminieren. Nicht alle, die
nicht geimpft sind, sind Impfkritiker. Häufig fehlt es nur an der für
den bestmöglichen Schutz notwendigen zweiten Impfung. Das belegen die
Zahlen der durchgeführten Erstimpfungen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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KULTUR/640: Großer Erfolg für den Denkmalschutz bei Grundsteuer


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Oktober 2019

Großer Erfolg für den Denkmalschutz bei Grundsteuer

Denkmäler werden weiterhin ermäßigt besteuert



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Freitag den Gesetzentwurf zur
Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts
(Grundsteuer-Reformgesetz - GrStRefG) beschlossen. Darin ist ein
Abschlag für Denkmäler enthalten, damit der Denkmalschutz weiterhin
im Grundsteuerrecht gewürdigt wird. Dazu erklärt die kultur- und
medienpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Motschmann:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat dafür gesorgt, dass es weiterhin
eine Sonderregelung für das Denkmaleigentum bei der Grundsteuer gibt.
Im Gesetzentwurf des Bundesfinanzministers war, anders als bisher,
kein Abschlag für Denkmäler bei der Bewertung für die
Grundsteuererhebung vorgesehen.

Historische Baudenkmäler und gerade auch die kleinen Denkmäler tragen
zur kulturellen Vielfalt bei, nicht zuletzt in den ländlichen
Regionen. Von den rund 750.000 Baudenkmälern in Deutschland befindet
sich die große Mehrzahl in privater Hand. Die meisten Eigentümer sind
keine Schlossherren, sondern besitzen kleine Gebäude, z. B.
Fachwerkhäuser, die in der Unterhaltung und Pflege gleichwohl sehr
aufwändig sind.

Durch einen Abschlag bei der Steuermesszahl in Höhe von zehn Prozent
werden diese besonderen Belastungen des Denkmaleigentums nun wieder
berücksichtigt. Damit wird den besonderen Belangen der Eigentümer von
Baudenkmälern unbürokratisch und sehr wirkungsvoll Rechnung getragen,
ohne dabei in die Bewertung der wirtschaftlichen Einheiten für Zwecke
der Grundsteuer einzugreifen. Ein großer kulturpolitischer Erfolg!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/671: Starke Reserve für die Bundeswehr unverzichtbar


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Oktober 2019

Starke Reserve für die Bundeswehr unverzichtbar

Strategie der Reserve wird heute verkündet



Die Bundesministerin der Verteidigung, Annegret Kramp-Karrenbauer,
stellt am heutigen Freitag die neue Strategie der Reserve vor. Dazu
erklären der verteidigungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Henning Otte, und der zuständige
Berichterstatter, Oswin Veith:

"Die neue Strategie der Reserve zeigt deutlich, welche bedeutsame
Rolle der Reserve in der Bündnis- und Landesverteidigung der
Bundesrepublik Deutschland zukommt. Die Reserve ist integraler
Bestandteil einer einsatzbereiten Bundeswehr. Dafür muss sie
personell wie materiell ausgestattet und in Übung gehalten werden.

Die in der Strategie verankerte "VISION RESERVE 2032+" sieht vor,
dass Ergänzungstruppenteile und die Kräfte der Territorialen Reserve
mit dem gleichen Gerät auszustatten sind wie die aktive Truppe. Der
Anspruch der Vollausstattung gilt für die ganze Bundeswehr. Wir
begrüßen dieses ambitionierte Ziel als wichtige Botschaft an unsere
Reservistinnen und Reservisten, wohlwissend, dass es angesichts des
derzeitigen Ausrüstungsstandes nicht von heute auf morgen zu
realisieren sein wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/2007: Bundestag ebnet Weg für Wohngelderhöhung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Oktober 2019

Bundestag ebnet Weg für Wohngelderhöhung

Wohngeld künftig noch attraktiver



Anlässlich der abschließenden Beratung im Deutschen Bundestag über
den Entwurf eines Wohngeldstärkungsgesetzes erklärt der baupolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag Kai Wegner:

"Der Bundestag hat heute den Weg für die Erhöhung des Wohngeldes
geebnet. Das Wohngeld wird noch attraktiver gestaltet und soll
künftig wieder mehr Menschen erreichen. Erstmals wird gesetzlich
geregelt, dass das Wohngeld künftig alle zwei Jahre an die
Entwicklung der Bestandsmieten und der Einkommen angepasst wird.

Das ist ein weiterer Beitrag zur Sicherung bezahlbaren Wohnens,
insbesondere in Regionen mit angespannten Wohnungsmärkten.

Von den Verbesserungen des Gesetzentwurfes werden voraussichtlich
660.000 Haushalte profitieren. Damit helfen wir diesen Mietern und
Hauseigentümern, die gestiegenen Kosten des Wohnens zu bewältigen.
Durch das Wohngeld brauchen sie keine Leistungen der Grundsicherung
in Anspruch zu nehmen.

Mit der Einführung einer neuen Mietenstufe wird auf die besonders
gestiegenen Kosten des Wohnens in einigen Städten reagiert. Hier wird
künftig ein nochmals erhöhtes Wohngeld gezahlt werden können.

Im Zuge der Umsetzung des Klimaschutzplans 2030 plant die
Bundesregierung eine weitere, zusätzliche Erhöhung des Wohngeldes um
10 Prozent. Damit sollen bei steigenden Energiepreisen im Zuge der
Beschlüsse des Klimakabinetts soziale Härten vermieden werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/769: Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Oktober 2019

Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen



Zur Berichterstattung über einen Gesetzentwurf zur Beschleunigung von
Verkehrsprojekten können Sie den für Verkehr zuständigen
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Den Grünen geht es beim Klimaschutz ja nicht schnell und teuer
genug. Da spricht es Bände, wenn sie sich gegen eine beschleunigte
Verkehrsverlagerung stellen. Wir brauchen in der Infrastrukturpolitik
aber mehr Mut und weniger Zögern, wenn wir die klimafreundlichen
Verkehrsträger Binnenschiff und Bahn stärken wollen. Die Verfahren
zur Planung und Genehmigung wichtiger Verkehrsprojekte dauern viel zu
lange. Deshalb gehen wir jetzt einen neuen Weg, den beispielsweise
Dänemark mit seinen Baugesetzen schon erfolgreich praktiziert. Für
eine kleine Zahl von Wasserstraßenprojekten und eine
Schienenverbindung wird es Maßnahmengesetze des Bundestages geben.
Das ist ein völlig neues Verfahren, das die wesentlichen Elemente der
Bürgerbeteiligung enthält und einen Ausnahmecharakter haben wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1884: Sichere und gute Arbeitsverhältnisse statt mehr Flexibilisierung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Oktober 2019

Sichere und gute Arbeitsverhältnisse statt mehr Flexibilisierung



"Während die einen bis zum Umfallen arbeiten müssen, haben die anderen
zu wenig oder gar keine Arbeit. Wenn die Wirtschaft nicht in der Lage
ist, dieses Missverhältnis zu beseitigen, dann muss die Politik
handeln", erklärt Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Zahlen des Statistischen
Bundesamtes zu ungenutztem Arbeitskräftepotential, nach denen 4,6
Millionen Menschen weniger und 2,2 Millionen mehr arbeiten wollen.
Ferschl weiter:

"Statt noch mehr Flexibilisierung, wie es Unternehmensverbände und die
CDU/CSU fordern, brauchen wir mehr Schutz und Regulierung für gute und
sichere Arbeitsverhältnisse sowie eine Umverteilung von Arbeit. Dazu
brauchen die Beschäftigten mehr Mitbestimmungsrechte. So wird aus
fremdbestimmter Zeitflexibilität eine selbstbestimmte
Zeitsouveränität.

DIE LINKE setzt sich für eine Absenkung der wöchentlichen
Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden ein. Damit eine Reduzierung der
Wochenarbeitszeit aber nicht im Umkehrschluss zu Arbeitsverdichtung
führt, sind Mitbestimmungsrechte von Betriebs- und Personalräten in
Fragen der Personalbemessung einzuführen. Um Frauen wirksam vor der
'Teilzeitfalle' zu schützen, brauchen wir keine Placebos, sondern ein
echtes Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit für alle Beschäftigten.
Kurz und knapp: Wir brauchen selbstbestimmte Arbeitszeiten für alle
Beschäftigten, damit sie nicht zu flexibler Manövriermasse für die
Unternehmen werden."

 * 
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EUROPA/1759: Opfer von Menschenhandel europaweit schützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Oktober 2019

Opfer von Menschenhandel europaweit schützen



Anlässlich des Europäischen Tages gegen Menschenhandel verweisen
Cornelia Möhring, stellvertretende Vorsitzende und frauenpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, und Michel Brandt, Obmann der
Fraktion im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, auf die
unhaltbare Situation in den griechischen Lagern, den sogenannten
Hotspots. Anfang September besuchten die beiden Abgeordneten das
überfüllte Lager auf der griechischen Insel Lesbos.

Cornelia Möhring:

"Betroffene von Menschenhandel brauchen unsere Hilfe und
Unterstützung, sei es in den Lagern in Griechenland oder hierzulande.
Eine Rückführung von Betroffenen aus Deutschland zurück in die
Eintrittsländer im Sinne des Dublin-Verfahrens bedeutet häufig
faktisch eine Rückführung in die Zwangsprostitution oder andere
ausbeuterische Arbeitsverhältnisse. Anstatt diese Menschen zu
schützen, setzen wir sie erneuter Gewalt aus. Daher fordern wir vom
BAMF den Schutz von Betroffenen statt restriktive Entscheidungen zur
Rückführung."

Michel Brandt:

"Geflüchtete, die in überfüllten Lagern ausharren müssen, sind ein
leichtes Ziel für Menschenhandel. Bei meinen Besuchen griechischer
Geflüchtetenlager Anfang September 2019 wurde wieder einmal deutlich,
dass auch hier schutzsuchende Menschen Opfer von gewaltsamer
Ausbeutung und Zwang werden. Das ist nicht hinnehmbar.

In der EU muss Menschenhandel endlich konsequent verhindert werden.
Kein Geflüchteter darf dem Menschenhandel ausgeliefert werden.
Ausgerechnet Deutschland ist aber EU-weit ein Schlusslicht bei der
Bekämpfung des Menschenhandels, wie der Europarat unlängst bestätigte.
Die Bundesregierung muss endlich eine wirksame Strategie gegen
Menschenhandel umsetzen."

 * 
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SICHERHEIT/2014: Trump und Erdogan vereinbaren Besatzungszone in Syrien


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Oktober 2019

Trump und Erdogan vereinbaren Besatzungszone in Syrien



"Sollten die Waffen im Nordosten Syriens tatsächlich schweigen, wäre
dies natürlich zu begrüßen. Doch die Grundlage der Einigung auf eine
fünftägige Waffenruhe ist die Akzeptanz einer völkerrechtswidrigen
Invasion der Türkei, verbunden mit der Einrichtung einer
völkerrechtswidrigen Besatzungszone in Syrien", erklärt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Die Türkei handelt völkerrechtswidrig und verstößt gegen die
UN-Charta und den Nordatlantik-Vertrag der NATO und soll dafür von
US-Präsident Donald Trump belohnt werden. Erst machen die USA unter
Duldung der EU sowie Deutschlands den Weg frei für eine türkische
Invasion in Syrien. Und nun setzt sich die Türkei auch mit ihrem lang
gehegten Wunsch nach Einrichtung einer dauerhaften Besatzungszone auf
syrischem Staatsgebiet durch, einschließlich des von Erdogan
angekündigten Bevölkerungsaustausches. Das ist gleichwohl
völkerrechtswidrig und wird den Menschen in Syrien keine Sicherheit
bringen. Dies wird keine Sicherheitszone, sondern eine
konfliktträchtige Besatzungszone.

Sicherheit für alle Seiten garantieren nur ein Ende des türkischen
Militäreinsatzes und ein kompletter Abzug der Truppen Erdogans aus
Syrien. Die Bundesregierung darf den von Trump eingefädelten Deal
nicht unterstützen. Notwendig ist eine Rote Karte für Erdogan. Die
Bundesregierung muss ein umfassendes Waffenembargo aussprechen und
alle Finanz- und Wirtschaftshilfen sowie die Hermesbürgschaften
umgehend stoppen."

 * 
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BUNDESTAG/9008: Heute im Bundestag Nr. 1155 - 18.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1155

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 18. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 11.31 Uhr

1. Rolle der Bankenaufsicht bestätigt

2. Keine Bundesbank-Korrekturbitten

3. Keine BMF-Korrekturbitten im April

4. Status quo im Zwischenlager Mitterteich

5. Messverfahren bei CO2-Werten

6. Nur geringe Fehlverwendungen bekannt

7. Wasserprojekte in Tansania



1. Rolle der Bankenaufsicht bestätigt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung sieht die Rolle der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und der
Deutschen Bundesbank in der Bankenaufsicht durch das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zur Europäischen Bankenunion bestätigt. Sie
werde weiterhin darauf achten, dass ein wesentlicher Teil der Aufgaben
und Befugnisse im Bereich der Bankenaufsicht bei den nationalen
Aufsichtsbehörden verbleibe, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/13215) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12844).

 * 

2. Keine Bundesbank-Korrekturbitten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Deutsche Bundesbank hat im April 2019 keine
Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher Hilfe erbeten.
Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13122) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12622), die sich nach solchen
Korrekturbitten von Ministerien und Bundesbehörden erkundigt hatte.
Die Bundesregierung weist in der Antwort darauf hin, dass die Deutsche
Bundesbank keine nachgeordnete Behörde und bei Ausübung ihrer
Befugnisse unabhängig sei. Die Deutsche Bundesbank gebe in
Einzelfällen bei unzutreffender Berichterstattung einem Medium einen
Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe
nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

3. Keine BMF-Korrekturbitten im April

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat im
April 2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter
anwaltlicher Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12875) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12627). Das BMF gebe in Einzelfällen bei unzutreffender
Berichterstattung einem Medium einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur
Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

4. Status quo im Zwischenlager Mitterteich

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Anzahl der einzulagernden Gebinde aus schwach-
und mittelradioaktiven Abfällen im Zwischenlager Mitterteich liegt bei
bis zu 40.000 Abfallgebinden für die EVU-Lagerhalle und bis zu 10.000
für die Lagerhalle der Landessammelstelle. Das geht aus der Antwort
der Bundesregierung (19/13086) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/12397) hervor, in der sich die Fragesteller
nach dem aktuellen Status und den Prognosen für das Zwischenlager in
Bayern erkundigt hatten. Nach dem derzeitigen Lagerkonzept könnten
"die genehmigten Gebindeobergrenzen nicht erreicht werden", schreibt
die Bundesregierung weiter. Sie listet weiter den aktuellen Bestand an
Abfallgebinden zwischen 2009 und 2018 auf und nennt die
atomrechtlichen Änderungsgenehmigungen seit 1982.

 * 

5. Messverfahren bei CO2-Werten

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Von Januar bis Juli 2019 sind bundesweit 122.730
VW-Golf mit einem CO2-Ausstoß von durchschnittlich 140 Gramm pro
Kilometer erstmals zugelassen worden. Die Kohlendioxid-Angaben
beziehen sich auf das neue Messverfahren WLTP; gemäß der vorher
gebräuchlichen NEFZ-Methode wären es 115 Gramm pro Kilometer. Das geht
aus der Antwort (19/13109) auf eine Kleine Anfrage (19/12536) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor. Der VW-Golf ist das am
häufigsten zugelassene Modell in dem Zeitraum gewesen, vor dem VW
Tiguan (CO2-Emission 178 Gramm pro Kilometer nach WLTP bzw. 143 Gramm
pro Kilometer nach NEFZ) und dem Mercedes C-Klasse (168 bzw. 146 Gramm
pro Kilometer CO2-Emission).

Der Mittelwert der Kraftfahrzeugsteuer für in diesem Jahr bislang
erstzugelassene Autos liegt bei 217 Euro im Jahr (Stichtag 22. August
2019). Begünstigte Fahrzeuge wie etwa Elektrowagen sind dabei nicht
berücksichtigt, wie die Bundesregierung weiter erklärt.

 * 

6. Nur geringe Fehlverwendungen bekannt

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung teilt die Ansichten der 
AfD-Fraktion zur mangelnden Koordination sowie zum fehlenden Fokus auf
Korruptionsbekämpfung in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit (EZ)
nicht. Die Ressorts tauschten sich regelmäßig zu Korruptionsbekämpfung
auf nationaler und internationaler Ebene miteinander aus, betont sie
in einer Antwort (19/13045) auf eine Kleine Anfrage der AfD
(19/12230). Darüber hinaus bestünden umfassende
Risikomanagementsysteme zur Prävention und Bekämpfung von Korruption
in der EZ.

Auf die Frage nach Mittelfehlverwendungen im Sinne einer fehlerhaften
beziehungsweise missbräuchlichen Verwendung von Mitteln erklärt die
Regierung, für den Zeitraum von 2005 bis 2019 habe sie gegenwärtig
Kenntnis von 84 Fällen. Die Gesamthöhe dieser Mittelfehlverwendungen
habe rund 45 Millionen Euro und damit weniger als 0,05 Prozent der
EZ-Haushaltsmittel im abgefragten Zeitraum betragen. Zudem seien 94
Prozent der fehlverwendeten Mittel zurückgezahlt worden, so dass in
diesen Fällen kein Schaden für den Bundeshaushalt entstanden sei.

 * 

7. Wasserprojekte in Tansania

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Probleme der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
bei der Umsetzung von Wasserprojekten in Tansania sind Gegenstand
einer Kleinen Anfrage (19/13410) der Fraktion Die Linke. Konkret
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, wie der
aktuelle Stand beim "Programm städtische Wasser- und Sanitärversorgung
(7-Städte-Upgrading-Programm)" ist. Weitere Fragen befassen sich mit
Zugangskriterien an den Wasserausgabestellen, finanziellen Verlusten
und nicht erbrachten Leistungen von Unternehmen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9007: Heute im Bundestag Nr. 1153 - 18.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1153

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 18. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 10.01 Uhr

1. Ex-Staatssekretärin verteidigt Abschiebung

2. Geschäftsführer stolpert über Vertrag

3. Verordnung zu Innovationsausschreibungen

4. Bundesrat will PTA-Gesetzentwurf ändern

5. Großspenden für SSW und MLPD

6. 166.000 Opioidabhängige in Deutschland



1. Ex-Staatssekretärin verteidigt Abschiebung

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID Vor dem 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz") hat die ehemalige Innen-Staatssekretärin Emily
Haber die Entscheidung verteidigt, knapp sechs Wochen nach dem
Anschlag auf den Weihnachtsmarkt an der Berliner Gedächtniskirche
einen engen Vertrauten des Attentäters Anis Amri abzuschieben. "Für
uns war der ausländerrechtliche Umgang mit dem Fall Amri eine
dramatische Warnung, wie dringlich die Durchsetzung der
Ausreisepflicht bei Gefährdern ist", sagte sie in ihrer Vernehmung am
Donnerstag. Die islamistische Gesinnung des Tunesiers Bilel Ben Ammar
habe außer Frage gestanden.

Ben Ammar saß im Januar 2017 hinter Gittern, weil das Amtsgericht
Tiergarten einen Haftbefehl wegen mittelbarer Falschbeurkundung und
Leistungserschleichung ausgestellt hatte. Angesichts der
Geringfügigkeit dieser Delikte sei aber absehbar gewesen, dass sich
die Untersuchungshaft nicht werde aufrechterhalten lassen. Bei einem
Haftprüfungstermin am 23. Januar 2017 habe sich das Gericht lediglich
eine Verlängerung bis zum 3. Februar abringen lassen. "Wir wollten
alles in unserer Macht Stehende tun, um zu verhindern, dass Ben Ammar
in Deutschland wieder auf freien Fuß kommt", betonte Haber, die seit
dem Sommer 2018 als Botschafterin in Washington amtiert.

In Zusammenwirken mit dem ausländerrechtlich zuständigen Freistaat
Sachsen habe das Innenministerium daher seit der ersten Januarhälfte
die Abschiebung vorbereitet. Am 5. Januar sei Ben Ammars Asylantrag
abgelehnt worden, seit dem 14. Januar sei er vollziehbar
ausreisepflichtig gewesen. Die endgültige Entscheidung sei aber erst
am 20. Januar gefallen, nachdem das Bundeskriminalamt auch in einer
zweiten Vernehmung Ben Ammars keinen gerichtsfesten Beleg für eine
Mithilfe am Anschlag habe ermitteln können.

Zuvor hatte sich ein Referatsleiter aus dem Bundesinnenministerium
selbstkritisch zur Abschiebung Ben Ammars geäußert. "Wenn Sie mich
fragen, ob wir ihn doch nicht noch hätten behalten können, würde ich
Ihnen aus der heutigen Sicht recht geben", sagte Ministerialrat Jens
Koch. Der heute 47-jährige Zeuge führt das für internationalen
Terrorismus zuständige Referat ÖS II/2 und hatte damals die
Abschiebung Ben Ammars energisch befürwortet. Auch Koch betonte, dass
sich der Verdacht, dieser sei am Attentat seines Freundes Amri
beteiligt gewesen, trotz intensiver Ermittlungen nicht habe erhärten
lassen: "Der lügt wie gedruckt, wir werden aus dem keine brauchbare
Aussage herauskriegen", habe er aus dem Bundeskriminalamt gehört.

Er habe daher keinen Grund gesehen, Ben Ammar im Land zu behalten:
"Wenn die mir sagen, das wird nix - ich bin nicht der Oberermittler."
Auf Ben Ammar sei damit erstmals eine Grundsatzentscheidung des
Innen- und des Justizministeriums angewandt worden, in Fällen, in
denen einem ausländischen islamistischen Gefährder mit Mitteln des
Strafrechts nicht beizukommen war, vorrangig dessen Abschiebung zu
betreiben: "Aus der damaligen Sicht war nicht meine Hauptsorge, einen
wichtigen Zeugen abzuschieben", sagte Koch.

Sein Albtraumszenario sei ein anderes gewesen: "Der geht beim
Haftprüfungstermin zur Tür hinaus, und wenn der dann noch eine Tat
begeht, weiß ich nicht, wie ich das erklären soll. Deshalb habe ich
mich dafür eingesetzt, dass wir das machen und dass wir das mit
Bravour machen. Das mag mein Fehler gewesen sein. Die Idee, dass es
Sinn machen könnte, den Menschen noch länger im Land zu halten, die
hatte ich einfach nicht."

 * 

2. Geschäftsführer stolpert über Vertrag

Verteidigung/Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) ) Ein intern umstrittener Beratervertrag, vergeben
von der bundeseigenen BWI GmbH, dem IT-Dienstleister für den zivilen
Bereich der Bundeswehr, ist zeitweise in den Vordergrund der
Zeugenbefragung im Untersuchungsausschuss des Verteidigungsausschusses
gerückt. Das Gremium nimmt die Vergabepraxis an externe Unternehmen
unter die Lupe. Der damalige BWI-Geschäftsführer Ulrich Meister war
Ende Juni 2018 freigestellt worden - unter anderem, weil er freihändig
einen Vertrag an eine Tochter der Firma McKinsey vergeben habe. So
jedenfalls schilderte dies Aufsichtsratsmitglied Klaus-Hardy Mühleck
bei der Sitzung unter dem Vorsitz von Wolfgang Hellmich (SPD).

Er habe den Eindruck gehabt, dass diese Personalie bei der
seinerzeitigen Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU)
nicht eben auf Wohlwollen gestoßen sei, sagte Mühleck. Meister war zu
Amtszeiten der damaligen Rüstungsstaatssekretärin Katrin Suder an
seinen Geschäftsführer-Job gekommen. Der enge Kontakt zwischen Suder
und Meister habe ihm "nicht so gepasst", bekannte Mühleck, bis Oktober
2018 für zwei Jahre oberster IT-Verantwortlicher im
Verteidigungsministerium. So habe Meister bei Besprechungen häufiger
erklärt, er habe "das schon mit der Katrin abgestimmt". Wobei Mühleck
der Staatssekretärin bescheinigte, eine "fachlich exzellente Frau" zu
sein

Immerhin hatte die ihn auch 2016 angerufen, ob er nicht die Leitung
der neuen Abteilung CIT (Cyber- und Informationstechnik) im
Ministerium übernehmen wolle. Er habe Suder vorher nicht gekannt. Doch
dass sie von ihm gehört hatte, steht für ihn außer Frage: 35 Jahre
Industrieerfahrung könne er vorweisen, IT-Chef bei VW und Daimler sei
er gewesen. Er gelte hinter SAP-Gründer Hasso Plattner als
zweitbedeutendster deutscher IT-Mann. Da habe er seinem Land etwas
zurückgeben wollen und für maximal zwei Jahre zugesagt.

Er war ein ungewöhnlicher Abteilungsleiter. Auf Verwaltungsvorgänge
wolle er sich nicht einlassen, habe er von vornherein klargestellt.
Die großen Planungslinien waren offenbar seine Sache. Am liebsten war
er auf internationalem Parkett unterwegs, Kontaktpflege und Ausloten
von gemeinsamen Projekten innerhalb der Nato, aber auch etwa mit
Israel oder Japan. Dass in seiner Dienstzeit IT-Berater verpflichtet
wurden unter Missachtung von Recht und Regeln, wie der
Bundesrechnungshof gerügt hat und weshalb der Untersuchungsausschuss
eingesetzt wurde: Damit sei er nicht befasst gewesen.

Die Verwaltungsarbeit nahm ihm sein Stellvertreter, General Michael
Heinz Färber, ab. Der war auch schon als sein Nachfolger ausgeguckt.
Die Beförderung sei bereits vom Bundespräsidenten unterschrieben
worden, berichtete Färber. Doch dann habe ihn von der Leyen erst durch
einen Staatssekretär und dann persönlich wissen lassen, dass aus der
Beförderung zunächst einmal nichts werde - zu seinem persönlichen
Schutz. Denn die Beförderung, so die Begründung, wäre zusammengefallen
mit den Turbulenzen um den Ex-Verfassungsschutzpräsidenten Hans-Georg
Maaßen, der im November 2018 in den einstweiligen Ruhestand versetzt
wurde.

Zu der Zeit kochte das beanstandete Vorgehen beim Aufbau einer
einheitlichen Digital-Plattform an Externe als Berater-Affäre hoch.
Färber versicherte als Zeuge, von der Rechtmäßigkeit der Vergaben, die
durch das Koblenzer Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und
Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) erfolgten, sei er überzeugt gewesen.
Nach seiner Ansicht habe es zunächst in der Startphase auch keine
andere Wahl gegeben, als externe Unterstützung zu nutzen. Schritt für
Schritt hätten dann die Aufgaben von eigenen Kräften übernommen werden
sollen. Die grundlegende Neuordnung der Bundeswehr-IT sei "dringend
notwendig und überfällig gewesen".

Frage für den Ausschuss war, wie eng die externen Berater in die
Struktur des Verteidigungsministeriums eingebunden waren. Von eigenen
Büros mit Türschildern war die Rede. Einer von ihnen, Rüdiger
Kloevekorn, bestätigte den Abgeordneten, dass ihm E-Mail-Adressen des
Ministeriums zugewiesen waren. Sache des Ministeriums sei das gewesen.
Offen blieb, ob Berater an Leistungsbeschreibungen beteiligt waren,
die zu einem Auftrag an sie führten. Für sich verneinte Kloevekorn
dies. Färber versicherte, Entscheidungen seien niemals durch
Amtsfremde getroffen worden.

 * 

3. Verordnung zu Innovationsausschreibungen

Wirtschaft und Energie/Verordnung

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will mit
Innovationsausschreibungen neue Preisgestaltungsmechanismen und
Ausschreibungsmodalitäten im Bereich erneuerbarer Energien erproben.
Dazu hat die Bundesregierung eine Verordnung (10/14065) vorgelegt, die
Details dieser jährlichen Ausschreibungen zwischen 2019 und 2021
regeln soll. Ziel sei es, für mehr Wettbewerb und mehr Netz- und
Systemdienlichkeit zu sorgen. Außerdem sollten Funktionsweise und
Wirkungen von technologieneutralen Ausschreibungen für erneuerbare
Energien getestet und die Ergebnisse evaluiert werden, erklärt die
Bundesregierung weiter.

Erstmals soll es eine fixe Marktprämie geben, wie es aus dem Bereich
der Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen bekannt ist. Dabei erhalten Betreiber
einen im Rahmen der Innovationsausschreibung ermittelten festen
Aufschlag. Dieser wird den Angaben zufolge zusätzlich auf die am
Strommarkt erzielten Einnahmen gezahlt und ist immer gleich hoch. "Mit
der fixen Prämie wird das volle Strompreisrisiko auf die
Anlagenbetreiber übertragen", erklärt die Bundesregierung.

Ab 2020 sollen auch Anlagenkombinationen gefördert werden, ab 2021
dann ausschließlich Anlagekombinationen aus fluktuierenden und nicht
fluktuierenden erneuerbaren Energien - also etwa Windkraft und
Biomasse. So soll die Einspeisung stabilisiert werden.

Höhere Kosten für Verbraucher befürchtet die Bundesregierung nicht und
verweist auf die im Gesamtkontext geringen Mengen, die ausgeschrieben
würden. Außerdem schütze der Höchstwert vor zu hohen Geboten und die
Zuschlagsbegrenzung schränke diesen bei ausbleibendem Wettbewerb
weiterhin ein.

 * 

4. Bundesrat will PTA-Gesetzentwurf ändern

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der Bundesrat schlägt der Bundesregierung diverse
Änderungen am Gesetzentwurf zur Reform der Ausbildung der
pharmazeutisch-technischen Assistenten (PTA) (19/13961) vor. Einige
Vorschläge der Länder sollen übernommen oder geprüft werden, wie aus
einer Unterrichtung durch die Bundesregierung (19/14088) hervorgeht.
Das Gesetz ist im Bundesrat zustimmungspflichtig.

 * 

5. Großspenden für SSW und MLPD

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der Südschleswigsche Wählerverband (SSW) und die
Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD) haben in den
zurückliegenden Monaten Großspenden in Höhe von mehr als 50.000 Euro
erhalten. Das geht aus einer Unterrichtung (19/14145) des
Bundestagspräsidenten hervor.

Der (SSW) verbuchte im September eine Spende von rund 123.000 Euro des
Kulturministeriums in Kopenhagen. Der SSW ist die Partei der dänischen
Minderheit in Schleswig-Holstein. Die MLPD erhielt im Juli eine Spende
von einer Privatperson in Höhe von 50.055 Euro.

Gemäß Parteiengesetz sind Spenden von mehr als 50.000 Euro dem
Bundestagspräsidenten unverzüglich anzuzeigen und von diesem zeitnah
zu veröffentlichen.

 * 

6. 166.000 Opioidabhängige in Deutschland

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der opioidabhängigen Menschen in Deutschland
wird auf rund 166.000 geschätzt. Das geht aus der Antwort (19/13178)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12706) der
Linksfraktion hervor.

Die Gesamtzahl basiert auf einer Studie für das Jahr 2016. Wie die
Autoren den Angaben zufolge berichten, zeigen sich im Vergleich zu
früheren Schätzungen bezogen auf die vergangenen 20 Jahre nahezu keine
Veränderungen in der Größenordnung.

Der Studie zufolge lebten die meisten Opioidabhängigen in
Nordrhein-Westfalen (53.851), gefolgt von Baden-Württemberg (21.832)
und Niedersachsen (16.794). Bezogen auf die Zahl der Einwohner lagen
Bremen mit einer Rate von 5,5 Abhängigen auf 1.000 Einwohner, Hamburg
(4,9) und Berlin (3,1) vorne.

 * 
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BUNDESTAG/9006: Heute im Bundestag Nr. 1152 - 17.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1152

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 17. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 16.41 Uhr

1. Zeuge schildert Gründe für Abschiebung



1. Zeuge schildert Gründe für Abschiebung

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Ein Beamter aus dem Bundesinnenministerium hat dem
1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") die
Entscheidungsfindung in seinem Haus geschildert, die der umstrittenen
Abschiebung des Tunesiers Bilel Ben Ammar Anfang 2017 voranging. "Wir
haben uns das nicht leicht gemacht", betonte Regierungsdirektor Günter
Drange in seiner Vernehmung am Donnerstag. Der heute 43-jährige Zeuge
war von August 2016 bis März 2018 Persönlicher Referent der damaligen
Innenstaatssekretärin Emily Haber, die sich persönlich dafür
eingesetzt hatte, Ben Ammar außer Landes zu schaffen.

Ben Ammar war ein enger Vertrauter des Breitscheidplatz-Attentäters
Anis Amri und stand eine Zeitlang im Verdacht, Mittäter des Anschlags
gewesen zu sein. Er wurde am 4. und am 19. Januar 2017 in
Untersuchungshaft von Beamten des Bundeskriminalamts (BKA) vernommen.
Die Vermutung, er sei am Attentat seines Freundes Amri beteiligt
gewesen, habe sich dabei allerdings nicht erhärten lassen, sagte der
Zeuge. Das BKA habe signalisiert: "Aus dem kriegen wir nichts raus."
In dieser Situation habe auch das im Ministerium zuständige Referat
ÖSII/2 den "fachlichen Ratschlag" erteilt, auf die Abschiebung Ben
Ammars hinzuwirken.

Damit sei der Tunesier der erste Anwendungsfall einer Verabredung
gewesen, die die damaligen Bundesminister für Inneres und Justiz,
Thomas de Maizière (CDU) und Heiko Maas (SPD), Mitte Januar 2017 als
Konsequenz aus dem Anschlag am Berliner Breitscheidplatz getroffen
hätten. Demnach sollten islamistische Gefährder, wenn irgend möglich,
künftig auch wegen minder schwerer Delikte in Untersuchungshaft kommen
können. Darüber hinaus hätten die Minister vereinbart, in Fällen, in
denen das Strafrecht an seine Grenzen stoße, "konsequent
ausländerrechtliche Maßnahmen" zu nutzen. Dies sei ein neuer Ansatz
gewesen, sagte Drange.

Bei "überwiegender Wahrscheinlichkeit" für ein Hafturteil gehe
weiterhin der "Strafanspruch" vor, betonte der Zeuge. Ansonsten gelte,
"dass wir ausländerrechtliche Möglichkeiten konsequent nutzen, wenn
wir nicht sicherstellen können, dass die Person, über die wir
sprechen, in Haft einfahren kann. Wir versuchen, eine gefährliche
Person, wenn wir sie nicht in Haft bringen können, außer Landes zu
schaffen." Dieser neue Kurs habe mittlerweile auch Früchte getragen.
Seien vor dem Anschlag im Jahr drei bis fünf als Gefährder
identifizierte Islamisten abgeschoben worden, so seien es heute 40 bis
50, sagte Drange.

Ben Ammar sei den Behörden als radikaler Islamist mit "hohem
kriminellem Potential" bekannt gewesen. Auf seinem Mobiltelefon hätte
sich zwei Fotos vom Schauplatz des Anschlages gefunden, die nach der
Tat aufgenommen worden seien. Am Vorabend habe er mit Amri
zusammengesessen. Ein Zeuge habe den Eindruck gewonnen, die beiden
hätten sich hoch konspirativ verhalten und mit Sicherheit über das
geplante Attentat geredet. Ben Ammar selbst habe angegeben, sie hätten
Fragen des Ausländerrechts erörtert.

Ein Anfangsverdacht der Tatbeteiligung, meinte der Zeuge, sei also
durchaus plausibel gewesen, habe sich aber nicht erhärten lassen. Im
Ministerium habe der Eindruck geherrscht: "Wir haben ein schlechtes
Bauchgefühl, aber wie kriegen keinen Knopf an ihn. Wir können es nicht
nachweisen und wir müssen es nachweisen, wenn wir ihn in
Untersuchungshaft halten wollen." In dieser Lage habe sich seine
Vorgesetzte, Staatssekretärin Haber, "offensiv" und erfolgreich für
die Abschiebung stark gemacht.

 * 
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BUNDESTAG/9005: Heute im Bundestag Nr. 1151 - 17.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1151

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 17. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 16.01 Uhr

1. AfD fordert deutschsprachige Berichte

2. AfD verlangt einheitliche Dokumentation

3. FDP will Rundfunksystem reformieren

4. Urlaubssteuer-Urteil soll ins Steuerblatt

5. Keine Korrekturbitten des TI im Mai

6. Keine Korrekturbitten des BMEL im April

7. AfD fragt nach BMI-Korrekturbitten



1. AfD fordert deutschsprachige Berichte

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung soll sich nach dem Willen der
AfD dafür einsetzen, dass sämtliche Publikationen des Deutschen
Evaluierungsinstituts der Entwicklungszusammenarbeit (DEval) und des
Deutschen Instituts für Entwicklungspolitik (DIE) in deutscher Sprache
veröffentlicht werden. Das fordert die Fraktion in einem Antrag
(19/14068), den der Bundestag heute im vereinfachten Verfahren zur
weiteren Beratung an den Entwicklungsausschuss überweisen will. Die
Regelung solle analog zu allen weiteren Institutionen der
Entwicklungspolitik, "die ministeriell mandatiert und politisch
handlungsempfehlend sind", gelten, schreiben die Abgeordneten darin.
Sie bemängeln, dass zahlreiche Evaluierungsstudien und andere
Publikationen ausschließlich in englischer Sprache verfügbar seien.

 * 

2. AfD verlangt einheitliche Dokumentation

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung in
einem Antrag (19/14072) auf, die deutsche Entwicklungspolitik
"transparent, einheitlich und vollständig an einer zentralen Stelle zu
dokumentieren" und dabei einen Schwerpunkt auf die messbaren
Auswirkungen zu legen.

Auf die Frage nach dem Ausmaß und den Auswirkungen der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) verweise die Bundesregierung auf bis
zu elf verschiedene Quellen, schreiben die Abgeordneten in der
Begründung. Damit gebe das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) vor allem für Sachkundige und
Interessierte "ein unprofessionelles Bild ab". Ein fundiert geführter
Diskurs über die Angemessenheit von Maßnahmen der deutschen EZ wie
über die EZ im Allgemeinen verlaufe sich so schon auf der Ebene der
Bestandsaufnahme.

Der Bundestag will den Antrag heute Nachmittag im vereinfachten
Verfahren zur weiteren Beratung an den Entwicklungsausschuss
überweisen.

 * 

3. FDP will Rundfunksystem reformieren

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion will den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk als "wichtigen Bestandteil des dualen Rundfunksystems"
sichern und seine gesellschaftliche Akzeptanz erhöhen. In einem
entsprechenden Antrag (19/14032) spricht sie sich dafür aus, dass der
Programmschwerpunkt des öffentlich-rechtlichen Rundfunks auf die
Bereiche Bildung, Information, Beratung und Kultur gelegt wird. Auch
die zum Auftrag der öffentlich-rechtlichen Sender gehörenden
Unterhaltungsformate müssten vornehmlich der Vermittlung von Bildung,
Information, Beratung und Kultur dienen. Zu prüfen sei, ob der
Programmbereich Unterhaltung maximal 20 Prozent der Programmausgaben
und maximal 20 Prozent der Sendezeit der Rundfunkanstalten
beanspruchen kann. Da der öffentlich-rechtliche Rundfunk im föderalen
System der Bundesrepublik in den Zuständigkeitsbereich der Länder
fällt, soll sich die Bundesregierung nach dem Willen der FDP-Fraktion,
bei den Ländern für die genannten Punkte einsetzen.

Die Liberalen wollen zudem prüfen lassen, ob der Rundfunkauftrag
zukünftig mit nur einer nationalen Rundfunkanstalt und den regionalen
Anstalten erfüllt werden kann. Ebenso soll geprüft werden, ob
mindestens 60 Prozent des Programms der Sender von privaten
Produktionsstudios und freien Produzenten eingeworben werden können.
Insgesamt sollen die Kosten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
gesenkt und die Beitragszahler entlastet werden.

 * 

4. Urlaubssteuer-Urteil soll ins Steuerblatt

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll eine Entscheidung des
Bundesfinanzhofs zur sogenannten Urlaubssteuer im Bundessteuerblatt
veröffentlichen. Dies fordert die AfD-Fraktion in einem Antrag
(19/14070). Darin wird erläutert, dass der Bundesfinanzhof nach einem
mehrjährigen Rechtsstreit entschieden habe, das Hotelkontingente, die
der klagende Reiseveranstalter zur Zusammenstellung von Pauschalreisen
bei Übernachtungsbetrieben eingekauft habe, nicht der
gewerbesteuerlichen Hinzurechnung unterliegen würden. Damit sei
höchstrichterlich entschieden, dass die von der Reisebranche als
Urlaubssteuer bezeichnete Hinzurechnungspraxis der Finanzverwaltung
rechtswidrig sei, stellt die AfD-Fraktion fest.

Um eine unmittelbare Bindungswirkung der höchstrichterlichen
Entscheidung des Bundesfinanzhofs für untere Gerichte und auch für die
Finanzverwaltung zu erreichen, soll das Bundesministerium der Finanzen
die Entscheidung im Bundessteuerblatt veröffentlichen, fordert die
AfD-Fraktion. Danach sei die Finanzverwaltung allgemein angewiesen,
die Entscheidung auch auf alle gleichgelagerten Sachverhalte
anzuwenden. Außerdem wird die Bundesregierung aufgefordert, auf einen
Nichtanwendungserlass zu verzichten, der den Finanzämtern untersagen
würde, die BFH-Entscheidung anzuwenden.

 * 

5. Keine Korrekturbitten des TI im Mai

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Johann Heinrich von Thünen-Institut (TI) hat im
Mai 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/13060) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12678) der AfD-Fraktion
hervor. Das TI gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

6. Keine Korrekturbitten des BMEL im April

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) hat im April 2019 in keinem Fall bei Medien um
eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/12999) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12626) der
AfD-Fraktion hervor. Das BMEL gebe lediglich in Einzelfällen einem
Medium dann einen Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten
Informationen oder Angaben über die Bundesregierung unzutreffend
wiedergegeben würden.

 * 

7. AfD fragt nach BMI-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium des Inneren,
für Bau und Heimat (BMI) im Juli 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/13774) danach, "aus welchen Anlässen" das Ministerium im oben
genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1935: Bundeskanzlerin Merkel zum Treffen des Europäischen Rats, 17.10.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Donnerstag, 17. Oktober 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zum Treffen des Europäischen Rats



BK'in Merkel: Neben dem Bericht des Parlamentspräsidenten, meine Damen und
Herren, stand heute in der ersten Arbeitssitzung natürlich die Frage des
Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union im
Zentrum. Wir haben zuerst mit dem britischen Premierminister Boris Johnson
gesprochen und dann noch einmal im Artikel-50-Format, also zu
siebenundzwanzigst, getagt.

Wir haben das, was Michel Barnier und Jean-Claude Juncker zusammen mit
Boris Johnson und der britischen Regierung verhandelt haben - das Abkommen,
das uns jetzt heute als Austrittsabkommen vorgelegt wurde, und die
Ergänzungen oder Veränderungen in der Frage der zukünftigen Beziehungen -,
eben im Europäischen Rat einstimmig begrüßt. Wir haben alle Michel Barnier
und Jean-Claude Juncker gedankt. Ich glaube, insbesondere Michel Barnier
ist etwas gelungen, was hohe politische Kunst ist, nämlich über mehr als
zwei Jahre hinweg 27 Mitgliedstaaten total zufrieden zu halten und das
Europäische Parlament permanent informiert zu halten. Es hat nie von
irgendjemandem einen Anflug davon gegeben, dass sich Misstrauen entwickelt
hat, weil man sich schlecht informiert fühlte. Das war wirklich ein hartes
Stück Arbeit. Ich möchte ihm und seinem Team dafür ganz, ganz ausdrücklich
danken, und genauso dem Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker.

Natürlich ist das Dokument, das wir jetzt sehen, sozusagen ein Kompromiss
aller Seiten, der aber von uns unterstützt werden kann, weil er wesentliche
Bedingungen umsetzt, die wir immer wieder genannt habe. Hier will ich
zuerst die Integrität des EU-Binnenmarktes und dann natürlich auch die
Tatsache nennen, dass der irische Premierminister von seiner Seite aus
bestimmte Kompromisse eingegangen ist, die dazu geführt haben, dass die
Republik Irland ihre Interessen wahren kann und wir gleichzeitig das Good
Friday Agreement umsetzen und einhalten können. Das heißt, dass es keine
Kontrollen an der Grenze zwischen Nordirland und der Republik Irland geben
wird.

Wenn das Abkommen jetzt sowohl vom Europäischen Parlament als auch vom
britischen Unterhaus angenommen wird, dann haben wir einen geregelten
Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union und bis zum Ende 2020
eine Zwischenphase, in der wir wissen, wie die Dinge stattfinden sollen,
sowie eine Zeit, in der dann auch ein Freihandelsabkommen mit
Großbritannien ausgehandelt werden kann. Das ist im Übrigen auch ein für
mich sehr wesentlicher Unterschied zu der Situation, die wir in dem Fall
hatten, als Theresa May Premierministerin war. Damals war ja noch nicht
klar, wie die zukünftigen Beziehungen aussehen und ob es vielleicht doch
eine Mitgliedschaft in der Zollunion gibt oder nicht. Jetzt ist ganz klar,
dass Großbritannien ein Drittstaat sein wird und dass mit diesem Drittstaat
dann eben sehr zügig ein solches Freihandelsabkommen ausgehandelt werden
muss.

Es gab heute sowohl mit Boris Johnson als auch mit und unter den 27
Mitgliedstaaten eine sehr einmütige Diskussion. Wir haben natürlich alle im
Herzen, dass es kein freudiger Tag ist. Denn ein Mitgliedsland scheidet aus
der Europäischen Union aus. Aber wir haben uns immer das Ziel gesetzt, dass
wir für einen geregelten Austritt Großbritanniens aus der Europäischen
Union eintreten, und wir sind diesem Ziel mit dem heutigen Tag einen ganz
wichtigen Schritt nähergekommen. Deshalb stehen unter dem Strich gute
Beratungen über ein nicht erfreuliches Ereignis, aber einem Ereignis, das
uns jetzt die Chance eröffnet, auch in Zukunft gute, enge Beziehungen mit
Großbritannien zu haben, sowohl im wirtschaftlichen Bereich als auch im
außen- und sicherheitspolitischen Bereich. Das ist, glaube ich, für die
Europäische Union und für Großbritannien eine gute Nachricht.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Kommissionspräsident Juncker scheint vorhin
gesagt zu haben, dass eine weitere Verlängerung ausgeschlossen sei, sollte
das Abkommen nicht im Unterhaus durchgehen. Wie sehen Sie die
Mehrheitsverhältnisse im Rat? Wie ist Ihre persönliche Meinung dazu?

Würde man mit einem solchen Ausschluss nicht auch dem britischen Parlament
in den Rücken fallen, indem man diesen "Bann Act" quasi aushebeln würde?

BK'in Merkel: Wir haben uns jetzt nicht mit allen Wenn-aber-Fragen befasst.
Klar ist nur, dass wir dem britischen Parlament seine Entscheidung jetzt
natürlich zutrauen. Es ist ein altes, erfahrenes, weises Parlament, und
diese Entscheidung wird das britische Parlament in vollständiger Freiheit
fällen. Deshalb haben wir uns mit der Frage "Was passiert, wenn?" nicht
befasst, aber auch keinerlei Vorgaben gemacht. Das heißt, es ist die freie
Entscheidung des britischen Parlaments, und der Ratspräsident wird uns über
jedes Ergebnis - ob Ja oder Nein - konsultieren. Wir haben das Abkommen
nicht ausgehandelt, damit es abgelehnt wird, um es so zu sagen, und Boris
Johnson hat uns auch gesagt, dass er natürlich alles tun werde, um eine
Mehrheit dafür zu finden, und ansonsten sehen wir weiter.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, meine Frage geht in eine ähnliche Richtung,
nämlich in Hinsicht auf die Verlängerung: Was sollte eine Verlängerung denn
noch bringen? Wäre es nicht besser, wie angeblich von Boris Johnson
vorgetragen wurde, dass der Rat eine weitere Verlängerung ablehnt, damit
das Unterhaus am Samstag nur zwei Möglichkeiten hat, nämlich entweder
diesen Deal anzunehmen oder in den No-Deal abzurutschen?

BK'in Merkel: Ich kann das jetzt noch einmal wiederholen: Wir haben
keinerlei Vorgaben in diese Richtung gemacht, sondern haben gesagt, dass
wir uns mit jedwedem Ausgang der Entscheidung des britischen Parlaments
dann wieder befassen werden und nicht heute schon denkbare Entscheidungen
für irgendeinen Fall fällen. Aber wir haben dem britischen Parlament auch
in keiner Weise irgendeine Vorbedingung gemacht.

Frage: Hat Boris Johnson denn darum gebeten, dass Sie eine Verlängerung
ausschließen?

Meine eigentliche Frage: Sie saßen auch schon Frau May gegenüber. Dabei
ging es auch um die Mehrheitsverhältnisse im Parlament. Haben Sie das
Gefühl, dass Herr Johnson einen besseren Überblick über das hat, was in
seinem Parlament möglich ist, als seine Vorgängerin?

BK'in Merkel: Johnson hat ja heute öffentlich vieles gesagt, und das
unterscheidet sich nicht von dem, was ich gehört habe. Aber ich sage noch
einmal: Wir haben keinerlei Aussage hinsichtlich der Frage getroffen, was
wir tun, wenn eine Entscheidung des britischen Parlaments so oder so
ausfällt, sondern wir haben gesagt, dass wir aus unserer Perspektive
finden, dass das ein gutes Abkommen ist, das vielerlei Bedingungen Rechnung
trägt - ich habe da oft von der Quadratur des Kreises gesprochen, und ich
finde, die ist jetzt recht gut gelungen -, nämlich dass einerseits die
Integrität des Binnenmarktes geschützt ist und andererseits Grenzkontrollen
an der irisch-nordirischen Grenze vermieden werden können.

Das ist aus meiner Sicht auch in der Sache so ausgefüllt, dass die
Europäische Union dabei hinreichend viel Mitspracherecht hat. Ich meine,
wenn es zum Beispiel darum geht, dass bestimmte Waren nach Nordirland
kommen und dann in die Irische Republik gelangen könnten, dann werden eben
Kontrollen beim Eintritt in das nordirische Gebiet vorgenommen. Dann können
EU-Beamte dabei sein, und dann können Streitigkeiten im Zweifelsfall
mithilfe des Europäischen Gerichtshofes geklärt werden. Das sind für uns ja
ganz, ganz wichtige Dinge. Die stehen heute im Vordergrund. Deswegen können
wir von unserer Seite aus oder aus der Perspektive des Europäischen Rats Ja
sagen.

Wir haben jetzt natürlich zu warten, wie das Europäische Parlament
entscheiden wird, und genauso warten wir auf die Entscheidung des
britischen Parlaments. Das war es.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

BK'in Merkel: Ich glaube, dass es gegenüber der Situation der
Premierministerin Theresa May einen signifikanten Unterschied gibt, und das
ist, dass jetzt sehr viel klarer ist, wie man in Zukunft die Beziehung
sehen will. Das hat uns ja immer daran gehindert, bestimmte Arrangements
überhaupt zu diskutieren, weil man ja nicht wusste, ob Großbritannien in
der Zollunion ist oder nicht in der Zollunion ist. Jetzt ist klar:
Großbritannien will nicht in der Zollunion verbleiben. Es will frei sein,
eigene Handelsverträge abzuschließen. Jetzt hat man unter diesen
Bedingungen die bestmögliche Situation herausverhandelt, nämlich wie man es
schaffen kann, dass es trotzdem keine Grenzkontrolle an der 
irisch-nordirischen Grenze gibt und dass die Integrität des Binnenmarktes
gesichert ist. Damit sind wir ja sehr viel spezifischer. Das, was da über
den Backstop gesagt wurde, ist nach diesen Klärungen nicht mehr notwendig.
Das heißt, der Backstop, der immer sozusagen eine unendliche Geschichte
war, ist ja heute mit bestimmten Abläufen ausgefüllt. Damit, finde ich, ist
eine andere Situation als die gegeben, die es zur Zeit der
Premierministerin Theresa May gab.

Wir können noch zwei Fragen beantworten. Aber vielleicht gibt es ja auch
noch eine andere Frage. Aber jede Frage ist eine gute Frage. Insofern bin
ich bereit, auch alles noch einmal zu wiederholen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben ja heute Morgen in Ihrer
Regierungserklärung im Bundestag doch mit einem Wenn-dann-Szenario gespielt
und gesagt, möglicherweise werde der Europäische Rat in den nächsten zwei
Wochen noch einmal zu einem Sondergipfel zusammenkommen. Gilt diese Aussage
noch? Wenn ja, unter welchen Bedingungen wären Sie dazu bereit?

BK'in Merkel: Heute Früh war die Frage ja, ob wir heute Nachmittag ein
Abkommen haben würden, und es hat sich ja nun herausgestellt, dass kurz
nachdem die Debatte über den Europäischen Rat im Deutschen Bundestag
beendet war, die Nachricht kam, dass wir eine Einigung über ein Abkommen
erreicht haben. Deshalb ist dieser Satz, wie er heute Früh gesagt wurde,
inzwischen überholt.

Jetzt habe ich ja noch einmal gesagt: Donald Tusk, unser Ratspräsident,
wird auf jedwede Entscheidung des britische und des Europäischen Parlaments
in geeigneter Weise reagieren und uns konsultieren, und dann sehen wir
weiter.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, was ist nach Ihrer persönlichen Meinung besser
- ein No-Deal oder eine Verlängerung?

BK'in Merkel: Meine persönliche Meinung ist, dass ein solches Abkommen, wie
es jetzt auf dem Tisch liegt, eine sehr gute Lösung ist, wenn man
akzeptiert, dass Großbritannien aus der Europäischen Union ausscheidet, und
das wird Großbritannien tun; so ist jedenfalls der Wille, den ich heute
gehört habe.

Donnerstag, 17. Oktober 2019

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1934: Regierungspressekonferenz vom 16. Oktober 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 16. Oktober 2019

Regierungspressekonferenz vom 16. Oktober 2019

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des
Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht, Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes, Eckpunkte zur Ausgestaltung eines
nationalen Emissionshandels für Wärme und Verkehr), Sondersitzung des Rates
zum Schutz des Nordostatlantiks, Senkung der Mehrwertsteuer auf
Bahntickets, Werbekampagne der Bundesregierung anlässlich des 30-jährigen
Jubiläums der friedlichen Revolution und der deutschen Einheit, Bericht des
UN-Sonderberichterstatters über Folter hinsichtlich Julian Assange, Höhe
der deutschen Verteidigungsausgaben im Rahmen der Nato, Militäroperation
der Türkei in Nordsyrien, Arbeitstreffen auf EU-Ebene zum Thema der
Seenotrettung, Klimapodcast "Unter 2 Grad", Urteil des spanischen Obersten
Gerichtshofes gegen katalanische Politiker, Regelungen im BMVI bezüglich
Informationen über Treffen von Vertretern des Bundesverkehrsministeriums
und Firmenvertretern im Zusammenhang mit der Pkw-Maut und deren
Dokumentation, Jubelgesten türkischer Fußballnationalspieler bei einem
Fußball-Länderspiel


Sprecher: StS'in Demmer, Haufe (BMU), Kolberg (BMF), Lenz (BMEL), Alter
(BMI), Burger (AA), Routsi (BMVg), Alexandrin (BMVI)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Auch von mir ein herzliches Willkommen! Im Kabinett gab es
heute viel zum Klima. Die Bundesregierung hat heute den Entwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht
beschlossen. Der Gesetzentwurf sieht wichtige steuerliche Anpassungen vor,
um die Herausforderungen der CO2-Reduktion bis 2030 entschlossen und
gleichzeitig sozial ausgewogen anzugehen. Dadurch soll umweltfreundliches
Verhalten stärker gefördert und erreicht werden, dass alle Bürgerinnen und
Bürger diesen Prozess mitgehen können.

Der Gesetzentwurf sieht im Steuerrecht folgende Maßnahmen vor: die
steuerliche Förderung energetischer Gebäudesanierungsmaßnahmen an selbst
genutztem Wohnungseigentum, die Anhebung der Pendlerpauschale und die
Einführung einer Mobilitätsprämie zur Entlastung der Pendlerinnen und
Pendler, die Absenkung der Mehrwertsteuer auf Bahntickets im Fernverkehr
von 19 auf 7 Prozent sowie die Einführung eines gesonderten erhöhten
Hebesatzes bei der Grundsteuer für Windparks.

Darüber hinaus gab es Änderungen im Luftverkehrsteuergesetz. Mit dem
Gesetzentwurf werden die derzeit geltenden gesetzlichen Steuersätze zum 1.
April 2020 erhöht. Die Erhöhung der Steuersätze verstärkt die bereits
gesetzten Anreize für ein umweltgerechtes Verhalten im Flugverkehr. Daneben
dienen die Einnahmen auch der nachhaltigen Finanzierung der notwendigen
Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 2030. Insbesondere wird hierdurch die
Absenkung des Umsatzsteuersatzes auf Bahnfahrkarten im Fernverkehr
finanziert, wie eben schon gesagt.

Des Weiteren waren heute die Eckpunkte zur Ausgestaltung eines nationalen
Emissionshandels für Wärme und Verkehr im Kabinett. Diese Eckpunkte
basieren auf dem am 9. Oktober 2019 vom Kabinett beschlossenen
Klimaschutzprogramm und sind Grundlage für einen von der Bundesregierung
geplanten Gesetzentwurf. Dieser ist ein weiterer wichtiger Schritt, mit dem
wir sicherstellen, die Klimaschutzziele im Jahr 2030 einzuhalten.

Als übergreifende Maßnahme des Klimaschutzprogramms ist vorgesehen, ab 2021
eine CO2-Bepreisung für die Sektoren Verkehr und Wärme in Form eines
nationalen Emissionshandels einzuführen. Die nun beschlossenen Eckpunkte
konkretisieren wesentliche Festlegungen zur Ausgestaltung ebendieses
nationalen Emissionshandelssystems. Das nationale Emissionshandelssystem
erfasst künftig den Treibhausgasausstoß aus der Verbrennung fossiler Brenn-
und Kraftstoffe in den Sektoren Verkehr und Wärme. Dabei erhalten 
CO2-Emissionen, die bei der Wärmeerzeugung im Gebäudesektor sowie in Energie-
und Industrieanlagen außerhalb des EU-Emissionshandelssystems entstehen,
einen Preis. Auch im Verkehrsbereich werden dabei künftig CO2-Emissionen
aus der Verbrennung fossiler Kraftstoffe bepreist.

Haufe: Ich möchte folgende Ankündigung machen: Deutschland wird am Freitag
eine Sondersitzung des Rates zum Schutz des Nordostatlantiks einberufen. Es
geht darum, dass sich die Firma Shell weigert, vier größere Ölplattformen,
die ausgedient haben und nicht mehr genutzt werden, zu entsorgen. Diese
Ölplattformen enthalten etwa 11 000 Tonnen Rohöl. Deutschland hält es für
absolut inakzeptabel, dass diese Rohölmassen in diesen Konstruktionen
bleiben, und hat deswegen seinen Protest gegen dieses Verfahren
ausgesprochen. Deswegen gibt es am Freitag in London eine Sondersitzung.
Mehrere Anrainerstaaten des Nordostatlantiks unterstützen das Vorgehen, um
dieser Situation zu entgegnen.

Frage: Ich habe eine Frage zur Mehrwertsteuer auf Bahntickets. Wann soll
das in Kraft treten? Die Absenkung geht ja etwa zur Hälfte zulasten der
Länder, während die Erhöhung der Flugabgabe völlig dem Bund zugutekommt.
Wie will man da eine Kompensation schaffen? Gibt es dazu schon irgendwelche
Verhandlungen mit den Ländern?

Kolberg: Vielen Dank. - Die Absenkung der Mehrwertsteuer für den
Bahnverkehr soll am 1. Januar 2020 und die Anhebung der Luftverkehrsteuer
zum 1. April 2019 in Kraft treten. Zu allen weiteren Punkten sind wir jetzt
im Gesetzgebungsverfahren sowohl mit den Parlamentariern im Bundestag als
auch mit den Ländern im Gespräch.

Frage: Frau Demmer, Sie haben von steuerlichen finanziellen Maßnahmen
gesprochen, die klimafreundlich seien. Gibt es auch Beschlüsse zum Abbau
von klimaschädlichen Subventionen - das wäre ja sozusagen die Kehrseite der
Medaille, was dem Anliegen auch dienen würde -, oder ist das nicht
Bestandteil des Klimaschutzpakets?

SRS'in Demmer: Da verweise ich auf Herrn Kolberg.

Kolberg: Wir haben ja ein umfassendes Klimaschutzpaket beschlossen. Das
Klimaschutzprogramm 2030 und das Klimaschutzgesetz hatten wir letzte Woche
im Kabinett. Da ist eine Reihe von Maßnahmen drin. Einen Teil der
Maßnahmen, die darin enthalten sind, setzen wir jetzt mit dem Paket um, das
wir heute beschlossen haben. Frau Demmer hat ja eben ausgeführt, welche
Maßnahmen darin enthalten sind.

Zusatzfrage: Dann darf ich die Frage an Herrn Haufe weitergeben. Das
Umweltbundesamt hat berechnet, dass pro Jahr nach wie vor gut 20 Milliarden
Euro an klimaschädlichen Subventionen fließen - Entschuldigung, insgesamt
57 Milliarden Euro; ich hatte eine falsche Zahl. Ich glaube, die 20
Millionen Euro betrafen nur den Energiebereich. Wie viele von diesen
beträchtlichen Milliardenbeträgen werden durch die jetzigen Maßnahmen
reduziert?

Haufe: Das Klimaschutzprogramm ist ja beschlossen worden. Darin sind alle
Maßnahmen aufgeführt, die wir jetzt angehen werden. Ansonsten gilt das, was
die Bundesumweltministerin gesagt hat: Nachsteuern und Nachjustieren sind
immer möglich.

Frage: Was tut die Bundesregierung gegen die umweltschädlichen
Subventionen? Wann und wie werden die abgebaut?

Kolberg: Wir haben eben ausgeführt und auch schon mehrfach gesagt, dass wir
ein umfassendes Klimaschutzprogramm abgeschlossen haben. Das war letzte
Woche im Kabinett. Wir haben ausführlich zu den Maßnahmen Stellung
genommen, die wir in diesem Zusammenhang ausführen.

Heute war das Steuerpaket im Kabinett, also ein Teil der Maßnahmen, die aus
dem umfassenden Paket sind und die wir jetzt umsetzen. Dazu gehört zum
Beispiel der Bahnverkehr, den wir attraktiver machen. Unserer Meinung nach
gibt es weniger CO2-Ausstoß, wenn mehr Leute die Bahn nutzen und weniger
Leute fliegen. Das ist aktiver Klimaschutz. Diese Maßnahmen waren heute
Teil dessen, was im Kabinett beschlossen worden ist.

Zusatzfrage: Das ist aber keine Antwort auf unsere Fragen. Wir wollen
wissen, was die Bundesregierung tut, um die umweltschädlichen Subventionen
herunterzufahren. Ich nenne ein Beispiel, weil Sie ja immer von der Bahn
und der Mehrwertsteuer reden: Es wird gefordert, dass umweltschädliche
Mehrwertsteuerbegünstigungen bei tierischen Produkten zurückzuführen wären.
Ist das für das BMEL ein Ziel beziehungsweise eine Maßnahme?

Lenz: Zu Steuern kann ich von dieser Stelle aus keine Auskünfte geben. Ich
glaube, Sie haben schon meine Kollegin zum Thema Fleischsteuer oder
Steuererhöhung befragt. Wie gesagt: Zu diesem Thema kann ich hier keine
Auskunft geben. Das müsste das BMF machen.

Zusatzfrage: Ist es für das BMF oder für das BMEL wichtig, dass die
umweltschädlichen Subventionen im Tierbereich abgebaut werden?

Lenz: Dazu müssten Sie erst einmal sagen, was genau Sie mit
"umweltschädlichen Subventionen im Tierbereich" meinen.

Zusatzfrage: Wenn tierische Produkte nur mit 7 Prozent Mehrwertsteuer
verkauft werden, die aber nachweislich umweltschädlich sind. Wäre es, wenn
man die Mehrwertsteuer bei der Bahn senkt, nicht angebracht, sie im
Tierbereich zu erhöhen?

Lenz: Man muss jetzt vielleicht einmal grundsätzlich sagen, dass unsere
Nahrungsmittelproduktion damit verbunden ist, dass CO2 emittiert wird. Das
wird sich auch nie ganz verhindern lassen. Aber als klimaschädliche
Subvention würde ich es jetzt nicht bezeichnen, wenn Lebensmittel einen
Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent haben.

Haufe: Ich kann noch grundsätzlich sagen, dass wir bei dem Thema
Subventionen, also der besonderen Förderung oder der Besserstellung von
bestimmten Maßnahmen, Verhaltensweisen oder Einkaufsverhalten, natürlich
immer verschiedene Aspekte einbeziehen müssen. Gerade bei dem Thema
Lebensmittel muss ich mir auch anschauen, wer am Ende davon betroffen ist.
Wir können den Klima-, den Umweltaspekt natürlich als einen entscheidenden
Aspekt sehen, um eine finanzielle Besserstellung zu rechtfertigen. Aber es
gibt eben auch eine Reihe anderer Gründe, zum Beispiel soziale Gründe, um
eine steuerliche Besserstellung vorzunehmen. Das muss man immer genau
abwägen.

Wir haben uns im Klimaschutzprogramm entschieden, klimafreundliches
Verhalten zu fördern, finanziell zu unterstützen und besserzustellen. Zudem
haben wir uns entschieden, dass der Ausstoß von CO2, der Ausstoß von
Klimagasen grundsätzlich teurer wird. Das ist der Ansatz, den wir
verfolgen.

Frage: Herr Kolberg, warum haben Sie die geplante Neuregelung der 
Kfz-Steuer jetzt erst einmal ausgeklammert? Haben Sie einen Zeithorizont, bis
wann Sie den Entwurf zur Kfz-Steuer vorlegen?

Kolberg: Ich finde, wir sind sehr zügig bei der Umsetzung des
Maßnahmenpakets, das ja erst letzte Woche, wenn Sie sich erinnern,
verabschiedet wurde. Wir sind schon jetzt im Kabinett, um einen Teil dieser
Steuermaßnahmen umzusetzen. Hier geht es Schlag auf Schlag. Wir haben eine
hohe Schlagzahl. Die weiteren Maßnahmen werden wir zeitnah ins Kabinett
bringen.

Frage: Eine umweltschädliche Subvention ist zum Beispiel, wenn Kerosin zum
Teil von der Energiesteuer befreit ist und wenn internationale Flüge von
der Mehrwertsteuer befreit sind. Das sind ja letztlich Subventionen, die zu
einem vermehrten CO2-Ausstoß führen. Die sind in den Zahlen des
Umweltbundesamtes enthalten. Hat die Bundesregierung Maßnahmen beschlossen,
die diese im Ergebnis umweltbelastenden Subventionen - - -

(Demonstranten betreten den Saal. Es kommt zu einer 13-minütigen Unterbrechung.)

Vorsitzender Feldhoff: Nach einer Kleineren Unterbrechung würden wir jetzt
mit unserem Thema weitermachen.

Zusatzfrage: Wenn ich darf, habe ich doch noch eine klärende Frage zu dem
Ereignis von eben. Der Vorsitzende hat zwar irgendwann gesagt "Wir gehen
unter drei". Dennoch ist das natürlich ein Ereignis, das auch
Berichterstattungsgegenstand ist, und die sehen wir auch schon. Ich wollte
das nur so sagen.

Vorsitzender Feldhoff: Zur Erklärung. Dieses "unter drei" ist für mich die
einzige Maßnahme, um die Fernsehübertragung nach außen zu stoppen. Ich kann
und werde auch niemandem verbieten, über dieses Ereignis zu berichten; das
wäre ja albern.

Nur zur Information: Ich habe als Vorsitzender in dieser Pressekonferenz
von meinem Hausrecht Gebrauch gemacht. Wir haben die Polizei gerufen. Wir
werden gegen jeden einzelnen Demonstranten wegen des Verstoßes gegen das
Hausrecht - das hat nichts mit der politischen Botschaft zu tun - Anzeige
erstatten. Dafür, dass das so lange gedauert hat, will ich mich
entschuldigen, auch wenn ich nichts dafür kann. Wir haben versucht, zu
erklären, dass vielleicht eine Rede gereicht hätte. Die Demonstranten sind
auf dieses Angebot nicht eingegangen. Jetzt ist es so, wie es ist.

Herr Kollege, jetzt sind Sie dran!

Zusatzfrage: Die Frage war: Wenn wir die beiden Beispiele nehmen, nämlich
die Mehrwertsteuerbefreiung für internationale Flüge und die
Energiesteuerbefreiung für Kerosin, dann sind das indirekte Subventionen,
die letztlich umweltschädliche oder belastende Auswirkungen haben. Ist im
Klimamaßnahmenpaket vorgesehen, für diese konkreten Fälle und andere Fälle
Subventionen zurückzunehmen beziehungsweise zu streichen, oder nicht?

Kolberg: Mit unserem Klimapaket wollen wir schnell dafür sorgen, dass wir
weniger klimaschädliche Gase ausstoßen. Wir haben deswegen ein umfassendes
Paket verabschiedet.

Über das, worüber Sie sprechen - internationale Flüge -, gibt es
internationale Vereinbarungen. Darüber, dass das gar nicht möglich ist,
wenn man diese internationalen Vereinbarungen nicht ändert, haben wir auch
hier schon häufig gesprochen. Ich denke, die Leute, die im Moment auf die
Straße gehen und wollen, dass wir das Klima schützen, wollen nicht, dass
wir uns auf irgendwelchen internationalen Ebenen länger unterhalten,
sondern die wollen, dass etwas passiert. Deswegen haben wir ein umfassendes
Paket verabschiedet, und das setzen wir jetzt zügig um.

Wir erhöhen die Luftverkehrssteuer. Ganz viele Mitgliedstaaten in der EU
und weltweit erheben überhaupt keine Steuern auf Flüge, also eine
vergleichbare Luftverkehrssteuer. Wir erhöhen die Luftverkehrssteuer für
die Distanzklasse 1, also die nahen Flüge, die Kurzstreckenflüge, um 64
Prozent. Die Bundesregierung tut also etwas für mehr Klimaschutz. Wir haben
ein umfassendes Paket vorgelegt. Wir werden weiter handeln. Erstmals haben
wir einen nationalen CO2-Preis vereinbart. Erstmals haben wir einen klaren
Nachprüfungsmechanismus installiert, den wir jedes Jahr nutzen werden, um
zu überprüfen, ob die Regierung genug tut oder ob noch mehr zu tun ist, um
unser Ziel zu erreichen, 2050 klimaneutral zu sein.

Zusatzfrage: Ich entnehme Ihren Worten, dass aber zum Beispiel die
Energiesteuerbefreiung für Kerosin bestehen bleibt. Ist das auch die
Erfüllung einer internationalen Vereinbarung?

Kolberg: Ich bleibe bei dem, was ich gesagt habe. Wir tun etwas. Wir haben
ein umfassendes Paket verabschiedet. Wir sind zuversichtlich, dass wir
damit den CO2-Ausstoß deutlich senken können. Wir haben erstmals eine
wirklich ambitionierte Agenda, um Klimaschutz in Deutschland
voranzubringen. Das werden wir jetzt umsetzen. Im nächsten Jahr werden wir
sehen, wie weit wir damit gekommen sind. Wenn das nicht reichen sollte,
dann werden wir nachsteuern. Das haben wir versprochen, und das werden wir
halten.

Haufe: Noch eine kurze Ergänzung zum Luftverkehr: Der ist ja im
Emissionshandelssystem, das bereits jetzt existiert, geregelt. Die
Mindestzertifikatemenge ist vor Kurzem abgesenkt worden. Die EU-Kommission
hat angekündigt, dass sie prüfen werde, ob die Menge, die der Luftverkehr
zugesprochen bekommt, einen anderen Preis erhalten wird; das ist auch ein
wichtiger Punkt. Es gibt außerdem innerhalb der Europäischen Union
Diskussionen über eine Kerosinsteuer. Dafür sind wir offen. Außerdem gibt
es noch einmal ein zusätzliches, eigenes System - das nennt sich CORSIA -,
das quasi ein eigener Deckel für die Luftverkehrsemissionen ist.

Frage: Ich hatte nicht ganz verstanden, wer jetzt an der Sitzung des
Nordostatlantik-Rats teilnehmen wird.

Haufe: Es gibt die sogenannte OSPAR-Kommission. OSPAR steht für Oslo und
Paris. Das ist ein Abkommen der Staaten, die Anrainerstaaten der Nordsee
und des Nordostatlantiks sind, also aller Anrainerstaaten dieser
Meeresregion. Wir haben diese Sondersitzung zum ersten Mal einberufen. Sie
wird überhaupt zum allerersten Mal als Sondersitzung einberufen; so etwas
gab es vorher noch nicht. Der Grund ist für uns eben dieses Vorgehen von
Shell, dort Ölplattformen mit einer zu großen Menge Öl im Meer zu belassen.
Das können wir nicht akzeptieren.

Zusatzfrage: Ich hatte gefragt: Wer soll - - -

Haufe: Ich kann jetzt nicht alle Länder sofort nennen. Es geht um alle
Länder, die Anrainerstaaten sind.

Zusatzfrage: Fährt Frau Schulze oder - - -

Haufe: Nein, Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth wird hinfahren und die
Sitzung leiten.

Zusatzfrage: Können Sie nachreichen, wer daran alles teilnehmen wird?

Haufe: Das können wir noch nachreichen. Wir werden heute dazu auch noch
eine Pressemitteilung veröffentlichen, in der alles steht.

Frage: Können Sie klären, ob auch die Firmen, die betroffen sind, an diesem
Treffen teilnehmen werden oder ob die quasi über die Länder angesprochen
werden?

Haufe: Ja, es sind auch Industrieverbände und Umweltverbände zu dem Treffen
eingeladen worden.

Ich sehe gerade: Das Treffen wird vom Vorsitzland geleitet, von Irland.

Diese Verbände, die Sie gerade angesprochen haben, werden - - - Beide
Seiten werden auch dabei sein.

Zusatzfrage: Welchen Fokus hat das Treffen?

Haufe: Der Fokus liegt darauf, wie mit diesen Ölplattformen, die jetzt seit
geraumer Zeit in der Nordsee sind, umgegangen werden soll. Aus deutscher
Sicht müssen diese Ölplattformen abgebaut werden. Wir wollen kein zweites
"Brent Spar" wie 1995. Für uns steht im Fokus, dass in diesen Ölplattformen
eine gewaltige Menge an Restöl enthalten ist. Diese Menge muss entsorgt
werden. Ansonsten stellen diese Tragekonstruktionen eine erhebliche
Umweltgefahr dar. Sie sind außerdem auch eine Gefahr für die Sicherheit des
Schiff- und Seeverkehrs.

Frage: Gibt es rechtlich verbindliche Verpflichtungen der
Plattformbetreiber, also der Energieunternehmen, zum Abbau, oder ist das
nur eine indirekte Pflicht?

Können Sie zum Zweiten sagen, wie viele Ölbohrplattformen insgesamt in dem
Bereich des Nordatlantiks stehen?

Haufe: Es ist so, dass jetzt solche Tragekonstruktionen abgebaut werden
müssen. Es gibt aber einen Teil sehr alter Ölplattformen, und genau diese
betrifft es. Für die gilt diese Neuregelung nicht. Deswegen müssen wir
diesen Abbau beziehungsweise diesen Rückbau hier mit Nachdruck einfordern
und sehen ihn eigentlich aus unserer Sicht als unausweichlich an. Ich habe
ja die Gefahr geschildert. Wir müssen damit rechnen, dass in den nächsten
Jahren weitere Ölplattformen abgebaut werden müssen, und deswegen ist es
umso wichtiger, hier klar zu zeigen, wie notwendig ein Rückbau ist, und
auch noch einmal klar festzustellen, dass dieser Rückbau auch technisch
möglich ist.

Zusatzfrage: Die Zahl der Plattformen?

Haufe: Ich kann Ihnen keine genaue Zahl nennen.

Zusatzfrage: Können Sie das nachreichen?

Haufe: Das werden wir versuchen. Ja, es wird eine grobe Zahl geben, die wir
nachreichen können.

Frage: Ich hätte eine Frage an das BMI, und zwar zu der Kampagne im Rahmen
der Feiern anlässlich "30 Jahre friedliche Revolution". An wen richtet sich
die Kampagne "Das ist sooo deutsch"? Das ist meine erste Frage. Was soll
eigentlich damit bezweckt werden?

Alter: Die Kampagne findet in einem Kontext beziehungsweise vor dem
Hintergrund statt, dass sich die friedliche Revolution und die deutsche
Einheit in diesem und im nächsten Jahr zum 30. Mal jähren. Diese Jahrestage
sollen als ein ganz Deutschland einendes Jubiläum gefeiert werden, und alle
Aktivitäten der Bundesregierung im Jubiläumsjahr stehen unter dem Motto
"Deutschland ist eins: vieles".

Das heißt, diese Kampagne, die aktuell mit der Aussage "Das ist sooo
deutsch" läuft, spielt zunächst einmal auf eine ironisch-humorvolle Weise
auf bestimmte Eigenarten der Deutschen, auf Klischees und Behauptungen an
und soll sich an die gesamte Bevölkerung wenden. Sie wissen, dass ein
wesentlicher Bestandteil der Strategie in diesem Zusammenhang darin
besteht, mit der Bevölkerung ins Gespräch zu kommen. Diese Gesprächsreihe
wird Ende des Jahres beginnen. Diese Plakatkampagne soll zum Nachdenken
anregen. Wenn Sie so wollen, ist das eine Art geistige Lockerungsübung
hinsichtlich der Frage: Was ist eigentlich deutsch? Gilt das für mich? Sehe
ich das anders? Was ist für mich deutsch? Gibt es überhaupt etwas, das man
als deutsch bezeichnen kann? - Dafür sind verschiedene Motive ausgewählt
wurden, die das ausdrücken sollen.

Zusatzfrage: Was kostet diese geistige Lockerungsübung? Welche Agentur
zeichnet denn dafür verantwortlich?

Alter: Diese Kampagne kostet insgesamt 7,8 Millionen Euro. Das liegt über
dem Budget einer durchschnittlichen Kampagne, und zwar vor dem Hintergrund
der Tatsache, dass sich solche Kampagnen in der Regel auf sogenannte
Hochfrequenzbereiche beziehen, also größere Städte, Bahnhöfe und Flughäfen.
Vor dem Hintergrund des Gesamtkontextes der friedlichen Revolution
beziehungsweise von "30 Jahre deutsche Einheit" war es aber ein besonderes
Anliegen, diese Kampagne auch in strukturschwächeren Regionen zu fahren.
Das bedeutet, dass diese Kampagne in ganz Deutschland und nicht nur in den
Großstädten - in Städten ab 100 000 Einwohnern - zur Wirkung kommt.

Zusatzfrage: Agentur?

Alter: Das kann ich Ihnen nicht sagen. Das müsste ich nachreichen. Diese
Information liegt mir hier nicht vor.

Frage: Sind das nur Plakate, oder werden auch junge Leute oder Menschen auf
dem Land erreicht, die nicht in Orten mit mehr als 100 000 Menschen leben?
Gerade in Ostdeutschland ist das ja vermehrt der Fall.

Alter: Ich fange von hinten an. Das liegt daran, dass die Städte in
Ostdeutschland Kleiner sind. Es gibt überdurchschnittlich viele Städte, die
wir erst mit der Größenordnung von 100 000 Menschen erreichen, die
ansonsten bei Werbekampagnen der Bundesregierung nicht erreicht werden. Es
ist aber gerade das Ziel und ein politisches Anliegen, auch in diese
strukturärmeren Bereiche vorzudringen.

Inwieweit sich junge Leute davon angesprochen fühlen, wird man sehen; das
können wir noch nicht bewerten. Jedenfalls ist es das Ziel, alle
Bevölkerungsteile anzusprechen, deswegen auch die Auswahl der Darstellung.
Die Kampagne beinhaltet sowohl Plakate als auch Info-Streams als aber auch
TV-Spots und Online-Werbung in ganz Deutschland.

Frage: Am Dienstag gab Nils Melzer, der Sonderberichterstatter der UN über
Folter, eine Pressekonferenz im Hauptquartier der Vereinten Nationen über
seinen Besuch bei Julian Assange, und sein Fazit ist: Assange unterliegt
psychologischer Folter, und ihm werden juristische Basisrechte verweigert.
Eine Frage wäre: Teilt die Bundesregierung denn diese Einschätzung des 
UN-Sonderbeauftragten über Folter?

Burger: Zum konkreten Fall habe ich keine eigenen Erkenntnisse. Wir gehen
davon aus, dass die britische Justiz und der britische Rechtsstaat
internationale Normen zur Rechtsstaatlichkeit selbstverständlich
gewährleisten.

Zusatzfrage: Herr Melzer sprach in diesem Kontext auch an, dass er die
implizierten Staaten entsprechend aufgefordert hat, Nachforschungen
bezüglich seiner Anklagen einzuleiten. Alle involvierten Staaten hätten
dies verneint. Laut Herrn Melzer wären sie aber dazu verpflichtet gewesen.
Das sind alles auch Unterzeichner der UN-Charta gegen Folter. Wie bewertet
denn die Bundesregierung diesen Sachverhalt?

Burger: Auch dazu habe ich keine Erkenntnisse.

Frage: Wie ist denn die Haltung der Bundesregierung zu Julian Assange an
sich?

Burger: Ich glaube, dazu haben wir hier in der Vergangenheit häufiger
Fragen beantwortet, und wir haben immer darauf hingewiesen, dass wir diesen
Fall in der Verantwortung der britischen Justiz liegen sehen.

Zusatzfrage: Nicht in der amerikanischen? Denn aus Amerika gibt es ja
Auslieferungsanträge. Dort droht ihm ja Ungemach.

Burger: Derzeit befindet er sich, soweit ich weiß, in der Obhut der
britischen Justiz, und das ist das, was derzeit aus unserer Sicht
ausschlaggebend ist.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium. Es gibt eine
dpa-Meldung darüber, dass Deutschland im nächsten Jahr an die Nato erstmals
Verteidigungsausgaben von mehr als 50 Milliarden Euro melden werde. Ist das
so richtig? Ist das eine neue Zahl? Was hat das für Auswirkungen auf den
Verteidigungsetat? Hat dem auch der Finanzminister zugestimmt?

Routsi: Vielen Dank für Ihre Frage. - Sie wollen ja hier sicherlich eine
belastbare Zahl von mir haben. Die kann ich Ihnen nicht geben, weil Sie
gleichzeitig wissen, dass das Haushaltsaufstellungsverfahren noch nicht
abgeschlossen ist, und auch über die gemeinsamen Haushalte der Nato ist
noch nicht entschieden.

Sie wissen, dass die deutschen Verteidigungsausgaben regelmäßig an die Nato
gemeldet werden. Dazu gehört nicht nur der Einzelplan 14, sondern dazu
gehören auch Teile von anderen Einzelplänen. Unter anderem sind das
Geschichten wie friedenserhaltende und humanitäre Operationen, die
Vernichtung von Waffen und Munition, Neubau des Nato-HQ usw. usf. Die neue
Kostenverteilung soll also bis Jahresende im Nato-Rat unter den 29
Alliierten entschieden werden, und das ist ein ganz üblicher und jährlicher
Prozess.

Was bedeutet das für uns? Wir haben uns immer zum 1,5-Prozent-Ziel bis 2024
bekannt und sehen uns natürlich auch dem Gipfel von Wales verpflichtet. Da
habe ich von keinem neuen Sachstand von unserer Seite zu berichten. Am Ende
ist das Fazit, das zählt, dass die Bundeswehr weiterhin finanziell
unterfüttert werden kann.

Frage: Sie haben jetzt auch noch einmal explizit von Verteidigungsausgaben
gesprochen. Diese Summe entspricht ja mittlerweile - bei ungefähr fünfmal
längeren Landesgrenzen, die es zu verteidigen gilt - fast dem
Verteidigungsbudget der Russischen Föderation. Können Sie noch einmal
präzisieren, für was für Verteidigungsziele diese gestiegenen Summen dann
eingesetzt werden sollen?

Routsi: Da möchte ich Sie gerne - die sind natürlich alle offen einsehbar -
noch einmal auf das Weißbuch, die Konzeption der Bundeswehr und auch das
Fähigkeitsprofil der Bundeswehr verweisen. Dort können Sie das alles ganz
dezidiert noch einmal aufrufen.

Zusatz: Sie können das ja auch hier kurz und präzise - - -

Routsi: Das ist nicht kurz. Das ist nicht einfach einmal innerhalb einer
Sekunde getan. Diese Dokumente sind frei und öffentlich zugänglich und
stehen Ihnen natürlich auch entsprechend offen zur Recherche zur Verfügung.

Zusatzfrage: Können Sie mir zwei, drei Beispiel nennen?

Routsi: Das kann ich nicht. Ich habe Sie ja verwiesen.

Frage: Zu dem Thema, das hier ja gerade angesprochen war, dem türkischen
Krieg in Syrien. Es gibt neben Berichten über bombardierte Krankenhäuser
und zivile Konvois Berichte über Enthauptungen und Erschießungen von
Zivilisten. Kennt die Bundesregierung diese Berichte? Wie bewerten Sie die?
Haben Sie eigene Erkenntnisse?

Burger: Wir verfolgen natürlich, wie ich am Montag auch schon dargestellt
habe, die Berichterstattung über die Ereignisse sehr genau, und wir nehmen
natürlich auch Berichte über Menschenrechtsverletzungen sehr, sehr ernst.
Die Vorfälle, die Sie ansprechen, wären, wenn sie sich so zugetragen haben,
schwerste Menschenrechtsverletzungen. Wir haben selbstverständlich die
Erwartung, dass alle, die dazu in der Lage sind, diesen
Menschenrechtsverletzungen nachgehen, und dass die Schuldigen zur
Rechenschaft gezogen werden.

Zusatzfrage: Der türkische Präsident meint ja, dass das alles im Namen der
Terrorbekämpfung geschieht. Teilt die Bundesregierung eigentlich die
Terrorismusdefinition des Präsidenten der Türkei?

Burger: Wir haben Ihnen ja schon einmal gesagt, wie wir die türkische
Militäroffensive in Nordostsyrien insgesamt bewerten. Wir haben gesagt,
dass wir in großer Sorge über eine destabilisierende Wirkung sind. Wir
haben auch gesagt, dass wir die große Sorge haben, dass dadurch die
Erfolge, die im Kampf gegen die Terrororganisation IS erzielt wurden,
gefährdet wurden. Wir haben auch gesagt, dass wir der Meinung sind, dass
die Sicherheitsinteressen der Türkei auf anderem Weg verfolgt werden
müssen, und die Türkei gemeinsam mit allen EU-Staaten ausdrücklich
aufgefordert, diese Militäroperation sofort zu beenden. Insofern, glaube
ich, ist offensichtlich, dass wir eine andere Bewertung als die türkische
Regierung haben, was die Richtigkeit dieses Vorgehens angeht.

Zur Terror-Definition: Ich glaube, dazu gibt es internationale
Resolutionen, und es gibt Sanktionslisten der Vereinten Nationen mit
Terrororganisationen, über die sich alle Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen einig werden konnten. Es gibt andere Fälle, in denen
Organisationen von einzelnen Staaten als Terrororganisation gelistet werden
und von anderen nicht. In diesem Fall sind für uns die 
Terror-Sanktionsregime der EU ausschlaggebend.

SRS'in Demmer: Ich möchte mich da Herrn Burger anschließen. Die Türkei hat
berechtigte Sicherheitsinteressen in der Region, aber die Operation, die
sie da jetzt durchführt, droht die gesamte Region zu destabilisieren und
ein Wiedererstarken des IS zu fördern. Die humanitäre Lage verschlechtert
sich dramatisch. Deswegen hat die Bundeskanzlerin die Türkei aufgefordert,
die Militäroperation zu beenden und an den Verhandlungstisch
zurückzukehren.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt. Ist die Meldung richtig,
dass sich die Bundesregierung auf EU-Ebene gegen ein komplettes
Waffenembargo gegen die Türkei stark macht? Wenn ja, warum? Wenn nein,
warum nicht? Können Sie mir den Stand der Dinge dazu kurz erläutern?

Burger: Nein, das ist so nicht richtig. Richtig ist, dass sich Deutschland
und Frankreich gemeinsam in der EU vor dem Rat der EU-Außenminister, der am
Montag stattgefunden hat, dafür eingesetzt haben, dort einen Beschluss zu
fassen, der im Wesentlichen das nachvollzieht, was Deutschland und
Frankreich bereits zuvor auf nationaler Ebene angekündigt hatten, nämlich
keine neuen Rüstungslieferungen an die Türkei zu genehmigen, die in Syrien
zum Einsatz kommen könnten. Insofern ist das Instrument der Rüstungsexporte
mit auf deutsche Initiative überhaupt zum Gegenstand der Diskussion der
Außenminister geworden.

Bei den Beratungen der Außenminister gab es auch keinen anderen
Beschlussvorschlag, gegen den sich Deutschland in irgendeiner Form gewendet
hätte.

Zusatzfrage: Ist damit ein komplettes Waffenembargo vom Tisch? So verstehe
ich Sie jetzt.

Burger: Ich habe hier am Montag schon dazu gesprochen. Auch der
Außenminister hat sich dazu geäußert. Wir haben innerhalb weniger Tage eine
ganze Reihe von Maßnahmen ergriffen, um auf die türkische Militäroffensive
zu reagieren, die wir für falsch halten. Wir haben eine Befassung damit im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen auch heute wieder auf die
Tagesordnung setzen lassen.

Insofern sind die Maßnahmen, die die EU am Montag beschlossen hat, ein
Schritt in einer ganzen Reihe von Schritten, die wir unternommen haben. Der
Außenminister hat auch gesagt, dass wir uns weitere Maßnahmen vorbehalten.

Frage: Auf kurdischer Seite gibt es ja auch andere Versuche, das Anliegen
in die deutsche Politik zu tragen, etwa über einen außenpolitischen
Vertreter der, glaube ich, syrischen Kurden, Herrn Omar.

Besteht seitens der Bundesregierung die Absicht, diesen Vertreter zu
empfangen? Wenn ja, wer würde das tun? Wäre das AA zuständig, vielleicht
die Kanzlerin, oder wer sonst? Wenn nein, warum nicht?

Im weiteren Sinne hängt mit den Entwicklungen dort in der Region auch die
Diskussion zusammen, die sich jetzt wieder um den Umgang mit deutschen 
IS-Kämpfern, die jetzt möglicherweise dort freikommen und sich auf den Weg
hierher machen könnten, ergeben hat. Dazu gibt es einen rechtlichen Hinweis
beziehungsweise eine Klarstellung des niedersächsischen Innenministers,
dass wir sie, soweit sie deutsche Staatsbürger seien, wohl in Obhut nehmen
müssten.

Ich möchte das AA fragen, ob schon geplant ist, dazu etwas zu tun.

Herr Alter, möchte Ihr Minister dieser Anregung folgen, und, wenn ja, in
welcher Form?

Burger: Zur ersten Frage kann ich sagen, dass das Auswärtige Amt natürlich
mit einer Vielzahl von politischen Kräften in und aus Syrien Kontakte hat.
Damit verbindet sich aber keine irgendwie geartete völkerrechtliche
Anerkennung der sogenannten Autonomieverwaltung in Nordostsyrien.

Zusatzfrage: Wird Herr Omar nun empfangen oder nicht? Das habe ich nicht
ganz verstanden.

Burger: Ich habe Ihnen heute keine Treffen auf politischer Ebene
anzukündigen. Wie gesagt, pflegen wir mit verschiedenen politischen Kräften
in Syrien politische Kontakte. Damit ist aber keine irgendwie geartete
völkerrechtliche Anerkennung dortiger politischer Strukturen verbunden.

Alter: Ich kenne die Äußerung von Herrn Pistorius nur aus den
Medienberichten und nicht im Original. Deswegen kann ich nur auf das
eingehen, was ich dort gesehen habe.

Herr Pistorius sagt ganz eindeutig, dass die Sicherheit für die deutsche
Bevölkerung oberste Priorität hat. Das entspricht unserer Position, die wir
seit einiger Zeit konstant vertreten. Man kann das nur dann gewährleisten,
wenn erstens die Identitäten klar beschrieben sind und wir wissen, mit wem
wir es zu tun haben, und wenn zweitens klar ist, welche Maßnahmen sich im
Inland gegebenenfalls anschließen könnten. Insofern sehe ich keine echte
Divergenz zu dem rechtlichen Hinweis, den Sie angesprochen haben.

Es ist richtig - das habe ich am Montag hier vorgetragen -, dass deutsche
Staatsangehörige aus rechtlichen Gründen nicht an der Einreise nach
Deutschland gehindert werden können. Ebenso ist es richtig, dass wir diese
Verpflichtung auch dann wahrnehmen, falls ein anderer Staat einen deutschen
Staatsangehörigen nach Deutschland abschiebt. Wir reden hier aber über
einen anderen Sachverhalt.

Frage: Herr Burger, Präsident Erdogan hat den deutschen Außenminister
persönlich angegriffen - man kann auch sagen: beleidigt. Er hat ihn einen
Ahnungslosen genannt, der ein Verlierer sein werde.

Zum einen: Was bedeutet das für das Verhältnis zwischen Deutschland und der
Türkei auf der Ebene der Spitzendiplomatie?

Zum anderen: Hat das Auswärtige Amt Erkenntnissee darüber, ob
möglicherweise über 800 Dschihadisten aus Lagern in Nordsyrien freigesetzt
worden sind und sich zum Teil der türkischen Armee angeschlossen haben?

Burger: Die Meldungen bezüglich des türkischen Präsidenten, auf die Sie
anspielen, haben wir natürlich gesehen. Ich denke, das brauche ich hier
nicht weiter zu kommentieren. Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass die
klare Positionierung der EU auf der türkischen Seite offensichtlich
angekommen ist.

Zu der zweiten Frage: Ich habe nach wie vor keine eigenen, belastbaren
Erkenntnisse über die Meldungen, die wir natürlich auch kennen und sehen,
hinaus. Ich kann das nicht aus eigener Erkenntnis bestätigen.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage zu meiner ersten Frage, zu dem, was Sie nicht
kommentieren mögen: Sehen Sie einen Zusammenhang zu der Tatsache, dass -
ich hatte Montag einen falschen Stand - der Minister den türkischen
Militäreinsatz doch schon am Sonntag als Invasion bezeichnet hatte, also
als das, was es ist? Ist das eine Reaktion darauf?

Burger: Ich sehe, wie gesagt, jetzt keine Veranlassung, diese Äußerung zu
kommentieren.

Frage: In dem Zusammenhang habe ich eine Verständnisfrage. Die
Bundesregierung hat jetzt mehrmals zu verstehen gegeben, dass sie die
aktuelle Militäroperation der Türkei als nicht vom Völkerrecht gedeckt
ansieht. Auch die USA und Frankreich unterhalten Kampftruppen in Syrien.
Sieht die Bundesregierung die Präsenz dieser Kampftruppen ebenfalls als
nicht vom Völkerrecht gedeckt an?

Burger: Ich würde Ihnen gern den Satz vorlesen, den ich Montag hier gesagt
habe. Wenn Sie genau zuhören, dann werden Sie sehen, dass darin schon die
Antwort steckt.

Die Bundesregierung kann nach derzeitigem Kenntnisstand von der Lage vor
Ort nicht erkennen, dass die aktuelle Situation in Syrien eine gegen
kurdische Gruppen gerichtete Militärintervention völkerrechtlich
legitimieren würde.

Zusatzfrage: Können Sie mir darlegen, wieso die Präsenz von mehreren
Tausend US-Soldaten respektive von um die hundert französischen Soldaten
vom Völkerrecht gedeckt ist? Diese operieren ja ebenfalls ohne Einladung
respektive Genehmigung der gewählten Regierung in einem souveränen Staat.

Burger: Zu der völkerrechtlichen Grundlage für das Handeln der
internationalen Koalition gegen die Terrororganisation IS würde ich Sie
gern auf die Begründung im Bundestagsmandat für die deutsche Beteiligung
verweisen. Dort ist das aus Sicht der Bundesregierung ausführlich
dargelegt.

Frage: Wie bewertet die Kanzlerin die Beleidigung eines ihrer Minister
durch den türkischen Präsidenten?

SRS'in Demmer: Auch ich werde diese Äußerung nicht kommentieren.

Zusatz: Ich will wissen, was die Kanzlerin sagt, nicht, was Sie jetzt
persönlich sagen.

SRS'in Demmer: Ich spreche hier für die Bundeskanzlerin. Ich weiß nicht,
für wen sonst ich Ihrer Meinung nach hier spreche.

Zusatzfrage: Hat die Kanzlerin nichts zu einer Beleidigung zu sagen?

SRS'in Demmer: Ich werde diese Äußerung hier auch für die Bundeskanzlerin
nicht kommentieren.

Frage: Mittlerweile sagen mehrere Völkerrechtler, die Türkei nutze ein
erweitertes Verständnis von Selbstverteidigung laut Artikel 51 der 
UN-Charta, den die Anti-IS-Koalition, die Sie angeführt haben, ja ebenfalls
ausgeweitet hat, da eine reale Bedrohung durch den IS nicht mehr präsent
ist.

Wie beurteilt die Bundesregierung diese völkerrechtlichen Einschätzungen
bezüglich der realen Gefahr durch den IS?

Burger: Ich werde mich jetzt nicht in einen völkerrechtlichen
Gutachterwettbewerb begeben. Ich denke, das ist hier auch nicht meine
Aufgabe.

Unsere völkerrechtliche Bewertung zu den derzeitigen Aktivitäten der Türkei
habe ich Ihnen mitgeteilt. Ich habe Sie darauf verwiesen, wo Sie unsere
völkerrechtliche Bewertung des Anti-IS-Einsatzes finden können.

Frage: Können Sie sagen, wie viele EU-Staaten bei dem Verteilmechanismus
zum Stichwort "Seenotrettung auf dem Mittelmeer" jetzt mitmachen wollen?
Dazu gab es wohl noch ein Arbeitstreffen. Wie ist der Stand?

Alter: Vergangenen Freitag hat in Brüssel auf Einladung der Kommission
dieses sogenannte technische Arbeitstreffen stattgefunden. Das war im
Ergebnis des vergangenen JI-Rates vereinbart worden. Es ist wichtig, zu
erwähnen, dass sich dieses Treffen an Mitgliedsstaaten richtete, die daran
interessiert sind, über das Thema zu sprechen. Das heißt also, dass völlige
Freiwilligkeit bestand und keine Anwesenheitspflicht bestand.

Vertreter von 16 Mitgliedsstaaten sind vergangenen Freitag nach Brüssel
gereist, um über die Details einer Umsetzung zu sprechen. Das ist eine aus
unserer Sicht sehr erfreuliche Nachricht. Es gab allerdings - das war auch
nicht zu erwarten - in der vergangenen Woche noch keine öffentlichen
Bekundungen einzelner Mitgliedstaaten, sich ab sofort oder ab irgendeinem
Zeitpunkt an einem Mechanismus zu beteiligen. Das muss die Praxis zeigen.

Wir haben den aktuellen Fall, dass die "Ocean Viking" in der vergangenen
Woche, am 12. und 13. Oktober, insgesamt 176 aus Seenot gerettete Personen
aufgenommen hat. Ich finde, es ist beachtlich und erwähnenswert, dass
Italien bereits am 14. Oktober, also nur einen Tag später, die Einfahrt in
einen italienischen Hafen genehmigt hat. Das sind Fakten, die wir zur
Kenntnis nehmen und die uns hoffen lassen, dass sich auch im Rahmen der
Verteilungsentscheidung mehr als vier Mitgliedstaaten an der Aufnahme
beteiligen.

Frage: Ich vermute, meine Frage richtet sich an Frau Demmer. Es geht um
Podcast. Neben dem Podcast der Kanzlerin, der sich ja etabliert hat, gibt
es jetzt einen neuen Podcast der Bundesregierung, nämlich "Unter 2 Grad",
einen Klimapodcast. Ich glaube, davon gab es gerade die dritte Ausgabe. Das
ist ein Format, in dem sich Minister gegenseitig befragen. Wer ist da
federführend? Gibt es ein Budget dafür? Ist das noch Rundfunk oder
irgendetwas ganz anderes? Können Sie uns über dieses Projekt ein wenig
Auskunft geben?

SRS'in Demmer: Wir freuen uns natürlich, dass Sie das zur Kenntnis genommen
haben.

Zusatz: Natürlich.

SRS'in Demmer: Das ist eine weitere Möglichkeit, die wir nutzen, um die
Öffentlichkeit zu informieren. Das heißt "Unter 2 Grad". Es interviewen
sich nicht Minister gegenseitig, sondern das Bundespresseamt interviewt
Minister, und zwar alle, die sich mit diesem Thema beschäftigt haben. Wir
sind auch noch nicht am Ende unserer Reihe angekommen. Die Kriterien des
Rundfunks erfüllt dieser Podcast nicht. Wir betreiben also keinen
Staatsfunk.

Zusatzfrage: Gibt es einen Etat dafür?

SRS'in Demmer: Wir bezahlen sicherlich Geld dafür, damit das produziert
wird. Aber ich kann Ihnen jetzt über Summen keine Auskunft geben.

Frage: Wird das "in house" produziert, oder haben Sie eine Firma dafür
engagiert? Wie viele Folgen sind geplant? Ich meine, es gibt ja nur eine
begrenzte Zahl von Ministerin, die mit dem Klimakabinett zu tun haben. Ist
dieses Ding nächsten Monat schon wieder vorbei?

SRS'in Demmer: Das Projekt ist endlich. Ich kann Ihnen jetzt keine Zahl der
noch anstehenden Podcasts nennen. Die redaktionelle Leistung wird im
Bundespresseamt erbracht. Aber wir mieten dafür ein Tonstudio, damit das
dem Hörer auch hinsichtlich der Klangqualität gefällt.

Zusatzfrage: Wo?

SRS'in Demmer: In Berlin.

Zusatzfrage: Und wo?

SRS'in Demmer: Möchten Sie jetzt auch Kunde dieses Tonstudios werden?

Zusatz: Vielleicht. Vielleicht bekomme ich auch so gute Konditionen.

Haufe (zur Sondersitzung des Rates zum Schutz des Nordostatlantiks): Ich
kann jetzt genau beantworten, wie viele Ölplattformen demnächst abgebaut
werden müssen. In den nächsten Jahren müssen 1740 abgebaut werden. Davon
haben 17 größere Mengen an Altölresten. - Das dazu.

Noch einmal zu der Teilnehmerliste: Die Teilnehmerliste können wir nicht
herausgeben. Darüber hat natürlich das Sekretariat, das einlädt und das
auch für die Organisation zuständig ist, die Hoheit. Das heißt, die kann
man dort anfragen.

Ich will es einmal richtig sagen, weil ich es vorhin etwas
durcheinandergebracht habe: Irland hat den Vorsitz und wird die Sitzung am
Freitag leiten. Die deutsche Delegation fährt unter der Leitung von
Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth dorthin. Deutschland hat diese
Sondersitzung auch einberufen.

Frage: Im Zuge der Gerichtsurteile in Spanien gegen die Hauptorganisatoren
des Unabhängigkeitsreferendums vor zwei Jahren gab es gestern eine
Pressekonferenz der katalanischen Vertreter hier in Deutschland. Die haben
die ausgesprochenen, langjährigen Haftstrafen als nicht gerechtfertigt
bezeichnet. Da würde mich interessieren: Sieht die Bundesregierung die
Haftstrafen von bis zum Teil 13 Jahren für die Organisation eines
friedlichen Referendums als gerechtfertigt an?

SRS'in Demmer: Herr Seibert hat es hier auch am Montag schon gesagt: Wir
haben immer wieder unsere Überzeugung zum Ausdruck gebracht, dass der
Katalonien-Konflikt innerhalb der spanischen Rechts- und Verfassungsordnung
zu behandeln ist. Das ist mit den Urteilen durch das oberste Gericht
Spaniens geschehen. Das haben wir als Bundesregierung nicht zu
kommentieren.

Zusatzfrage: Dann eine ganz generelle Frage: Sie kommentieren ja doch
relativ regelmäßig Gerichtsurteile in Venezuela oder auch in der Russischen
Föderation. Wieso diese Zurückhaltung, wenn es um Gerichtsurteile gegen
Gelbwesten in Frankreich oder im aktuellen Fall in Spanien geht? Dann
setzen Sie sich ja sozusagen dem Vorwurf der Doppelstandards aus.

SRS'in Demmer: Wir haben dieses Thema hier über einen sehr langen Zeitraum
sehr ausführlich immer wieder behandelt und in diesem Fall unsere
Überzeugung zum Ausdruck gebracht, dass das ein Thema ist, das innerhalb
der spanischen Rechts- und Verfassungsordnung zu klären ist und bewertet
wird. Wir bewerten das in diesem Fall nicht. Wir vergleichen hier generell
nicht unterschiedliche Situationen. Dem habe ich jetzt nichts hinzuzufügen.

Burger: Ich möchte noch ganz kurz etwas ergänzen: Sie haben vielleicht zur
Kenntnis genommen, dass Spanien Mitglied der Europäischen Union ist und
dass wir uns mit den Staaten der Europäischen Union seit Jahrzehnten in
einem historisch einmaligen Integrationsprozess befinden, in dem es auch in
Bezug auf Verfahren der Rechtsstaatlichkeit der Justiz einen hohen Grad der
Integration gibt und in dem sich die EU-Staaten - das haben auch Gerichte
so festgestellt - einen sehr hohen Grad an Vertrauen entgegenbringen, was
die Einhaltung rechtsstaatlicher Standards angeht.

SRS'in Demmer: Im Übrigen befinden wir uns natürlich mit unseren
europäischen Partnern in einer Wertegemeinschaft.

Frage: Ich habe eine kurze Lernfrage an das BMVI. Es gab und gibt noch
immer Auseinandersetzungen darüber, mit wem sich der Minister trifft, und
auch über Ihre Praxis, über diese Treffen zu informieren beziehungsweise
sie zu dokumentieren. Gibt es da mittlerweile eine neue Praxis, ein Update
in Ihrem Haus? Denn das ist ja gerade Gegenstand politischer Untersuchungen
und in der Öffentlichkeit. Haben Sie vielleicht schon Fehler korrigiert?

Alexandrin: Ganz allgemein gesagt, hat sich der Minister bereits gestern
Abend sehr ausführlich zu dem Thema Untersuchungsausschuss und zu dem Thema
Maut geäußert. Er hat während dieses Statements auch noch einmal ganz klar
gesagt, dass er den Vorwurf zurückweist, dass etwas geheim gehalten wird.
Auch hat er eingeordnet, dass er das Recht des Parlaments auf einen solchen
Untersuchungsausschuss respektiert und dass er das Ganze als eine Chance
zur Versachlichung und Aufklärung sieht.

Zusatzfrage : Danke für eine Antwort auf eine Frage, die ich nicht gestellt
habe. - Können Sie die Frage beantworten, die ich gestellt habe? Haben Sie
neue Regelungen innerhalb Ihres Ministeriums getroffen, wie Sie Treffen des
Ministers dokumentieren und darüber informieren?

Alexandrin: Wie ich an dieser Stelle schon letzte Woche gesagt habe,
informieren wir sehr umfangreich, zum Beispiel über unsere Webseite, über
das parlamentarische Fragewesen und über Journalistenanfragen. Mehr habe
ich dem an dieser Stelle nicht hinzuzufügen.

Zusatz: Ich entnehme dem, dass Sie Ihre Praxis noch nicht geändert haben.

Alexandrin: Wie gesagt, habe ich dem Gesagten nichts hinzuzufügen.

Vorsitzender Feldhoff: Sie wissen doch: Manchmal sind Sie mit den Antworten
nicht zufrieden. Das geht auch mir manchmal so, wenn ich auf Ihrer Seite
sitze. Das muss man dann so hinnehmen und in der Berichterstattung
entsprechend bewerten.

Alter: Vor zwei Wochen, glaube ich, wurde die Frage gestellt, welche
Pflichten es aus gesetzlicher Perspektive überhaupt nicht. Dazu kann ich
Ihnen berichten, dass es eine allgemeine Rechtspflicht zur Protokollierung
aller politischen Gespräche nicht gibt. Inwieweit Gespräche auf politischer
Ebene oder Erörterungen zur Vorbereitung von Verwaltungsvorgängen
aktenrelevant sind, kann daher nicht abstrakt, sondern nur im konkreten
Einzelfall bestimmt werden. Das ist die aktuelle Situation aus dem Blick
der Verfassungsregelungen.

Frage: Das war schon zur Hälfte die Antwort auf meine Frage. Das ist die
abstrakte Rechtsgrundlage. Gleichwohl ist die Frage an das Ministerium: Das
waren ja keine Pillepallegespräche - sondern sie waren höchstrangig besetzt
-, die für Regierungshandeln entscheidend oder wichtig sind. Welche
Regelungen gibt es innerhalb Ihres Hauses, wann Gespräche vor- und
nachbereitet werden müssen, um zu einem erfolgreichen Regierungshandeln zu
führen? Gibt es da nachvollziehbare, objektive Regeln?

Alexandrin: Wenn wir uns ganz konkret auf den jetzigen Anwendungsfall
beziehen: Die Regelung ist, dass alle für die Vergabe relevanten Gespräche
dokumentiert werden, und das wurden sie auch. Informationen über diese
Gespräche haben wir bereits am 16. August dem Verkehrsausschuss zur
Verfügung gestellt, auch alle dazu relevanten Dokumente. Mehr habe ich an
dieser Stelle nicht zu ergänzen.

Zusatzfrage: Das bedeutet zwingend, dass die Gespräche, die dann
nachträglich bekannt wurden, für die Vergabe nicht relevant waren? Sonst
hätten sie ja dokumentiert werden müssen.

Alexandrin: Wir haben im Nachgang zu der Pressekonferenz letzte Woche noch
eine relativ ausführliche Begründung für die einzelnen Gespräche
nachgeliefert. Die finden Sie ebenfalls online bei uns auf der Webseite zum
Nachlesen.

Zusatzfrage: Ich möchte es nur klar haben: Die nicht vorbereiteten, nicht
nachbereiteten und nicht dokumentierten Gespräche waren für die Vergabe
nicht relevant?

Alexandrin: Ich habe da jetzt nicht mehr zu ergänzen.

Frage: Ich würde gerne Frau Demmer fragen, ob die Kanzlerin angesichts des
offensichtlichen Misstrauens im Bundestag noch volles Vertrauen in ihren
Verkehrsminister hat.

SRS'in Demmer: Auf jeden Fall. Ich glaube, das hat Herr Seibert hier schon
gesagt: Die Bundeskanzlerin und den Bundesverkehrsminister verbindet eine
sehr enge, wichtige und von Vertrauen geprägte Zusammenarbeit.

Frage: Es geht um das Thema Nordsyrien. Wie steht eigentlich der
Sportminister zu den Jubelgesten der türkischen Nationalspieler? Inwieweit
hat der Sportminister wegen dieser Vorfälle Kontakt zum Deutschen 
Fußball-Bund gehabt? Denn es gibt ja zu diesem Thema Bewegung auch in einzelnen 
DFB-Landesverbänden.

Alter: Wir können zu den Einzelfällen, die sich da abgespielt haben, keine
Stellung nehmen. Ich kann Ihnen nur sagen, was die ganz generelle Position
des Bundesinnenministers zu diesem Thema ist. Die sagt aus, dass Politik
und Sport klar voneinander zu trennen sind. Sport- und Fußballstadien sind
Orte der sportlichen Leistung und nicht von politischen Statements.
Rassistisches Verhalten von Zuschauern sollte immer als das bezeichnet
werden, was es ist, nämlich als Straftaten, die zur Anzeige zu bringen sind
und verfolgt werden müssen. Für den Minister gilt: null Toleranz gegenüber
Hassparolen und Diskriminierungen aller Art. Das gilt auch und besonders in
unseren Sport- und Fußballstadien.

Mittwoch, 16. Oktober 2019
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PRESSEKONFERENZ/1933: Merkel und Macron beim Deutsch-Französischen Ministerrat, 16.10.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 16. Oktober 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen
Präsidenten Macron beim Deutsch-Französischen Ministerrat
in Toulouse

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung.)



P Macron: Frau Bundeskanzlerin, meine Damen und Herren Minister, meine
Damen und Herren! Frau Bundeskanzlerin, liebe Angela, ich freue mich sehr,
Sie drei Tage nach einem Arbeitsabendessen in Paris hier in Toulouse zu
diesem weiteren deutsch-französischen Ministerrat begrüßen zu können, um
unsere Positionen abzusprechen und um einen wichtigen europäischen Termin
vorzubereiten, nämlich den Europäischen Rat in Brüssel morgen und am
Freitag, aber auch, um die Einsetzung einer neuen Europäischen Kommission
vorzubereiten, die Ursula von der Leyen zu Recht als "geopolitische
Kommission" bezeichnet. Wir sehen jeden Tag die weltweiten Krisen und die
Brüche auf unserem Kontinent, die es mehr denn je von uns erfordern,
zusammen zu handeln, und zwar vor allem dann, wenn es schwierig ist. Aus
diesem Grund glaube ich, dass diese Zusammenarbeit wirklich so wichtig ist.

Ich habe Ihnen vorgeschlagen, dass wir uns hier in Toulouse treffen, denn
wir wollen auch zeigen, dass sich das deutsch-französische Verhältnis nicht
auf einige wenige Regionen beschränkt, so schön und wichtig sie auch sein
mögen. Unsere Zusammenarbeit umfasst unsere gesamten Länder und
Unternehmen. Das wollen wir heute in dieser wunderschönen Region Okzitanien
zeigen, wo wir auch gesehen haben, wie eines unserer größten führenden
europäischen Unternehmen entstanden ist.

Das ist ja das Zentrum des Vertrags von Aachen, dessen Umsetzung - wir
haben es eben gehört - gut voranschreitet: Auch wenn sich unsere
amerikanischen Freunde teilweise von uns entfernen, wollen wir zeigen, dass
wir Europäer - Frankreich und Deutschland im Besonderen - unsere Werte und
unsere gemeinsamen Interessen verteidigen. Wir wollen zeigen, was wir
gemeinsam erreicht haben, denn Europa ist ein wunderbares Projekt, das
funktioniert und das weder zur politischen Machtlosigkeit noch zur
bürokratischen Routine verurteilt ist. Airbus ist dafür ein Symbol: Wir
haben hier an einem unserer Champions im Bereich Industrie und Innovation
gesehen, was das Ergebnis unserer Zusammenarbeit ist. Wir haben lange mit
jungen deutschen und französischen Auszubildenden gesprochen. Dies ist das
europäische Modell, an das wir glauben. Wir haben uns auch die
Fertigungslinie des A350 angeschaut. Das ist wirklich ein wunderbarer
gemeinsamer Erfolg, der uns mit Vertrauen erfüllt. Wir haben in der
Vergangenheit bereits andere Projekte bei Airbus entwickelt, und wir werden
noch weitere Projekte in den Bereichen Raumfahrt, Verteidigung und
Batterien entwickeln. In diesen Bereichen haben wir in den letzten Monaten
bereits verschiedene deutsch-französische Projekte gestartet.

Nach diesem Besuch haben die Bundeskanzlerin und ich die Gelegenheit
gehabt, uns mit unseren Ministern auszutauschen und ihnen für die
geleistete Arbeit zu danken. Die Zusammenfassung dieser Arbeit findet sich
auch in der Erklärung von Toulouse wieder, die Ihnen gleich zur Verfügung
gestellt wird.

Wir haben zunächst auch über unseren gemeinsamen Ehrgeiz gesprochen, was
den Klimaschutz angeht. Der deutsche Klimaplan hat gezeigt, dass es
wirklich große Konvergenzen zwischen unseren Ländern gibt, vor allem was
die CO2-Bepreisung angeht. Wir wollen uns nicht mit der jetzigen Situation
zufriedengeben. Darüber haben wir lange gesprochen. In dem Dokument ist
auch zu lesen, dass wir uns gemeinsam für einen CO2-Mindestpreis in Europa
einsetzen wollen. Das wird ebenfalls auf dem Programm der neuen Kommission
stehen. Wir wollen auch entsprechend der Richtlinien der WTO an einer 
CO2-Steuer an den Grenzen arbeiten, um hier Wettbewerbsverzerrungen zu
verhindern. Wir wollen das pragmatisch tun.

Es geht natürlich auch um einen gerechten Übergang in unseren verschiedenen
Ländern, den wir noch besser koordinieren wollen, und natürlich auch um die
Unterstützung für den von der Vorsitzenden von der Leyen vorgesehen "Green
Deal", den wir ausdrücklich unterstützen. Wir werden natürlich auch
weiterhin auf nationaler Ebene an diesem Thema arbeiten, aber wir werden in
den nächsten Monaten vor allen Dingen auf europäischer Ebene Entscheidungen
zu treffen haben, um unsere Zusagen umzusetzen. Wir wollen unsere
Finanzinstrumente anpassen und unsere Finanzierungsmechanismen verbessern,
um diese Projekte sowohl mit Subventionen als auch mit langfristigen
Investitionen zu tragen.

Wir haben uns auch über die wirtschaftliche Situation ausgetauscht, vor
allem was die Spannungen in der Handelspolitik angeht. Hier haben wir
gesagt - das haben wir auch im Hinblick auf Airbus getan -, dass Europa
keine Schwäche zeigen darf und ganz klar geschlossen und auch entschlossen
seine Interessen und Regeln zeigen muss.

Die Handelsspannungen erklären aber nicht alles; wir müssen uns vielmehr
auch für Investitionen und Innovationen in Europa einsetzen. Auch darüber
haben wir lange gesprochen. Das werden wir auch gleich im Anschluss mit
Vertretern europäischer Unternehmen in Anwesenheit der zukünftigen
Präsidentin der Europäischen Kommission, Frau von der Leyen, noch tun; denn
die Europäische Union muss ihre Praktiken im Bereich Wettbewerb und Handel
anpassen, starke Akteure ermöglichen und natürlich auch die Risiken, die im
Laufe der digitalen Revolution entstanden sind, regeln. Mit dem neuen
Europäischen Innovationsrat, der sich an dem amerikanischen Modell DARPA
orientiert, wollen wir die Innovationen besser finanzieren.

Frankreich und Deutschland verpflichten sich zur Unterstützung gemeinsamer
Projekte in den Bereichen künstliche Intelligenz und Sprunginnovationen.
Nach den Innovationen und Initiativen im Bereich der elektrischen Batterien
haben wir uns also konkrete Projekte in den Bereichen künstliche
Intelligenz und Sprunginnovationen vorgenommen.

Eine souveräne Industriepolitik braucht auch eine europäische
Raumfahrtpolitik. Unsere Minister haben daran gearbeitet. Wir haben
gemeinsam eine europäische Präferenz für die Satelliten beschlossen. Man
kann nicht die Ariane 6 finanzieren und sich dann für die ausländische
Konkurrenz entscheiden. Wir brauchen einen autonomen Zugang zum Weltraum,
und wir brauchen einen Industriezweig europäischer Trägerraketen, sodass
wir unsere Kräfte bündeln können und uns nicht unter Europäern durch die
weltweite Konkurrenz aufspalten lassen.

Wir haben große Fortschritte im Bereich der Verteidigung erreicht, vor
allem auch was den industriellen Bereich angeht. Beim Deutsch-Französischen
Sicherheits- und Verteidigungsrat heute Nachmittag haben die Außen- und
Verteidigungsminister verschiedene Hindernisse überwinden können, um hier
wirklich voranzukommen. Es gab eine Absichtserklärung für den MGCS, also
den Panzer der Zukunft, der ja ganz wichtig für unsere Industrie und auch
für die Ökosysteme ist, sowie eine Grundsatzerklärung bezüglich der
gemeinsamen Arbeit in der nächsten Zukunft, was FCAS angeht - im Rahmen von
Le Bourget haben wir bereits darüber gesprochen. Wir haben uns bis Ende
Januar Zeit gegeben, um hier die fünf Säulen auszuarbeiten. Es wurde viel
von der Industrie und von den Ministerien geleistet. Wir wollen die Ziele,
die wir uns gesteckt haben, erreichen, um bis 2026 die ersten
Demonstrationsobjekte zu haben, die wir dann unserer Industrie und den
Streitkräften zur Verfügung zu stellen.

Wir haben auch ein rechtsverbindliches Abkommen für Rüstungsexporte
abgeschlossen, das von den Ministern paraphiert wurde. Das war mehr als ein
Jahr Arbeit, die hiermit heute zum Abschluss gebracht werden konnte.

Es wurden noch viele andere Themen angesprochen, so zum Beispiel von
unseren Ministern ganz konkrete Initiativen im Bereich der Landwirtschaft,
also die Themen nachhaltige Landwirtschaft, Klima, Modernisierung der
Landwirtschaft oder auch Tierwohlinitiativen. Hier gibt es ein sehr starkes
Engagement unserer beiden Regierungen für eine ehrgeizige gemeinsame
Politik in diesem wichtigen Produktivsektor und für diejenigen, die uns
jeden Tag ernähren. Diesen Ehrgeiz vertreten und verteidigen wir auch in
den nächsten Monaten zusammen.

Wir haben auch über kulturelle Themen gesprochen, wozu ich auch noch kurz
etwas sagen möchte. Wir haben vor Kurzem einen Kompromiss zwischen
Deutschland und Frankreich gefunden, um das Urheberrecht auf europäischer
Ebene zu stärken und an die digitale Welt anzupassen. Die Minister haben
hier konkrete Initiativen angesprochen, die sich daran anschließen. Ich
glaube sagen zu können: Was wir bereits auf europäischer Ebene auf unsere
Initiative hin erreicht haben, ist weder Protektionismus noch Zensur, wie
teilweise gesagt wurde. Es ist vielmehr die Verteidigung des Eintretens für
die Urheber, die etwas schaffen, die etwas produzieren.

Das betrifft natürlich auch das Leistungsschutzrecht, also Fotografen,
Journalisten, Männer und Frauen, die Verantwortung haben, Inhalte zu
schaffen. Das hat einen Wert. Dieser Wert darf nicht nur der Kanal sein,
über den die Inhalte verbreitet werden. Es ist wirklich die Seele Europas,
dass man daran glaubt. Das ist die Garantie für unsere Informationsfreiheit
und Schaffensfreiheit in Europa. Bestimmte Akteure wie zum Beispiel Google
wollen sich heute von diesen Regeln freimachen. Das werden wir nicht
zulassen. Wir werden ganz klar von den nationalen und europäischen
Wettbewerbsbehörden verlangen, dass sie alle möglichen Verfahren so schnell
wie möglich untersuchen. Ich habe der Bundeskanzlerin auch vorgeschlagen,
dass wir das auf europäischer Ebene besprechen, um Regeln für schnellere
Sanktionsmechanismen zu haben. Aber wir werden hier wirklich an der Seite
derer stehen - Journalisten oder auch Presseverleger -, die ihre Interessen
nicht gewahrt sehen.

Wir haben natürlich auch den Europäischen Rat vorbereitet, der ja morgen
und Freitag stattfindet und der die Themen europäischer Haushalt und
Erweiterung sowie natürlich auch das Thema Brexit beinhaltet. Ich denke,
dass hierzu vielleicht eine Einigung auf dem Weg ist und dass wir morgen
darüber sprechen können.

So viel zu unserer europäischen Agenda in unserer Erklärung von Toulouse,
die ganz wichtig für die Zukunft Europas ist.

Abschließend haben wir uns über die internationale Situation und vor allem
über die weitere Koordinierung unserer Anstrengungen ausgetauscht, was
Iran, Sahel und - was natürlich im Moment am tragischsten ist - die
türkische Offensive in Syrien angeht. Hier handeln Frankreich und
Deutschland gemeinsam. Wir haben erreicht, dass sich alle europäischen
Länder dazu verpflichtet haben, den Rüstungsexport in Richtung Türkei
einzustellen. Auch darüber werden wir morgen sprechen.

Wir arbeiten außerdem daran, in den nächsten Wochen einen Gipfel im
Normandie-Format abzuhalten, um die Ukraine-Krise beilegen zu können.

Es geht natürlich auch noch um die Nato, was auch bald ansteht. Wir wollen
hier Dialog und auch Entschlossenheit. Wir wollen diese inakzeptable
Situation gelöst sehen.

An all diesen Themen arbeiten wir gemeinsam. Ich höre manchmal, das
deutsch-französische Verhältnis sei schwierig. Aber die weltweite Situation
ist schwierig, und die Situation in Europa ist schwierig. Die
Bundeskanzlerin und ich selbst, wir bedauern das sehr. Wir würden gerne
sagen können: Es ist alles ganz einfach und wir kommen ganz schnell voran.
Aber es ist nun einmal so, wie es ist. Jeden Tag werden unsere Souveränität
und die Geschlossenheit Europas auf den Prüfstand gestellt. Wir sind aber
davon überzeugt, dass keine dieser Situationen ohne ein stärkeres und
souveräneres Europa gelöst werden kann. Ich bin wirklich zutiefst davon
überzeugt, dass das Tandem, das Deutschland und Frankreich bilden, aber
auch unsere Fähigkeit, mit einer gemeinsamen Geschwindigkeit
voranzuschreiten - die deutsche und die französische Geschwindigkeit ist
nicht immer gleich -, es uns ermöglichen, gemeinsam Fortschritte für unsere
Länder, für Europa und oft auch für die Welt zu erzielen.

Deswegen bedanke ich mich einmal mehr, Frau Bundeskanzlerin, dass Sie hier
sind. Ich möchte Ihnen sagen, dass ich Ihnen und Ihrem Land sehr
freundschaftlich verbunden bin. Ich bin davon überzeugt, dass wir gemeinsam
viel erreichen können.

BK'in Merkel: Danke! Ich möchte mich für die Gastfreundschaft im Namen
aller mitreisenden Ministerinnen und Minister bedanken. Wir haben uns hier
in Toulouse sehr wohlgefühlt und tun das immer noch. Es war eine gute Idee,
einmal ein Stück von der Hauptstadt wegzugehen und hier in der Präfektur in
Toulouse zu tagen. Ich glaube, diese Idee war auch deshalb besonders gut,
weil wir in diesem Jahr 50 Jahre Airbus begehen und feiern können, und weil
wir sagen können, dass aus einer weisen Idee unserer Vorgänger eine
weltweit anerkannte Firma geworden ist, die heute modernste Technologie
baut. Es war sehr berührend zu sehen, wie uns die Jugendlichen aus Hamburg
und Toulouse über ihre Ausbildungsgänge, ihre Art der Verständigung und die
sehr, sehr gute Zusammenarbeit berichtet haben. Allein diese beiden
Standorte von Airbus bedeuten immerhin 20 000 Arbeitsplätze in Toulouse und
der Region sowie 13 000 bis 14 000 Arbeitsplätze in Hamburg. Man sieht also
auch, was das für die Menschen bedeutet, die bei Airbus einen sehr guten
Arbeitsplatz haben.

Dies war der erste deutsch-französische Ministerrat nach dem Abschluss des
Vertrags von Aachen, und insgesamt war es der 21. Ministerrat dieser Art.
Ich glaube, die Vorträge aller Minister - das hast du ja eben auch gesagt,
lieber Emmanuel - haben gezeigt, wie tief und detailliert unsere
Zusammenarbeit ist. Ich möchte das jetzt natürlich nicht alles wiederholen,
sondern nur noch einmal an einigen Stellen einen Akzent setzen.

Der Aachener Vertrag hat damit begonnen, ganz besonders auch die grenznahe
Zusammenarbeit herauszustreichen. Dass wir jetzt einen Bürgerfonds haben,
dass wir die grenzübergreifende Zusammenarbeit in einem Ausschuss permanent
besprechen, dass wir Mobilitätsprogramme für junge Menschen haben und dass
wir ein Konzept für das Zukunftswerk haben, das sind ganz praktische
Schritte, die seit Anfang des Jahres gegangen wurden und die zeigen, dass
wir hier wirklich schon vorangekommen sind.

Wir haben in der Tat das uns alle bewegende Thema des Klimaschutzes
besprochen. Wir erwarten die Vorschläge der Kommission. Deutschland und
Frankreich werden dann sehr aktiv an diesem "European Green Deal"
mitarbeiten. In Deutschland sind wir im Augenblick sehr stark engagiert,
was die nationale Umsetzung angeht.

Ich will ausdrücklich die Arbeit des Deutsch-Französischen Sicherheits- und
Verteidigungsrats hervorheben. Hier sind sozusagen große historische
Projekte in Gang gesetzt worden. Man kann sich das noch gar nicht genau
vorstellen, aber wenn Deutschland und Frankreich gemeinsam im
Flugzeugbereich und im Panzerbereich die Entwicklung vorantreiben, dann
kann das, ähnlich wie es bei Airbus der Fall ist, wirklich auch ein großes
Momentum entwickeln. Wichtig war, dass wir nach langen und auch nicht immer
ganz einfachen Verhandlungen ein Rüstungsexportabkommen fertiggestellt und
abgeschlossen haben und damit auch mehr Sicherheit in diese Fragen
hineinbringen, die von der Gesamtkultur her in Deutschland und Frankreich
in den vergangenen Jahren unterschiedlich gesehen wurden, und dass wir
einfach versuchen, uns einander ein Stück weit anzunähern.

Natürlich ist die deutsch-französische Zusammenarbeit nicht immer einfach.
Warum sollte sie auch einfacher sein als zum Beispiel die politische Arbeit
in Deutschland? Es gibt schließlich permanent Meinungsverschiedenheiten
zwischen Bund und Ländern, und es gibt Meinungsverschiedenheiten in
Koalitionen. Gute Arbeit zeichnet sich dadurch aus, dass man von
unterschiedlichen Punkten kommend dann auch gemeinsame Lösungen findet und
damit vorankommt. Das haben wir, glaube ich, in diesem Bereich und in
vielen anderen Bereichen gezeigt.

Ich will für den Bereich der Außenpolitik hervorheben, dass die
Mitgliedschaft Deutschlands im UN-Sicherheitsrat als nicht permanentes
Mitglied durch eine sehr enge Zusammenarbeit mit Frankreich gekennzeichnet
ist. Das Treffen für den Multilateralismus während der 
VN-Generalversammlung war sicherlich ein ganz wichtiger Punkt, um unsere
gemeinsame Einstellung hier noch einmal zu zeigen.

Zur Zusammenarbeit im Wirtschafts- und Finanzbereich will ich noch sagen,
dass viele Dinge jetzt Realität geworden sind. Ich erinnere nur an das
Eurozonenbudget, aber auch an die Initiativen zur Batteriezellproduktion
innerhalb der Europäischen Union. Über die Fragen der Digitalisierung und
auch des Datenmanagements - Stichwort "Hyperscaler" - werden wir noch
sprechen. Hier gibt es also eine Vielzahl von deutsch-französischen
Initiativen, die sicherlich auch in Europa sehr gut aufgenommen werden.

Ich freue mich, dass im Bildungs- und Forschungsbereich zum einen ein
Projekt, das Du in der Sorbonne-Rede vorgeschlagen hast, nämlich das
Projekt der europäischen Universitäten, langsam Gestalt annimmt, und dass
jetzt zum anderen auch die Frage der Vernetzung der Standorte der
künstlichen Intelligenz in Angriff genommen und durch Pilotprojekte
vorangetrieben wird. Der gemeinsame Einsatz von Deutschland und Frankreich
für eine Agentur für Sprunginnovationen beziehungsweise die Kooperation der
jeweiligen nationalen Institutionen dafür ist auch ein gutes Beispiel
dafür, dass wir gerade im Blick auf die Wettbewerbsfähigkeit der
Europäischen Union sehr klar vorankommen.

Wir haben natürlich auch in dem so wichtigen Bereich der Landwirtschaft
eine enge Zusammenarbeit. Es war ganz interessant, dass heute nicht die
traditionellen Fragen der Landwirtschaft im Zentrum standen, sondern Themen
wie Tierwohl und nachhaltige Produktion, die die Menschen in unseren
Ländern ja sehr interessieren.

Last, but not least will ich die Zusammenarbeit unserer Innenminister
würdigen; denn hier ist etwas sehr Wichtiges entstanden. Es gibt gemeinsame
Initiativen von Deutschland und Frankreich zur Überarbeitung des 
Dublin-Abkommens. Wenn Deutschland und Frankreich in dieser Frage nicht
zusammenhalten, dann brauchen wir in Europa nicht davon auszugehen, dass es
überhaupt vorwärts geht. Deshalb ist das sozusagen die notwendige, wenn
auch vielleicht noch nicht hinreichende Voraussetzung dafür, dass wir
erfolgreich sein können.

Deshalb möchte ich das ausdrücklich würdigen und auch deutlich machen, dass
die Reise in die Türkei, die ja auch von Deutschland, Frankreich und der
Kommission geplant war, ein ganz wichtiges Zeichen war, um bei allen
Unterschieden, die wir außenpolitisch im Augenblick haben, doch ein Signal
zu setzen, dass die Türkei mit der Beherbergung von 3,6 Millionen syrischen
Flüchtlingen Herausragendes leistet und dass das Abkommen mit der Türkei in
diesem Bereich von allergrößter Wichtigkeit ist; denn die Türkei hat an
dieser Stelle große Lasten zu tragen.

Ich will insgesamt sagen: Es war eine sehr intensive Zusammenarbeit, auch
was die Vorbereitung auf den morgigen Europäischen Rat angeht. Die
Nachrichten, die wir aus Brüssel hören, könnten, um es einmal so zu sagen,
schlechter sein. Wir warten natürlich ab, was Michel Barnier und sein Team
mit den britischen Verhandlern ausarbeiten. Wir haben uns immer für einen
geordneten Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union eingesetzt.
Wir haben aber auch immer gesagt, dass wir uns von dieser Frage nicht
vollkommen fesseln lassen können, sondern dass wir für die Zukunft der
Europäischen Union der 27 Mitgliedsstaaten Vorsorge treffen. Ich denke, der
deutsch-französische Ministerrat von heute hat gezeigt, dass Deutschland
und Frankreich dazu entschlossen sind.

Deshalb möchte ich mich noch einmal für die Gastfreundschaft bedanken und
denke, dass wir eine ganze Menge hinbekommen haben. Viel Arbeit liegt noch
vor uns, aber durch den heutigen Tag sind wir motiviert.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, die erste Frage an Sie, und zwar zu dem
Abkommen über Rüstungsexporte: Inwieweit ist dieses Abkommen quasi
wasserdicht, so dass sich Frankreich darauf verlassen kann? Wird die SPD
zustimmen? Inwieweit sind die Exporte nach Saudi-Arabien davon betroffen?

Herr Präsident, ich habe noch eine Frage zu den Rüstungsexporten. Könnten
Sie vielleicht erklären, warum Frankreich Waffen nach Saudi-Arabien
exportiert, Waffen, die im jemenitischen Bürgerkrieg verwendet werden
können?

BK'in Merkel: Das Abkommen ist ganz federführend durch die Außenministerien
verhandelt worden, und der deutsche Außenminister ist Mitglied der
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Das ist sicherlich bekannt.
Insofern konnte es gegen den Willen der SPD gar nicht abgeschlossen werden.
Außerdem würden wir so etwas in der Koalition nie tun.

Wir werden es noch im Kabinett verabschieden. Darin werden vor allen Dingen
die sogenannten De-minimis-Regeln geregelt. Das heißt, wenn ein Land
Komponenten zu den Rüstungsprodukten eines anderen Landes beiträgt, dann
ist dafür die Genehmigung erteilt. Ganz wesentlich geht es auch um
Gemeinschaftsprojekte, damit man bei diesen Gemeinschaftsprojekten
Verlässlichkeit hat.

Wir haben uns natürlich nicht mit jedem Land einzeln befasst. Dieses
Abkommen wird jetzt für eine lange Zeit abgeschlossen. Je nach Lage und
politischer Einschätzung - Sie haben ja gehört, dass Frankreich sagt: Es
gibt zurzeit keine Waffenexporte in die Türkei - wird man natürlich
Entscheidungen treffen. Dieses Abkommen ist sozusagen ein Rahmen für
Verlässlichkeit. Ich denke, dass es sehr gut ist, dass wir es abschließen
konnten.

P Macron: Zum Thema der französischen Waffenexporte: Das Ganze unterliegt
der Genehmigung eines entsprechenden Ausschusses unter Vorsitz des
Premierministers. Bei diesem Thema gibt es Exporte, wie es sie auch in
Deutschland gibt, mit unterschiedlichen Verfahrensweisen für die
Genehmigung. Ich lade Sie ein, sich immer wieder anzusehen, welches Land
das Zielland ist, vom Herkunftsland in das Zielland. Manchmal läuft das
Ganze auch über Drittländer. Das führt natürlich dazu, dass man dann sehr
informiert darüber diskutieren kann.

Jetzt zum Thema Saudi-Arabien: Wir haben eine strategische Beziehung mit
diesem Land genauso wie auch mit den Vereinigten Arabischen Emiraten. Es
gibt Rüstungsexporte. Saudi-Arabien gehört aber weder zu den
Hauptzielländern noch zu den Hauptvertragspartnern. Es gibt mehrere
Ausrüstungs- und Rüstungsverträge - die sensibelsten davon wurden bereits
vor einigen Jahren unterzeichnet -, die dazu führten, dass es
Einschränkungen gab oder dass Erklärungen verlangt wurden, damit die
Produkte nicht in entsprechenden Einsatzgebieten verwendet werden.

Die Frage ist jetzt: Gibt es in diesem Kontext Grund dafür, dass wir das in
Richtung Saudi-Arabiens vollständig hätten stoppen sollen? Unsere
Entscheidung war, dass Saudi-Arabien für uns ein Partner ist, der auf
seinem Hoheitsgebiet auch selbst angegriffen wird. Die Tatsache, dass wir
diese strategische Partnerschaft haben, führte zu der Einschätzung, dass
der brutale Abbruch der Beziehungen dazu geführt hätte, dass man Misstrauen
geschaffen und damit Türen für andere geöffnet hätte, die von heute auf
morgen Ersatz geleistet hätten, ohne jede Form von Effizienz. Aber
natürlich betrachten wir die militärische Situation ganz genau und haben
auch Erklärungen gefordert.

Wir arbeiten sehr transparent und Hand in Hand mit den NGO, wenn sie
Situationen melden, die kritisch sind. Aber man muss eben die Situation so
beschreiben, wie sie ist. Es gibt gewisse Einschränkungen, aber unser
Vertrauen ist nicht komplett gebrochen. Denn wir befinden uns dort in einer
anderen Situation als in der Situation der jetzigen Offensive der Türkei
auf ausländischem Boden.

Frage: Eine Frage zur internationalen Situation: Wir sind in Toulouse. Bei
der syrischen Initiative gibt es nach wie vor Fragestellungen. Was kann die
deutsch-französische Partnerschaft in diesem Bereich angesichts dessen, was
dort passiert, leisten?

Was kann auch gegen die mögliche Rückkehr von Kriminellen getan werden?

P Macron: Wir waren sehr klar und haben koordiniert gehandelt. Wir haben
die türkische Offensive in Syrien scharf verurteilt und die Türkei dazu
aufgefordert, sie so schnell wie möglich zu beenden. Wir haben die Türkei
dazu aufgerufen, ihre Verantwortung gegenüber der internationalen
Gemeinschaft wahrzunehmen.

Das Ganze hat natürlich auch humanitäre und geopolitische Konsequenzen.
Denn dieser Konflikt, dieser Angriff hat dem IS tatsächlich dazu verholfen,
aus der Asche wiederaufzuerstehen. Es stimmt natürlich, wenn man sagt, dass
die internationale Koalition jahrelang vor Ort in Partnerschaft mit den
Demokratischen Kräften Syriens gearbeitet und diese Kämpfer unterstützt
hat, die jetzt gegen die türkische Armee kämpfen.

Ich möchte nicht in die Details gehen, aber von der Türkei wurde das
Argument vorgebracht, dass es in der nördlichen Region einige PKK-nahe
Milizen gebe. Dort gibt es eben auch Kämpfer, die dabei nicht mitgehen und
die uns in diesem Kampf in Syrien unterstützt haben. Das darf man auf gar
keinen Fall vermischen.

Die Maßnahmen, die wir dort ergreifen wollen, sind auf der einen Seite,
dass wir unsere Partner innerhalb der Nato überzeugen, diese Offensive
jetzt einzustellen. Diese Diskussion haben wir natürlich mit der Türkei,
aber auch mit Russland und dem Iran geführt. Sie waren an diesen
Diskussionen mit beteiligt. Denn sie sind ebenfalls wichtige Spieler in
dieser Region. Auf der anderen Seite wollen wir mit unseren Partnern in der
EU weiterhin unseren Druck auf die Türkei erhöhen, damit diese Offensive
eingestellt wird.

Abgesehen von den humanitären Fragen, die das aufwirft, gibt es natürlich
auch noch das Thema der ausländischen Kämpfer, die sich dort vor Ort in
Lagern befanden. Bei diesem Thema möchte ich sehr klar sein. Es ist zu
früh, aktuell eine Antwort zu geben. Die Folge, die es haben könnte, wenn
sie freikämen, wäre, dass sie wieder in die Kampfhandlungen vor Ort
eingriffen. Sie würden dazu beitragen, dass der Dschihadismus
wiedererstarkt.

Aber man darf die französische Bevölkerung auf keinen Fall, wenn ich das so
sagen darf, mit voreiligen Äußerungen beunruhigen. Wenn sie entkommen,
können sie natürlich wieder in den Kampf eingreifen. Das heißt, dann müssen
wir als internationale Koalition auch unsere Verantwortung wahrnehmen,
damit der IS nicht wiedererstarkt. Das Ganze ist ein Krieg gegen den IS in
der Region. Denn wir haben einen gemeinsamen Feind, und das ist der IS.
Wenn diese Kämpfer entkommen und dann den IS unterstützen, dann sind wir
wieder da, wo wir in der ersten Stunde waren.

Wenn einige in den Irak gelangen, dann ist es an der irakischen Regierung,
sie dort für ihre Straftaten entsprechend rechtlich zu belangen. Das ist
bereits der Fall. Das schulden wir auch der irakischen Justiz im Rahmen der
Partnerschaft mit den klaren Regeln, die wir auf bilateraler Ebene
aufgestellt haben und die eingehalten werden müssen.

Schließlich: Wenn einige nach Frankreich reisen wollen würden, dann müssten
sie durch die Türkei reisen. Ich erinnere noch einmal daran, dass wir
bereits seit mehreren Jahren ein Protokoll haben, das dazu führt, dass die
türkischen Autoritäten diese Personen melden müssen. Sobald sie dann auf
französischem Boden ankommen, werden sie verhaftet. Das ist es, was wir
tun, wenn solche Menschen dort entkommen.

Das heißt, wir arbeiten eng mit unseren Partnern vor Ort und mit unseren
Bündnispartnern zusammen. Der Außenminister reist morgen in den Irak und
wird dort mit den irakischen Behörden sprechen. Im Rahmen unserer
Zusammenarbeit mit der Türkei und auf europäischer Ebene verfolgen wir das
weiter.

Ich möchte hier aber jedem und jeder noch einmal versichern, dass diese
Kämpfer nicht von heute auf morgen auf wundersame Weise auf französischen
Boden gelangen.

BK'in Merkel: Ich kann das bestätigen. Wir sind der Meinung, dass die
militärische Aktion beendet werden muss. Sie schafft weniger Sicherheit.
Das hat der Präsident eben dargestellt. Im Kampf gegen den IS waren wir
sehr weit vorangeschritten, und es wäre sehr bedauerlich - diese Gefahr ist
jetzt natürlich da -, wenn ein Wiedererstarken erfolgen könnte.

Was die Frage der dschihadistischen Kämpfer anbelangt, so sind die
Positionen hierzu vollkommen identisch. Wenn ich sehe, wie viele Menschen
in die Flucht getrieben wurden, dann kann ich nur sagen: Die berechtigten
Sicherheitsinteressen, die die Türkei für sich reklamiert, müssen auf dem
Verhandlungsweg verfolgt werden und nicht durch die Vertreibung vieler,
vieler Menschen, durch neues menschliche Leid und ein Wiedererstarken des
IS. Dabei werden wir auch weiterhin sehr, sehr eng miteinander
zusammenarbeiten.

Frage: Ich habe eine Frage an Sie beide zu Europa. Einer will hinaus, und
andere wollen herein.

Erste Frage: Wie fest glauben Sie noch an einen Brexit-Deal?

Zweite Frage: Bezüglich der geplanten Beitrittsverhandlungen mit Mazedonien
und Albanien gibt es ja Differenzen zwischen Deutschland und Frankreich.
Inwiefern sind Sie sich heute bei diesen unterschiedlichen Positionen
nähergekommen?

BK'in Merkel: Wir glauben an ein Abkommen, das zwischen der Europäischen
Union und Großbritannien geschlossen werden kann. Nach dem, was ich in den
letzten Tagen gehört habe, glaube ich noch etwas mehr an ein solches
Abkommen.

Ich will ausdrücklich würdigen, was insbesondere Michel Barnier dort an
Verhandlungsarbeit leistet. Ihm ist es über einen sehr langen Zeitraum
unter sehr schwierigen Bedingungen gelungen, 27 Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union zusammenzuhalten. Wir haben volles Vertrauen. Es gab nie
irgendwelche Ideen, dass dabei hinter dem Rücken der Kommission gearbeitet
wird. Das ist schon eine Leistung für sich.

Jetzt sind wir auf den letzten Metern, und ich drücke ihm jetzt die Daumen,
dass es möglich ist, ein solches Abkommen zu verhandeln.

Zweitens: Ich denke, zwischen Deutschland und Frankreich gibt es keine
Unterschiede in der Einschätzung der Tatsache, dass die Mitgliedsstaaten
des westlichen Balkans eine Beitrittsperspektive für die Europäische Union
haben. Ich denke, aus geopolitischer Sicht ist das sehr, sehr wichtig.

Von der französischen Seite gibt es die Forderung, die ich sehr
unterstützen kann, dass die Beitrittsprozesse reformiert und transparenter
werden müssen und dass es auch keinen Automatismus geben darf, dass es also
die Möglichkeit einer Reversibilität geben muss, wenn Beitrittsgespräche
nicht so gut verlaufen.

Wir haben im Deutschen Bundestag, der darüber entscheidet, gesagt: Wir
sehen den Punkt gekommen, dass die Beitrittsgespräche aufgenommen werden
könnten, wenn - es gibt also eine Konditionalität - bestimmte Dinge noch
umgesetzt werden. Das ist eigentlich immer die Frage: Was muss geschehen,
damit das erste Kapitel eröffnet werden kann? Auf diesem Weg gibt es
vielleicht noch ein paar unterschiedliche Nuancen, aber wir werden bis
morgen noch einmal darüber sprechen, inwieweit wir zu einer gemeinsamen
Positionierung kommen. Alles, was im Europäischen Rat beschlossen wird,
muss einstimmig beschlossen werden. Deshalb sind wir verpflichtet - und
haben das auch schon ziemlich häufig geschafft -, gemeinsame Positionen zu
entwickeln - nicht nur zwischen Deutschland und Frankreich, sondern auch
noch mit 25 beziehungsweise im Augenblick noch 26 anderen.

P Macron: Ich unterstütze voll und ganz, was die Bundeskanzlerin zum Brexit
gesagt hat. Die Hoffnung, die wir haben, und unser Wille ist es natürlich,
dass wir in den nächsten Stunden eine Einigung auf ein Abkommen finden. Die
Rückmeldungen, die wir haben, sind durchaus positiv. Ich möchte an dieser
Stelle auch noch einmal unserem Chefunterhändler Michel Barnier danken, der
diese Verhandlungen sehr anspruchsvoll mit Respekt gegenüber allen
Mitgliedstaaten geleitet hat. Ich hoffe, das Ganze führt im Ergebnis zu
einem Austrittsabkommen und unserer politischen Erklärung zu den künftigen
Beziehungen. Das heißt, wir möchten auf jeden Fall, dass dieses Abkommen
beim Rat dann auch verabschiedet werden wird.

Nun zum Thema Erweiterung. Europa ist ein schönes großes Haus, in dem wir
gemeinsam leben. Vor einigen Jahren hat ein Mitglied beschlossen, dieses
Haus zu verlassen, und wir haben sehr viele Schwierigkeiten mit diesem
Prozess. Manchmal hat man auch Schwierigkeiten, dieses Haus zu renovieren
oder das Licht zu reparieren. Wenn man die Mitglieder fragt, ob sie bereit
sind, zu investieren, um zum Beispiel die Eingangstür auszutauschen oder
das Licht zu reparieren, sagen diese: Nein, nein, nein, ich bezahle nicht
mehr als ein Prozent.

Manchmal kommen - selbst wenn man nicht weiß, wie man das Haus verlässt
oder wie man es renoviert - noch neue Freunde hinzu oder wollen
hinzukommen. Ich habe aus meiner Beziehung mit Deutschland gelernt, dass
gesunder Menschenverstand und auch eine klare Perspektive, wenn es darum
geht, etwas in der richtigen Reihenfolge zu machen, sehr viel Effizienz mit
sich bringt. Ich sage mir in diesem Fall: Wir machen das vielleicht nicht
alles in der richtigen Reihenfolge. Insofern begrüße ich die
Hartnäckigkeit, den Mut, die Fortschritte, die von den beiden
Verantwortlichen in Albanien und Nordmazedonien gemacht worden sind. Sie
haben in ihren Ländern in den vergangenen Jahren sehr viel erreicht. Das
erkenne ich auch an, und ich möchte, dass wir ein positives Signal
aussenden.

Der zweite Punkt ist: Ich bin fest davon überzeugt - genauso wie die
Bundeskanzlerin -, dass der Westbalkan eine strategische Region für Europa
ist und dass wir dort einen Einklang mit Europa herstellen müssen. Es gibt
noch einige Punkte, die wir jetzt finalisieren müssen, bevor wir
Verhandlungen eröffnen. Ich denke, wir müssen dieses Verfahren reformieren -
 ein Verfahren, das heute unumkehrbar ist. Wir machen manchmal einige
Sachen, die komisch erscheinen; das weiß man vielleicht gar nicht so. Man
gibt eine Visafreiheit und eine freie Reisemöglichkeit, bevor man gewisse
andere Möglichkeiten eröffnet. Wir haben das mit Albanien, obwohl es noch
gar keine Verhandlungen gibt. Das erscheint doch als Beziehung etwas
ungewöhnlich. Das heißt, auch das muss man in der richtigen Reihenfolge
angehen. Diese Visafreiheit hat dazu geführt, dass es heute Tausende in
Frankreich gibt, die nach Asyl fragen. Wie soll ich meinen Mitbürgerinnen
und Mitbürgern erklären, dass die zweithäufigsten Asylgesuche aus Albanien
stammen?

Aber alles läuft jetzt so gut, dass wir Beitrittsverhandlungen mit der EU
eröffnen werden. Wenn ich das den Menschen nicht erklären kann, dann habe
ich ein Problem - und ich kann das zum jetzigen Zeitpunkt nicht erklären,
denn wir haben das in einer Reihenfolge gemacht, die so nicht richtig ist.
Das heißt, wir müssen jetzt erst einmal die richtige Reihenfolge einführen,
wir müssen einen progressiven Weg finden. Mir scheint, das muss auch eine
gewisse Reversibilität beinhalten, sodass man das zu jedem Zeitpunkt auch
wieder stoppen kann.

Wir sehen das zum Beispiel aktuell mit der Türkei. Vor Jahren haben wir die
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei eröffnet. Hat die Türkei jetzt eine
Möglichkeit, der EU beizutreten oder ein neues Kapitel zu eröffnen? Diese
Prozess ist nicht reversibel. Der Prozess ist komplett gestoppt, aber er
ist nicht reversibel. Das heißt, wir müssen dieses Verfahren modernisieren.

Es gibt noch einige Punkte, die wir mit diesen Ländern aufnehmen müssen.
Das umfasst zum Beispiel das Thema Migration, aber auch das, was die
Kommission gefordert hat.

Das heißt, ich habe die gleiche geopolitische Position wie die
Bundeskanzlerin, diese strategische Perspektive, und ich möchte den
Verantwortlichen gegenüber auch ein positives Signal aussenden. Aber
vielleicht sind wir es jetzt eben, die ein wenig mehr Zeit brauchen, um das
Ganze in der richtigen Reihenfolge anzugehen.

Frage: Herr Macron, am 8. Oktober haben Sie die Franzosen zu Wachsamkeit
aufgerufen, weil Institutionen allein nicht ausreichen, um vor dem
Islamismus zu warnen. Gehen Sie davon aus, dass das in Anbetracht der
aktuellen Spannungen, die in Frankreich seit einer Woche herrschen, noch so
angemessen ist? Verurteilen Sie das, was gegen eine kopftuchtragende Frau
von einem Abgeordneten geäußert worden ist? Außerdem sagte der
Bildungsminister, dass Mütter, die ein Kopftuch tragen, nicht mit auf
Schulreisen gehen sollten. Halten Sie das für richtig?

P Macron: Wie Sie wissen, wurden wir in der Polizeipräfektur von Paris, in
unserem Herzen, tief getroffen. Vier Polizisten haben dort durch einen
Terroristen ihr Leben verloren, und die aktuellen Ermittlungen laufen noch.
Das heißt, ich werde das nicht kommentieren.

Zu diesem Zeitpunkt habe ich etwas gesagt, woran ich glaube: Das, was die
Republik tun muss, ist aufrecht bleiben. Vergessen Sie auch nicht, dass ich
gesagt habe: Wir müssen geeint sein, wir müssen eine vereinte Front bilden,
wir müssen wachsam gegenüber all jenen, die sich in unserer Gesellschaft
radikalisieren. Wir müssen eine Einheit bilden, unabhängig davon, was
Überzeugung und Religion unserer Mitbürger sind - wir alle gemeinsam,
unabhängig von dem, an was man glaubt oder was man nicht glaubt.

Seit fünfzehn Tagen beobachte ich jedoch etwas - und es tut mir leid, wenn
ich Ihnen das so klar sagen muss -, das so nicht richtig ist: Alles wurde
in der Debatte vermischt, und bei einigen politischen Kommentatoren zeigte
sich sehr viel fehlendes Verantwortungsbewusstsein. Frankreich wurde
angegriffen von einer Radikalisierung, von einem Terroristen, und dagegen
kämpft die Regierung seit dem ersten Tag. Maßnahmen wurden ergriffen und
durchgeführt, Gesetze wurden erlassen, Menschen wurden verhaftet, andere
wurden ausgewiesen. Der Innenminister hat sich dazu geäußert und wird es
auch weiterhin tun. Er wird seine Ergebnisse ohne Naivität oder
Selbstgefälligkeit berichten. Gewisse Schulen wurden geschlossen, es wurden
Maßnahmen ergriffen, die so noch nie ergriffen worden sind.

Ich habe aber auch einen zweiten Kampf erwähnt, und zwar den Kampf gegen
Kommunitarismus. Das ist kein Terrorismus, das muss man ganz klar
unterscheiden. Das ist der Wille, sich innerhalb der Republik im Namen
einer Religion abzuspalten. Auch in diesem Bereich ist die Regierung seit
dem ersten Tag engagiert, und sie wird weitere Maßnahmen ergreifen, damit
die Kinder wieder in die Schule gehen und damit Schulen geschlossen werden,
die die Gesetze der Republik nicht achten. Auch da werden wir also tätig -
und das umfasst alle Ressorts -, damit die Republik die Rechte verteidigt.
Es gibt Religionen in Frankreich, es gibt eine Religion des Islam in
Frankreich, und dieser agiert im Rahmen der Republik. Wir müssen alle
Regeln achten und einhalten, und das vollständig. Dort gebe ich auch nicht
nach. Aber man muss auch die Religionsfreiheit achten. Das ist der
Laizismus.

Ich höre als Hintergedanken der Beziehungen, die Sie in Ihrer Frage quasi
herstellen, eine Abkürzung - und das ist fatal -, nämlich zwischen dem
ersten und dem dritten Thema, das Sie angesprochen haben, also zwischen
dieser Einheit, die wir bilden müssen, der Notwendigkeit, dass wir uns
nicht aufteilen, um gegen Radikalisierung in unserer Gesellschaft
vorzugehen - - Wir müssen uns engagieren, damit die Republik
Kommunitarismus nicht hinnimmt, aber wir dürfen unsere Mitbürger nicht
stigmatisieren.

Ich habe gesagt: Wir müssen eine Einheit bilden - das ist die Republik. Ich
glaube, das können wir alle zusammen tun, und wir können alle gleichzeitig
den Laizismus achten. Wir müssen uns aber auf das konzentrieren, was
wichtig ist, und das ist eine Bedrohung. Wir dürfen uns auf keinen Fall
spalten lassen. Das ist meine Antwort und meine Verantwortung in diesem
Moment. Es geht jetzt nicht darum, bei diesem Thema Gutes oder Schlechtes
zu identifizieren. Der Premierminister, der Bildungsminister, der
Innenminister, die gesamte Regierung arbeitet jeden einzelnen Tag daran,
eine Einheit zu bilden, und dazu rufe ich jeden auf. Natürlich gibt es dann
auch jene, die das Ganze kommentieren und die dafür bezahlt werden, das ist
richtig. Aber das Land muss eine Einheit bilden und muss das auch weiterhin
tun. Ich bin hier nicht dafür zuständig, Gutes und Schlechtes
hervorzuheben. Ich habe bereits hunderte Male über dieses Thema gesprochen.

Vielen Dank!

Mittwoch, 16. Oktober 2019

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen Präsidenten Macron

beim Deutsch-Französischen Ministerrat in Toulouse am 16. Oktober 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressekonferenz-von-bundeskanzlerin-merkel-und-dem-franzoesischen-praesidenten-macron-beim-deutsch-franzoesischen-ministerrat-1682346

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AUSSEN/1912: Deutschland muss sich für UN-Blauhelmmission in Nordsyrien einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. Oktober 2019

LAMBSDORFF: Deutschland muss sich für UN-Blauhelmmission in
Nordsyrien einsetzen



Zur angekündigten Waffenruhe in Nordsyrien erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der FDP-Fraktion Alexander Graf
Lambsdorff:

"Der türkisch-amerikanische Deal darf nicht zum Blankocheck für die
innenpolitisch motivierte Kurdenpolitik der Türkei werden. Die
Einstellung der Gefechte in Nordsyrien schafft eine kurze Atempause
für die Zivilbevölkerung, mehr nicht. Anstatt stillschweigend
zuzuschauen, wie andere in unserer Nachbarschaft Weltpolitik machen,
muss sich Deutschland gemeinsam mit den europäischen Partnern für
eine UN-Blauhelmmission und eine Sicherheitszone in Nordsyrien
einsetzen. Die geflüchteten Kurden und Syrer müssen in ihre Heimat
zurückkehren können, die Enteignungen durch die syrische Regierung
ein Ende haben. Zudem wird es höchste Zeit für eine Wiederbelebung
des Friedensprozesses unter Leitung der Vereinten Nationen. Ziel muss
ein dauerhafter Friede und Stabilität in der Region sein."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4900: Skandal im Forschungslabor LPT - Tierversuche stoppen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. Oktober 2019

Skandal im Forschungslabor LPT: Tierversuche stoppen!



In den letzten Tagen sind Informationen über massive Tierquälerei im
Versuchslabor LPT öffentlich geworden. Für den morgigen Sonnabend
rufen nun mehrere Organisationen zu einer Demonstration gegen das
Labor ab 14 Uhr am Neugrabener Markt auf. "Es ist erschütternd und
keinesfalls hinnehmbar, mit welcher Brutalität Tiere im LPT-Labor
offensichtlich gequält werden", erklärt dazu Stephan Jersch, der
tierschutzpolitische Sprecher Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "In einem ersten Schritt müssen die zuständigen Behörden
schnellstens länderübergreifend Aufklärungsarbeit leisten und die
Kontrollen des LPT intensivieren. Ich erwarte, dass die Justiz im
Rahmen ihrer Ermittlungen auch die Befähigung von LPT zur Durchführung
von Tierversuchen auf den Prüfstand stellt."

Weiter müsse der Ausstieg aus sämtlichen Tierversuchen endlich
konsequent angegangen und tierversuchsfreie Forschung ernsthaft
gefördert werden - die Ansätze des Senats dazu sind bei weitem nicht
ausreichend. "Hier ist der politische Wille entscheidend, und der
fehlt bei SPD und Grünen offensichtlich nach wie vor", so Jersch.
"Umso wichtiger ist die Arbeit von SOKO Tierschutz und Cruelty Free
International, die über die Zustände beim LPT aufklären. Ich rufe dazu
auf, die Demonstration am Sonnabend zu unterstützen und ein deutliches
Zeichen gegen die Tierquälereien zu setzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3408: Toleranz ist das Lebenselixier der Demokratie (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 18. Oktober 2019

Toleranz ist das Lebenselixier der Demokratie



Anlässlich der Debatte über die Fortschreibung des Landesprogramms
"Demokratie und Toleranz gemeinsam stärken", erklärt der Sprecher für
Strategien gegen Rechtsextremismus der SPD-Landtagsfraktion Julian
Barlen:

"Wir müssen weiter das grundsätzliche Vertrauen für die Demokratie
stärken. Wir müssen weiter alle Menschen stark machen, für unsere
Werte und für die Rechte der Schwächeren einzustehen. Wir müssen
weiter hart am Wind segeln, wenn es darum geht,
Beteiligungsmöglichkeiten zu verbessern und ein selbstloses Eintreten
für die Gemeinschaft zu fördern.

Deshalb aktiviert unser Landesprogramm verschiedenste Akteure und
bietet ihnen einen gemeinsamen Rahmen für eine klare Haltung pro
Demokratie, für Ausgleich und Frieden und gegen Spaltung, gegen
Ausgrenzung, gegen Hass und gegen Hetze.

Wie immens wichtig das ist, zeigen uns die Folgen einer massiven
Verrohung der politischen Debatten, einer - ganz bewusst kalkulierten
und befeuerten - extremen Polarisierung und Radikalisierung der
Gesellschaft und einer stark steigenden Gewaltbereitschaft. Mit den
jüngsten traurigen Höhepunkten in Hessen und Halle.

Bei allen möglichen Differenzen in Sach- und Fachfragen: Es muss
Konsens aller Demokratinnen und Demokraten sein und bleiben, dass
jegliche Form von Gewalt, Menschenfeindlichkeit, Ausgrenzung und
Abwertung geächtet wird uns unseren scharfen Widerstand erntet.
Toleranz ist das Lebenselixier der Demokratie."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3407: Menschen wollen mitbestimmen können (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 18. Oktober 2019

Menschen wollen mitbestimmen können



Der Landtag hat in seiner aktuellen Sitzung den Bericht des
Bürgerbeauftragten diskutiert.

Im Anschluss erklärt der Obmann der SPD-Landtagsfraktion im
Petitionsausschuss Dirk Stamer:

"Der Bürgerbeauftragte hat im Jahr 2018 rund 1700 Petitionen
behandelt. Die im Vergleich zu den letzten Jahren leicht gestiegene
Anzahl an Petitionen führt Herr Crone auf ein gestiegenes
Problembewusstsein der Bürgerinnen und Bürger zurück. Er stellt fest,
dass Bürgerinnen und Bürger heute vermehrt Entscheidungen von der
Politik und der Verwaltung erwarten, an denen sie möglichst beteiligt
sind und die sie nachvollziehen können. Der Wunsch nach Mitbestimmung
ist gestiegen. Dieses Verhalten können wir im Petitionsausschuss
bestätigen. Dies ist für eine Demokratie eine sehr erfreuliche
Entwicklung, da eine funktionierende Gesellschaft vom Mitmachen und
dem Engagement jedes einzelnen lebt.

Es zeigt sich auch erneut, dass bei zwei Drittel mündlich
vorgetragener Petitionen, davon ein Drittel zu den Sprechtagen des
Bürgerbeauftragten, die Schwelle, Petitionen schriftlich einzureichen,
noch zu hoch zu sein scheint. Das zeigt uns, dass die Bürgerinnen und
Bürger das persönliche Gespräch bevorzugen und damit auch mehr
Bürgerfreundlichkeit verbinden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3406: Ehrenamtskarte kommt schrittweise ab 1.1.2020 (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 18. Oktober 2019

Ehrenamtskarte kommt schrittweise ab 1.1.2020



Der Landtag hat der Einführung einer Ehrenamtskarte ab 2020
zugestimmt.

Dazu erklärt der sozialpolitische Sprecher der

SPD-Landtagsfraktion Jörg Heydorn:

"Ehrenamtlich Engagierte leisten einen hohen Beitrag zum
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Das muss anerkannt und unterstützt
werden. Die Ehrenamtskarte führt beide Aspekte zusammen. Sie wird
sowohl Anerkennung als auch Vergünstigungen bieten.

Die Landesregierung hat das Konzept vorgelegt. Das beinhaltet auch die
Stärkung der örtlichen Mitmachzentralen. Der Landtag hat auf
Initiative der Koalitionsfraktionen die erforderlichen Gelder
bereitgestellt. Jetzt soll die landesweit gültige Ehrenamtskarte
schrittweise ab dem 1. Januar 2020 eingeführt werden. Das ist eine
gute Nachricht für das Ehrenamt und damit für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt im Land."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3405: Scheinanträge und Profilierungssucht sind Markenzeichen der AfD (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Oktober 2019

Scheinanträge und Profilierungssucht sind Markenzeichen der AfD



Anlässlich der Debatte über die Kriminalitätsstatistik erklärt der
polizeipolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Manfred Dachner:

"Mit dem Antrag zur Einführung einer Statistik zur Erhebung von Daten
beim Einsatz von Messern als Tatwerkzeuge erhebt die AfD wieder einmal
eine Forderung, die schon längst von der Innenministerkonferenz
diskutiert wird und ab 2021 eingeführt werden soll. Die
Landesregierung unterstützt den Vorschlag der Bundesratsinitiative,
die einen Änderungsantrag zur Verschärfung des deutschen Waffenrechts
vorsieht.

Von dem Vorschlag der AfD bleibt somit nur heiße Luft übrig.

Niemand verkennt, dass die Rohheitsstraftaten nach jahrelangem
Rückgang von 2009 bis 2016 erstmals seit 2017 leicht angestiegen sind,
darunter auch gefühlsmäßig die "Messerattacken".

Bevor die AfD dieses feststellte haben die Landesregierung und die
Polizei mit entsprechenden Maßnahmen zur Prävention und Repression,
verstärkter Schwerpunktbekämpfung sowie einem Sicherheitspaket von
15 Millionen Euro reagiert.

Die AfD hat bisher nicht einen einzigen konstruktiven Vorschlag zur
inneren Sicherheit in Mecklenburg-Vorpommern gemacht und will nun aus
diesem populistischen Antrag Kapital schlagen. Was jedoch von diesem
Antrag übrig bleibt, ist allein der bekannte Fingerzeig auf Ausländer
als Grund allen Übels und der erneute Beleg der rassistischen Genetik
der selbsternannten Alternativ-Partei."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5261: Kinder- und Jugendschutz auch im digitalen Raum durchsetzen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.10.2019

Kinder- und Jugendschutz auch im digitalen Raum durchsetzen



Auf Initiative von der GRÜNEN Landtagsfraktion wurden heute die
Gefahren von Kinder-Spiele-Apps im Ausschuss für Familie, Jugend,
Integration und Verbraucherschutz diskutiert. Grundlage ist eine
Studie der Stiftung Warentest mit Jugendschutz.net sowie dem
Kompetenzzentrum von Bund und Ländern für den Schutz von Kindern und
Jugendlichen im Internet. Zu den Ergebnissen und der Diskussion im
Ausschuss erklärt die verbraucherschutzpolitische Sprecherin der
Fraktion, Katharina Binz:

"Wenn Kinder Online-Angebote nutzen, brauchen sie zuverlässigen Schutz
vor kindeswohlgefährdenden Inhalten. Die Studienergebnisse zeigen hier
dringenden Handlungsbedarf: Auch in vermeintlich kindgerechten Apps
und Diensten sind Kinder immer wieder mit Gewalt, Pornografie und
Glücksspiel konfrontiert. Das von Kinder-Spiele-Apps ausgehende
Gefährdungspotenzial muss deshalb Teil der politischen Diskussion
werden. Der Staat hat den Auftrag, einen angemessenen Kinder- und
Jugendmedienschutz zu gewährleisten. Es steht außer Frage, dass
Kinderrechte auch im digitalen Raum gelten müssen. Die Vorgaben der
UN-Kinderrechtskonvention wie das Recht auf Privatsphäre, der Schutz
vor Gewalt und vor wirtschaftlicher Ausbeutung müssen hier ebenfalls
berücksichtigt werden.

Insbesondere glücksspielartige Handyspiele werden jedoch bislang vom
deutschen Jugendschutz selten beanstandet, weil sie rechtlich nicht
als echtes sondern als sogenanntes simuliertes Glücksspiel gelten.
Obwohl derartige Spiele eine starke Suchtgefahr bergen, wird etwa das
Glücksspiel simulierende Handygame 'Coin Masters' bei manchen
Anbietern ohne Altersbeschränkung freigegeben. Das Beispiel zeigt,
dass wir unbedingt einen wirksamen Gesetzesrahmen brauchen, um den
Schutz von Kinderrechten auch im digitalen Umfeld zu gewährleisten."


Hintergrund:

Die Stiftung Warentest hat gemeinsam mit Jugendschutz.net sowie dem
Kompetenzzentrum von Bund und Ländern für den Schutz von Kindern und
Jugendlichen im Internet 14 beliebte Handyspiele aus der Perspektive
zehnjähriger Kinder geprüft. Die Untersuchung ergab, dass in mehreren
Spielen teilweise Werbung für Spiele ab 18 Jahren geschaltet wurde.
Die Tester stießen zudem auf Verweise zu pornografischen Inhalten, auf
Nazi-Pseudonyme sowie ein Spiel, in dem "böse Juden" getötet werden
sollen.

Digitale Medien sind aus den Lebenswelten von Kindern heute nicht mehr
wegzudenken. Laut der KIM-Studie zur Mediennutzung von Kindern
zwischen sechs und 13 Jahren aus dem Jahr 2018, besitzen 51 Prozent
der Kinder in Deutschland ein eigenes Mobiltelefon. Von den
Handynutzerinnen und -nutzern gaben mehr als die Hälfte an, Spiele zu
spielen und/oder Apps zu nutzen. Ein Zehntel der in der
KIM-Untersuchung befragten Eltern berichteten, dass ihr Kind schon
einmal mit problematischen Inhalten im Internet konfrontiert wurde.

Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.mpfs.de/studien/kim-studie/2018/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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KULTUR/301: Frankfurter Buchmesse - lebendige Literaturszene in Deutschland stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Frankfurter Buchmesse: lebendige Literaturszene in Deutschland stärken



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Zum 71. Mal präsentiert sich seit Mittwoch die deutsche und
internationale Buch- und Medienbranche auf der Frankfurter Buchmesse.
Die rund 7.450 Ausstellerinnen und Aussteller aus 104 Ländern sind
Ausdruck unserer lebendigen Literaturlandschaft. Die
SPD-Bundestagsfraktion will diese Vielfalt stärken.

"Die Literatur hat eine große Bedeutung für unsere Gesellschaft. Die
Literaturlandschaft in Deutschland ist einzigartig, vielfältig und
lebendig. Das spiegelt sich auch in unserem breit gefächerten
Verlagswesen wider. Die SPD-Bundestagsfraktion bekennt sich zu dieser
Vielfalt und will sie - gerade auch in Zeiten fortschreitender
Digitalisierung und tiefgreifender Mediatisierung aller Lebensbereiche
- bewahren und stärken.

Vor diesem Hintergrund gilt es, den Zugang zu elektronischen
Verlagspublikationen weiterhin zu verbessern. Ein wichtiger Schritt
dahin ist die Anwendung des ermäßigten Mehrwertsteuersatzes für
E-Books, digitale Zeitungen und Periodika. Die SPD-Bundestagsfraktion
begrüßt die Initiative der Bundesregierung, Bücher, Zeitungen und
Zeitschriften steuerlich gleich zu behandeln. Diese Verbesserung
unterstützt zugleich unsere vielfältige Presselandschaft als Garant
für eine freie und unabhängige Meinungsbildung.

Ohne unsere Autorinnen und Autoren wäre eine lebendige Literaturszene
nicht denkbar. Die SPD-Bundestagsfraktion macht sich stark dafür, dass
sie fair vergütet werden. Wir wollen die Situation der Urheberinnen
und Urheber weiterhin durch ein modernes und zeitgemäßes Urheberrecht
und ein wirksames Urhebervertragsrecht verbessern."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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RECHT/722: 100 Jahre Weimarer Reichsverfassung - Vorbild und Mahnung zugleich


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

100 Jahre Weimarer Reichsverfassung - Vorbild und Mahnung zugleich



Katrin Budde, zuständige Berichterstatterin;

Marianne Schieder, zuständige Berichterstatterin:

Das von der Großen Koalition vereinbarte Konzept zur Förderung der
"Orte deutscher Demokratiegeschichte" ist auf dem Weg gebracht. Das
Programm soll unsere reiche Demokratiegeschichte würdigen.

"Mit unserem Koalitionsantrag 'Orte der Freiheit und Demokratie:
100 Jahre Weimarer Reichsverfassung' erinnern wir an die Gründung der
ersten parlamentarischen Demokratie in Deutschland vor 100 Jahren.
Weimar ist untrennbar mit dem Streben nach Freiheit und Demokratie
verbunden. Auch wenn die Weimarer Republik nach knapp 15 Jahren
scheiterte, so ist das nicht die Schuld der Verfassung, sondern vor
allem dem Mangel an überzeugten Demokratinnen und Demokraten
zuzuschreiben.

Die Weimarer Zeit ist Vorbild und Mahnung zugleich: Die Weimarer
Reichsverfassung ist Vorbild für unser Grundgesetz. Denn sie
beinhaltete zum Beispiel das Frauenwahlrecht, die Versammlungs- und
Meinungsfreiheit, die Unverletzlichkeit der Freiheit der Person und
die Freiheit von Kunst, Wissenschaft und Lehre. Sie ist aber auch
Mahnung für uns. Denn Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
sind keine Selbstverständlichkeit. Diese Werte müssen immer wieder
gelebt und verteidigt werden.

Die SPD-Bundestagsfraktion will mit dem Konzept 'Orte der
Demokratiegeschichte' die Orte, die symbolhaft für unsere
demokratische Tradition stehen, verstärkt ins öffentliche Bewusstsein
rücken. Mit der Stärkung des demokratischen Geschichtsbewusstseins
wird auch unsere Demokratie gestärkt. Und das ist aufgrund der
aktuellen Ereignisse dringend nötig.

Hier ist nun Staatsministerin Monika Grütters in der Pflicht, zügig
ein Konzept für die Orte der Freiheit und der Demokratie vorzulegen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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SOZIALES/2785: Wohngelderhöhung kommt zum 1. Januar 2020


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Wohngelderhöhung kommt zum 1. Januar 2020



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher;

Ulli Nissen, zuständige Berichterstatterin:

Der Deutsche Bundestag hat heute die Wohngeldreform verabschiedet.
Damit ist der Weg frei für eine Wohngelderhöhung zum 1. Januar 2020.
Künftig steigt das Wohngeld mit den Miet- und Verbraucherpreisen
automatisch. Die SPD-Bundesfraktion begrüßt die Erhöhung ausdrücklich.

"Das Wohngeld erfüllt eine wichtige sozialpolitische Funktion. Mit der
Reform tragen wir dazu bei, dass Wohnen auch für einkommensschwache
Haushalte bezahlbar bleibt. Erstmalig werden wir eine Dynamisierung
des Wohngeldes einführen. Künftig wird das Wohngeld alle zwei Jahre an
die Miet- und Verbraucherpreisentwicklung angepasst. Damit sichern wir
die mit der Wohngeldreform im Jahr 2020 erreichte Entlastungswirkung
des Wohngeldes auch für die kommenden Jahre. Wir nehmen den Menschen
die Angst, aus dem Wohngeld rauszufallen. Die Reform des
Wohngeldgesetzes und seine regelmäßige Dynamisierung ist ein
Meilenstein sozialdemokratischer Politik in dieser großen Koalition
für ein solidarisches Land.

Mit der Reform werden Reichweite und Leistungsniveau des Wohngeldes
erhöht. So haben ab 2020 knapp 660.000 Haushalte Anspruch auf
Wohngeld, eine Steigerung um 40 Prozent. Gleichzeitig gibt es mehr
Geld: Der durchschnittliche Wohngeldbetrag eines
Zwei-Personen-Haushalts steigt von 145 Euro auf voraussichtlich 190
Euro.

Neu eingeführt wird die Mietenstufe VII. Die neue Mietenstufe trägt
den starken regionalen Unterschieden des Mietniveaus innerhalb
Deutschlands Rechnung. Diese Mietenstufe erhalten nun Kreise und
Gemeinden mit einer Abweichung des Mietenniveaus von 35 Prozent und
höher gegenüber dem Bundesdurchschnitt.

Durch einen Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen wird für Inseln
ohne Festlandanschluss eine eigene gemeinsame Mietenstufe festgelegt.
Denn das Mietenniveau auf diesen Inseln ist in der Regel wesentlich
höher als in den ihnen zugeordneten jeweiligen Kreisen auf dem
Festland. Damit unterstützen wir Haushalte mit niedrigen Einkommen auf
diesen Inseln, die Probleme haben, eine Wohnung mit einer günstigen
Miete zu finden oder die Miete weiterhin zu bezahlen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1186: Mehr Klimaschutz im Gebäudesektor dank energetische Sanierung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Oktober 2019

Mehr Klimaschutz im Gebäudesektor dank energetische Sanierung



Klaus Mindrup, Genossenschaftsbeauftragter:

Das Bundeskabinett hat ein Steuerpaket zur Umsetzung des
Klimaschutzprogramms 2030 beschlossen. Das Paket umfasst ist die
steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung.

"Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die von der Bundesregierung auf
den Weg gebrachten steuerlichen Förderungen der energetischen
Gebäudesanierung. Es ist ein wichtiger Baustein, den klimafreundlichen
Umbau von privat genutztem Wohneigentum, ob Haus oder Wohnung,
attraktiv zu machen. Im Gebäudebereich liegen erhebliche Potenziale
für CO2-Emmissionseinsparungen.

Mit den steuerlichen Förderungen werden die bisherigen Kredit- und
Zuschussprogramme ergänzt. Vorgesehen ist, 20 Prozent der Aufwendungen
für mehr Klimaschutz in den eigenen vier Wänden steuerlich absetzen zu
können. Das ist ein wichtiger Anreiz für Eigentümerinnen und
Eigentümer.

Zusammen mit der Abschaffung des 52 Gigawatt Deckels bei der
Photovoltaik, den Verbesserungen beim Mieterstrom sowie der seriellen
Sanierung, die alle im Klimakabinett beschlossen wurden, ergibt sich
ein hochattraktives Gesamtpaket für den sozial-ökologischen Umbau."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/893: Mobilitätswende - Mit dem Klimapaket gewinnen wir sozial, ökologisch und ökonomisch


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Mit dem Klimapaket gewinnen wir sozial, ökologisch und ökonomisch



Arno Klare, zuständiger Berichterstatter:

Mit dem Klimapaket bringt der Bundestag die Mobilitätswende voran - in
ganz Deutschland und sozialverträglich. Kern des Vorhabens ist ein
breites Maßnahmenbündel, das sowohl die Förderung der
Elektromobilität, den Ausbau alternativer Antriebe als auch die
Stärkung der Schiene umfasst.

"Der Elektromobilität gehört die Zukunft. Sie ist Schlüssel für eine
klimafreundliche Mobilität von Morgen. Darum fördern wir den Umstieg
auf Elektrofahrzeuge noch stärker als bislang: Künftig erhalten
Käuferinnen und Käufer beim Erwerb eines E-Autos, das weniger als
40.000 Euro kostet, eine erhöhte Kaufprämie. Auch Elektrodienstwagen
in dieser Preiskategorie werden steuerlich stärker gefördert. Ziel ist
es insbesondere kleine E-Fahrzeuge auf die Straßen zu bringen.

Elektromobilität umfasst jedoch mehr als E-Autos. Ein Großteil unserer
Züge fährt bereits elektrisch, dasselbe gilt für Straßenbahnen,
E-Bikes und auch E-Scooter. Darum fördern wir insbesondere die Schiene
und den Radverkehr. Mit einem umfassenden Bahnprogramm erhöhen wir das
Eigenkapital der Bahn um 10 Milliarden Euro in den nächsten zehn
Jahren. Damit können zum Beispiel die letzten Schienen elektrifiziert
werden, auf denen bislang noch Dieselloks unterwegs sind. Auch in den
Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs investieren wir viele
Milliarden Euro zusätzlich. Denn gerade im ländlichen Raum besteht
weiter großer Aufholbedarf.

Alternative Kraftstoffe und Wasserstoff spielen eine entscheidende
Rolle in der Energiewende: Mit Wasserstoff können wir grünen Strom
speichern und Verkehrsträger klimafreundlich machen, die bislang auf
fossile Energieträger angewiesen sind: Flugverkehr, Schifffahrt und
etwa Schwerlasttransporte. Die finanzielle Unterstützung der
Wasserstofftechnologie ist wesentlicher Bestandteil der Förderung für
die Braunkohlereviere. Hier stehen insgesamt 40 Milliarden Euro zur
Verfügung.

Kern der Maßnahmen ist der Ausstieg aus der Kohleverstromung. Bis zum
Jahr 2030 werden wir in Deutschland 60 Prozent der
Kohleverstromungskapazität abschalten. Schon 2022 geht die Atomkraft
in Deutschland vollständig vom Netz. Das macht kein anderes
Industrieland. Damit werden wir zum Maßstab und Technologieführer der
Welt. Mit dem Klimapaket gewinnen wir sozial, ökologisch und
ökonomisch."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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AFRIKA/1446: Wie der Klimawandel die Tschadseeregion in einer Konfliktfalle gefangen hält (idw)


adelphi research - 16.10.2019

Wie der Klimawandel die Tschadseeregion in einer Konfliktfalle gefangen
hält



Am 24. und 30. Oktober 2019 präsentiert adelphi in Niamey (Niger) und
Berlin (Deutschland) den Bericht "Shoring Up Stability". Erstmals zeigt
eine wissenschaftliche Studie, wie der Klimawandel auf verschiedene
Sicherheitsrisiken wirkt und die Krise in der Tschadseeregion verschärft.

Die Region um den Tschadsee (Kamerun, Niger, Nigeria, Tschad) ist seit
Jahren in einen Teufelskreis aus Konflikten gefangen. Die Menschen erleben
eine der schlimmsten humanitären Notlagen der Welt mit schätzungsweise
10,7 Millionen Menschen, die auf humanitäre Hilfe angewiesen sind.

Am 16. Oktober 2019 ist es genau fünf Jahre her, seit zwischen der
Regierung Nigerias und bewaffneten Oppositionsgruppen ein Friedensabkommen
vereinbart wurde, um die Feindseligkeiten zu beenden und über 200
entführte Mädchen zurückzugeben. Trotz allem geht die Gewalt weiter.

Am Beispiel der Tschadseeregion zeigt "Shoring up Stability", ein
aktueller Bericht der Berliner Denkfabrik adelphi, wie der Klimawandel auf
Konflikte einwirkt und wie er bewaffnete Konflikte und humanitäre Krisen
verstärken kann. "Der Klimawandel und die Dynamiken des Konflikts wirken
wechselseitig aufeinander. Sie bilden eine Konfliktfalle in der die
Bevölkerung gefangen ist", sagt Janani Vivekananda, Hauptautorin des
Berichts und Senior Advisor bei adelphi. Die Auswirkungen des Klimawandels
erhöhen den Druck auf die lokale Bevölkerung, deren Widerstandsfähigkeit
ohnehin durch den fortdauernden Konflikt mehr und mehr erschöpft wird.

Das Autorenteam hat vier Fragilitätsrisiken identifiziert, die der
Klimawandel in der Tschadseeregion mittelbar verschärfen kann: Die
Lebensgrundlage tausender Menschen ist gefährdet, Ressourcenkonflikte
können angeheizt werden, die zunehmende Rekrutierung nicht-staatlicher
bewaffneter Gruppen und ein zu einseitiger Fokus der Regierungen in der
Region auf militärische Maßnahmen.

"Unsere Analyse dieser Risiken macht deutlich, dass wir uns auf die Lösung
der Kernursachen des Konflikts konzentrieren müssen", sagt Janani
Vivekananda. "Wenn wir nachhaltige und andauernde Lösungen erreichen
wollen, müssen wir von konventionellen, militärischen Denkmustern
abrücken."

Der Bericht schließt mit einer Reihe konkreter Handlungsoptionen, um die
Region aus ihrer Konfliktfalle zu befreien. Die Auswirkungen des
Klimawandels müssen im Rahmen der Friedensförderung sowie der humanitären
Hilfe und der Entwicklungszusammenarbeit gemindert werden. Eine
erforderliche Maßnahme wäre es sicherzustellen, dass die vom
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) initiierte und von
Deutschland unterstützte neue Einrichtung zur regionalen Stabilisierung
für den Tschadsee Lösungen für die genannten Risiken vorantreibt.

Wenn die klimabedingte Fragilität in den Fokus der Ursachenbekämpfung von
bestehenden und künftigen Risiken rückt, besteht Hoffnung, dass die
Tschadseeregion wieder zu einem Motor für die Entwicklung und Sicherung
der Lebensgrundlagen in der Region wird.

Die unabhängige Studie "Shoring Up Stability" der Berliner Denkfabrik
adelphi ist die erste ihrer Art in der Tschadseeregion. Die
Forschungsarbeit ist das Ergebnis von zwei Jahren unabhängiger,
interdisziplinärer Forschung in Kamerun, Niger, Nigeria und im Tschad. Die
Studie vereint Daten hydrologischer Langzeituntersuchungen aus dem
Tschadseebecken mit jüngsten Analyseergebnissen aus zwanzig Jahren
Satellitenbeobachtungen.

Darüber hinaus wurden mehr als 200 lokale Akteure interviewt, inklusive
aktueller und ehemaliger Mitglieder bewaffneter Gruppen sowie, Vertreter
der Zivilgesellschaft, Experten und Entscheidungsträger aus der Region.
Das Team hat methodisch neue Wege beschritten und den Grundstein für
Analysen klimabedingter Fragilitätsrisiken in anderen Teilen der Welt
gelegt. Die Studie wurde durch die deutsche Bundesregierung und die
niederländische Regierung unterstützt.


Originalpublikation:

Vivekananda, Janani; Martin Wall, Florence Sylvestre and Chitra Nagarajan
2019:

Shoring Up Stability. Adressing climate and fragility risks in the
Lake Chad region.

Berlin: adelphi.


Weitere Informationen unter:

https://www.adelphi.de/en/news/launch-shoring-stability-addressing-climate-fragility-risks-lake-chad-basin

- Mehr Informationen zu den Launch-Events

https://shoring-up-stability.org/the-report/

- Bericht "Shoring Up Stability" zum Download

https://shoring-up-stability.org/visuals/

- Bilder und Infografiken

https://shoring-up-stability.org/the-story/

- Hintergrundgeschichte als Comic

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2313
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LATEINAMERIKA/1914: Ecuador - Anmerkungen zum Dialog zwischen Präsident Moreno und CONAIE (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ecuador: Anmerkungen zum Dialog zwischen Präsident Moreno 
und CONAIE (*)

Von Mariano Quiroga, 17. Oktober 2019






[image: Riesige Menschenmenge - Bild: © Walker Vizcarra]

Feier in ElAgora, Casa de la Cultura zum Abschluss der Verhandlungen
zwischen der Regierung und den Organisationen

Bild: © Walker Vizcarra



Buenos Aires, Argentinien - 17.10.2019. Der ecuadorianische Präsident
Lenin Boltaire Moreno besteht darauf, dass die heftigen
Mobilisierungen gegen das von der Regierung verordnete
Austeritätspaket "Paquetazo" aus politischen Kreisen gefördert wurden,
die auf den ehemaligen Präsidenten Rafael Correa zurückgehen. So kann
er die willkürliche Verfolgung und Inhaftierung von politischen
Gegnern ohne Beweise fortsetzen. Der wohl symbolträchtigste Fall
ereignete sich am Montag Morgen, als die Präfektin von Pichincha,
Paola Pabón, in ihrem Haus verhaftet wurde.

Die Bürgerbewegung, die den Streik begann, wurde bald durch das
politische Engagement der indigenen Völker überholt, die sich mit
ihrer organisierten und würdevollen Mobilisierung an die Spitze der
Proteste setzten. Ihre Stärke und Fähigkeit, das Land lahm zu legen,
veranlassten Moreno dazu, einen Dialog anzubieten, für den eine
Kommission geschaffen wurde, die einen Ersatz für das umstrittene und
vom Volk verachtete Dekret 883 ("Treibstoffdekret") des IWF entwarf.

Die ecuadorianische Bischofskonferenz und Mitglieder der Vereinten
Nationen fungierten für diese Kommission als Vermittler. In der
Zwischenzeit riefen die indigenen Anführer zur Demobilisierung und
Rückkehr der vertriebenen indigenen Menschen in ihre Gebiete auf.

Nach den Feiern und der Freude über die Macht des Volkes, trotz der
brutalen Unterdrückung die Regierung in die Knie gezwungen zu haben,
kehrt nun eine gewisse Ruhe in die Straßen der Großstädte zurück,
allerdings noch ohne Schulunterricht und mit minimalem
Verkehrsaufkommen.

Der rechte politische Flügel, der sich an die von Moreno ausgeführten
IWF-Entscheidungen gebunden hatte, hat sein anti-populärstes Gesicht
gezeigt und sein Prestige verloren. Während die Massenmedien die von
kleinen Gruppen hervorgerufenen Unruhen nutzten und Rafael Correa und
den venezolanischen Präsidenten Nicolás Maduro als vermeintliche
Anführer ausmachten, herrscht die allgemeine Meinung, dass die
Regierung das "Paquetazo"-Dekret aufheben, die Verbrechen an den
mobilisierten Menschen verurteilen und den Institutionen ihre Rolle
zurückgeben muss.

Die Unsicherheit bleibt bestehen, der Ausnahmezustand hält an, und die
Uhr tickt, um eine Formel für ein Dekret zu finden, das die Mehrheit
der Menschen im Land respektiert und das die ecuadorianische
Souveränität angesichts der Einmischung durch den Internationalen
Währungsfonds garantiert.

Die Aufmerksamkeit der Welt richtet sich auf Ecuador. Die
Errungenschaften der starken Mobilisierung der Bevölkerung werden von
den Menschen selbst, aber auch von den tatsächlichen Mächten bewertet
werden. Natürlich werden die Ecuadorianer selbst das Erreichte und
ihre gemeinsame Stärke beurteilen müssen, sowie auch die Legitimität
ihrer Vertreter und ihre organisatorische Fähigkeit, die es ihnen
ermöglicht, sich erneut zu erheben, falls Versprechen nicht
eingehalten werden oder wenn gegen den Willen des Volkes regiert wird.

Sehr bald wird Moreno seinen Verpflichtungen gegenüber der Bevölkerung
nachkommen müssen, was zu einer Neuordnung der Kräfte führen wird. Die
brutalen Unterdrückungen jedoch werden den Errungenschaften der
Mobilisierung des Volkes einen tragischen Unterton verleihen.


* CONAIE: Dachverband der Indigenen Völker Ecuadors


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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GEWERKSCHAFT/329: Bund-Länderprogramm gegen Bildungsarmut vorgeschlagen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 18. Oktober 2019

GEW: "Nicht viel Neues - Handeln statt Messen ist angesagt!"

Bildungsgewerkschaft zum IQB-Bildungstrend 2019: 

Bund-Länderprogramm gegen Bildungsarmut vorgeschlagen



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat ein
"Bund-Länderprogramm gegen Bildungsarmut" vorgeschlagen. "Die Armut von
Kindern ist insbesondere in den Stadtstaaten ein großes Problem. Sie wirkt
sich negativ auf den Lernerfolg aus. Wir haben kein Erkenntnisproblem:
Politik muss die Konsequenzen aus den Daten ziehen und endlich handeln",
sagte Ilka Hoffmann, GEW-Vorstandsmitglied Schule, mit Blick auf den heute
veröffentlichten Bildungstrend 2019 des Instituts zur Qualitätsentwicklung
im Bildungswesen (IQB). Sie machte deutlich, dass sich der dramatische
Lehrkräftemangel schon jetzt in den Ergebnissen der Studie widerspiegele.
Dieser Trend werde sich in den nächsten Jahren verstärken, wenn Politik
nicht gegensteuert. Hoffmann mahnte eine Offensive in der
Lehrkräfteausbildung und Qualitätsstandards in der Fort- und Weiterbildung
von Quer- und Seiteneinsteigern an.

"Eine höhere Qualität von Bildung wird durch Standards bei den
Lernbedingungen, die Unterstützung der Unterrichtsentwicklung und massive
Investitionen in eine gute Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer erreicht.
Bildungsmonitoring darauf zu reduzieren, ob Bildungsstandards erreicht
werden, reicht nicht", betonte die GEW-Schulexpertin. "Die quantitative
Forschung muss durch qualitative Methoden der Unterrichtsforschung ergänzt
werden, bei Problemen sind gut evaluierte Unterstützungsmaßnahmen
einzusetzen." So hätten beispielsweise Bremen und Berlin, die im
Bildungstrend nicht gut abschneiden, mit besonders großen sozialen und
pädagogischen Herausforderungen an den Schulen zu kämpfen.

Hoffmann zweifelte an, dass ein Ländervergleich tatsächlich eine
Verbesserung der Bildungsqualität anstoßen könne: "Die einzelnen Schulen
sind mit Blick auf ihre pädagogische Ausrichtung und die Zusammensetzung
der Lerngruppen sehr unterschiedlich. Insofern gibt es kein
länderspezifisches Gesamtsystem mit einem einheitlichen Unterrichtskonzept,
das man anpassen kann. Ein Rückschluss auf die Schulstrukturen in den
Ländern ist daher unredlich."

Zudem würden in der Studie grundsätzlich unterschiedliche Stichproben
miteinander verglichen. Diese könnten sich durch gesellschaftliche
Entwicklungen in ihren Lernvoraussetzungen ändern. "Es ist also nicht klar,
welche Entwicklung genau gemessen werden kann und welche Parameter
ausschlaggebend sind", sagte Hoffmann.

Info: Die vom IQB im Auftrag der Kultusministerkonferenz (KMK) erarbeitete
Schulleistungsstudie untersucht die Kompetenzstände der Schülerinnen und
Schüler der 9. Jahrgangsstufe in den Fächern Mathematik, Biologie, Chemie
und Physik im Ländervergleich. Grundlage bilden die bundesweit geltenden
Bildungsstandards der KMK im Fach Mathematik für den Haupt- und den
Mittleren Schulabschluss sowie die Bildungsstandards in den Fächern
Biologie, Chemie und Physik für den Mittleren Schulabschluss.

Die Leistungen der Schülerinnen und Schüler in Bayern und Sachsen liegen
leicht über dem Durchschnitt. Im Großen und Ganzen gibt es kaum
Verbesserungen beim Erreichen der Bildungsstandards. Auffallend ist, dass
die Gymnasien eine eher ungünstige Entwicklung nehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
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DEMOSKOPIE/841: ARD-Vorwahlbefragung Thüringen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 17. Oktober
2019

ARD-Vorwahlbefragung Thüringen

Linke stärkste Kraft, CDU und AfD folgen gleichauf



In zehn Tagen wird in Thüringen ein neuer Landtag gewählt. Eineinhalb
Wochen vor der Wahl erreicht die CDU in der Sonntagsfrage der
ARD-Vorwahlumfrage 24 Prozent (+2 Prozentpunkte im Vergleich zum
Thüringen-Trend September 2019; Landtagswahl 2014: 33,5 Prozent). Die
Linke käme auf 29 Prozent (+1 im Vgl. zu September; Landtagswahl 2014:
28,2 Prozent) und wäre damit erstmals stärkste Kraft in Thüringen. Die
SPD erreicht 8 Prozent (+1 im Vgl. zu September; Landtagswahl 2014:
12,4 Prozent). Die AfD liegt bei 24 Prozent (-1 im Vgl. zu September;
Landtagswahl 2014: 10,6 Prozent). Die Grünen kämen auf 7 Prozent (-1
im Vgl. zu September; Landtagswahl 2014: 5,7 Prozent). Die FDP liegt
bei 4 Prozent (-1 im Vgl. zu September; Landtagswahl 2014: 2,5
Prozent). Für die Sonntagsfrage im Auftrag der ARD-Tagesthemen hat das
Meinungsforschungsinstitut infratest dimap von Montag bis Mittwoch
dieser Woche 1.011 Wahlberechtigte in Thüringen befragt. Bei dieser
Umfrage handelt es sich ausdrücklich um keine Prognose, sondern um die
politische Stimmung in der laufenden Woche. Die Sonntagsfrage misst
aktuelle Wahlneigungen und nicht tatsächliches Wahlverhalten. Sie
ermittelt einen Zwischenstand im Meinungsbildungsprozess der
Wahlbevölkerung, der erst am Wahlsonntag abgeschlossen ist.
Rückschlüsse auf den Wahlausgang sind damit nur bedingt möglich. Viele
Wähler legen sich kurzfristig vor einer Wahl fest. Eine große
Bedeutung hat zudem die letzte Phase des Wahlkampfs mit der gezielten
Ansprache von unentschlossenen und taktischen Wählern.

Aktuell sind 58 Prozent der Thüringer mit der Arbeit der
Landesregierung aus Linke, SPD und Grünen zufrieden bzw. sehr
zufrieden (+2 Prozentpunkte im Vgl. zu September), 39 Prozent sind mit
der Regierung aktuell weniger bzw. gar nicht zufrieden (-2).

In der Frage, wer künftig die Regierung in Thüringen führen soll,
ergibt sich kein eindeutiges Bild. 40 Prozent der Befragten wollen,
dass die Linke weiterhin die Regierung führt. 49 Prozent wünschen
sich, dass künftig eine andere Partei die Regierung führt.

Die aktuelle Landesregierung hätte nach den Zahlen der
ARD-Vorwahlbefragung in Thüringen keine Mehrheit mehr. Die
Regierungsbildung würde sich laut der derzeitigen politischen Stimmung
schwierig gestalten. Denn die CDU hat eine Koalition mit der Linken
ebenso ausgeschlossen wie mit der AfD. Dass die CDU eine
Regierungszusammenarbeit mit der Linken ausgeschlossen hat, findet
eine Mehrheit der Befragten (55 Prozent) nicht gut. 38 Prozent
hingegen finden das gut. Im Falle der AfD ergibt sich ein anderes
Bild: Dass die CDU eine Regierungszusammenarbeit mit der AfD
ausgeschlossen hat, findet eine Mehrheit der Befragten (68 Prozent)
gut. 28 Prozent finden das nicht gut. Zugleich teilen 72 Prozent der
Bürger die Ansicht, die AfD in Thüringen distanziere sich nicht genug
von rechtsextremen Positionen. 22 Prozent stimmen dieser Aussage eher
nicht zu.

Mit der politischen Arbeit des Ministerpräsidenten Bodo Ramelow
(Linke) sind aktuell 62 Prozent der Befragten zufrieden bzw. sehr
zufrieden. Rund ein Drittel der Befragten (31 Prozent) sind mit seiner
Arbeit aktuell weniger bzw. gar nicht zufrieden.

Im Vergleich zum Vormonat verliert Ramelow damit 3 Prozentpunkte. In
seiner Zeit als Ministerpräsident hat er indes zugelegt. Vor der
Landtagswahl 2014 waren mit seiner Arbeit 51 Prozent der Befragten
zufrieden bzw. sehr zufrieden. Mit der Arbeit des
SPD-Landesvorsitzenden und Wirtschaftsministers Wolfgang Tiefensee
sind aktuell 49 Prozent der Befragten in Thüringen zufrieden bzw. sehr
zufrieden (-2 Prozentpunkte im Vgl. zu September). Mit
CDU-Spitzenkandidat Mike Mohring sind 32 Prozent zufrieden bzw. sehr
zufrieden. Er verliert gegenüber September 8 Prozentpunkte. Mit der
Arbeit der thüringischen Umweltministerin Anja Siegesmund (Grüne) sind
26 Prozent zufrieden bzw. sehr zufrieden (-5). Mit der Arbeit des
AfD-Spitzenkandidaten Björn Höcke sind 15 Prozent zufrieden bzw. sehr
zufrieden (-2).


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.011 Befragte

	Erhebungszeitraum: 14.10.2019 bis 16.10.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag in
Thüringen Landtagswahl wäre?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Landesregierung in
Thüringen?

Wenn Sie an die Zeit nach der Landtagswahl denken: Soll die Linke
weiterhin die Regierung führen oder wünschen Sie sich, dass eine
andere Partei die Regierung führt?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von ... sehr zufrieden, zufrieden, weniger zufrieden oder gar nicht
zufrieden?

Ich nenne Ihnen nun einige Aussagen. Geben Sie bitte zu jeder der
folgenden Aussagen an, ob Sie dieser eher zustimmen oder eher nicht
zustimmen.

Die AfD in Thüringen distanziert sich nicht genug von rechtsextremen
Positionen.

Ich finde es gut, dass die CDU in Thüringen eine
Regierungszusammenarbeit mit der AfD ausgeschlossen hat.

Ich finde es gut, dass die CDU in Thüringen eine
Regierungszusammenarbeit mit der Linken ausgeschlossen hat.

 * 
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REDE/990: Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel, 17.10.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel in Berlin vor dem
Deutschen Bundestag 

Donnerstag, 17. Oktober 2019 in Berlin


(Protokoll des Deutschen Bundestages)



Sehr geehrter Herr Präsident!

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine Damen und Herren!

Seit nunmehr zweieinhalb Jahren verhandeln wir intensiv über den Austritt
des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union. Es hat in den
letzten Tagen Bewegung gegeben, deutliche Bewegung. Die britische Seite hat
Verhandlungsbereitschaft gezeigt und diese durch sehr konkrete Vorschläge
unterlegt. Wir sind also auf einem besseren Weg als zuvor, aber - das muss
ich heute Morgen hier ganz klar sagen - wir sind noch nicht am Ziel. Wir
müssen und werden deshalb unverändert alles tun, um die Verhandlungen zu
einem erfolgreichen Ende zu bringen. Ich möchte Michel Barnier, dem
Verhandlungsführer, und seinem Team ganz herzlich danken, die wirklich Tag
und Nacht dabei sind.

Deshalb ist es gut, dass die amtierende finnische Ratspräsidentschaft die
Debatte nach vorne bringt und dem Europäischen Rat eine Beratungsgrundlage
hierzu vorlegt. Es wird auf diesem Europäischen Rat - ich sage: leider -
noch keine Einigung darüber geben. Aber es wird Gespräche geben, in denen
ich mich für einen zukunftsorientierten Haushalt einsetzen werde, der
Europas Handlungsfähigkeit in dreierlei Hinsicht sichert:

Erstens. Für uns ist eine Modernisierung des mehrjährigen Finanzrahmens
entscheidend. Unsere Ziele müssen durch entsprechende Festschreibungen im
Haushalt unterstützt werden. Dies gilt für den Klimaschutz, die Migration
und ein forschungsstarkes und innovatives Europa sowie eine stärkere
Zusammenarbeit in der Außen- und Sicherheitspolitik. Die Verlässlichkeit
etablierter Politikbereiche wird dabei natürlich nicht infrage gestellt. So
muss zum Beispiel berücksichtigt werden, dass viele Regionen in den neuen
Bundesländern weiterhin strukturelle Nachteile haben. Insgesamt geht es
darum, das richtige Gleichgewicht für einen Haushalt zu finden, der gerade
auch Europas neuen Herausforderungen gerecht werden kann.

Zweitens. Ausgangspunkt der Verhandlungen können nicht Wünsche sein,
sondern es müssen realistische Grundlagen sein. Als Nettozahler führen wir
die Verhandlungen zum Volumen auf der Grundlage eines Budgetansatzes in
Höhe von 1 Prozent der Wirtschaftsleistung der 27 EU-Mitgliedstaaten.
Allein das bedeutet schon einen deutlichen Anstieg der Beiträge, gerade
auch für Deutschland.

Drittens. Deutschland wird aufgrund dieses Anstiegs und auch aufgrund des
bevorstehenden EU-Austritts des Vereinigten Königreichs beim mehrjährigen
Finanzrahmen übermäßig stark belastet. Deshalb müssen wir auch über eine
faire Lastenteilung auf der Finanzierungsseite und einen Rabatt für
Deutschland sprechen.

Außerdem hat die von der Europäischen Kommission vorgeschlagene Verknüpfung
der Rechtsstaatlichkeit mit den EU-Finanzen für uns höchste Priorität; denn
die Mitgliedschaft in der Europäischen Union und die damit verbundenen
Freiheiten und Errungenschaften haben auch mit einer entsprechenden
Verantwortung beim Einsatz von EU-Mitteln einherzugehen. Wer bei der
Ausgabe europäischer Mittel Grundsätze und Prinzipien des Rechtsstaats
missachtet, der soll in Zukunft nicht mehr erwarten dürfen, weiterhin von
Europa uneingeschränkt finanziell profitieren zu können.

Damit stärken wir die gute Regierungsführung in ganz Europa und schützen
die Interessen von Millionen von Steuerzahlern.

Eine zügige Verabschiedung des mehrjährigen Finanzrahmens ist Voraussetzung
für die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union. Sie ist damit auch
Voraussetzung dafür, dass die neue Kommission der Europäischen Union, die
bald ihre Arbeit aufnehmen wird - leider etwas verspätet -, ihre
Prioritäten auch wirklich umsetzen kann.

Wir stehen derzeit zwischen dem Ausscheiden der alten Kommission und dem
Antritt der neuen Kommission. Ich möchte dem scheidenden
Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker sowie dem noch amtierenden
Präsidenten der Europäischen Union, Donald Tusk, für ihren unermüdlichen
und leidenschaftlichen Einsatz für Europa danken.

Beide haben Großes und Bleibendes für Europa und seine Bürgerinnen und
Bürger geleistet. Mit der im Juni verabschiedeten Strategischen Agenda
haben beide entscheidend mitgeholfen, das Programm für die kommenden fünf
Jahre zu umreißen.

Der neue institutionelle Zyklus mit einer neuen Kommission ist nun Anlass,
uns über den weiteren Weg, über Ziele und Prioritäten zu verständigen, um
Europa weiter voranzubringen. Darüber werden wir schon auf dem heutigen
Europäischen Rat mit der neuen Kommissionspräsidentin, Ursula von der
Leyen, sprechen. In ihren politischen Leitlinien hat sie die Schwerpunkte
ihrer zukünftigen Arbeit umrissen.

Ich begrüße sehr, dass die gewählte Kommissionspräsidentin von Beginn an
deutlich gemacht hat, dass sie die neue Kommission als eine geopolitische
Kommission versteht.

Schon heute setzt Brüssel Maßstäbe weltweit, wenn zum Beispiel die
Wettbewerbsbehörde Entscheidungen gegen mächtige Konzerne wie Google oder
Facebook trifft. Solche Maßstäbe wollen wir auch in anderen Bereichen
setzen, etwa beim Klimaschutz oder bei der Digitalisierung, bei
Herausforderungen, in denen wir nur gemeinsam als Europa ein Zeichen setzen
können, das dann auch weltweit gesehen wird und Gewicht entfaltet. Europa
muss eigene Akzente setzen und digital souverän werden. Wir brauchen
Alleinstellungsmerkmale, die unsere Art, zu leben, auch in der
Digitalisierung widerspiegeln. Bei einer erfolgreichen Digitalisierung made
in Europe muss und wird daher der Mensch im Mittelpunkt stehen. Das war
schon der Leitgedanke bei der Datenschutz-Grundverordnung, und das wird
auch der Leitgedanke sein, wenn es um ethische Maßstäbe für die künstliche
Intelligenz und den Umgang mit Daten im 5G-Netzbereich geht.

Das trifft genauso auf den Bereich des Klimaschutzes zu. Für diese
Menschheitsherausforderung hat die neue Kommission unter anderem ein
europäisches Klimagesetz und einen sogenannten European Green Deal
angekündigt, mit dem Europa bis 2050 der erste klimaneutrale Kontinent
werden soll.

Europa zeigt damit, dass es sich zum Pariser Klimaabkommen und dem dort
vereinbarten 1,5-Grad-Ziel sowie zur Klimaneutralität bekennt. Bei der
Umsetzung dieser Ziele sind wir uns in Europa jedoch noch nicht mit allen
Mitgliedstaaten einig. Wir haben natürlich die Besonderheiten jedes
einzelnen Mitgliedstaates zu bedenken; denn es macht einen Unterschied, ob
ein Land wie zum Beispiel Polen 80 Prozent seiner Energie aus Kohle gewinnt
oder ob ein Land wie zum Beispiel Schweden schon heute über 50 Prozent des
Energieverbrauchs aus erneuerbaren Quellen trägt. Aus diesem Grund muss
Europa die Staaten bei ihrem Übergang zur Klimaneutralität bis 2050
unterstützen, um mittelfristig weiterhin Vorreiter für Klimapolitik in der
Welt zu sein.

Meine Damen und Herren, eine sich ausdrücklich als geopolitisch verstehende
Europäische Kommission wird darauf setzen, Europas Rolle in der Welt zu
stärken. Dazu müssen wir geschlossener für unsere Überzeugungen und
Interessen einstehen. Vor dem Hintergrund einer sich rasant verändernden
globalen Lage kann sich Europa ein Auseinanderfallen in wichtigen
außenpolitischen Fragen nicht weiter leisten.

Deutschland tritt seit jeher für genau dieses, nach außen starke Europa
ein. Aus diesem Grund werden wir zum Beispiel im Rahmen der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft im nächsten Jahr alle Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union zu einem EU-China-Gipfel nach Leipzig einladen. Wir
machen die Beziehung der Europäischen Union mit China zu einem Schwerpunkt
unserer EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020; denn heute haben
wir keine einheitliche Chinapolitik der Europäischen Union, und das ist
nicht gut für die Europäische Union.

Es ist entscheidend, dass Europa mit einer Stimme spricht. Sonst können wir
keine konkreten Ergebnisse für unsere zukünftige Zusammenarbeit erzielen,
etwa wenn es um den Klimaschutz oder um Investitionen geht. Dazu will
Deutschland in seiner Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 einen
Beitrag leisten. Die Zeiten sind unruhig und die Erwartungen an Deutschland
hoch. Dessen bin ich mir bewusst. Gleichwohl freuen wir uns auf die
Zusammenarbeit mit unseren Partnern in Europa wie auch mit dem jüngst neu
gewählten Europäischen Parlament und mit der neuen Kommission.

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen bei allen
Herausforderungen niemals vergessen, was wir ganz grundsätzlich an Europa
haben: diese einzigartige Friedens- und Wertegemeinschaft. Und ein Blick an
die Grenzen Europas zeigt, was wir an Europa haben.

Dieser Tage erinnern wir bei uns an den Fall der Berliner Mauer vor 30
Jahren. Wir erinnern uns an den Mut der Abertausenden DDR-Bürgerinnen und -
Bürger, die 1989 für Freiheit, Demokratie und Gerechtigkeit auf die Straße
gegangen sind. Und dieser Mut erinnert uns wiederum daran, wie sehr es sich
lohnt, auch in Zukunft für Überzeugungen, Werte und Ziele einzutreten,
gerade auch für ein vereintes Europas.

Dieser Mut erinnert uns daran, dass Veränderungen zum Guten möglich sind.
Sich dafür einzusetzen, gerade auch in Europa, ist unsere Pflicht.

Herzlichen Dank.

 * 

Quelle:

Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel in Berlin vor dem Deutschen Bundestag, 17.10.2019
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KRIEG/1755: Waffen für die Türkei - Doppelstrategie ... (SB)




Dagdelen nannte die neuen Zahlen einen "Offenbarungseid" der
Bundesregierung. Sie belegten "in erschreckender Weise die skrupellose
Hochrüstung der Türkei". (...) "So entlarvt sich das ganze Gerede von
einer restriktiven Rüstungsexportpolitik selbst als großer
Schwindel."

Sevim Dagdelen (Stellvertretende Vorsitzende der Linksfraktion) [1]

Der Angriffskrieg des Erdogan-Regimes in Nordsyrien nötigte auch der
Bundesregierung eine Reaktion ab, die jedoch so zahnlos ausfiel, daß
man eher von einer symbolpolitischen Geste als einer wirksamen
Sanktion sprechen mußte. Außenminister Heiko Maas gab bekannt, daß
keine Lieferungen von Rüstungsgütern mehr an den NATO-Partner
genehmigt werden, die in dem Konflikt genutzt werden können. Andere
Waffenexporte sollten aber weiterhin erlaubt und bereits genehmigte
Geschäfte von dem Lieferstopp nicht betroffen sein. Bundeskanzlerin
Angela Merkel hat unterdessen etwas schärfer gefaßte Sanktionen
angedeutet. Wie sie in ihrer Regierungserklärung zum bevorstehenden
EU-Gipfel im Bundestag erklärte, sei der türkische Angriff auf die
kurdische YPG "ein humanitäres Drama mit großen geopolitischen
Folgen". Deshalb werde die Bundesregierung "unter den jetzigen
Bedingungen auch keine Waffen an die Türkei liefern". Forderungen, den
"Flüchtlingspakt" mit der Türkei zu stoppen, wies die Kanzlerin
zurück. [2]

Damit hat Angela Merkel wie so oft ein mehrdeutiges Signal in die Welt
gesetzt, ohne zu erläutern, worauf es konkret hinauslaufen soll. Nimmt
man die Kanzlerin beim Wort, erteilt die Bundesregierung jetzt gar
keine Liefergenehmigungen mehr für die Türkei, egal um welche Waffen
es sich handelt. Darüber hinaus könnte ihre Aussage bedeuten, daß auch
die Auslieferung bereits genehmigter Geschäfte gestoppt wird. Das wäre
dann ein kompletter Rüstungsexportstopp, wie er für Saudi-Arabien
bereits besteht und wie ihn Teile der Opposition seit Tagen auch für
die Türkei fordern. Eine Bestätigung in der einen oder anderen
Richtung gab es aber zunächst nicht. [3]

Dafür brachte jedoch eine Anfrage von Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende der Linksfraktion im Bundestag, an das Wirtschaftsressort
harte Fakten an den Tag. Aus der Antwort des Ministeriums zu neuen
Exportzahlen geht hervor, daß die Türkei in den ersten acht Monaten
dieses Jahres Kriegswaffen für 250,4 Millionen Euro aus Deutschland
erhalten hat. Obgleich noch vier Monate bis zum Jahresende fehlen, ist
das schon jetzt der höchste Jahreswert seit 2005. Bereits im
vergangenen Jahr machten die Lieferungen an die Türkei mit 242,8
Millionen Euro fast ein Drittel aller deutschen Kriegswaffenexporte
(770,8 Millionen Euro) aus. Damit war die Türkei klar die Nummer eins
unter den Empfängerländern deutscher Rüstungsgüter und das könnte
trotz eines teilweisen Rüstungsexportstopps wegen der Syrien-Offensive
auch in diesem Jahr wieder der Fall sein.

Als rechtfertige dies die Genehmigung des Rüstungsexports, erklärte
das Wirtschaftsministerium, daß es sich bei den gelieferten Waffen um
"Ware ausschließlich für den maritimen Bereich" handle. Aus dieser
wortkargen Mitteilung darf man wohl schließen, daß es wahrscheinlich
zum großen Teil um Material für sechs U-Boote der Klasse 214 geht, die
in der Türkei unter maßgeblicher Beteiligung des deutschen Konzerns
Thyssenkrupp Marine Systems gebaut werden. Die Bundesregierung hatte
die Lieferung von Bauteilen bereits 2009 genehmigt und den Export mit
einer sogenannten Hermes-Bürgschaft in Höhe von 2,49 Milliarden Euro
abgesichert. Inzwischen werden zumindest solche Bürgschaften für
Kriegswaffenexporte in die Türkei nicht mehr erteilt.

Auch was die neuen Exportgenehmigungen der Bundesregierung für die
Türkei betrifft, legen diese für 2019 erstmals seit drei Jahren wieder
zu, wobei die Steigerung überdies deutlich ausfällt. Bis zum 9.
Oktober gab die Bundesregierung grünes Licht für Rüstungslieferungen
im Wert von 28,5 Millionen Euro, mehr als doppelt soviel wie im ganzen
Jahr 2018 mit 12,9 Millionen Euro. Dabei hat sich die Zahl der
Einzelgenehmigungen sogar von 58 im gesamten Jahr 2018 auf 182 in den
ersten neuneinhalb Monaten dieses Jahres mehr als verdreifacht. 2016
waren noch Rüstungsgüter für 84 Millionen Euro genehmigt worden. Laut
Zahlen des Stockholmer Friedensforschungsinstituts Sipri zählte
Deutschland in den vergangenen zehn Jahren zu den fünf wichtigsten
Waffenlieferanten der Türkei nach den USA, Südkorea, Italien und
Spanien.

Daß die Bundesregierung Einschränkungen des Rüstungsexports an das
Erdogan-Regime im Munde führt, doch zugleich im laufenden Jahr mehr
Ausfuhren von Kriegswaffen in die Türkei denn je genehmigt, wurde von
Dagdelen, wie eingangs zitiert, scharf kritisiert. Die boomende
Zusammenarbeit zwischen Berlin und Ankara auf dem Feld militärischer
Güter korrespondiert mit einer diesjährigen Trendwende beim gesamten
deutschen Waffenexport. Nachdem dessen Volumen in den vergangenen drei
Jahren kontinuierlich geschrumpft war und zuletzt bei 4,8 Milliarden
Euro gelegen hatte, genehmigte die Bundesregierung im ersten Halbjahr
2019 insgesamt Rüstungsausfuhren im Wert von 5,3 Milliarden Euro und
damit bereits mehr als im gesamten Vorjahr. Im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum bedeutet das ein Plus von 107 Prozent.

Wenngleich sich die sechs U-Boote noch im Bau befinden und daher im
aktuellen Krieg der Türkei in Nordsyrien nicht zum Einsatz kommen,
mildert das die gebotene Kritik an der rüstungstechnischen
Unterstützung des Erdogan-Regimes nicht im mindesten. Ankara greift
mit expansionistischen Ambitionen über die türkischen Landesgrenzen
hinaus und beansprucht weitere Gebiete für sich. Das gilt für die
sogenannte Sicherheitszone im Norden Syriens wie auch griechische
Inseln in der östlichen Ägäis und die Gewässer vor Nordzypern, die
nach Auffassung der Türkei zu ihrem Festlandsockel gehören. Türkische
Streitkräfte halten die international nicht anerkannte Türkische
Republik Nordzypern seit 1974 gewissermaßen besetzt, und Ankara will
mit Bohrungen vor der Küste die Anteile der türkischen Zyprer am
Erdgasgeschäft sichern.

Nachdem türkische Schiffe unter Deckung durch die Marine
Erdgaserkundungen vor der Küste Zyperns aufgenommen hatten, trat die
Europäische Union auf den Plan und erklärte das Vorhaben für illegal.
Die Außenminister der EU-Staaten beschlossen im Sommer Strafmaßnahmen
gegen die Türkei. So sollen unter anderem EU-Gelder gekürzt und die
Verhandlungen über ein Luftverkehrsabkommen eingestellt werden. Wie es
in Brüssel hieß, seien die Provokationen der Türkei inakzeptabel und
man stehe in diesem Konflikt auf der Seite Zyperns. Sollte Ankara
nicht einlenken, seien auch andere Arten von Sanktionen denkbar, die
sich gezielt gegen an den Bohrungen beteiligte Unternehmen oder
Einzelpersonen richten könnten.

Daß die Bundesregierung trotz der türkischen Aggressionspolitik im
östlichen Mittelmeer gegenüber dem europäischen Mitgliedsstaat Zypern
Kriegswaffen für Erdogans Marine ausliefern läßt, sei in hohem Maße
unverantwortlich, kritisierte damals die Linken-Politikerin Dagdelen.
"Die Rüstungsexporte in das autoritäre Regime Türkei müssen gestoppt
werden, sowohl Genehmigungen als auch die tatsächliche Ausfuhr." [4]
Die Aufrüstung der türkischen Marine mit deutscher Hilfe ist
mittelfristig ebenso brisant wie die Leopard-Panzer und anderen
Kriegswaffen aus deutscher Produktion, die gegenwärtig im Zuge des
Vernichtungs- und Vertreibungskriegs gegen die kurdische Bevölkerung
und aller bei ihr schutzsuchenden Menschen in Nordsyrien zum Einsatz
kommen. Diese U-Boote verfügen über die weltweit höchstentwickelten
konventionellen Antriebe, sind sehr schwer zu orten und können
wochenlang tauchen, was sie zu bedeutenden maritimen Waffensystemen
nicht nur im Mittelmeer macht.

Darüber hinaus können sie mit atomar bestückten Marschflugkörpern
aufgerüstet werden, so daß sie über Zweitschlagkapazitäten verfügen.
Obgleich die Türkei über keine eigenen Atomwaffen verfügt, sind solche
doch in dem NATO-Land stationiert. Zudem hat Erdogan bereits laut über
eine eigenständige atomare Aufrüstung nachgedacht, während in der
Türkei das erste Atomkraftwerk zur vorerst zivilen Nutzung errichtet
wird. Wenn es auch tausend Gründe gibt, einen Sturz des
Erdogan-Regimes lange vor Fertigstellung des Akws und
Einsatzbereitschaft der U-Boote anzustreben, zeugt doch auch dieser
Kontext von einer katastrophalen Bereitschaft der Bundesregierung, die
Karte der Rüstungsexporte um buchstäblich jeden Preis zu spielen.

Wären die aktuellen Umfragewerte von SPD und Union die maßgeblichsten
Parameter in dieser Frage, böte das Stimmungsbild der Medien und in
der Bevölkerung derzeit durchaus Anlaß, Erdogans Angriffskrieg heftig
in die Parade zu fahren. Zwar hält sich die Unterstützung der
bedrängten Kurdinnen und Kurden in engen Grenzen, doch fürchten viele
Menschen hierzulande ein Wiedererstarken des IS und Millionen weiterer
Flüchtlinge, die sich in ihrer Not auf den Weg nach Europa machen. Daß
die Bundesregierung den Eindruck erweckt, sie übe Druck auf Ankara
aus, während sie im Gegenteil die Aufrüstung des Erdogan-Regimes
forciert, zeugt von fundamentalen Interessen an einer Zusammenarbeit
in essentiellen Aspekten, die weit tiefer als der Wellenschlag
aktueller Tagespolitik reichen.


Fußnoten:

[1] www.stern.de/politik/deutschland/tuerkei-erhielt-2019-waffen-im-wert-von-250-millionen-euro-aus-der-brd-8957548.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/364949.bundestag-merkel-humanitäres-drama.html

[3] www.spiegel.de/politik/deutschland/angela-merkel-bundesregierung-liefere-keine-waffen-mehr-an-die-tuerkei-a-1292024.html

[4] www.sueddeutsche.de/politik/deutschland-ruestung-exporte-tuerkei-1.4526495
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INTERVIEW/462: Rojava - klimagerecht und Menschenrecht ...    Maya im Gespräch (SB)


Die Aktivistin Maya war mit einem Transparent auf der
Rojava-Solidaritätsdemonstration am 12. Oktober in Hamburg [1] vertreten, auf dem
Klimaschutz statt Rüstungswahn gefordert wurde. Gegenüber dem
Schattenblick erklärte sie, was ihrer Ansicht nach eines mit dem anderen zu tun hat.



Schattenblick (SB): Was veranlaßt dich, speziell den Zusammenhang zwischen Krieg
und Klimawandel herzustellen?

Maya: Mir geht es vor allem darum, daß Krieg eine unglaubliche Umweltzerstörung
bewirkt. Nicht nur, daß die Bomben ganze Landschaften zerstören, auch die vielen
Kriegschiffe sind allein dadurch, daß es sie gibt, für massive
Umweltverschmutzung verantwortlich. Das gleiche gilt natürlich für andere Formen
der Waffenproduktion.

Warum gibt es Krieg? Natürlich auch, um Absatzmärkte zu finden und Zugang zu
Land zu erhalten, dessen Rohstoffe man ausbeuten kann. Krieg wird aufgrund von
Profitstreben geführt, gleichzeitig bietet er immer eine gute Möglichkeit, mit
der Überproduktionskrise umzugehen. Wir haben zu viele Waren auf dem Markt, und
man möchte sich daraus retten, indem die produzierten Waren wieder vernichtet
werden, wie es auch Deutschland praktiziert. Ich bin hier, weil Krieg kein
Mittel für Frieden ist, sondern zum einen dazu dient, die
Überproduktionskrise ein bißchen einzudämmen, denn richtig aufzuhalten ist sie nicht,
und zum anderen, weil Umwelt und Menschen zerstört werden.

SB: Könntest du dir vorstellen, daß die bei Fridays for Future organisierten
Menschen, die heute im Mittelpunkt der Bewegung gegen die Klimakatastrophe
stehen, einmal antikapitalistische und vielleicht ökosozialistische Positionen
entwickeln werden?

Maya: Wichtig für jede Person, die sich als AntikapitalistIn versteht, ist vor
allem, über den Tellerrand der Konsumkritik hinauszuschauen. Wenn ich
beispielsweise kritisiere, daß jemand ein Auto fährt, muß ich auch schauen,
warum das getan wird. Natürlich bringt es etwas, wenn ich mit Fahrrad fahre
statt mit dem Auto, keine Frage. Aber wie groß ist die Auswirkung? Sie wäre viel
größer, wenn ich sage, ich produziere nur das, was wirklich gebraucht wird, so
daß ich die Ware nicht einfach wegschmeiße, weil es die Warenüberproduktion
verlangt. Viel wichtiger als die Position, die diese Bewegung einnimmt, ist die
Struktur. Sie ist nicht demokratisch. Es gibt einige Leute, die sich irgendwo
hinstellen und erklären: Ich sage jetzt, was Fridays for Future zu sagen
hat, aber es ist keine Demokratie vorhanden, wenn sich nur einzelne Personen auf
den Orga-Treffen und so weiter engagieren.

SB: Kannst du dir vorstellen, daß eine wirksame Reduktion von Treibhausgasen
überhaupt ohne eine Gesellschaft zu erreichen ist, in der nicht nach dem
Kapitalverwertungsprinzip, sondern nach den realen Bedürfnissen der Menschen
produziert wird?

Maya: Nein

SB: Maya, vielen Dank.


Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0351.html

18. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REPORT





INTERVIEW/461: Rojava - auch für Christen frei ...    Aziz Aygün im Gespräch (SB)


Aziz Aygün ist Mitglied der European Syriac Union, eines Dachverbandes
syrisch-aramäischsprachiger politischer Organisationen und Kulturvereine in
Europa. Auf der Solidaritätsdemonstration zur Verteidigung Rojavas gegen den
völkerrechtswidrigen Angriff der Türkei am 12. Oktober in Hamburg [1] hob er den
multiethnischen Charakter der Demokratischen Föderation Nord- und Ostsyrien
hervor und erinnerte an die von genozidaler Verfolgung betroffene Geschichte der
christlichen Assyrer.

Deren Dezimierung ist nicht nur dem Osmanischen Reich geschuldet, dessen Truppen
1915 im Rahmen des Armenier-Genozides auch zahlreiche Mitglieder anderer
ethnischer Minderheiten umbrachten. Bis heute ist der von der Türkei ebenso wie
im Falle der Armenier geleugnete Völkermord an den Aramäern, Assyrern und
Chaldäern weitgehend unbekannt geblieben. Nicht vergessen werden sollte, daß
auch die Kriege der NATO-Staaten zur Vertreibung und Vernichtung der ältesten
christlichen Gemeinden in der Geschichte dieser Religion beigetragen haben. Ihre
Lebensgrundlage im Irak und in Syrien, wo die NATO eine den Bürgerkrieg
anheizende Politik des Regimewechsels verfolgte, wurde zerstört, und mit der aus
der Zerstörung des Iraks resultierenden Entstehung des IS waren sie einer
weiteren mörderischen Bedrohung ausgesetzt.

Die finstere Paradoxie, daß die Streitkräfte aus Staaten, deren Kulturgeschichte
im Christentum verwurzelt ist, den Christengemeinden im Nahen und Mittleren
Osten das Leben dort fast unmöglich gemacht haben, illustriert einmal mehr den
Vorwandscharakter angeblich aus humanitären Gründen oder anderen unterstellten
Werten geführter Eroberungskriege.






[image: Im Gespräch - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Aziz Aygün

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Sind die assyrischen Christen, für die Sie eben gesprochen
haben, auch in Rojava vertreten?

Aziz Aygün (AA): Ja, Araber, Assyrer und Kurden sind sozusagen ethnische
Minderheiten, die dort eine Gemeinschaft bilden.

SB: Wieviel Prozent der syrischen Bevölkerung stellen die Assyrer
ungefähr?

AA: In ganz Syrien schätzt man die assyrische Bevölkerung auf bis zu 300.000
Menschen. Im Irak waren es vor zehn Jahren noch zweieinhalb Millionen, heute
redet man nur noch von ungefähr 350.000 Menschen.

SB: Sind Sie in der Demokratischen Föderation Nord- und

Ostsyrien vertreten?

AA: Ja, wir sind dort auch organisiert.

SB: Wie ist das Verhältnis der Assyrer zu Assad? Gibt es auch
positive Beziehungen?

AA: In den Beziehungen zu Assad hat es geschichtlich gesehen positive
Elemente gegeben, aber wir wurden als Araber und nicht in unserer eigenen
Identität behandelt. 

SB: Warum treten Sie dafür ein, daß man das multiethnische
Modell Rojava verteidigen sollte?

AA: Ohne diesen multiethnischen Zusammenhalt wird es dort keinen Frieden geben.
Die dort lebenden Gruppen werden sonst von außen gegeneinander aufgehetzt, so
daß es zwischen ihnen immer wieder zu Krieg kommt. Die einzige Möglichkeit ist,
daß sich die dort lebenden Minderheiten in einem föderativen System
zusammenschließen.

SB: Was würden Sie der Bundesregierung sagen, wenn Sie ihr Gehör fänden?

AA: Die Bundesregierung darf keine Waffen an die Türkei schicken. Es
kann nicht sein, daß die Türkei mit Waffen aus Deutschland dort
Menschenrechte verletzt.

SB: Herr Aygün, vielen Dank




[image: Bei der Auftaktkundgebung der Rojava-Solidaritätsdemo vom 12. Oktober 2019 - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Der Redner vor den Fahnen der European Syriac Union

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0351.html
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INFOPOOL / POLITIK / REPORT





INTERVIEW/460: Rojava - parteipolitisch nur am Rande ...    Norbert Hackbusch im Gespräch (SB)


Gespräch am 12. Oktober 2019 in Hamburg



Norbert Hackbusch ist Fachsprecher der Fraktion Die Linke in der
Hamburgischen Bürgerschaft für Haushalt, Kultur, Hafen und öffentliche
Unternehmen. Er hat Geographie, Volkswirtschaftslehre und Pädagogik
studiert, ist seit über 20 Jahren als Dokumentationsjournalist tätig
und Mitglied der Gewerkschaft ver.di. Seit seiner Jugend politisch
engagiert, schloß er sich 1984 der Grün-Alternativen Liste (GAL) an,
die er im Mai 1999 aus Protest gegen die deutsche Beteiligung am
Kosovokrieg verließ. 2004 wandte er sich der neu gegründeten WASG zu.
Hackbusch war Mitglied der Bürgerschaft von Oktober 1993 bis Mai 1999
(GAL), Juni 1999 bis Oktober 2001 (Regenbogen für eine neue Linke) und
ist dies wieder seit März 2008 für die Fraktion Die Linke.

Bei der Demonstration gegen den türkischen Angriff auf Rojava, die am
12. Oktober in Hamburg stattfand, hielt Norbert Hackbusch einen
Redebeitrag auf der Zwischenkundgebung. [1] Nach Abschluß der
Demonstration beantwortete er dem Schattenblick einige Fragen.




[image: Wortbeitrag mit Mikrofon auf der Zwischenkundgebung - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Norbert Hackbusch

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Herr Hackbusch, Sie sind gerade von einer Reise in
den Irak zurückgekehrt. Welche Aufgabe haben Sie dort wahrgenommen?

Norbert Hackbusch: Wir hatten schon seit Monaten eine Delegation von
Ärzten, aber auch Politikern geplant, die zusammen in den Irak reisen
und dort verschiedene Flüchtlingslager besuchen wollten. Das haben wir
jedoch nur zum Teil geschafft, weil wir beispielsweise nach Sindschar
nicht durchgekommen sind, da uns verschiedene Milizpunkte unter
Verweis auf die aktuell angespannte Situation einfach nicht
durchgelassen haben.

SB: Wie würden Sie die gegenwärtige Lage im Irak beschreiben?

NH: Wir haben dort das Problem von unheimlich vielen Flüchtlingen, und
man spürt, daß die wirtschaftliche Situation dadurch noch angespannter
ist. Vor zehn Jahren gab es im Irak einen relativ starken
wirtschaftlichen Aufschwung, der inzwischen jedoch etwas in die Krise
geraten ist. Und man merkt natürlich, daß viele Menschen vor dem, was
gegenwärtig passiert, Angst haben. Das ist einer der entscheidenden
Punkte. Wir haben vorgestern an einer Demonstration teilgenommen, die
sehr vehement war und bei der sich auch deutlich abzeichnete, daß es
eine Einheit fast aller kurdischen Vereine gab. Natürlich nimmt die
kurdische Partei von Barsani immer noch eine andere Rolle ein, aber
selbst da haben wir den Eindruck, als distanziere er sich gegenwärtig
etwas von Istanbul, nachdem er vorher enger mit der Türkei
zusammengearbeitet hat. Von daher kann man auf eine neue kurdische
Einheit hoffen.

SB: Könnte es angesichts der Bedrohung für alle Kurdinnen und Kurden
in der gesamten Region durch den Angriffskrieg des Erdogan-Regimes
vielleicht doch noch dazu kommen, daß die Spaltung beendet und ein
Zusammenschluß herbeigeführt wird?

NH: Hoffen wir, daß es so kommt. Aber wir sind natürlich die letzten,
die das angemessen beurteilen können, das muß man auch einmal
festhalten. Es gibt jedoch einige Anzeichen, die das nahelegen. Man
muß ja auch klar hervorheben, daß die aktuelle Entwicklung wirklich
hochbedrohlich ist. Es wird ein weiteres Gebiet von den türkischen
Streitkräften angegriffen, wodurch neue Flüchtlingswellen ausgelöst
werden, und das ist natürlich ein dramatisches Problem für alle.

SB: Die Bundesregierung hat die kurdischen Peschmerga im Irak mit der
Lieferung von Waffen und mit Ausbildung unterstützt. Wird diese
Zusammenarbeit Ihres Erachtens fortgesetzt?

NH: Ich habe den Eindruck ja. Es ist uns nicht gelungen, mit dem
deutschen Konsulat vor Ort zu sprechen. Wir hatten zunächst auch eine
andere Planung und als wir es im nachhinein versuchten, haben sie es
verweigert, mit uns ein normales Gespräch zu führen. Von außen
betrachtet habe ich den Eindruck, daß das Konsulat nach dem Motto
verfährt, man habe ja so viele Termine mit deutschen Firmen. Sie
kümmern sich nicht um das, wofür sie eigentlich auch zuständig sind,
nämlich die soziale Situation vor Ort und vor allen Dingen die Lage
der Flüchtlinge. Das machen nicht die staatlichen Institutionen,
sondern ausschließlich private Organisationen.

SB: Wie sind die Medien in Hamburg, die ja die öffentliche Wahrnehmung
in hohem Maße prägen, in der kurdischen Frage aufgestellt? Kann man
hoffen, daß es in dieser Hinsicht zukünftig größere Unterstützung
geben wird?

NH: Ich freue mich über die große Demonstration, muß aber zugleich
sagen, daß ich etwas entsetzt darüber bin, daß es keine wichtigen
liberalen Stimmen gibt, die sich gegenwärtig um dieses Problematik
kümmern, obgleich es eigentlich ein entscheidendes Thema für uns alle
ist. Nehmen wir beispielsweise die Brigitte-Chefredaktion, die sich
stets viele Gedanken um die Situation der Frauenrechte in Afghanistan
gemacht hat. Jetzt wird das Vorzeigeland für Frauenrechte im Mittleren
Osten angegriffen, doch ich höre von denen nichts. Sie sind nicht
empört, sie gehen nicht auf der Straße, sie treten nicht in die
Öffentlichkeit, um dort einen Streit zu führen. Das macht mir große
Sorgen, weil es bedeutet, daß ihre Liberalität nur dann zum Zuge
kommt, wenn es mit den herrschenden Interessen in der Bundesrepublik
zusammenpaßt. Und das ist natürlich letztendlich für eine Demokratie
dramatisch.

SB: Erdogan hat die Bundesregierung und die EU in der Flüchtlingsfrage
unter Druck gesetzt. Gibt es möglicherweise eine klammheimliche
Übereinkunft mit Erdogan, daß seine Stoßrichtung, nämlich die
Vertreibung der Kurdinnen und Kurden und die Ansiedlung der syrischen
Flüchtlinge, auch von den Europäern als ein vermeintlicher Lösungsplan
gesehen wird?

NH: Ich habe den Eindruck, daß es zwar nicht als Lösungsplan gesehen
wird, aber die Angst vor denjenigen Flüchtlingen vorherrscht, die
gegenwärtig kommen könnten. Dabei wird übersehen, daß gerade eine noch
viel größere Flüchtlingswelle initiiert wird. Das muß man sich mal vor
Augen halten. Hinzu kommt als zweiter wesentlicher Gesichtspunkt, daß
die Regierung Erdogan mit dem IS kräftig zusammengearbeitet hat, wie
sich anhand sehr vieler Beispiele nachweisen läßt. Daß es die
Bundesregierung unterlassen hat, dazu Stellung zu nehmen oder gar eine
Untersuchung herbeizuführen, ist natürlich ein riesiges Problem.
Vielleicht weiß sie selber nicht Bescheid, vielleicht müssen wir ihr
das erklären. Ich habe jedoch eher den Eindruck, daß sie auch das
schlichtweg nicht wahrnehmen will und nicht versteht, daß sie eine
noch größere Flüchtlingskrise mitverursacht. Ich glaube, daß es eher
Schwäche ist, aber nicht organisiertes Kalkül.

SB: Wie wir heute gehört haben, hat die Bundesregierung zumindest
erklärt, sie werde künftig keinen weiteren Export von Rüstungsgütern
in die Türkei genehmigen, sofern diese im Kriegsgebiet zum Einsatz
kommen könnten. Was sollte die Bundesregierung darüber hinaus noch
tun?

NH: Ich habe mich darüber gefreut, daß es passiert ist. Das ist schon
mal etwas, nachdem vorgestern auch Norwegen die Rüstungslieferungen an
die Türkei ausgesetzt hat. Die Bundesregierung muß aber noch viel mehr
tun, da natürlich auch dazugehört, scharfe Kontrollen durchzuführen
und zu verhindern, daß Nachschub geliefert wird. Letztendlich läuft es
aber darauf hinaus, die NATO-Frage zu stellen. Wie kann man die
Behauptung akzeptieren, daß dieses Bündnis nur zum Zweck der
Verteidigung existiert, wo doch im Falle des Kosovo ein Angriffskrieg
geführt wurde? Damals erklärte die deutsche Regierung, wir müssen
einmarschieren, um einen Völkermord zu verhindern. Dann stellte man
fest, daß da kein Völkermord stattfand, den es zu verhindern galt,
aber die NATO für zahllose Opfer sorgte und schwere Zerstörungen
herbeiführte. Das müßte die sie in ihren Grundfesten erschüttern, und
die Zusammenarbeit darf so nicht weitergehen. Die NATO-Zusammenarbeit
muß in Frage gestellt werden.

SB: Es gibt auch von seiten der Grünen auf Bundesebene einige klare
Stimmen gegen die türkische Politik. Sind die Grünen in dieser Frage
ein zuverlässiger Bündnispartner für die Linkspartei?

NH: Ich bin bei den Grünen immer wieder auf Überraschungen gespannt.
Es gibt des öfteren Einzelne, mit denen wir gut zusammenarbeiten,
gerade im Kreis derjenigen, die aus dieser Region kommen. Das
funktioniert zum Teil sehr gut. Aber im Zweifelsfall interessieren
sich die Grünen für ihre Regierungsbeteiligung. Und da sie die
Mentalität haben, es sei immer besser, dabei zu sein, egal welche
Position sie vertreten, sind sie dann eher dort anzutreffen. Deswegen
bin ich entsetzt, daß ich hier kaum Leute aus der Bürgerschaft auf der
Demonstration gesehen habe. Ich habe nur eine Abgeordnete der Grünen
ganz kurz gesehen, aber niemanden von der SPD. Eigentlich müßte jemand
da sein, vielleicht habe ich ihn auch übersehen. Es wäre doch eine
wichtige Aufgabe für alle demokratischen Kräfte, hier
mitzumarschieren. Ich verstehe gar nicht, warum man so etwas nicht
macht.

SB: Also gibt es auch in Hamburg noch viel zu tun?

NH: Leider ja, ich würde mir wünschen, daß man mal weniger zu tun hat.
Aber wir müssen etwas tun. Wir haben ja auch versprochen, daß wir uns
noch mehr einsetzen, daß wir erfolgreich sein werden, und das ist
natürlich ein hohes Versprechen, aber wir versuchen, es zu erfüllen.

SB: Herr Hackbusch, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnote:


[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0351.html


Bericht und Interviews zur Rojava-Demonstration in Hamburg im
Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/351: Rojava - gegen das Bündnis des Schweigens ... (SB)

INTERVIEW/456: Rojava - Schutz der Kurden vorrangig ...    Cansu Özdemir im Gespräch (SB)

INTERVIEW/457: Rojava - wir fordern nur Demokratie ...    Yavuz Fersoglu im Gespräch (SB)

INTERVIEW/458: Rojava - sozial und an das Klima denken ...    Deniz Celik im Gespräch (SB)

INTERVIEW/459: Rojava - zu wenig Kritik ...    Reinhardt Schwandt im Gespräch (SB)
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WOHNEN/164: Inhaftierung darf nicht zum Verlust der Wohnung führen (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Inhaftierung darf nicht zum Verlust der Wohnung führen

Kirchliche Sozialverbände setzen sich für eine Sicherung der Wohnkosten
während der Haft ein



Berlin, 18. Oktober 2019. Die kirchlichen Sozialverbände Caritas und
Diakonie setzen sich dafür ein, dass für Strafgefangene während der
Haftzeit die Kosten ihrer Wohnung gesichert werden. "Jeder Mensch braucht
ein Zuhause - dies gilt auch für tatverdächtige oder straffällig gewordene
Menschen", betont Caritas-Präsident Peter Neher. "Damit nach Entlassung aus
U- oder Strafhaft die Resozialisierung gelingt, ist eine Wohnung eine
wichtige Vorrausetzung", so Neher weiter. Ulrich Lilie, der Präsident der
Diakonie Deutschland, sagt: "Gerade in Zeiten angespannter Wohnungsmärkte
dürfen Menschen, die ohnehin am Rande stehen, nicht weiter in die
Abwärtsspirale von Armut und Ausgrenzung geraten."

Die Wohnungsfrage ist für die meisten Inhaftierten das drängendste Problem.
Frauen sind davon zu 43,6 Prozent, Männer zu 34 Prozent betroffen, zeigt
der aktuelle Bericht zur Lebenslage straffällig gewordener Menschen der
Bundesarbeitsgemeinschaft Straffälligenhilfe.

Für die Sicherung der Wohnkosten in der Haftzeit wird viel zu häufig
geltendes Recht nicht umgesetzt oder Anträge werden gar nicht erst
gestellt. Das wird aus einer Umfrage der katholischen und evangelischen
Straffälligenhilfe deutlich, die Caritas und Diakonie mit ihren
Fachverbänden, der Katholischen Bundes-Arbeitsgemeinschaft
Straffälligenhilfe (KAGS) und des Evangelischen Bundesfachverbandes
Existenzsicherung und Teilhabe e. V. (EBET), erarbeitet haben.

"Wenn die Miete während der Haft nicht mehr gezahlt werden kann, kommt
schnell die Kündigung ins Haus. Das darf nicht sein", fordern die
Vorsitzenden von KAGS, Lydia Halbhuber-Gassner, und Dr. Jens Rannenberg,
Vorsitzender des EBET. Davon betroffen sind oft auch Familienangehörige.
Die Justizvollzugsanstalten sollten daher bei Neuzugängen darauf achten,
dass die Frage der Übernahme der Wohnkosten in der Zeit der U-Haft und
Strafhaft geklärt ist. Die Sozialverwaltungen sollten die Möglichkeiten,
bis zu einem Jahr Wohnkostenhilfe zu gewähren, voll ausschöpfen.




Das gemeinsame Positionspapier finden Sie unter:

www.caritas.de/position-wohnungsverlust

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2019 
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MELDUNG/336: Bürgermeister aus 40 Ländern verabschieden Erklärung für mehr Kinderfreundlichkeit (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln, 18. Oktober 2019

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aus 40 Ländern verabschieden
Erklärung für mehr Kinderfreundlichkeit

Erster internationaler Gipfel kinderfreundlicher Kommunen in
Köln


Stadtoberhäupter aus aller Welt bekennen sich zur Verwirklichung der
Kinderrechte



Mehr als 100 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aus über 40 Ländern
weltweit haben beim ersten Gipfeltreffen Child Friendly Cities
("Kinderfreundliche Kommunen") in Köln eine Erklärung für mehr
Kinderfreundlichkeit veröffentlicht. Ziel ist es, das Aufwachsen und die
Entwicklungsmöglichkeiten von Mädchen und Jungen in urbanen Lebensräumen zu
verbessern und die Umsetzung der Kinderrechte auf lokaler Ebene
voranzubringen. Zu den Unterzeichnenden gehören die Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister von Köln/Deutschland; Barranquilla/Kolumbien;
Tirana/Albanien; Madrid/Spanien; Seoul/Südkorea; Stuttgart/Deutschland;
Montreal/Kanada; Cardiff/Großbritannien und Surabaya/Indonesien.

In der Kölner Erklärung verpflichten sich die Stadtoberhäupter dazu,
konkrete, nachhaltige und messbare Resultate für Kinder zu erzielen, die
Beteiligung von Kindern und jungen Menschen am gesellschaftlichen und
politischen Leben zu fördern sowie die Meinung von Mädchen und Jungen in
politischen Prozessen zu berücksichtigen.

Die stellvertretende UNICEF-Exekutivdirektorin Charlotte Petri Gornitzka
sagte: "Die Kölner Erklärung unterstreicht die zentrale Bedeutung, die
Städte und Gemeinde spielen, um die nachhaltigen Entwicklungsziele auch im
unmittelbaren Lebensumfeld von Kindern und Jugendlichen zu erreichen. Sie
ist ein Leitfaden für prosperierende, inklusive, grüne Städte und
Gemeinden, in denen Jungen und Mädchen gesund und sicher aufwachsen können.
Wir müssen Kinder und Jugendliche ernst nehmen und sie unterstützen. Wir
müssen uns gemeinsam mit ihnen engagieren. Und wir müssen ihrem Beispiel
folgen."

Auf Einladung der Stadt Köln und UNICEF brachte der Kölner Gipfel erstmalig
über 550 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Fachleute sowie Kinder und
Jugendliche aus Städten und Gemeinden aus mehr als 60 Ländern zusammen, um
Maßnahmen zur Stärkung der Kinderrechte auf lokaler Ebene zu verabreden.

"Unser Handeln auf kommunaler Ebene hat großen Einfluss auf das Aufwachsen
und das Wohl von Kindern und Jugendlichen", betonte Kölns
Oberbürgermeisterin Henriette Reker. "Und doch sind sich viele
Lokalpolitiker nicht der Rolle bewusst, die sie einnehmen können und
müssen, um dafür zu sorgen, dass die Rechte, Bedürfnisse und Wünsche von
Kindern und Jugendlichen auf lokaler Ebene ausreichend berücksichtigt
werden. Der Kölner Gipfel sendet ein wichtiges Signal für mehr
Kinderfreundlichkeit in Kommunen weltweit."

Zum Abschluss des Gipfels präsentierten die teilnehmenden Kinder und
Jugendlichen ihre Forderungen in einem Manifest unter dem Namen "Our
cities. Our lives. Our future" [1]. Das Manifest beinhaltet Eckpunkte, um
die Kinderrechte zum Maßstab kommunaler Politik zu machen.

"Kinder, Jugendliche, Eltern und die gesamte Gesellschaft müssen gemeinsam
ein Umfeld schaffen, dass gut für uns alle ist", sagte Brianna (18) aus
Belize, Mitglied des Kinder- und Jugendbeirats des Gipfeltreffens.

Die "Child Friendly Cities Mayors' Declaration" [2] umfasst die folgenden
Ziele, um Kommunen kinderfreundlicher zu gestalten:


	Jedes Kind und jeder junge Mensch wird in seiner Kommune und von den örtlichen Behörden wertgeschätzt, respektiert und fair behandelt;

	Die Meinung, Bedürfnisse und Prioritäten eines jeden Kindes und eines jeden jungen Menschen werden in Gesetzen, Richtlinien, Budgets und Entscheidungen, die sie betreffen, gehört und berücksichtigt;

	Jedes Kind und jeder junge Mensch hat Zugang zu qualitativ hochwertigen sozialen Grundleistungen;

	Jedes Kind und jeder junge Mensch wächst in einer sicheren, gesunden und sauberen Umwelt auf;

	Jedes Kind und jeder junge Mensch hat das Recht, am Familienleben sowie an Spiel- und Freizeitmöglichkeiten teilzunehmen.



Die von UNICEF ins Leben gerufene Initiative Child Friendly Cities
("Kinderfreundliche Kommunen") verfolgt seit 1996 das Ziel, Kommunen
weltweit kinderfreundlicher zu gestalten und die Lebensrealität von Kindern
und Jugendlichen in ihrem unmittelbaren Lebensumfeld zu verbessern. Bis
heute erreicht die Initiative 30 Millionen Kinder in 40 Ländern.

Weltweit wachsen immer mehr Kinder und Jugendliche in Städten und Gemeinden
auf. Heute ist schon jeder dritte Stadtbewohner ein Kind. Bis zum Jahr 2050
werden sieben von zehn Mädchen und Jungen in einem urbanen Umfeld zuhause
sein.


Anmerkungen:

[1] https://www.unicef.de/blob/202040/80c4266dc51436f19ef0d0ed0c99adf9/child-and-youth-manifesto-data.pdf

[2] https://www.unicef.de/blob/202038/93243b1e71b31531bc5769ea687f8812/mayors-declaration-data.pdf

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / UNO





MELDUNG/335: Deutschland im UN-Menschenrechtsrat (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 17. Oktober 2019

Deutschland im UN-Menschenrechtsrat - Die Bundesregierung
sollte Konfliktprävention ganz oben auf die Agenda setzen



Berlin. Deutschland ist am Donnerstag erneut in den UN-Menschenrechtsrat
gewählt worden. Damit kehrt Deutschland ein Jahr früher als
ursprünglich von der Bundesregierung beabsichtigt in den
UN-Menschenrechtsrat zurück.

"Wir begrüßen, dass Deutschland sich mit seinem Engagement im
UN-Menschenrechtsrat wieder verstärkt für den Menschenrechtsschutz
weltweit einsetzen will. Das ist besonders wichtig, da andere Staaten dort
versuchen, die Menschenrechte und ihr internationales Schutzsystem zu
schwächen", erklärte Beate Rudolf, Direktorin des Deutschen Instituts
für Menschenrechte anlässlich der Wahl.

"Deutschland ist nun für ein Jahr gleichzeitig Mitglied im
UN-Sicherheitsrat und im UN-Menschenrechtsrat. Das sollte die
Bundesregierung nutzen, um Menschenrechte und internationale Sicherheit in
einer multilateralen Weltordnung stärker miteinander zu verzahnen", so
Rudolf weiter. "Gerade die Bewältigung und die Prävention von
Konflikten, eine Priorität der Bundesregierung, kann nur mit mehr
Menschenrechtsschutz gelingen."

Der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen wacht weltweit über die
Einhaltung der Menschenrechte. Er hat 47 Mitgliedsländer, die von der
UN-Vollversammlung jeweils für drei Jahre gewählt werden.

Deutschland wurde zuletzt für den Zeitraum 2016-2018 in den
UN-Menschenrechtsrat in Genf gewählt und konnte nach insgesamt
sechsjähriger Mitgliedschaft nicht unmittelbar wiedergewählt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2019

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1885: Bürgerportal - ver.di gegen Privatisierung öffentlicher Aufgaben (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Oktober 2019

Bürgerportal: ver.di gegen Privatisierung öffentlicher Aufgaben



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) kritisiert eine
Beteiligung von Privaten an behördlichen Bürgerportalen scharf.
ver.di fordert die Bundesregierung und die Landesregierungen auf,
dafür Sorge zu tragen, dass der Zugang für Bürgerportale
ausschließlich als öffentliche Dienstleistung und Aufgabe über die
öffentliche Verwaltung zu organisieren ist.

Hintergrund ist, dass ein Bürgerportal, über das demnächst alle
Bürgerinnen und Bürger beispielsweise ihre Anträge online mit der
Verwaltung abwickeln können, ab Januar 2020 eingerichtet werden soll.
In einem ersten Schritt sollen auf diese Weise zum Beispiel KFZ An-
und Abmeldungen oder die Beantragung von Kinder- und Erziehungsgeld
abgewickelt werden. Zu diesem Zeitpunkt soll auch ein Verfahren für
das Wohngeld entwickelt sein, das derzeit jedoch noch nicht einmal
als Prototyp besteht.

Die Länder Thüringen und Nordrhein-Westfalen haben sich anscheinend
bereits dazu entschieden, für die Authentifizierung mit dem privaten
Dienstleister Verimi zusammenzuarbeiten. Zu den Gesellschaftern von
Verimi gehören unter anderem die Deutsche Bank, der Medienkonzern
Axel Springer, die Allianz, der Autohersteller Daimler und die
Telekom.

"ver.di kritisiert eine solche Privatisierungsbestrebung vehement",
betont die stellvertretende ver.di-Vorsitzende Christine Behle. "Der
Staat muss einen funktionierenden, datenschützenden und sicheren
Online-Zugang schaffen. Gerade bei sensiblen Daten und Themen, wie
beispielsweise Kindergeld und Wohngeld muss sichergestellt sein, dass
Dritte keinen direkten Zugang zu solchen Informationen erhalten. Auch
die Authentifizierung muss ausschließlich über behördliche Verfahren
erfolgen." Daher fordere sie die politisch Verantwortlichen auf, sich
auf die Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge zu besinnen und der
Privatisierungsbestrebung unverzüglich eine Absage zu erteilen sowie
bereits unternommene Beteiligung Dritter rückgängig zu machen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.10.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MELDUNG/630: Anzeige gegen TÜV SÜD nach Dammbruch in Brasilien (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2019

Tödlicher Dammbruch bei Brumadinho:

Betroffene erstatten Anzeige gegen TÜV SÜD



Berlin/München, 17. Oktober 2019 - Mehr als 270 Menschen wurden getötet,
das Trinkwasser Tausender wurde verseucht und die Umwelt zerstört, als am
25. Januar 2019 der Damm B1 bei Brumadinho in Brasilien brach. Nur vier
Monate zuvor hatte TÜV SÜD die Sicherheit des Damms bestätigt. Am 15.
Oktober 2019 haben deswegen fünf Betroffene aus Brasilien gemeinsam mit dem
European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) und MISEREOR
Anzeige gegen das deutsche Zertifizierungsunternehmen und einen seiner
Mitarbeiter eingereicht. Die Vorwürfe: fahrlässige Tötung,
Privatbestechung, fahrlässiges Herbeiführen einer Überschwemmung sowie
Verletzung der Aufsichtspflichten.

"Der Dammbruch war kein Unfall - er war ein Verbrechen. TÜV SÜD wusste,
dass der Damm ein Sicherheitsrisiko barg, trotzdem wurde die
Stabilitätserklärung ausgestellt. Für mich ist die Anzeige eine persönliche
Angelegenheit: Weil mein Vater beim Dammbruch getötet wurde und weil sich
das korrupte Geschäft mit der Sicherheit ändern muss - denn es zerstört
unsere Leben und unseren Planeten", sagte Marcela Nayara Rodrigues, eine
der fünf Anzeigeerstatterinnen.

Nach Erkenntnissen des ECCHR wiesen Ingenieure des brasilianischen
Tochterunternehmens von TÜV SÜD, Bureau de Projetos e Consultoria Ltda,
bereits im März 2018 auf Probleme bei der Entwässerung des Dammes B1 hin.
Der zu hohe Wasserdruck führte schließlich zum Dammbruch im Januar 2019.

"Das Verfahren in Deutschland soll den brasilianischen Minenbetreiber Vale
S.A. nicht aus der Verantwortung entlassen. Aber wir wollen klar machen:
TÜV SÜD trägt Mitverantwortung für die vielen Toten. Der Fall zeigt: Das
System der Zertifizierungen sorgt nicht für Sicherheit, sondern vor allem
für eine Verschleierung von Verantwortlichkeiten", erklärte Claudia 
Müller-Hoff vom ECCHR. Sie hat die Ordnungswidrigkeitenanzeige gegen TÜV SÜD und
die Strafanzeige gegen einen führenden Mitarbeiter des Unternehmens mit
vorbereitet, gemeinsam mit den brasilianischen
Nichtregierungsorganisationen International Articulation of People Affected
by Vale und Associação Comunitária da Jangada. Rechtsanwalt Bernhard
Docke und Prof. Dr. Carsten Momsen unterstützen die Betroffenen in der
Nebenklage.

Vale S.A., der weltweit größte Eisenerz-Exporteur und Betreiber der Mine,
zu der der Damm B1 gehört, weist jede Verantwortung für den Dammbruch von
sich und beruft sich auf TÜV SÜD und die Prüfergebnisse seiner
brasilianischen Tochter. Die Arbeit von Zertifizierungsunternehmen in der
globalen Wirtschaft ist hoch umstritten. Unternehmen, wie in diesem Fall
Vale, bezahlen Zertifizierer für Sicherheitsprüfungen - was zwingend zu
einem Interessenkonflikt führt.

"Es darf nicht sein, dass Unternehmen ihre wirtschaftlichen Interessen über
die Achtung der Menschenrechte und Sorgetragen der Natur stellen. Das
Vorgehen von TÜV SÜD zeigt, dass wir dringend eine gesetzliche
Verpflichtung für Unternehmen brauchen, weil viele nicht freiwillig ihrer
Verantwortung nachkommen. Wir setzen uns deshalb gemeinsam mit einem
breiten zivilgesellschaftlichen Bündnis für ein Lieferkettengesetz in
Deutschland ein, damit Unternehmen bei Menschenrechtsverletzungen und
Umweltschäden haftbar gemacht werden könnten", erklärte 
MISEREOR-Hauptgeschäftsführer Pirmin Spiegel.

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07062: Dadaistischer Unfug (SB)


Richard Teichmann war ein echter Gemütsmensch. Er spielte in Turnieren
mit gerade soviel Einsatz und Engagement, daß er noch unter die
Preisträger kam. Sich abstrampeln für den Turniersieg, war ihm zu
anstrengend. Und nur einmal in seiner Karriere hielt er sich nicht an
seine Devise vom schonenden Umgang mit seinen Kräften. Ansonsten
jedoch nahm er das Leben von der beschaulichen Seite. Allzu viel Ernst
verdirbt die Freude und schafft Probleme, wo keine sein sollten. In
einer freien Partie gegen den exzentrischen David Janowsky trieb er
seine Lebensphilosophie auf die Spitze, indem er fortwährend, wenn
sein Kontrahent am Überlegen war oder seinen Zug ausführte, sang: "Der
Zug war dumm, bidebum, bidebum, mein Herr, war dumm, schrumm, schrumm,
schrumm, schrumm, ach ja, wie dumm, lirum, larum, war riesendumm, bum,
bum, bum, bum." So ging es eine ganze Weile, nur unterbrochen durch
Ergänzungen wie: "Was soll das nun, mein kleines Huhn, was soll er nun
mir wieder tun, was will er jetzt, warum denn setzt das dumme Wurm mir
seinen Turm dahin, dahin, 's hat keinen Sinn und keinen Zweck, meck,
meck, meck, meck." Und schließlich das dadaistische Finale: "Jetzt ist
er hin, bing, bing, jetzt ist er da, quirin, quirin, jetzt ist er
mein, hurra, hurra, jetzt hab ich ihn, quirin, quirin, jetzt ist er
mein, bein, bein, bein, bein." Das Erstaunlichste war jedoch, daß
Janowsky, der nicht selten aus der Haut fuhr, bei diesem Unfug die
Geduld bewahrte. Im heutigen Rätsel der Sphinx half Teichmann sein
kindliches Gesinge jedoch nicht gegen den Russen Michail Tschigorin.
Teichmann spielte nun 1...Tg8xg7 und gab nach 2.Dd1-f3 e6-e5 3.Se4-f6+
Ke8-f7 4.h2-h4 h7-h6 5.Sf6-e4+ Kf7-e6 6.h4-h5 Dg6-f7 7.Lg5-f6 Tg7-g8
8.Df3-f5+ Ke6-d5 9.b2-b3 Tg8xg4+ 10.Df5xg4 Ta8-g8 11.b3xc4+ Kd5xc4
12.Lf6-g5 auf, da 12...h6xg5 13.Dg4-g3 Sc6-a5 14.Dg3xg5 ihn in eine
tot-hoffnungslose Lage gebracht hätte. Bei etwas mehr Ernst und mit
dem besseren Zug 1...h7-h6 hätte er der Partie noch einige Würde
verleihen können. Um die Niederlage wäre er freilich auch dann nicht
herumgekommen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07062: Dadaistischer Unfug (SB)]



Tschigorin - Teichmann

London 1899


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Efim Bogoljubow war sicherlich ein "Pfunds"kerl, aber Alexander
Aljechin hatte die gewichtigeren Argumente: 1.a4xb5 a6xb5 2.Ta1xa8
Ld5xa8 3.Tf1-a1 Sb8-c6 - 3...La8-b7 4.Ta1-a7 Kd7-c8 5.Ld6-g3 - 4.Sf7-
e5+! und Schwarz gab auf, denn nach 4...Sc6xe5 entscheidet 5.Ta1-a7+
schnell.



Erstveröffentlichung am 28. September 2006

18. Oktober 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/363: Rhein-Sieg-Kreis - Seminar für Eltern pubertierender Kinder, 4 Termine 7. bis 28.11.2019


Rhein-Sieg-Kreis

Zwischen Wut und Hilflosigkeit: Seminar für Eltern pubertierender
Kinder



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Die Pubertät ist meist für alle Beteiligten
schwierig. Die Mädchen und Jungen hängen zwischen Kind-Sein und
erwachsen werden in der Luft und Eltern fühlen sich oft überfordert
mit ihrem Nachwuchs. Nicht selten machen sie sich große Sorgen: die
Jugendlichen kapseln sich ab, hängen in der Schule durch und sind
entweder kaum zuhause oder nur noch in ihrem Zimmer.

Viele Eltern wenden sich in solchen Situationen an die örtlichen
Familien- und Erziehungsberatungsstellen. Die dortige Beratung ist
kostenlos und die Beraterinnen und Berater stehen unter
Schweigepflicht. In Gesprächen werden gemeinsam Wege gesucht, wie
Eltern auf Ihre Kinder zugehen, die Beziehung positiv stärken und so
wieder großen Anteil am Leben der Mädchen und Jungen nehmen können.

Da auch der Austausch mit anderen Eltern oft hilft, bietet die
Familien- und Erziehungsberatungsstelle des Rhein-Sieg-Kreises in
Siegburg ein entsprechendes Elternseminar an. "Haltgeben und Loslassen
- Wie Sie pubertierenden Kindern in schwierigen Situationen ein Anker
sein können" richtet sich an Eltern von 12- bis 16jährigen
Jugendlichen.

Das Seminar umfasst vier Termine: es findet am 7., 14., 21. und 28.
November 2019 jeweils von 19 bis 21 Uhr in der Mühlenstraße 49 in
Siegburg statt. Interessierte können sich bis zum 30. Oktober 2019
telefonisch (02241 / 13 2710) oder per Email (eb.siegburg@rsk.de)
anmelden. Die Teilnahme am Seminar ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Oktober 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/933: Hanau - "Hanauer Comedy Slam" am 2. November 2019


Stadt Hanau

Hanauer Comedy Slam



Einen Abend voller Überraschungen verspricht der "Hanauer Comedy
Slam", der am Samstag, 2. November, in Kooperation mit dem KUZ -
Trägerverein Kulturzentrum Pumpstation e. V. im Brückenkopf
veranstaltet wird. Die Moderation übernimmt der großartige Comedian
Thomas Nicolai. Im freundlichen Wettstreit treten Nelly Amiri, Jason
Lee, Nizar, Tobi Freudenthal, Peter Kunz und Mario Wendler an. Jeder
hat 10 Minuten Zeit, das Publikum für sich zu gewinnen.

Karten zu allen Veranstaltungen der Reihe Kultour gibt es im Hanau
Laden, Am Freiheitsplatz 3, bei der Volksbühne Hanau, Nürnberger
Straße 2, sowie bei allen anderen bekannten Vorverkaufsstellen.

Beginn: 20.00 Uhr

Ort: Brückenkopf, Wilhelmstr. 15a, 63450 Hanau

Informationen und Buchung sind unter der Telefonnummer 06181/ 6686092 
oder per Email unter veranstaltungsbuero@hanau.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/242: Hamburg - Böse Häuser, 9./10.11.2019


LICHTHOF Theater

BÖSE HÄUSER

Konzept: Turbo Pascal 

Von und mit: Angela Löer, Bettina Grahs, Eva Plischke, Frank
Oberhäußer, Friedrich Greiling und Luis Pfeiffer

Bühne und Kostüm: Janina Janke 

Musik: Friedrich Greiling 

Licht: Fabian Stemmer 

Ton: Ignacio Buquete 

Assistenz: Lena Mallmann 

Produktionsleitung: Marit Buchmeier und Lisanne Grotz

Do, 9.11., 20:15 Uhr, So, 10.11., 18:00 Uhr



Das Berliner Performance- und Theaterkollektiv Turbo Pascal kommt ans
LICHTHOF Theater mit dem Stück "Böse Häuser". Inspiriert wurden die
Künstler*innen von dem Zitat von Hegel: "Man meint, wenn das Denken
über den gewöhnlichen Kreis der Vorstellungen hinausgehe, so gehe es
zu bösen Häusern." Aber was heißt es, im Denken zu bösen Häusern zu
gehen? Turbo Pascal veranstaltet in "Böse Häuser" Gedankenexperimente
mit sich selbst und dem Publikum: Es sind Experimente im Um- und
Andersdenken, im Überprüfen und Einstürzen eigener Gedankengebäude, im
Verstärken oder Umdrehen von Glaubenssätzen, im Betreten und Verlassen
anderer - möglicherweise böser - Vorstellungswelten. Das Kollektiv
wurde 2018 mit dem George-Tabori-Förderpreis ausgezeichnet und war mit
"Böse Häuser" zum Stückemarkt des Theatertreffens eingeladen.

Die Frage ist immer und gerade jetzt: Wie gehen wir mit denen um, die
es anders sehen? Was sind Gedankengänge oder -gebäude, bei denen wir
noch mitgehen oder auf die wir eingehen können? Welchen Denk- oder
Sprechweisen erteilen wir eine klare Absage oder gehen in den
Widerstand? Und welches Denken sind wir gewöhnt, als böse zu labeln?

Was heißt es, im Denken zu bösen Häusern zu gehen?

Gegenwärtig scheinen die Gedankenwelten und ideologischen Denkräume in
der Gesellschaft stärker auseinanderzudriften: Wir erleben eine in
Lager "aufgeteilte Welt".

In "Böse Häuser" veranstaltet Turbo Pascal Gedankenexperimente mit
sich selbst und dem Publikum: Es sind Experimente im Um- und
Andersdenken, im Überprüfen und Einstürzen eigener Gedankengebäude, im
Verstärken oder Umdrehen von Glaubenssätzen, im Betreten und Verlassen
anderer - möglicherweise böser - Vorstellungswelten.

Reservix-Hotline 01806 700733

und an allen gängigen VV-Stellen

Eintrittspreise 18 / 12 / 8 €

Sonderveranstaltungen können abweichende Preise haben.

Eine Produktion von Turbo Pascal, in Koproduktion mit Theater Rampe
Stuttgart und SOPHIENSÆLE Berlin. Das Gastspiel wird ermöglicht durch
die Ilse und Dr. Horst Rusch-Stiftung.

Gefördert von der Senatsverwaltung für Kultur und Europa und dem Fonds
Darstellende Künste e.V.

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/479: Wiesbaden - »Salón Tango«, 25.10.2019


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

»Salón Tango«

Ein Tangoabend zum Zuschauen & Tanzen mit »Ranas«

Freitag, 25. Oktober 2019

Beginn 21.45 Uhr

Theaterfoyer Großes Haus

Eintritt 15,40 Euro



Am Freitag, den 25. Oktober 2019 um 21.45 Uhr, findet im Foyer des
Großen Hauses eine weitere Ausgabe des »Salón Tango« mit »Ranas« und
Gabriel Sala statt.

Das Hessische Staatstheater in Wiesbaden ist das erste Opernhaus
Europas, das den Tango als »Kulturelles Phänomen« und als »Soziales
Ereignis« seit 1984 pflegt. In der Spielzeit 2018/2019 werden wieder
argentinische sowie deutsche Tango-Musiker eingeladen, die schon ein-
oder mehrmals in Wiesbaden gastierten und hervorragende Darbietungen
boten.

Beim »Salón Tango« können Liebhaberinnen und Liebhaber des
argentinischen Tanzes in der glamourösen Atmosphäre des historischen
Foyers der Tangomusik lauschen, Tango tanzen oder einfach die
südamerikanische Stimmung genießen und den tanzenden Paaren zuschauen.
Gabriel Sala, Tanzlegende, Lehrer und Choreograf, führt durch die
Tango-Events. Bei jedem »Salón Tango« präsentieren sich unsere Gäste
mit Live-Musik.


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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POLITIK/867: Nach Wahl des 9. EU-Parlaments Chancen für mehr Tierschutz (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Chancen für mehr Tierschutz

von Christina Ledermann



In der letzten Legislaturperiode des EU-Parlaments konnten keine
großen Fortschritte bei der Tierschutzgesetzgebung erreicht werden.
Dies könnte sich mit der neuen EU-Kommission, der veränderten
Sitzverteilung im EU-Parlament und der finnischen
EU-Ratspräsidentschaft ändern.



Die Wahl des 9. EU-Parlaments ist nun schon fast drei Monate her. Bis
Ende des Jahres müssen die wichtigsten Gremien, wie die neue
EU-Kommission, stehen. Nach dem umstrittenen Nominierungsprozess der
EU-Spitzenposten steht nun fest, dass Ursula von der Leyen (CDU)
Präsidentin der EU-Kommission wird. Trotz des umstrittenen Verfahrens
ist es letztlich ein Glückfall, dass so der EVP-Kandidat Manfred Weber
verhindert wurde. Weber soll der industriellen Tierhaltung nahestehen
und hat bisher kein Interesse am Tierschutz gezeigt.


Von der Leyen: "Artenvielfalt und Tierschutz haben
Vorrang"

Ob und wie sich von der Leyen für den Tierschutz einsetzen wird, ist
noch unklar. Was Hoffnung macht, ist, dass von der Leyen bei ihrer
Vorstellung vor den Grünen erklärte, dass Artenvielfalt und Tierschutz
für sie Vorrang hätten. Den Schutz der Tiere bezeichnete sie als
"noble Aufgabe". Als Vorgesetzte der mehr als 30.000
Kommissions-Mitarbeiter ist die ehemalige Verteidigungsministerin
dafür zuständig, Gesetzesvorschläge zu machen und die Einhaltung von
EU-Recht zu überwachen. Über die Annahme von Rechtsakten und
Durchführungsrechtsakten hat die Kommission die Möglichkeit, auch
kurzfristig Tierschutzverbesserungen umzusetzen. Auf diesem Wege
könnten Fortschritte für Kühe, Geflügel, Pferde, Fische, Rinder sowie
für Katzen und Hunde erreicht werden. Dabei könnte auch die neue
EU-Plattform für Tierschutz eine Rolle spielen.


Mehr politisches Gewicht für tierschutzaffine Fraktionen

Doch wird die Kommission die überfälligen Tierschutz-Verbesserungen in
ihrem Arbeitsprogramm 2019 bis 2023 angehen? Immerhin bietet die neue
Sitzverteilung im EU-Parlament Chancen für den Tierschutz, denn die
konservative EVP, die sich eher für die Landwirtschaftslobby statt für
die Tiere einsetzt, hat viele Sitze verloren. Sie ist zwar nach wie
vor die größte Fraktion, doch sie wird bei Abstimmungen auf
Königsmacher wie die drittgrößte liberale Fraktion (ALDE) und die
viertgrößte grüne Fraktion (Grüne/EFA) angewiesen sein. Durch die neue
Sitzverteilung bekommen tierschutzaffine Gruppen mehr politisches
Gewicht.


Positiv: die finnische EU-Ratspräsidentschaft

Positiv könnte sich auch die finnische EU-Ratspräsidentschaft
auswirken, denn in Bezug auf den Tierschutz wird Finnland als
fortschrittlich eingestuft. 99 Prozent der Befragten in dem
skandinavischen Land bewerteten im Eurobarometer 2015 den Tierschutz
als "wichtig".

Diese Haltung spiegelt sich in der Politik wider: 53 finnische
EU-Kandidaten unterzeichneten die Tierschutzforderungen der Eurogroup.
Zudem hat die Intergroup für Tierschutz (1) seit vier Jahren die
finnische EU-Abgeordnete Sirpa Pietikäinen als Präsidentin. Der
finnische Vorsitz kommt zu einem entscheidenden Zeitpunkt, denn das
EU-Parlament und der Rat müssen sich in den kommenden Monaten auf eine
neue Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) einigen.


Überfällig: Umschichtung der Agrar-Subventionen

Die größte Herausforderung wird die Umschichtung der
EU-Agrar-Subventionen für mehr Tier- und Umweltschutz sein. Hier sind
einerseits die meisten Tiere betroffen und andererseits auch das
größte wirtschaftliche Interesse vorhanden. Weitere zentrale Themen
sind neben dem Ausstieg aus der Käfighaltung, die Beendigung von
Langzeittiertransporten, die überfällige Überarbeitung der
EU-Masthühner-Richtlinie und die Reform der EU-Schlachtverordnung.


EU-Strategie für den Ausstieg aus dem Tierversuch 

Wichtig für den Bundesverband ist die Erarbeitung einer EU-Strategie
für den lange anvisierten Ausstieg aus dem Tierversuch. Die Eurogroup
plant dazu Ende 2019 zusammen mit der EU-Ratspräsidentschaft,
Mitgliedern des EU-Parlamentes, der EU-Kommission sowie führenden
Life-Science-Instituten eine Veranstaltung in Brüssel. Weitere
wichtige Themen sind das Verbot von Wildtieren in Zirkussen, das Ende
der Pelztierhaltung, ein besserer Schutz für Fische,
Kennzeichnungssysteme für Haustiere, ein Ende des illegalen
Tierhandels, Regelungen zu Handel und Haltung exotischer Haustiere
sowie Lösungen für das friedliche Zusammenleben von Mensch und
Wildtier und, nicht zuletzt, das tierschutzgerechte Management von
invasiven Tierarten. Übergeordnet ist das Thema "Tierschutz und
Handelsbeziehungen", da die Welthandelsorganisation (WTO) großen
Einfluss auf das Tierschutzrecht hat. Derzeit werden auf EU-Ebene etwa
15 Handelsabkommen verhandelt. Viele davon berühren
Tierschutzinteressen, etwa die Haltung von "Masthühnern", Fischen und
"Legehennen".

Anmerkung:

(1) Intergroup on the Welfare and Conservation of Animals
(Interfraktionelle Arbeitsgruppe für "Wohlergehen und Erhaltung von
Tieren")

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019, S. 22

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





GENTECHNIK/038: Neue Gentechnik - der wirklich allerletzte Schrei?! (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2019
Neue Gentechnik: Zwischen Labor, Konzernmacht und bäuerlicher Zukunft

Neue Gentechnik - der wirklich allerletzte Schrei?!
AkteurInnen, Themen, Positionen

von Friedhelm von Mering



Die Entdeckung der CRISPR-Cas-Methode (eine molekularbiologische
Methode, um DNA zu trennen und zu verändern) hat die Debatte um
gentechnische Verfahren in der Landwirtschaft neu angefacht. Mit
"Dialog-Foren", Stellungnahmen und Positionspapieren trommeln
Industrieund Wissenschaftsverbände seitdem für den Einsatz der neuen
Gentechnik-Verfahren und gegen die bestehende Gesetzgebung auf Ebene
der Europäischen Union (EU), die für gentechnisch veränderte
Organismen ein Zulassungsverfahren einschließlich einer
Risikobewertung und eine Kennzeichnungspflicht vorsieht. Was die
aktuelle Debatte kennzeichnet und welche Fragen im Vordergrund stehen
(sollten), darauf versuchen dieser und die folgenden Artikel eine
Antwort zu geben.

Von Beginn an wurde die mediale Diskussion vor allem als
Wissenschafts- und Forschungsdebatte geführt. Forschungsakademien
feierten in Stellungnahmen die Möglichkeiten der neuen Techniken - und
bejubelten insbesondere den Umstand, dass deren Einsatz im Endprodukt
nicht nachweisbar sei.


Interessanterweise werden Artikel in der Presse auch vor allem
von WissenschaftsjournalistInnen verfasst, deren persönlicher
Hintergrund von "Laborwissenschaften" wie Chemie oder Medizin geprägt
ist; umweltund entwicklungspolitische Disziplinen sind stark
unterrepräsentiert.

Das ist erstaunlich, denn in der Debatte um die neuen
Gentechnikverfahren in Pflanzenzüchtung und Tierzucht geht es ja
primär nicht um molekulargenetische Themen, sondern um
landwirtschaftliche und ökologische Fragen: Wie lässt sich die
Sicherung einer gesunden (!) Ernährung mit den notwendigen Maßnahmen
zur Abwehr der Klimakrise oder des dramatischen Artensterbens
vereinbaren? Wie kann die massive Verdrängung bäuerlicher Strukturen
im Norden und kleinbäuerlich geprägter Agrarsysteme im Süden der Welt
gestoppt werden? Und was wünschen sich die VerbraucherInnen?
Logischerweise sollte sich erst dann die Frage stellen, welchen
Beitrag zur Bewältigung dieser Herausforderungen Züchtung in diesem
Kontext leisten kann - und welche Techniken dafür sinnvoll sind.

Interessanterweise geben die Gentechnik-Fans auf diese Fragen so gut
wie nie eine Antwort. Diskutiert wird über Basenpaare, Mutationsraten
und die Geschwindigkeit der genetischen Veränderung, aber nicht über
Agrarökosysteme, Bäuerinnen und Bauern, Böden, biologische Vielfalt,
Klima, Nachfragetrends im Lebensmittelmarkt oder gar Patentierung.
Noch relativ häufig wird die Versorgung einer wachsenden
Weltbevölkerung mit "Nahrungsmitteln" thematisiert - unter
weitgehender Missachtung entwicklungspolitischer wie
ernährungswissenschaftlicher Fakten (s. Artikel 9). Für Europa wird
vor allem die Entwicklung trockenheitsresistenter Pflanzen in den
Mittelpunkt gestellt. Hier tritt ein interessanter Dissens zwischen
MolekulargenetikerInnen und ZüchterInnen zu Tage: Während
GenetikerInnen den Eindruck vermitteln, man könne mit CRISPR & Co.
tatsächlich trockenheitsresistente Pflanzen kreieren, betonen
ZüchtungsexpertInnen, dass die Eigenschaften von Trockentoleranz
vermutlich auf deutlich mehr als 20 Genen basieren, die man weitgehend
noch nicht kennt. Wer glaubt, mit neuen Gentechniken dieses Problem
lösen zu können, hat also von Züchtung nur bedingt etwas verstanden.

Zudem wird die Klimakrise nicht nur zu längeren Trockenperioden
führen. Die verbleibenden Niederschlagsmengen werden sich auf
Starkniederschlagsereignisse ("Unwetter") konzentrieren.
"Trockenheits"-resistente Pflanzen haben auf dieses Problem keine
Antwort (s. Artikel 6).

Die Risikodebatte: "mächtig" oder harmlos?

Werden BefürworterInnen der neuen Gentechniken auf Risiken
angesprochen, reagieren sie entweder mit dem Verweis auf die angeblich
nur "kleinen Veränderungen" des Genoms (s. Artikel 2)[*] - oder mit einem
Gegenangriff: Statt Argumente für die Sicherheit "ihrer" Technologie
zu liefern, wird das seit Jahrzehnten genutzte Mutagenese-Verfahren in
Frage gestellt. Ungelöst bleibt dabei ein zentraler Widerspruch: Wenn
die neuen molekularen Werkzeuge so "mächtig" sind und man damit so
viel schneller neue Eigenschaften entwickeln kann - wie sollen sie
dann gleichzeitig "genauso wie die Natur" arbeiten und ganz harmlos
sein?

Ähnlich wie in der bisherigen Gentechnik-Debatte werden von
BefürworterInnen der neuen Techniken mögliche Anwendungen in der
Medizin (s. Artikel 11), der Grundlagenforschung und der
Landwirtschaft munter durcheinandergeworfen. Exemplarisch dafür ist
die Stellungnahme des Deutschen Ethikrates und der Max-Planck-
Gesellschaft: Während beide die Nutzung der neuen Gentechniken in der
menschlichen Keimbahn vehement ablehnen, weil diese auch "kommende
Generationen" treffen könnte, werden die potenziell viel komplexeren
und schwerer wiegenden Konsequenzen des Einsatzes in
(Agrar-)Ökosystemen ignoriert oder verharmlost. Hier zeigen sich auch
die Auswirkungen einer fehlgeleiteten Forschungspolitik, die sich
einseitig auf Labore und nicht auf die Umwelt konzentriert.[1]

Die Gentechnik-Lobby und ihr schwieriges Verhältnis zum Rechtsstaat


Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs am 25. Juli 2018 war ein
Schock für die BefürworterInnen der neuen Gentechniken (s. Artikel 4).
Denn nach dem juristisch wie sprachlich verquasten Plädoyer des
Generalanwalts im Januar hatten sie eine zumindest teilweise
Deregulierung der Gentechnik erhofft. Dass die höchsten RichterInnen
der EU in beeindruckender Klarheit feststellten, dass neue Verfahren
zur Genmanipulation (selbstverständlich) genauso reguliert werden
müssen wie die bisherigen, verleitete WissenschaftlerInnen wie
JournalistInnen zu heftigen Reaktionen. Vom "Abschied von den Fakten"
(SPIEGEL) war die Rede, die RichterInnen hätten sich von einem
"ominösen Bauchgefühl" leiten lassen (SZ).

Die Richterschelte ist umso erstaunlicher, als 2010 bereits das
Bundesverfassungsgericht ähnlich klar betonte, dass Gentechnik
"besonders tief in die Grundlagen des Lebens" eingreift und daher der
Gesetzgeber eine besondere Verantwortung gegenüber Mensch und Umwelt
habe.

Der Opfer-Mythos der Gentechnik-Forschung

Lauscht man gentechnikbegeisterten WissenschaftlerInnen oder
WissenschaftsjournalistInnen, scheinen Gentechnik-Forschende eine von
linksgrünen Wissenschaftsfeinden unterdrückte Minderheit zu sein. Als
Reaktion auf gentechnikkritische Kommentare wird gern der Untergang
der Forschungsfreiheit oder die Gefahr einer Abwanderung
"wissenschaftlicher Exzellenz" bemüht.

Dabei profitieren GentechnikForscherInnen in Deutschland wie überall
auf der Welt von üppigen Forschungsgeldern: Eine Anfrage der Grünen
Bundestagsfraktion ergab, dass nach wie vor zehnmal so viel Steuergeld
für die Gentechnikforschung wie für andere Verfahren in der Tier- und
Pflanzenzucht bereitgestellt wird.[2]

Umgekehrt wird ein Schuh draus: Weil Gentechnik-Forschende so viel
Geld erhalten, gibt es keine Ressourcen für bessere Alternativen wie
z. B. die ökologische Pflanzenzüchtung oder für echte
Risiko-Forschung. Wenn die Gentechnik-Lobby Forschungsfreiheit sagt,
meint sie die Sicherung Ihrer Forschungsmittel-Pfründe.

Innovation für wen?

BefürworterInnen der neuen Gentechnikverfahren sprechen gern von
"Innovation". Das ist kein Zufall. Zentrale Säule im EU-Umweltrecht
und deshalb das größte Dorn im Auge der Industrie ist das
Vorsorgeprinzip (Art. 191 AEUV). Eine Allianz aus Tabak-, Öl- und
Chemiekonzernen hat sich deshalb vor einigen Jahren ein
"Innovationsprinzip" ausgedacht und versucht, dieses Gegenmodell zum
Vorsorgeprinzip in der europäischen Politik zu etablieren. Gerüchten
aus Brüssel zufolge kommt die größte Unterstützung dafür übrigens aus
Deutschland ...

Dabei wird der Innovationsbegriff auf die Molekulargenetik-Ebene
reduziert. Wie ein Instrument zur Fortsetzung einer chemie- und
ölbasierten Intensivlandwirtschaft, deren verheerende Folgen aktuell
in den Berichten der Klima- und Biodiversitätswissenschaft
angeprangert werden, "innovativ" sein soll, wird nicht gefragt.
Ähnlich "innovativ" wäre eine neue Technologie zur Produktion von FCKW
oder verbleitem Benzin.

Dieses merkwürdige Innovationsverständnis geht zudem meilenweit an den
Trends im Lebensmittelmarkt vorbei: Dort sind ökologisch und
konventionell gentechnikfrei produzierte Lebensmittel seit Jahren die
Wachstumsgaranten, jede neue Umfrage bestätigt: Europas
VerbraucherInnen wollen keine Gentechnik auf Acker oder Teller.

Der Elefant im Raum: Patentierung

Die Einschränkung von Forschung, Züchtung und Landwirtschaft durch
Patente auf gentechnisch veränderte Konstrukte wird von
GentechnikBefürworterInnen besonders laut totgeschwiegen. Technische
Elemente in der Züchtung garantieren Patentierungsmöglichkeiten, das
gilt auch für CRISPR. Mehrfach haben sich Bundestag und
Bundesregierung gegen die Patentierung von Pflanzen und Tieren
ausgesprochen, zuletzt im aktuellen Koalitionsvertrag. Den Fans der
neuen Techniken ist das durchaus bewusst, daher versuchen sie, dieser
Debatte auszuweichen (s. Artikel 5). Fazit: Ja, die neuen Techniken
bedeuten einen großen Fortschritt in der genetischen Forschung. Daraus
jedoch eine Nutzung in der Landwirtschaft abzuleiten, ist
wissenschaftlich wie politisch äußerst fragwürdig.

Der Autor ist Referent für Politik beim Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft e. V. (BÖLW).



[1] https://www.forumue.de/rundbriefiii2017-die-wissenschaft-hat-festgestelltforschung-zwischen-geld-macht-und-gemeinwohlinteressen/

[2] https://www.boelw.de/themen/forschung-bildung/forschungspolitik/artikel/forschungspolitik-oeko-zuechtung-statt-gentechnik-foerdern/



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.

[*] Der Rundbrief ist als PDF auf der Homepage des Forums Umwelt & 
Entwicklung zu finden

 * 
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GENTECHNIK/248: Patente-Kartell für große Konzerne (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2019

Neue Gentechnik: Zwischen Labor, Konzernmacht und bäuerlicher Zukunft

Neue Gentechnikverfahren und Pflanzenzucht

Patente-Kartell für große Konzerne

von Christoph Then



In der Diskussion um die neuen Gentechnikverfahren wird immer wieder
das Argument vorgebracht, dass die neuen Technologien billiger seien
als die bisherige Gentechnik und deswegen auch von kleineren
Unternehmen eingesetzt werden könnten. Dabei wird übersehen, dass die
neuen Verfahren, bei denen u. a. Nukleasen wie CRISPR-Cas9 eingesetzt
werden, ebenso patentiert werden, wie die damit manipulierten Pflanzen
und Tiere. Schon die Erfahrungen mit der bisherigen Gentechnik zeigen,
dass das Patentrecht der eigentliche Motor der Entwicklung war: Mit
Patenten können die Konzerne Kontrolle über die Grundlagen der
Ernährung erlangen. Schon jetzt kontrollieren Konzerne wie DowDuPont
und Bayer/Monsanto große Teile des Saatgutmarktes. Mit dem Einzug der
neuen Gentechnik droht jetzt die Entwicklung eines regelrechten
Patent-Kartells.


Patente sind Monopolrechte: PatentinhaberInnen haben für 20
Jahre lang das Recht, allen anderen die wirtschaftliche Verwertung der
patentierten Erfindung zu verbieten oder für deren Nutzung
Lizenzgebühren zu verlangen. Mit der Gentechnik wurde das Patentrecht
auch erstmals systematisch auf die Pflanzenzucht angewendet. Große
Konzerne aus dem Bereich der Agrochemie, die zuvor schon ihre
Pestizide mit Patenten geschützt hatten, beantragten jetzt auch
Patente auf Gentechnik-Saaten und kauften gleichzeitig viele
traditionelle Züchter auf. Durch diese Strategie wurde Monsanto und
später Bayer zur Nummer 1 im Saatgutmarkt. Mit der neuen Gentechnik
wird diese Entwicklung konsequent fortgesetzt und sogar noch
ausgeweitet.

Das Broad Institute (in Kooperation mit dem Massachusetts Institute of
Technology, MIT & Harvard) und die Universität von Kalifornien gelten
als die "ErfinderInnen" der CRISPR-Technologie. Sie haben bereits
Hunderte Patente angemeldet, einige davon sind in Europa auch bereits
erteilt. Eine der Erfinderinnen der CRISPR-Technologie, Emmanuelle
Charpentier, arbeitet inzwischen in Deutschland und ist dort nicht nur
an der Gründung neuer Firmen beteiligt (ERS Genomics und CRISPR
Therapeutics), sondern kooperiert auch eng mit der Firma Bayer.

Konzerne wie Bayer (Monsanto) und DowDuPont (deren Agrarsparte in
Corteva umbenannt wurde) haben längst Verträge mit verschiedenen
ErfinderInnen der DNA-Schere geschlossen. Einige dieser Lizenzverträge
sind exklusiv, andere nicht. Nur wenn die Nutzungsrechte an den
Patenten nicht exklusiv vergeben werden, können auch andere Firmen
Verträge abschließen. Eine Übersicht wurde 2018 in Science
publiziert.(1) Im Bereich Pflanzenzucht sind dabei Verträge des Broad
Institutes und der University of California (bzw. deren Ausgründung
Caribou) mit Bayer/Monsanto und DowDuPont besonders wichtig.

Besonders erfolgreich beim Abschluss der Verträge war DowDuPont. Der
Konzern hat nicht nur mit einem der Inhaber der Grundlagenpatente
einen Vertrag abgeschlossen, sondern angeblich mit allen relevanten
Institutionen:(2) Genannt werden das Broad Institute, die Firmen
Caribou und ERS Genomics sowie die Vilnius-Universität. Jean
Donnenwirth von Pioneer/DowDuPont (Corteva) stellte das Vertragswerk
am 5. November 2018 bei einem Treffen von EU-Kommission und
verschiedenen Interessensgruppen vor, bei dem der Autor auch zugegen
war. Demnach gelang es DowDuPont, 48 Grundlagenpatente in einen
gemeinsamen Patente-Pool zu vereinen (35 Patente vom Broad Institute,
4 Patente der University of California, 2 Patente der
Vilnius-Universität und 7 Patente von DowDuPont). Zu dieser Anzahl von
Patenten muss man laut Donnenwirth Zugang haben, um die Technologie
vollumfänglich in der Pflanzenzucht einsetzen zu können. Der Clou:
DowDuPont kann gebündelte, nicht-exklusive Lizenzen zu diesem
Patente-Pool anbieten. Bedingungen dafür sind laut Donnenwirth u. a.
entsprechende Gebühren, Berichtspflicht, die Einhaltung von Leitlinien
und Vertraulichkeit. Die erste Firma, die 2018 zu diesen Bedingungen
entsprechende Verträge abgeschlossen hat, ist die US-Firma Simplot,(3)
die gentechnisch veränderte Kartoffeln entwickelt. DowDuPont hat dank
der Möglichkeit, Zugang zu diesem Patente-Pool zu gewähren, eine
bisher nicht dagewesene Marktmacht: Was auf der einen Seite als eine
"Demokratisierung" des Patentrechtes angepriesen wird,(2) entpuppt
sich bei genauerer Betrachtung als ein Mittel zur Kontrolle der
WettbewerberInnen und zur Absicherung einer marktbeherrschenden
Stellung. DowDuPont wird sozusagen zum Türwächter eines
internationalen Patent-Kartells. Auch wenn es für Konzerne wie Bayer
nach wie vor möglich ist, eigene, direkte Verträge abzuschließen,
kommt das für kleinere ZüchterInnen wohl kaum in Frage. Allein schon
die hohe Anzahl von relevanten Grundlagenpatenten zeigt, dass die
mittelständischen Züchter bereits in diesem frühen Stadium der
Technologieentwicklung weitgehend abgehängt sind, beziehungsweise in
neue Abhängigkeit von übermächtigen Konkurrenten kommen werden.

Patente der einzelnen Firmen

Für spezielle Anwendungen beantragen die Konzerne jeweils weitere
Patente, zusätzlich zu den bereits erwähnten Grundlagenpatenten. So
haben u. a. Bayer und DowDuPont eigene Patente auf Nukleasen, deren
Anwendung und entsprechend manipulierte Pflanzen angemeldet. In vielen
Fällen dienen die neuen Verfahren dabei allerdings nur als Mittel zur
Verfolgung alter Strategien. Sie werden in den Patenten oft nur als
technische Hilfsmittel zur Erzeugung weiterer herbizidresistenter und
insektengiftiger Pflanzen eingesetzt. Mit Hilfe der neuen
Gentechnikverfahren werden so alte Konzepte wieder zu innovativen
Erfindungen: Sowohl Bayer/Monsanto als auch DowDuPont haben Patente
auf glyphosatresistente Pflanzen angemeldet, die mit dem
CRISPR-Verfahren hergestellt werden. So kann auch in Zukunft das
Kerngeschäft - die Vermarktung herbizidresistenter Pflanzen wie Soja,
Mais, Raps und Baumwolle - durch neue Patentmonopole geschützt werden.

Es gibt aber auch Patente, die sich auf Anwendungen beziehen, die für
die neuen Gentechnikverfahren spezifisch sind: So melden DowDuPont und
auch Monsanto Patente auf natürlicherweise vorkommende DNA-Sequenzen
im Erbgut von Pflanzen an, die besonders für den Einsatz von Nukleasen
geeignet sein sollen. Andere Patentanmeldungen, bei denen neue und
alte Gentechnik zum Einsatz kommen, beziehen sich auf Pflanzen mit
verändertem Wachstum und Ertrag, veränderten Inhaltsstoffen,
Resistenzen gegen Krankheiten oder technischen Veränderungen an den
Nukleasen. In der Regel erstrecken sich die Patente auf Methoden,
Saatgut, Pflanzen und oft auch auf deren Ernte.

Bei den neuen Gentechnikverfahren im Bereich Nutzpflanzen führt
DowDuPont mit rund 60 internationalen Patentanmeldungen,
Bayer/Monsanto folgt mit über 30 auf Platz 2. Die Firma Calyxt, die
die erste Sojabohne vermarkten will, die mit neuer Gentechnik
verändert wurde, kommt auf mehr als 20. Weiterhin mit dabei sind
Syngenta und BASF, einige wenige Patente wurden auch von klassischen
Züchtungsunternehmen wie Rijk Zwaan und der KWS angemeldet.

Folgen für den Saatgutmarkt

Über die Patente wird der Einfluss der großen Saatgutkonzerne
weiterwachsen und der Konzentrationsprozess in der Branche weiter
vorangetrieben. Schon jetzt verfügen nur 3 Unternehmen, "Baysanto",
DowDuPont und Syngenta, über einen Anteil von über 50 Prozent am
internationalen Saatgutmarkt.

Die Erfahrung zeigt, dass sich kleine und mittelständische Züchter in
einer von Patenten geprägten Züchtungslandschaft nicht durchsetzen
können. Die Folgen dieser knallharten Patentstrategie waren bereits in
den 1990er Jahren absehbar, überlebt haben aber nur die Konzerne, die
sich die besten PatentanwältInnen leisten können und nicht nur einige,
sondern sehr viele Patente angemeldet haben. Die Einführung der neuen
Gentechnik wird diese Entwicklung noch forcieren und auf den Bereich
der Tierzucht ausweiten.

Der Konzern Genus, einer der größten im Bereich der Zucht
landwirtschaftlicher Nutztiere, hat bereits angekündigt, Tiere nutzen
zu wollen, die aus Genome Editing hervorgehen, und kooperiert dabei
insbesondere mit der Firma Recombinetics, die bereits über ein Dutzend
Patente auf Schweine und Rinder in Europa angemeldet hat.

Diese Entwicklung kann sogar erhebliche Auswirkungen auf die
herkömmliche Züchtung haben: Patentiert werden nicht nur technische
Verfahren, sondern auch die jeweiligen Pflanzen und Tiere mit ihren
Eigenschaften. Dabei gilt der sogenannte "absolute Stoffschutz": Die
Patente erstrecken sich auf alle Pflanzen und Tiere, die die
beschriebenen Eigenschaften haben, unabhängig davon, wie sie gezüchtet
oder gentechnisch verändert wurden. Ist also ein Salat z. B. resistent
gegen Blattläuse, gilt ein entsprechendes Patent sowohl auf den mit
CRISPR veränderten als auch den konventionell gezüchteten Salat. So
wird das gesetzliche Verbot der Patentierung konventioneller Züchtung
unterlaufen.

Autor Christoph Then ist Geschäftsführer des Vereins Testbiotech.




(1) Jorge L. Contreras/Jacob Sherkow (2017): CRISPR, surrogate
licensing, and scientific discovery. Science, Bd. 355 Nr. 6326, S.
698-700.
http://www.law.nyu.edu/sites/default/files/upload_documents/Contreras%20Sherkow%20-%202017%20-%20CRISPR%20Surrogate%20Licensing%20and%20Scientific%20Discovery.pdf.

(2) http://www.broadinstitute.org/news/ dupont-pioneer-and-broad-institute-join-forces-enable-democratic-crispr-licensing-agriculture.

(3) https://markets.businessinsider.com/news/stocks/j-r-simplot-company-secures-agricultural-research-and-commercial-license-from-corteva-agriscience-and-broad-institute-of-mit-and-harvard-1027434426.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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MEER/343: Blasentang zeigt gekoppelte Reaktionen auf Umweltveränderungen (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 15.10.2019

Blasentang zeigt gekoppelte Reaktionen auf Umweltveränderungen



15.10.2019/Kiel. Mehr kurzzeitige Hitzewellen, langfristig Erwärmung
und Versauerung, zunehmende Überdüngung und Sauerstoffarmut - marine
Ökosysteme sind vielfältigen Veränderungen ausgesetzt. Ebenso
vielfältig sind die Reaktionen der im Meer lebenden Organismen auf
einzelne dieser Faktoren. Biologinnen und Biologen des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel konnten jetzt erstmals bei
einer Großalge nachweisen, dass ihre Antwort auf unterschiedliche
Umweltveränderungen positiv und negativ gekoppelt sein können - was zu
einer Beschleunigung oder Ausbremsung ihrer Anpassung führt. Die
Studie ist jetzt in der internationalen Online-Fachzeitschrift
Scientific Reports erschienen.




[image: Foto: © Uli Kunz]

Gesunder Blasentang.

Foto: © Uli Kunz



Der Stress für marine Ökosysteme steigt. Die Erwärmung der Meere, das
Absinken des pH-Wertes des Meerwassers, die Zufuhr von Nährstoffen und
der Verlust von Sauerstoff setzt ihnen zu. Zwar können einzelne
Faktoren für bestimmte Arten durchaus einen Vorteil bedeuten. Andere
Veränderungen können den Lebensraum derselben Art aber auch
empfindlich einschränken. Die unterschiedlichen Wirkungen machen die
Abschätzung zukünftiger Verschiebungen der Artenvielfalt sehr
schwierig. "Eine der zentralen Fragen ist, ob die Reaktionen auf
verschiedene Veränderungen positiv oder negativ miteinander in
Verbindung stehen oder ob sie unabhängig voneinander ablaufen", sagt
Prof. Dr. Martin Wahl, Meeresbiologe am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für
Ozeanforschung Kiel.




[image: Foto: © Uli Kunz]

Kranker Blasentang.

Foto: © Uli Kunz



Biologinnen und Biologen des GEOMAR und der Universität Rostock
veröffentlichen jetzt in der internationalen Online-Fachzeitschrift
Scientific Reports eine Studie, die erstmals zeigt, dass bei einer
Schlüsselart in Küstenökosystemen, dem Blasentang Fucus vesiculosus,
Anpassungen an mehrere Veränderungen auf genetischer Ebene gekoppelt
sind. "Das kann Reaktionen des Blasentangs auf Veränderungen sowohl
beschleunigen als auch blockieren ", erklärt Professor Wahl,
Hauptautor der Studie.

Der Blasentang Fucus vesiculosus ist eine Braunalge, die auf harten
Untergründen entlang der Küsten des Nordatlantiks sowie in Nord- und
Ostsee siedelt. Wie andere Algen auch spielt er in bei der Bindung von
Kohlenstoff im Meer eine wichtige Rolle. Außerdem bildet er die
Grundlage von Ökosystem an den jeweiligen Küstenabschnitten. In der
Ostsee, aber auch in seinen anderen Verbreitungsgebieten, sind die
Bestände von Fucus vesiculosus seit Beginn des 21. Jahrhunderts stark
zurückgegangen. Die genauen Gründe dafür sind noch nicht endgültig
geklärt.

Für ihre Studie haben die Forscherinnen und Forscher eine spezielle
Versuchsanlage, die Kiel Outdoor Benthokosmen (KOB), genutzt. Sie
besteht aus insgesamt zwölf Versuchskammern, in denen in kleinem
Maßstab Küstenökosysteme nachgebildet werden können. Dank einer
komplexen Regeltechnik sind mehrere Umweltparameter manipulierbar. Da
die KOB auf einem Ponton in der Kieler Innenförde liegen und direkt
mit Wasser aus der Förde versorgt werden, kommen die Umweltbedingungen
innerhalb der Versuchsbecken der Natur sehr nahe.

In den Versuchskammern hat das Team über einen Zeitraum von zwölf
Monaten genetisch unterschiedliche Familien des Blasentangs erhöhten
Kohlendioxid-Bedingungen und daraus resultierenden niedrigeren pH-
Werten im Wasser, Wärmephasen, erhöhtem Nährstoffeintrag und Phasen
mit Sauerstoffarmut ausgesetzt. "Bei den einzelnen Familien handelte
es sich jeweils um die Nachkommen von nur einem Elternpaar", erklärt
Professor Wahl.

Die Reaktionen auf die verschiedenen Veränderungen waren klar
aneinander gekoppelt. So konnten Familien, die niedrigere pH-Werten
vertrugen, auch Erwärmung und höhere Nährstoffwerte vertragen - und
umgekehrt. Gleichzeitig waren genau diese Familien aber deutlich
anfälliger für Sauerstoffarmut. "In der Natur könnte das bedeuten,
dass eine Blasentang-Population, die sich an Überdüngung und
sommerliche Hitze angepasst hat, im Herbst durch den Auftrieb von
sauerstofffreiem Wasser aus der Tiefe besonders schwer geschädigt oder
ganz vernichtet wird", sagt Martin Wahl.

Insgesamt ist dem Team damit nicht nur der erste Nachweis gelungen,
dass Reaktionen auf verschiedene Symptome des globalen Wandels bei
einem marinen Primärproduzenten gekoppelt sein können. "Die Studie
zeigt auch, dass wir in Zukunft noch Forschung benötigen, welche die
Reaktionen von Organismen auf mehrere gleichzeitig oder zeitlich
versetzt auftretende Umweltveränderungen untersucht. Sonst ist es
schwer, belastbare Aussagen über die zukünftige Entwicklung von
Ökosystemen im Meer zu treffen", betont Professor Wahl.

Originalpublikation:

Al-Janabi, B., M. Wahl, U. Karsten, A. Graiff, and I. Kruse (2019):
Sensitivities to global change drivers may correlate positively or
negatively in a foundational marine macroalga. Scientific Reports,


https://doi.org/10.1038/s41598-019-51099-8
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FORSCHUNG/794: Studie zum Klimaschutz - Mehr Wald, weniger Fleisch (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 15.10.2019

Studie zum Klimaschutz: Mehr Wald - weniger Fleisch


Wald schützt das Klima. So kann Aufforstung wesentlich dazu beitragen,
die Erderwärmung gemäß dem Abkommen von Paris zu begrenzen. Welche
Bedingungen dazu in Europa erfüllt sein müssen, haben Forscherinnen
und Forscher am Karlsruher Institut für Technologie (KIT) anhand von
Simulationen untersucht. Wie die nun in der Zeitschrift Environmental
Research Letters (DOI: 10.1088/1748-9326/ab3744) publizierte Studie
zeigt, erfordert die ausreichende Vergrößerung der Waldflächen eine
Umstellung der Lebensmittelsystems, besonders die Verminderung des
Fleischkonsums.

Den globalen Temperaturanstieg auf deutlich unter zwei Grad Celsius
und möglichst auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen, sieht das Abkommen
von Paris vor. Landbasierte Klimaschutzmaßnahmen, vor allem
Aufforstung, Wiederaufforstung und das Vermeiden von Entwaldung,
können wesentlich dazu beitragen, dieses Ziel zu erreichen. Denn Bäume
entziehen der Atmosphäre durch den Aufbau von Biomasse das
Treibhausgas CO2 und bekämpfen dadurch die Erderwärmung. Die
Vergrößerung der Wälder konkurriert allerdings mit der Landwirtschaft
um Fläche, und zwar nicht nur regional, sondern auch international,
zumal das globale Bevölkerungswachstum und die Veränderung der
Ernährungsgewohnheiten die weltweite Nachfrage nach Lebensmitteln und
besonders nach Fleisch steigen lassen.

Unter welchen Bedingungen die Wälder in Europa genug Kohlenstoff
binden können, um das Pariser Klimaziel zu erreichen, haben
Forscherinnen und Forscher am Institut für Meteorologie und
Klimaforschung - Atmosphärische Umweltforschung (IMK-IFU), dem Campus
Alpin des KIT in Garmisch-Partenkirchen, und an der University of
Edinburgh, der Cranfield University/UK sowie von der TIAMASG
Foundation in Bukarest anhand von Computersimulationen untersucht. Für
ihre nun in der Zeitschrift Environmental Research Letters publizierte
Studie nutzten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ein
integriertes Modell, das im EU-Projekt IMPRESSIONS (Impacts and risks
from high-end scenarios: strategies for innovative solutions)
entwickelt wurde. Dieses interaktive internetbasierte Tool ermöglicht,
Auswirkungen des Klimawandels, Schadenspotenziale und
Anpassungsstrategien zu untersuchen. Dazu enhält die sogenannte
Integrated Assessment Platform (IAP) miteinander verbundene
Metamodelle zu Stadtentwicklung, Wasserressourcen, Hochwasser, Wald
und Landwirtschaft sowie Biodiversität und macht die Zusammenhänge
zwischen klimatischen und sozioökonomischen Faktoren sichtbar.

"Wir verglichen verschiedene Szenarien, in denen die Nachfrage nach
Fleisch, der Anbau von Energiepflanzen, die Bewässerungseffizienz
sowie die Ernteertragssteigerung variieren", berichtet Dr. Heera Lee
vom IMK-IFU des KIT, die Erstautorin der Studie. Von insgesamt 972
Simulationen für die 2050er-Jahre erreichen 351 die Mindestwerte
sowohl bei der Waldfläche wie bei der Lebensmittelversorgung. Das
bedeutet eine Vergrößerung der Waldfläche um mindestens 23 Prozent
gegenüber 2010, um das Pariser Klimaziel zu erreichen, sowie eine
Energiezufuhr von mindestens 2800 Kilokalorien pro Person und Tag.
Unter diesen erfolgreichen Simulationen erfordern 42 keinerlei
Änderung der Ernährungsgewohnheiten, verlangen jedoch eine
Ernteertragssteigerung von mindestens 30 Prozent innerhalb von Europa.
Sechs Simulationen erfordern, Fleisch von Wiederkäuern durch anderes
Fleisch zu ersetzen, 215 verlangen eine Reduktion des Fleischkonsums
um 25 bis 75 Prozent, 88 einen völligen Verzicht auf Fleisch, bei
jeweils mindestens 15 Prozent Ernteertragssteigerung. "Unsere Studie
zeigt, dass die für den Klimaschutz ausreichende Vergrößerung der
Waldflächen bei gleichzeitiger Sicherung der Lebensmittelversorgung
eine Umstellung des Lebensmittelsystems auf der Angebots- wie auf der
Nachfrageseite erfordert, wobei der teilweise oder völlige Verzicht
auf Fleisch in der Praxis eine Herausforderung darstellen dürfte",
erklärt Dr. Heera Lee. "Wichtig ist dabei, Lebensmittelimporte nach
Europa nicht zu steigern, um die Verlagerung von Lebensmittelerzeugung
und Entwaldung in andere Regionen der Erde zu vermeiden."

Originalpublikation (Open Access):

Heera Lee, Calum Brown, Bumsuk Seo, Ian Holman, Eric Audsley, George
Cojocaru, and Mark Rounsevell: Implementing land-based mitigation to
achieve the Paris Agreement in Europe requires food system
transformation.
Environmental Research Letters, 2019. 

DOI: 10.1088/1748-9326/ab3744

Weitere Informationen zum EU-Projekt IMPRESSIONS:

http://impressions-project.eu

Details zum KIT-Zentrum Klima und Umwelt:

http://www.klima-umwelt.kit.edu
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FORSCHUNG/580: Kirschanbau - problematischen Kupferpräparaten Paroli bieten (DBU)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt - 18. Oktober 2019

Kirschanbau: problematischen Kupferpräparaten Paroli bieten

Humboldt-Uni erprobt natürlichen Pflanzeninhaltsstoff Auxin als Schutz
gegen Bakterienbrand - DBU fördert



Berlin. Süßkirschen sind beliebt, fruchtig, aromatisch und gesund. Um
eine ertragreiche Ernte sicherzustellen und Bakterienbrand zu
verhindern, behandeln Obstbauern insbesondere im Ökolandbau ihre
Kirschbäume oft mit Kupferpräparaten. Unbehandelt führt diese
Krankheit zu massiven Schäden an Blättern und Früchten.
"Kupferpräparate sind aber eine große Belastung für die Ökosysteme.
Als Schwermetall ist Kupfer giftig und beeinträchtigt
Nährstoffkreisläufe - die Vielfalt der Arten wird so gefährdet", so
Alexander Bonde, Generalsekretär der Deutschen Bundesstiftung Umwelt
(DBU). In einem Projekt der Humboldt-Universität zu Berlin soll nun
der natürliche Pflanzeninhaltsstoff Auxin als Alternative zu den
schädlichen Kupferpräparaten erprobt und etabliert werden. Bonde:
"Auxin kann für die ökologische Landwirtschaft eine völlig neue
umweltverträgliche Alternative als Pflanzenschutzmittel sein." Die DBU
fördert das Projekt fachlich und finanziell mit rund 312.000 Euro.

Kupfer nachteiliges Pflanzenschutzmittel

"Kupfer bringt als Pflanzenschutzmittel einige Nachteile mit sich. Es
wirkt in der Umwelt giftig und reichert sich im Boden an. So werden
Nährstoffkreisläufe beeinträchtigt, was zu einem Rückgang der
Artenvielfalt führt. Auch als Pflanzenschutzmittel ist Kupfer
nachteilig: Erreger, die schon tiefer in die Pflanze eingedrungen
sind, können nicht erreicht werden", so Prof. Dr. Christoph-Martin
Geilfus, Projektleiter an der Humboldt-Universität Berlin. Ein
weiteres Problem entstehe bei der massiven Nutzung der Präparate.
Geilfus: "Einige Bakterienstämme haben schon Resistenzen entwickelt,
weshalb immer höhere Kupfermengen benötigt werden, um noch die
gewünschte Wirkung zu erreichen."

Auxin kann ein natürlicher Ersatz für Kupferpräparate sein

Auxine sind Stoffe, die auf natürlichem Wege in der Pflanze produziert
werden. Werde das im Rahmen des Projektes im Labor hergestellte Auxin
auf die Pflanzenblätter gesprüht, könne der Einsatz von
Kupferpräparaten erheblich verringert werden, weil sich die Bakterien
nicht mehr vermehren könnten - die Pflanzen blieben gesünder. "So kann
eine völlig neuartige umweltverträgliche Alternative zum Kupfer
angewendet werden", sagt Dr. Holger Wurl, DBU-Referent für
umweltgerechte Landnutzung und nachwachsende Rohstoffe. Ziel des
Projektes sei es, den Einsatz von Auxin erstmals unter
Produktionsbedingungen zu erproben. In enger Zusammenarbeit mit
Süßkirschenproduzenten soll das Verfahren in einer ersten Projektphase
unter kontrollierten Bedingungen im Gewächshaus getestet werden.
Danach sollen die Maßnahmen über einen Zeitraum von zwei Jahren auf
Feldstandorten erprobt werden.
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FORSCHUNG/579: Artenvielfalt nutzt der Landwirtschaft (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 16.10.2019

Artenvielfalt nutzt der Landwirtschaft



Rund 20 Prozent der Agrarflächen weltweit bringen heute weniger
Erträge als vor 20 Jahren. Schuld daran sei der Mensch, so die
Welternährungsorganisation FAO: Er habe nicht genug für den Schutz des
Artenreichtums getan.

Die Natur ist in vielerlei Hinsicht eine herausragende Dienstleisterin
für die Landwirtschaft. Bienen und Hummeln bestäuben Obstbäume und
andere Nutzpflanzen. Schlupfwespen und Raubkäfer fressen Schädlinge,
die sich sonst über die Ackerfrüchte hermachen würden. Dazu kommen
viele weitere Tierarten, die gratis für den Menschen arbeiten.

Die positiven Effekte der natürlichen Dienstleister fallen umso größer
aus, je höher die Artenvielfalt und je kleinteiliger die
Agrarlandschaft gestaltet ist. Wo dagegen riesige, monoton bepflanzte
Flächen vorherrschen, sind Vielfalt und Menge der nützlichen Lebewesen
deutlich verringert. Und das wirkt sich am Ende auch negativ auf die
Erträge aus.

Erkenntnis aus 89 Studien gewonnen

Der Mensch müsse für eine möglichst große Biodiversität sorgen, um
sich die Gratis-Dienstleistungen der Natur nachhaltig zu sichern. Es
genüge nicht, auf einige wenige Arten als Bestäuber oder
Schädlingsbekämpfer zu vertrauen. Dieses Fazit zieht nun auch ein
internationales Forschungsteam im Magazin Science Advances.

Die mehr als 100 beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
haben 89 Studien ausgewertet, in denen der Zusammenhang zwischen
Landnutzung, Biodiversität und den Gratis-Dienstleistungen der
Ökosysteme erforscht wurde. Die Studien fanden an fast 1500 Standorten
weltweit statt - von Maisäckern in den USA über Rapsfelder in
Südschweden, Kaffeeplantagen in Indien und Mangoplantagen in Südafrika
bis hin zu Weizenfeldern im Alpenraum.

Team vom Biozentrum federführend

Durchgeführt wurde diese Untersuchung von Matteo Dainese (jetzt Eurac
Research, Bozen), Emily Martin und Ingolf Steffan-Dewenter vom
Biozentrum der Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg. Der 
JMU-Professor und sein Team haben in den vergangenen Jahren viele
einschlägige Studien zu Artenvielfalt und Ökosystemdienstleistungen
durchgeführt - in der Umgebung von Würzburg, aber auch am
Kilimandscharo und in Südkorea.

Die weltweiten Analysen belegen erstmals in einer einheitlichen
Auswertung, dass der Verlust von Artenvielfalt wesentlich für die
geringere biologische Schädlingskontrolle und Bestäubungsleistungen in
ausgeräumten Agrarlandschaften ist. Ungefähr die Hälfte der Verluste
lassen sich nur durch die geringere Artenvielfalt, und nicht durch
eine geringere Menge von Bestäubern oder Gegenspielern erklären.
Weiterhin zeigt die Studie erstmals für beide
Ökosystem-Dienstleistungen, dass ihr Ausfall zu einer deutlichen
Ertragsreduktion führt.

Matteo Dainese, Erstautor der Studie erklärt: "Zum Beispiel sind
Landwirte weniger auf den Einsatz von Insektiziden angewiesen, wenn
eine natürliche Schädlingskontrolle durch eine hohe Biodiversität in
Argarökosystemen gewährleistet ist." Politik und Gesellschaft sollten
sich einer weiteren Verarmung der Agrarökosysteme entgegenstemmen, so
Steffan-Dewenter: "Wir brauchen eine Flurbereicherung", sagt der
Würzburger Ökologe. "Eine möglichst große Biodiversität in den
Agrarökosystemen wird zunehmend wichtig sein, um Erträge zu sichern
und die Auswirkungen des globalen Wandels abzufedern."

Zweitautorin Dr. Emily Martin von der JMU: "Es wird kontrovers
diskutiert, ob einige wenige, dominante Arten ausreichen, um
Bestäubung und natürliche Schädlingsbekämpfung zu gewährleisten.
Unsere Untersuchung deutet stark darauf hin, dass eine große Zahl von
Arten nötig ist, um die Dienstleistungen der Natur und gute Erträge
aufrecht zu erhalten."

Die Studie wurde im Rahmen der Projektverbünde EU-FP7 LIBERATION
(311781) und Biodiversa-FACCE ECODEAL (PCIN-2014-048) finanziell
gefördert.

Originalpublikation:

A global synthesis reveals biodiversity-mediated benefits for crop
production. Dainese et al., Science Advances, 16. Oktober 2019, DOI
10.1126/sciadv.aax0121

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news725147

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 16.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/1137: Ministerin Klöckner muss Landwirtschaftskommission schaffen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Gemeinsame
Pressemitteilung vom 18. Oktober 2019

Verbände: Ministerin Klöckner muss Landwirtschaftskommission
schaffen 

Ein gesellschaftlicher Konsens zur Zukunft der Landwirtschaft ist
notwendig und möglich



Berlin. Angesichts der aktuellen landwirtschaftlichen Proteste zur
Agrar- und Umweltpolitik ist ein breiter gesellschaftlicher Konsens
über die Zukunft der Landwirtschaft dringend notwendig. Die
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), der Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Brot für die Welt und
Greenpeace fordern die Bundesregierung und vor allem das
Bundeslandwirtschaftsministerium auf, umgehend eine Kommission
einzuberufen.

"Es müssen endlich klare und lösungsorientierte Rahmenbedingungen
geschaffen werden. Jetzt müssen alle Verantwortung zeigen", erklärten
die Verbände heute bei einer gemeinsamen Pressekonferenz in Berlin.
"Wir sind bereit, an konstruktiven Lösungen mitzuarbeiten. Eine
weltweit zukunftsfähige Landwirtschaft ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe."

Die Landwirtschaftskommission, der Vertreterinnen und Vertreter aus
der Landwirtschaft, von Seiten der Verbraucher, aus dem Umwelt-, Natur-
 und Tierschutz sowie aus der Entwicklungspolitik, dem Einzelhandel,
der Ernährungswirtschaft und den Ministerien angehören müssten, sollte
bis Anfang 2020 konkrete Maßnahmen vorlegen. Das Ziel ist: ein breiter
gesellschaftlicher und politischer Konsens über die Zukunft der
Landwirtschaft, ein Finanzierungskonzept und die Vermeidung eines
Strukturbruchs.

"Die Herausforderungen und die wirtschaftlich schwierige Situation auf
den Höfen in Deutschland zeigen, dass Veränderungen zwingend geboten
sind. Für die Bäuerinnen und Bauern müssen diese aber auch umsetzbar
sein und bezahlt werden", so die Verbände. Der Umbau der Tierhaltung
in Deutschland hin zu einer tiergerechten Haltung kostet laut
Wissenschaftlichem Beirat des Bundeslandwirtschaftsministeriums drei
bis fünf Milliarden Euro jährlich. Auch die notwendigen Veränderungen
hin zu einem klimaschonenden Ackerbau müssen finanziert werden. "Dies
ist aus dem Markt nicht zu erwirtschaften", so die Verbände. "Die
Agrar-Subventionen sind daher so umzuschichten, dass dieser Umbau
finanziert wird - hin zu einer nachhaltig wirtschaftenden
Landwirtschaft, welche auch kleineren und mittleren bäuerlichen
Betrieben eine Perspektive gibt. Ein solcher Umbau darf jedoch nicht
wieder zu Lasten von Bäuerinnen und Bauern in anderen Staaten gehen,
die keinen Zugang zu Subventionen haben und so im Handel benachteiligt
sind."

"Eine Einigung ist möglich", erklären die Verbände. "Wir sind davon
überzeugt, dass es einen gemeinsamen Weg gibt, der die berechtigten
Interessen der Gesellschaft an mehr Umwelt-, Klima- und Tierschutz und
an einer verantwortungsvollen Entwicklungspolitik mit dem
wirtschaftlichen Auskommen und der Existenzerhaltung bäuerlicher
Betriebe verbindet."

Zu der Notwendigkeit einer umfassenden Agrarwende und der Schaffung
einer Landwirtschaftskommission erklären die Vertreterinnen und
Vertreter der Verbände:

Martin Schulz, Bundesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft, Bauer aus dem Wendland, mit Neuland-Schweinehaltung:
"Die Landwirtschaft ist über Jahrzehnte von Politik, Wissenschaft und
Beratung darauf getrimmt worden billig für den Weltmarkt zu erzeugen.
Die landwirtschaftlichen Betriebe haben sich dem vielfach unterworfen.
Heute werden andere Anforderungen formuliert, die die Betriebe nicht
von heute auf morgen erfüllen können, bei den schlechten Marktpreisen
sowieso nicht. Wenn wir nicht wirtschaftliche Perspektiven eröffnen,
verlieren wir noch mehr bäuerliche Betriebe. Wir stemmen uns gegen
einen Strukturbruch in der Landwirtschaft, der die Probleme
verschärfen würde."

Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND): "Als BUND sehen wir uns an der Seite der Bauern.
In Zeiten von Klimawandel und Artensterben kommt der Landwirtschaft
eine zentrale Rolle zu. Wir sehen die Politik in der Pflicht, die
Weichen hin zu einer nachhaltigen ökologischen Landwirtschaft zu
stellen. Dazu braucht es eine neue Verteilung von Fördergeldern wie
auch einen ambitionierten Insektenschutz. Nur mit einem breiten
gesellschaftlichen Konsens kann die dringend notwendige Agrarwende
gelingen."

Martin Hofstetter, Greenpeace-Agrarexperte: "Landwirtinnen und
Landwirte bekommen die Auswirkungen der Klimakrise längst zu spüren.
Deshalb brauchen sie die Unterstützung der Gesellschaft. Fortschritte
beim Klimaschutz und der Anpassung an die Erderhitzung werden wir nur
gemeinsam stemmen können. Die Politik muss endlich mit klaren Vorgaben
für eine Agrarwende verlässliche Rahmenbedingungen für die
Landwirtschaft schaffen. Dazu gehört, dass der notwendige Umbau der
Betriebe und nachhaltiges Wirtschaften angemessen gefördert werden."

Francisco Mari, Brot für die Welt, Referent für Welternährung,
Agrarhandel, Meerespolitik: "Wir brauchen eine neue Agrarpolitik und
vor allem eine neue Agrarhandelspolitik, die endlich aufhören, die
Interessen der Bäuerinnen und Bauern in Nord und Süd gegeneinander
auszuspielen. Weltweit ist die Situation der bäuerlichen Betriebe und
Produzenten auf Grund unfairer Handelsbedingungen verzweifelt. Die
Bundesregierung muss sich dringend für neue multilaterale
Handelsbedingungen einsetzen, die die Einhaltung der Menschenrechte
garantieren, die Bäuerlichen Rechte stärken und hohe Sozial- und
Umweltstandards garantieren."

Elisabeth Fresen, Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft Bäuerin aus Verden/Aller, Biologischer Anbau mit
Mutterkuhhaltung: "Wir fordern, dass die Direktzahlungen aus Brüssel
nicht für jeden Hektar gleich ausgezahlt werden. Davon profitieren nur
die flächenstärksten Betriebe. Wir wollen, dass das Geld an soziale
und ökologische Kriterien gebunden wird: Vielfältige Fruchtfolge,
klimaschonenden Ackerbau, Erhalt von Hecken und anderen
Landschaftselementen, Erhalt der Biodiversität durch eine Vielfalt in
der Flächenstruktur, Erhalt von Grünland, Flächenbindung der
Tierhaltung, mehr Platz für die Tiere im Stall, Weidehaltung und
anderes mehr. Unsere bäuerlichen Leistungen für die Gesellschaft auf
dem Acker und im Stall werden gerechter honoriert und für unsere
Natur, das Klima und unsere Nutztiere ist das auch besser."

Ottmar Ilchmann, Landesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft in Niedersachsen/Bremen. Konventioneller Milchbauer
aus Ostfriesland: "Die wirtschaftliche Situation vieler Bauernfamilien
ist sehr angespannt. 2 Jahre Dürre, nicht ausreichende Erzeugerpreise
bei ständig steigenden Kosten - da können weitere Auflagen wie durch
die Düngeverordnung oder das Agrarpaket der Bundesregierung das Aus
bedeuten. Deshalb muss gelten: Gesellschaftliche Anforderungen haben
ihren Preis, ohne Umsteuern in der Förder- und Preispolitik können sie
nicht erbracht werden."

Die Landwirtschaftskommission muss nach Auffassung der Verbände
folgende Aufgaben haben:

Sie muss eine Nutztierstrategie für die nächsten 20 Jahre entwickeln.
Ziel ist ein Konsens für eine wirtschaftlich tragfähige Umsetzung
einer anspruchsvollen und für die Verbraucherinnen und Verbraucher
transparenten Tierwohlzielsetzung.

Zudem muss sie ein Konzept für eine EU-Agrarreform und ihre Umsetzung
in Deutschland einschließlich einer gerechten und zielgerechten
Honorierung bäuerlicher Leistungen für Klima-, Arten- und Umweltschutz
erarbeiten. Die bislang pauschal und unbegrenzt pro Hektar
ausgeschütteten EU-Direktzahlungen sind dafür zu nutzen. Negative
Außenwirkungen dieser Zahlungen müssen verhindert werden.

Weiterhin erforderlich ist ein Konzept für multilaterale Regeln für
den globalen Handel mit Agrargütern, die eine Einhaltung von
Menschenrechten sowie von hohen Sozial- und Umweltstandards
garantieren, die bisherige Agrarexportstrategie beenden und
Futtermittelimporte drastisch reduzieren.

Die Kommission muss außerdem eine Strategie mit einer anspruchsvollen
Zielsetzung für Umwelt-, Klima- und Artenschutz im Ackerbau und zu
deren wirtschaftlichen Umsetzung für die nächsten 20 Jahre entwerfen;
ebenso eine Klimaanpassungsstrategie, die den Bäuerinnen und Bauern
den Umbau ihrer Betriebe ermöglicht und einen positiven Beitrag zum
Klimaschutz leistet.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 18.10.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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KLIMA/718: Energiepreis - versteckte Handelsgewinne ... (SB)




Obschon immer mehr Wind- und Sonnenenergie produziert und diese
dadurch sehr viel preiswerter wird, steigen die Strompreise. Das geht
zum Teil auf die sogenannte EEG-Umlage zurück, wie sie im
Erneuerbare-Energien-Gesetz formuliert wird. Mit Hilfe dieser Umlage
werden die Kosten der staatlichen Subventionierung
(Einspeisegarantie) der Erneuerbaren Energien (z. B. Wind, Sonne,
Biomasse) auf die Stromkundinnen und -kunden umgelegt, wohingegen die
vier großen Netzbetreiber in Deutschland unverdrossen kräftige
Gewinne abschöpfen. Im nächsten Jahr wird der Strompreis erneut
steigen, und wenngleich zu erwarten ist, daß das mit der EEG-Umlage
begründet wird, liegt das keineswegs in dessen "Natur".

Am 15. Oktober gab die Bundesnetzagentur eine Erhöhung der EEG-Umlage
um 5,5 Prozent von 6,405 ct/kWh in diesem Jahr auf 6,756 ct/kWh im
nächsten Jahr bekannt. [1] Wenn von den Netzbetreibern und in den
Medien der Eindruck erzeugt wird, daß eine solche Erhöhung
automatisch zu einer Strompreiserhöhung führt, dann ist das eine
Täuschung, kritisiert der ehemalige Bundestagsabgeordnete der Grünen
Hans-Josef Fell diese Darstellung. Es werde bewußt immer wieder der
falsche Eindruck erzeugt, daß mit dem Ausbau der Erneuerbaren
Energien die Strompreise steigen würden. Seit mehr als zehn Jahren
leiteten daraus die Atom- und Kohlekonzerne in Verbindung mit der
Politik von Union, SPD und FDP die politische Forderung ab, "den
Ökostromausbau zum Schutze der Geldbeutel der Stromkund*innen
auszubremsen". [2]

Wie kommt Fell zu der Einschätzung? Der Strompreis wird nicht deshalb
teurer, weil sich die Produktion von Ökostrom verteuert, sondern weil
Ökostrom billiger wird. Denn genau dadurch steigt die EEG-Umlage, da
mit ihr die Differenz zwischen dem vom Staat festgelegten
Vergütungssatz, den die Stromproduzenten von den Netzbetreibern
erhalten, und dem Preis, den die Netzbetreiber beim Verkauf des
Stroms an der Leipziger Strombörse erzielen, ausgeglichen wird.

Die Energieversorger wiederum kaufen den Strom an der Leipziger
Strombörse, wo er an manchen Tagen kostenlos abgegeben wird. Die
Gewinne, die die Unternehmen an der Strombörse erzielen, werden nicht
an den Endverbraucher abgegeben, wohl aber werden die Preise erhöht,
sobald die EEG-Umlage steigt. Die stets unternehmensfreundliche
Bundesregierung unterstützt dieses Treiben und bittet die Bürgerinnen
und Bürger kräftig zur Kasse. Aus der gleichen
wirtschaftsfreundlichen Interessenlage heraus verabschiedet sie
Klimaschutzmaßnahmen, durch die alles beim alten bleibt und
Deutschland seine Klimaschutzziele verfehlt.

Jedes Jahr zum 15. Oktober wird die Höhe der EEG-Umlage von der
Wirtschaft ausgerechnet und von der Bundesnetzagentur abgesegnet. In
diesem Jahr teilte die Behörde mit: "Insgesamt prognostizieren die
Übertragungsnetzbetreiber für das Jahr 2020 einen
Gesamtzahlungsanspruch von Betreibern von
Erneuerbare-Energien-Anlagen in Höhe von 33,6 Mrd. Euro. Dem stehen
prognostizierte Vermarktungserlöse an der Strombörse in Höhe von rund
9,0 Mrd. Euro für den erneuerbaren Strom gegenüber. Die EEG-Umlage
deckt damit Förderkosten in Höhe von 24,6 Mrd. Euro."

Billiger Ökostrom verteuert den Strom am Ende aber nur deshalb, weil
der Staat die Subventionierung der Erneuerbaren Energien über die
EEG-Umlage auf alle Stromkundinnen und -kunden abwälzt. Nein, nicht
auf alle. Rund 2000 ausgerechnet besonders energieintensive
Unternehmen aus Industrie, Gewerbe und Schienenverkehr sind von der
EEG-Umlage befreit, obschon auf sie die Hälfte des industriell
verbrauchten Stroms entfällt und sie teils erheblich zu den
CO2-Emissionen Deutschlands beitragen. Begründet wird die
Freistellung von der EEG-Umlage damit, daß die Unternehmen im
internationalen Wettbewerb stehen, durch die nationale Regelung keine
Nachteile erleiden sollen und es zu vermeiden gelte, daß sie ins
Ausland abwandern.

Eine fundamentale Vorbedingung, die zum hohen Strompreis führt, wird
in der Regel nicht hinterfragt: Befänden sich die Energiekonzerne,
die eine staatliche Grundversorgung leisten, konsequenterweise auch
in staatlicher Hand könnte sich der Strompreis an den
Stromgestehungskosten orientieren und es würden nicht noch zusätzlich
die Profitinteressen der privaten Konzerne bedient. Auch bei
genossenschaftlichen Modellen würde der preiswerte Ökostrom stärker
den Strompreis bestimmen, die Leipziger Strombörse wäre überflüssig -
und als Zusatzeffekt die Einhaltung der Klimaschutzziele aus dem
Übereinkommen von Paris vermutlich bald kein Thema mehr, weil die
Produktion von Erneuerbaren Energien nicht mehr wie bisher
ausgebremst, sondern beschleunigt würde.

Die Verstaatlichung der Energiekonzerne dürfte natürlich nicht in
einen so flauen Vorschlag münden, wie er 2009 vom damaligen
Umweltminister Sigmar Gabriel mit seiner Idee einer Deutschen Netz AG
mit staatlichen Anteilen von nur 25,1 Prozent vorgeschlagen worden
war. [3] Der Rest und damit die Mehrheit an der Aktiengesellschaft
wäre dann ein leckerer Happen für BlackRock und andere Finanzakteure,
die ein Vermögen in Billionenhöhe verwalten und gerne auch vormals
staatliche Funktionen übernehmen, da sie sich damit unverzichtbar
machen. Sie sind dann nicht einfach nur systemrelevant, sondern sie
sind das System.

Auf die Frage "direkt an die Kanzlerin", warum die Energiekonzerne
nicht verstaatlicht werden, ließ Angela Merkel antworten: "Eine
Verstaatlichung der Energieunternehmen ist nicht geplant und wäre
auch gegen unsere Wirtschaftsordnung. Die Bundesregierung ist
vielmehr der Ansicht, dass eine effiziente, preisgünstige und
gleichzeitig sichere Energieversorgung am besten im Wettbewerb zu
erreichen ist." [4]

Die Wirtschaftsordnung steht also einem Umbau der Wirtschaftsordnung
im Wege. Ein zirkelschlüssiges Argument in Verbindung mit einer
"Ansicht" - die Antwort hätte schon etwas konkreter ausfallen können,
dann hätte sich die Regierung auch das Verschleiern durch allerlei
Verweise auf ihre Initiativen, auf die wir hier nicht eingehen wollen
und die mit der Eingangsfrage nichts zu tun haben, ersparen können.

Die Stromkosten steigen, weil immer mehr Strom immer billiger
hergestellt wird. Das ist Ergebnis einer Politik, die erst etwas
aufbaut, um es im nächsten Schritt wieder umzustoßen; einer Politik,
die aus Klimaschutzgründen ein Gesetz verabschiedet, aber zugleich
die größten Energieverbraucher entlastet; einer Politik, die den
Ökostrom fördert, aber ihn dann wieder unattraktiv macht.


Fußnoten:

[1] https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2019/20191015_EEG.html

[2] https://hans-josef-fell.de/eeg-umlage-2020-steigt-aber-damit-nicht-zwingend-der-strompreis

[3] https://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/netz-ag-umweltministerium-will-stromnetze-verstaatlichen-a-645411.html

[4] https://www.direktzu.de/kanzlerin/messages/warum-werden-energiekonzerne-nicht-verstaatlicht-32811
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AKTIONSTAGE/1042: Aktiv für Artenvielfalt - Bach-Aktionstag am 2.11. in Schenefeld (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 16. Oktober 2019

Aktiv für Artenvielfalt

Am 2. November
2019 veranstaltet der NABU Hamburg einen Bach-Aktionstag an der
Düpenau in Schenefeld.



Der NABU Hamburg und die NABU Gruppe Schenefeld-Halstenbek
veranstaltet am Samstag, 2. November 2019 in Kooperation mit der Stadt
Schenefeld einen Bach-Aktionstag an der Düpenau. Gemeinsam mit
freiwilligen Helferinnen und Helfern werden die NABU-Aktiven einen
weiteren Abschnitt durch den Einbau von Kies und Geröll naturnäher
gestalten. "In Bächen wie der Düpenau gibt es immer noch viele
strukturarme Bereiche", erklärt Eike Schilling, Referent für
Gewässerschutz beim NABU Hamburg. "Durch den Einbau von Kies und
Geröll wollen wir mehr Vielfalt im Bach schaffen. Die dadurch
entstehenden Vertiefungen, sogenannte Kolke oder Stromschnellen sind
für viele Fische und kleinere Bachlebewesen wichtig, die in eintönigen
und verarmten Bächen keinen Lebensraum finden". Nach langen
Trockenphasen im Sommer trocknen manche Bäche teilweise aus und Kolke,
in denen noch ein Rest Wasser vorhanden ist, können überlebenswichtig
werden. Anwohner und interessierte Bürger sind herzlich eingeladen,
mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Wer am Bach-Aktionstag an der Düpenau mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 30. Oktober 2019, 15 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben.

Kontakt: Ralf Sinnigen, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37, Aktionstage@NABU-Hamburg.de.

Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Gewässer wieder mehr
Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich mehr Natur
in die Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in diesem Jahr
insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger Stadtgebiet und in
Schenefeld, um die Bäche der Region wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.10.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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COMIC STRIP/0143: Hartze - Spitze ... (SB)
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